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1. Einleitung 

1.1. Projekthintergrund 
Geoinformationen werden in zahlreichen Bereichen staatlicher Aufgabenerfüllung 
generiert, kompiliert, administriert, ausgetauscht, verkauft oder in sonstiger Weise 
wirtschaftlich verwertet. Der Bogen zugrunde liegender Rechtsvorschriften spannt 
sich vom Bundesrecht (z.B. Forstrecht, Vermessungsrecht, Wasserrecht) bis zum 
Landesrecht (z.B. Natur- und Landschaftsschutzrecht, Raumordnungsrecht, jagd- 
und Forstrecht), wobei einzelnen Materien sowohl auf Bundes- als Auch Landesma-
terie geodatenrelevante Bestimmungen enthalten (z.B. Umweltinformationsrecht, Ab-
fallwirtschaft, Bodenreform), und umfasst sowohl „formal-prozedurale“ Bestimmun-
gen als auch materiellrechtliche Regelungen über planerische Festlegungen oder 
Datenerhebungspflichten. Auf der Ebene der Vollziehung sind alle drei staatlichen 
"Ebenen" (Bund, Länder, Gemeinden) – somit alle Gebietskörperschaften – betrof-
fen. Hinzu kommt die Sondersphäre ausgegliederter bzw. privatisierter (aber weiter-
hin unter mehr oder weniger intensiver staatlicher Einflussnahme stehender) Rechts-
träger. 

1.2. Untersuchungsgegenstand und -ziel 
Die Studie gliedert sich im Wesentlichen in zwei Bereiche: 

Teil A: Strukturell-prozedurale Regelungen für Geodaten 
Aufarbeitung und Darstellung des einschlägigen strukturell-prozeduralen Regulativ-
rahmens im Hinblick auf Geoinformationen, unter besonderer Berücksichtigung des 
einschlägigen EU-Rechts. 

• Behandelt werden in diesem Teil vor allem folgende Aspekte von Geodaten: 

• Öffentlichrechtliche Aspekte  

• Kompetenzen im Bereich von raumbezogenen Materien 

• Verarbeitung von Geodaten als öffentliche Aufgaben bzw. im Bereich der  
Privatwirtschaftsverwaltung 

• Auskunftspflicht, Amtsverschwiegenheit, Amtshilfe und Datenschutz 

• Europarechtliche Aspekte 

• insbesondere PSI-Richtlinie,  

• Privatrechtliche Aspekte 

• ausgewählte urheberrechtliche Aspekte 

• grundlegende haftungsrechtliche Aspekte 

• wettbewerbsrechtliche Aspekte 

Teil B: Gedoatenrelevante Bestimmungen in den Materiengesetzen 
Aufarbeitung und Darstellung der im Hinblick auf Geoinformationen materiell relevan-
ten, österreichischen Rechtsnormen 
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Ausgehend von der Zusammenstellung der rechtlichen Grundlagen für Geodaten 
(aus ÖROK-Empfehlung 51) werden gültige Materiengesetze, die sich auf Geodaten 
beziehen bzw. raumrelevante Daten vorschreiben, dargestellt und typisiert. Die Typi-
sierung erfolgt nach folgenden Merkmalen: 

• Rechtliche Grundlagen 

• Behörden 

• Bestandsaufnahmen und Datenerhebungspflichten 

• Planerische Festlegungen 

• Dokumentation von Daten und planerischern Festlegungen 

• Darstellung und planerische Grundlagen 

• Auskunft- und Informationspflichten 

• (Norm)-Adressaten 
Aus der Vielfalt gesetzlicher Grundlagen ergibt sich einerseits ein – die Rechtsord-
nung des modernen Leistungsstaats grundsätzlich prägendes – Übersichtsproblem. 
In concreto besteht aufgrund bestimmter Entwicklungen ein besonders dringendes 
Bedürfnis nach einer übersichtlichen, möglichst typenbildenden Aufarbeitung der in-
soweit materiell relevanten Normen, soll doch eine gesamtösterreichische, verbindli-
che Geodatenpolitik anvisiert werden. Als materiell relevante Normen sind also hier 
die gesetzlichen Grundlagen der Generierung bzw. Kompilierung, Pflege und Verwer-
tung von Geoinformationen angesprochen. Die Darstellung erfolgt anhand einer zu 
entwickelnden Systematik, die eine datenbankgestützte Ablage und Abfrage ermög-
licht. 
Darüber hinaus tritt andererseits die Ebene der im konkreten Fall strukturell bzw. 
"prozedural" relevanten Normen in den Vordergrund. Erhebung, Verarbeitung und 
Verwertung von Geoinformationen sind in einen prinzipiellen regulativen Rechtsrah-
men eingebettet, der über die materiell relevanten Normen bei weitem hinausgeht. 
Dieser Regulativrahmen umfasst in seiner strukturellen Dimension bestimmte verfas-
sungsrechtliche Aspekte (z.B. Auskunftspflicht, Amtsverschwiegenheit – Kompetenz-
fragen sollen hingegen im Rahmen dieser Untersuchungsphase noch ausgeklammert 
bleiben) ebenso wie Normen, die auf supranationaler Ebene entstehen bzw. entstan-
den sind (z.B. EU-Richtlinie über die Weiterverwendung von Informationen des öf-
fentlichen Sektors sowie weitere supranationale Initiativen) und in Bälde in das öster-
reichische Recht umzusetzen sein werden.  
Die "prozedurale" Dimension fokussiert prima vista auf Fragen des Datenschutz-
rechts oder des Urheberrechts - jeweils im Zusammenhang mit Generierung bzw. 
Kompilierung, Pflege und Verwertung von Geoinformationen. Die insoweit relevanten 
Rechtsnormen stehen außerhalb der oben angesprochenen, materiell relevanten 
Normen (Datenschutzgesetz, Telekommunikationsgesetz, Urheberrechtsgesetz), 
haben jedoch in Bezug auf die "Prozeduren" betreffend Geoinformationen hohe Re-
levanz (z.B. Entstehung des Urheberrechtsschutzes bei Generierung oder Kompilie-
rung von Geoinformationen, Verwertungsrechte und Rechtseinräumung, urheber-
rechtlicher Rechtsschutz bei Eingriffen; Datenschutz bei Weitergabe, Verpflichtung 
zur Gewährleistung von Datensicherheit usw.). 
Ziel der Studie ist es, eine systematische Überblicksdarstellung aller für Geodaten 
materiell relevanten bzw. strukturell-„prozedural“ relevanten Normen anhand der gel-

 5



Rechtsvorschriften für Geodaten in Österreich 

tenden Rechtslage zu formulieren, in die der Regulativrahmen der EU (insb. RL 
2003/98/EG, "PSI"-RL) durchgängig eingearbeitet ist. 

1.3. Methodik und Arbeitsweise 

Die relevanten gesetzlichen Bestimmungen auf europarechtlicher, sowie auf Ebene 
des Bundes und der Länder wurden analysiert und ausgewertet. Bei der Darstellung 
der geodatenbezogenen Regelungen in den jeweiligen Materiengesetzen des Bun-
des und der Länder kann infolge der Fülle an Vorschriften lediglich eine demonstrati-
ve Aufzählung der relevanten Bestimmungen erfolgen. Die Erfassung tatsächlich al-
ler Bestimmungen mit unmittelbarem (bzw. mittelbarem) Raumbezug im den Verwal-
tungsgesetzen würde diese Studie bei weitem überfordern. 
Eine Vielzahl von (Bestimmungen hinsichtlich) Geodaten werden in materiellrechtli-
chen Ausführungen aufgelistet, wobei zwei Auswahlkriterien für die Berücksichtigung 
in der Studie Anwendung finden: 

• Gesetzlicher Auftrag zur Erhebung von raumbezogenen Daten 

• Rechtsvorschriften über planliche Festlegungen 
Die Fülle von rechtlichen Regelungen mit einem räumlichen Bezug bzw. über den 
Umgang mit Daten bringt es mit sich, dass die Auflistungen lediglich demonstrativ 
und keinesfalls taxativ sind. Allein die Erfassung aller rechtlich vorgeschriebenen 
(raumrelevanten) hoheitlichen Plandokumente ist ausgesprochen aufwendig, zumal 
in vielen Fachbereichen durch (wenig bekannte) Nebengesetze oder Verordnungen 
Bestimmungen für Grundlagenforschungen oder Planungspflichten bzw. -
ermächtigungen geregelt sind. Dies gilt in besonderem Maße auch für Bestimmun-
gen über Datenerhebungen, deren Darstellung ebenfalls nur für ausgewählte Mate-
rien erfolgt. 
Im europarechtlichen Teil wurden dazu, neben den zu besprechenden Richtlinien 
deren vorbereitenden Dokumente, die Stellungnahmen diverser europäischer sowie 
nationaler Institutionen, sowie Grundsatzpapiere europäischer Behörden z.B. Grün-
bücher der Kommission analysiert. Zusätzliche Informationen wurden von Stabstellen 
der Europäischen Kommission, von internationalen akademischen Projektgruppen 
und nationalen, mit der Umsetzung der betreffenden Richtlinien befassten Gremien 
eingeholt. Zur Interpretation wurde selbstverständlich auf Kommentare zum Europäi-
schen Recht sowie auf die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zurück-
gegriffen. 

1.4. Bearbeiterteam 
Auftragnehmer ist das Institut für Rechtswissenschaften der TU Wien, nunmehr De-
partment für Raumentwicklung, Umwelt- und Infrastrukturplanung, Fachbereich 
Rechtswissenschaften. 
Die Ausführung der Studie erfolgte durch:  

• Ass.-Prof. Dipl.-Ing. Dr.techn. Arthur Kanonier: Teil B 

• Vertr.Ass. Mag.iur Dr.iur. Wolfram Proksch: Teil A 

• Mag.iur. Karin Hiltgartner, E.MA: europarechtliche Aspekte und Wettbewerbs-
recht 
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1.5. Einleitendes zum Begriffsverständnis 
Den im Endbericht betreffend Teil A verwendeten Begriffen wurden jene Typisierun-
gen und Definitionen der ÖROK zu Grunde gelegt, welche von dieser erarbeitet wur-
den bzw. im Allgemeinen verwendet werden.1 Demnach sind Geodaten orts-, lage- 
bzw. raumbezogene Daten, die einen Teil der Erdoberfläche und die darauf, darüber 
oder darunter befindlichen technischen und administrativen Einrichtungen sowie 
geowissenschaftliche, ökonomische und ökologische Gegebenheiten beschreiben. In 
diesem Zusammenhang werden seitens der ÖROK 1) öffentliche Geodaten, welche 
zum Vollzug der Gesetze und zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben notwendig und von 
wirtschaftlichen Interesse unabhängig sind, 2) Geobasisdaten, welche zur grundsätz-
lichen Orientierung und Identifikation in definierten Bezugssystemen dienen und flä-
chendeckend in bestimmter Qualität bereitgehalten werden (z.B. Katastralmappe, 
Grundbuch, Koordinatendatenbank, etc), 3) Geofachdaten, welche fachspezifische 
Inhalte über ein bestimmtes Sachthema bereithalten (z.B. Verkehrsnetze, Gewässer-
netze, Flächenwidmungspläne, Bebauungspläne) sowie 4) Metadaten, welche Daten 
über Geodaten darstellen und verschieden Eigenschaften wie etwa Identifikation, 
Bedeutung, Qualität etc beschreiben, unterschieden. Sog Geoinformationen sind da-
bei im anwendungsrelevanten Kontext zu sehen und verfügen im Unterschied zu den 
(zu Grunde liegenden, reinen) Geodaten über syntaktische bzw. strukturelle Aspekte 
und damit eine inhaltliche Bedeutung, welche den Anwender zur Erfüllung bestimm-
ter Aufgaben besser befähigt.2  
Der Begriff Geodaten wird im Folgenden als Überbegriff für Geobasisdaten, Geo-
fachdaten, Metadaten und Geoinformationen verwendet. Festgehalten wird an dieser 
Stelle, dass im Österreichischen Recht bislang weder für die genannten Unterbegriffe 
noch für den Überbegriff Geodaten eine Legaldefinitionen existiert. Der Entwurf eines 
Schweizer (Bundes-) Geoinformationsgesetzes (GeoIG) sieht etwa Legaldefinitionen 
für folgende Begriffe vor: Geodaten, Geobasisdaten, Eigentümerverbindliche Geoda-
ten, behördenverbindliche Geodaten, Geometadaten, Geodatenmodelle, Darstel-
lungsmodelle, Geodienste und Kataster.3 Der EU-RL-Vorschlag KOM(2004) 516 
endg zur Schaffung einer Raumdateninfrastruktur in der Gemeinschaft (INSPIRE) 
enthält hingegen in Art 2 Legaldefinitionen der Begriffe „Raumdatensätze“ und 
„Raumdatendienste“. Als sog Raumdatensätze werden dabei alle Raumdatenbe-
stände verstanden, welche sich (a) auf ein Gebiet unter der Rechtsprechung eines 
Mitgliedstaats, auf die ausschließliche Wirtschaftszone/den Such- und Rettungsbe-
reich eines Mitgliedstaats oder auf ein Gebiet mit vergleichbarem Status beziehen; 
(b) in elektronischer Form vorliegen; c) sich im Besitz der folgenden Personen bzw. 
Einrichtungen befinden (i) einer Behörde, wurden von einer Behörde produziert oder 
dieser übermittelt oder werden von dieser Behörde verwaltet oder aktualisiert; (ii) ei-
ner natürlichen oder juristischen Person, die die Daten für eine Behörde bereithält; 
(iii) von Dritten, die gemäß Artikel 17 Absatz 3 auf Heraufladedienste zugreifen kön-
nen; schließlich müssen Raumdatensätze nach Art 2 (d) eines oder mehrere der in 

                                            
1 ÖROK, Grundlagen der Geodatenpolitik, vgl. insbesondere Punkte 1. u 2., online verfügbar unter 
http://www.oerok.gv.at/Geodatenpolitik/gdp_grundlagen.htm. 
2 ÖROK, Grundlagen der Geodatenpolitik, Vgl. Punkt 1.2. 
3 Vgl. dazu insbesondere die auf der Website des Schweizer Bundesamts für Landestopographie ver-
fügbaren Informationen unter http://www.swisstopo.ch/de/about/geoig.htm/ sowie auch die Website 
der Schweizer Bundesverwaltungs-GIS-Koordination, http://www.kogis.ch/framset/recht_d.htm.  
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den Anhängen I, II und III des RL-Vorschlages aufgelisteten Themen betreffen (ins-
besondere unter anderem Identifikatoren für Eigentum, Bodenbedeckung, Orthofo-
tografie, Geologie, Bodennutzung, Gebäude, Landwirtschaft und Aquakultur, Gebiete 
mit natürlichen Risiken, meteorologisch-geographische Merkmale, etc).4 Unter sog 
„Raumdatendienste“ versteht der RL-Vorschlag Tätigkeiten, die über eine Computer-
anwendung im Zusammenhang mit den in Datensätzen enthaltenen Raumdaten oder 
den damit zusammenhängenden Metadaten vorgenommen werden.5

Weitere Legaldefinitionen finden sich in Art 6 des RL-Vorschlages: „Raumdaten“ sind 
demnach alle Daten mit direktem oder indirektem Bezug auf einen spezifischen 
Standort oder ein geographisches Gebiet; „Räumlicher Gegenstand“ ist eine abstrak-
te Darstellung eines tatsächlich vorhandenen Gegenstands mit Bezug zu einem spe-
zifischen Standort oder einem geographischen Gebiet; „Metadaten“ sind schließlich 
Informationen, die Raumdatensätze und Raumdatendienste beschreiben und es er-
möglichen, diese zu finden, in Verzeichnisse aufzunehmen und zu nutzen.6

Soweit im Folgenden von der Verarbeitung von Geodaten gesprochen wird, ist dies 
in etwa iSd der datenschutzrechtlichen Definition7 dieses Begriffs gemeint und um-
fasst das Erfassen, Ermitteln, Speichern, Aufbewahren, Ordnen, Vergleichen, Verän-
dern, Verknüpfen, Vervielfältigen, Abfragen, Ausgeben, Benützen, Überlassen, Sper-
ren, Löschen, Vernichten und jede andere Art der Handhabung von Geodaten. 
 

 

                                            
4 Vgl. Art 2 sowie Anhang II, III des EU-RL-Vorschlages KOM (2004) 516 endg zur Schaffung einer 
Raumdateninfrastruktur in der Gemeinschaft (INSPIRE). 
5 Ibid. 
6 Vgl. Art 6 KOM (2004) 516 (INSPIRE). 
7 Vgl. § 4 Z 9 DSG 2000. 
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Teil A: Strukturell-prozedurale Regelungen für Geodaten 

A.1. Öffentlichrechtliche Aspekte 

1.1. Kompetenzen im Bereich von Geodaten 
Entsprechend der Vielfalt von Geodaten existieren ebenso zahlreiche wie vielschich-
tige rechtliche Grundlagen für deren Verarbeitung.  
Auf völkerrechtlicher Ebene bestehen vor allem Staatsverträgen hinsichtlich des 
Grenzverlaufs der Republik Österreich, welche auch Geodaten betreffende Regelun-
gen enthalten. Zu nennen ist insbesondere der Staatsvertrag von St. Germain, wel-
cher die Grenzen Österreichs relativ genau festlegt; diese wurden aber durch eine 
Reihe von StV geringfügig geändert und präzisiert. Weiters existieren zahlreiche 
Bundesverfassungs- und Landesverfassungsgesetze zum Grenzverlauf der Bundes-
länder, da sowohl eine Änderung des Bundesgebiets, die zugleich Änderung eines 
Landesgebietes ist, als auch die Änderung von Landesgebieten innerhalb des Bun-
desgebietes nach Art 3 Abs. 2 B-VG übereinstimmender Verfassungsgesetze des 
Bundes und der betroffenen Länder bedürfen.8  
Auf bundesgesetzlicher Ebene9 finden sich unter anderem im Staatsgrenzengesetz, 
im Vermessungsgesetz, im Liegenschaftsteilungsgesetz, im Flurverfassungs-
Grundsatzgesetz 1951, im Allgemeinen Grundbuchsgesetz, im Grundbuch-
umstellungsgesetz, im Umweltinformationsgesetz, im Umweltkontrollgesetz, im O-
zongesetz, im Immissionsschutzgesetz, im Abfallwirtschaftsgesetz 2002, im Melde-
gesetz, im Hauptwohnsitzgesetz, im Forstgesetz, im Wasserrechtsgesetz, im Hydro-
graphiegesetz, im Bundesstraßen-Übertragungsgesetz bzw. im Bundesstraßen-
gesetz 1971, im Starkstromwegegesetz und im Gesetz über elektrische Leitungsan-
lagen, im Telekommunikationsgesetz 2003 sowie im Mineralrohstoffgesetz Normen, 
welche Geodaten betreffen. Diese Aufzählung ist angesichts der Fülle der betroffe-
nen Materien, bei welchen Geodaten Relevanz zukommt (im Folgenden kurz als 
„raumbezogene Materien“ bezeichnet), jedoch keineswegs abschließend; hinzu 
kommen weiters zahlreiche Verordnungen10 (VO), welche die genannten Gesetze 
teils konkretisieren bzw. auf diesen beruhen: Zu nennen sind insbesondere die Ver-
messungs-VO, die Waldentwicklungsplan-VO, die VO über Gefahrenzonenpläne, die 
Wassergüte-Erhebungs-VO, die Eisenbahnbuch-VO, die Zivilflugplatz-VO, etc. Auch 
diese Aufzählung ist freilich lediglich exemplarisch und nicht taxativ.  
Auf landesverfassungsgesetzlicher, landesgesetzlicher und VO-Ebene enthalten ins-
besondere die Raumordnungsgesetze, die Natur- und Landschaftsschutzgesetze, 
die Umweltinformationsgesetze, die Jagd- und Fischereigesetze, die Weinbaugeset-

                                            
8 Vgl. näher dazu Walter/Mayer, Grundriss des österreichischen Bundesverfassungsrechts8, RZ 182ff. 
9 Vgl. zu den Rechtsquellen für die Verarbeitung von Geodaten ausführlich diesen Teil der Studie.  
10 Vgl. Walter/Mayer, Grundriss des österreichischen Bundesverfassungsrechts8, RZ 592: VO sind 
generelle Rechtsvorschriften, welche von Verwaltungsbehörden erlassen werden und die sich ihrem 
Inhalt nach an die Rechtsunterworfenen (nach außen) richten. Verwaltungswissenschaftlich können 
sog DurchführungsVO, gesetzesändernde, gesetzesvertretende und gesetzesergänzende VO unter-
schieden werden. Nach der allgemeinen Ermächtigung des Art 18 Abs. 2 B-VG darf jede Verwal-
tungsbehörde [...] augrund der Gesetze innerhalb ihres Wirkungskreises VO erlassen, wobei sich dies 
nach der hL nur auf DurchführungsVO bezieht. 
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ze, die Planzeichen-VO etc Regelungen zur Erhebung und Verarbeitung von Geoda-
ten.  
Die weit gefächerte Verteilung der Rechtsgrundlagen für Geodaten auf mehrere E-
benen des Stufenbaus der Rechtsordnung (insbesondere BVG, LVG, BG, LG und 
VO) ergibt sich gerade auch aus der Vielschichtigkeit der verfassungsrechtliche 
Kompetenzen zur Gesetzgebung und/oder Vollziehung im Bereich jener Materien, 
bei welchen Geodaten Bedeutung zukommt. Diese Kompetenzen zur Gesetzgebung 
und/oder Vollziehung sind auf sämtliche Gebietskörperschaften – nämlich sowohl auf 
den Bund, als auch auf die Ländern und die Gemeinden - aufgeteilt. 
Die Bundeskompetenzen im Bereich von raumbezogenen Materien betreffen dabei 
insbesondere das Vermessungswesen, das Bergwesen, das Forstwesen, das Was-
serrecht, das Starkstromwegerecht (allesamt Art 10 Abs. 1 Z 10 B-VG), das Ver-
kehrswesen bezüglich der Eisenbahnen und Luftfahrt sowie der Schifffahrt, das Bun-
desstraßenwesen und das Fernmeldewesen (allesamt Art 10 Abs. 1 Z 9 B-VG). Ge-
mäß Art 102 Abs. 1 B-VG üben im Bereich der Länder die Vollziehung des Bundes, 
soweit nicht eigene Bundesbehörden bestehen (unmittelbare Bundesverwaltung), der 
Landeshauptmann und die ihm unterstellten Landesbehörden aus (mittelbare Bun-
desverwaltung). Nur exemplarisch wird an dieser Stelle hervorgehoben, dass etwa 
die Grenzvermarkung, das Vermessungswesen, das Post- und Fernmeldewesen, 
das Verkehrswesen und das Bergwesen gemäß Art 102 Abs. 2 B-VG in unmittelbarer 
Bundesverwaltung durchgeführt werden können. Im Hinblick auf die zweifelsohne 
raumbezogene Materie der Straßenpolizei ist hervorzuheben, dass hier dem Bund 
nach Art 11 B-VG lediglich Gesetzgebungskompetenz, den Ländern hingegen die 
Zuständigkeit zur Vollziehung zukommt; die Erlassung von Durchführungsverordnun-
gen zu solchen BG obliegt aber - soweit in diesen nicht die Länder ermächtigt wer-
den – ebenfalls dem Bund. Eine detaillierte Darstellung der verfassungsrechtlichen 
Kompetenzen im Hinblick auf Gesetzgebung und Vollziehung im Bereich aller raum-
bezogenen Materien würde den Rahmen dieser Studie zweifelsohne sprengen. 
Wesentlich erscheint, dass die Erhebung, Verarbeitung bzw. Weitergabe von Geoda-
ten und Geoinformationen, soweit diese als personenbezogene Daten iSd DSG 2000 
qualifiziert werden können,11 auch datenschutzrechtlich relevant ist. Obwohl der 
Kompetenzkatalog des Art 10 B-VG den Datenschutz nicht enthält, wurde bereits 
durch die Verfassungsbestimmung des § 2 DSG 1978 dem Bund die Kompetenz in 
Gesetzgebung und Vollziehung hinsichtlich des Datenschutzes bei automationsun-
terstützter Datenverarbeitung zugewiesen. Seit der Novellierung des Datenschutz-
rechtes in Umsetzung der (allgemeinen) EU-Datenschutzrichtlinie ist die verfas-
sungsrechtliche Grundlage der Bundeskompetenz betreffend Gesetzgebung und 
Vollziehung im Bereich des „Schutzes personenbezogener Daten im automationsun-
terstützen Datenverkehr“ nunmehr § 2 Abs. 1 u 2 des DSG 2000. 
Soweit allerdings solche Daten von einem Land, im Auftrag eines Landes, von oder 
im Auftrag von juristischen Personen, die durch Gesetz eingerichtet sind und deren 
Einrichtung hinsichtlich der Vollziehung in die Zuständigkeit der Länder fällt, verwen-
det werden, sind diese Bundesgesetze von den Ländern zu vollziehen, wenn nicht 
durch Bundesgesetz die Datenschutzkommission, der Datenschutzrat oder Gerichte 
mit der Vollziehung betraut werden.12

                                            
11 Vgl. Punkt 2.5.1 der Studie. 
12 Vgl. § 2 Abs. 2 BG über den Schutz personenbezogener Daten (Datenschutzgesetz 2000), BGBl 
1999/165 idgF. 
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Im Hinblick auf die Landeskompetenzen in Bereich raumbezogener Materien ist zu-
nächst festzuhalten, dass gemäß Art 15 Abs. 1 B-VG jene Angelegenheiten, welche 
durch das B-VG nicht ausdrücklich der Gesetzgebung oder auch der Vollziehung des 
Bundes übertragen sind, zum selbständigen Wirkungsbereich der Länder gehören. 
Dies wird als Generalklausel zugunsten der Länder bezeichnet;13 nach dieser Be-
stimmung fallen insbesondere die Angelegenheiten der Landesverfassung, die Or-
ganisation der Behörden der allgemeinen staatlichen Verwaltung in den Ländern, das 
Baurecht, das Veranstaltungswesen, das Grundverkehrsrecht, das Jagdrecht, der 
Naturschutz, die örtliche Sicherheitspolizei sowie Sportangelegenheiten in die Lan-
deskompetenz.  
Hinsichtlich der Gemeinden regeln die Art 115ff B-VG die Grundzüge der Gemeinde-
organisation sowie deren Selbstverwaltungsbefugnisse im sog eigenen (selbständi-
gen) Wirkungsbereich, in welchem ein Selbstverwaltungskörper zur weisungsfreien 
Verwaltungsführung berufen ist.14 Die Gemeinden haben gemäß Art 118 Abs. 3 u 4 
B-VG insbesondere die örtliche Verwaltung von Verkehrsflächen der Gemeinde, die 
örtliche Straßenpolizei, die Flurschutzpolizei, die örtliche Baupolizei und die örtliche 
Raumplanung im Rahmen der Bundes- und Landesgesetze und Verordnungen im 
eigenen Wirkungsbereich („[...] in eigener Verantwortung und frei von Weisungen“) 
zu vollziehen. 
Erwähnenswert scheint in diesem Zusammenhang, dass für den Aufbau einer sog 
Nationalen Geodaten-Infrastruktur (NGDI) und Ausarbeitung eines Schweizer Geoin-
formationsgesetzes (GeoIG) bis 2007 eigenes ein erweiterter Verfassungsartikel 
„Vermessung“ geschaffen wurde: Art 75a „neu“ der Schweizer BV (Bundesverfas-
sung) sieht nunmehr nicht nur vor, dass die Landesvermessung Bundessache ist und 
der Bund Vorschriften über die amtliche Vermessung erlässt, sonder auch, dass der 
Bund Vorschriften über die Harmonisierung amtlicher Informationen, welche Grund 
und Boden betreffen, erlassen kann.15 Ein informeller, ausgearbeiteter Entwurf eines 
(Bundes-) Geoinformationsgesetzes (GeoIG) liegt zwar bereits vor, eine formeller 
Vernehmlassungsentwurf trotz Abschluss des (informellen) Konsultationsverfahrens 
jedoch noch nicht.16

                                            
13 Vgl. Walter/Mayer, Grundriss des österreichischen Bundesverfassungsrechts8, RZ 269f.  
14 Vgl. Walter/Mayer, VfR, RZ 857ff. 
15 Vgl. Schweizer Bundesamt für Landestopographie, Erläuterungen zum Bundesgesetz über Geoin-
formationen (Geoinformationsgesetz, GeoIG), 2004, 1f, online verfügbar unter 
http://www.swisstopo.ch/de/about/geoig.htm/. 
16 Vgl. dazu insbesondere die auf der Website des Schweizer Bundesamts für Landestopographie 
verfügbaren Informationen unter http://www.swisstopo.ch/de/about/geoig.htm/ sowie auch die Website 
der Schweizer Bundesverwaltungs-GIS-Koordinationstelle KOGIS, 
http://www.kogis.ch/framset/recht_d.htm.  
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1.2. Verarbeitung von Geodaten als öffentliche Aufgabe  
In der Staatslehre werden die Begriffe Staatsaufgabe, öffentliche Aufgabe bzw. öf-
fentliche Angelegenheit oft im Zusammenhang mit Staatszwecken, Staatszielen und 
Staatsfunktionen genannt, wobei die Grenzen zwischen diesen Begriffen fließend 
sind bzw. oft nicht klar auseinander gehalten werden. Bereits die unter anderem auf 
Aristoteles, Locke, Montesquieu und Rousseau zurückgehende Lehre von der Ge-
waltentrennung bzw. Gewaltenteilung beschreibt eine organisatorische Unterschei-
dung und Trennung der Staatsfunktionen in allgemeinster Weise in Exekutive, Judi-
kative und Legislative. Dabei werde bei der Gewaltenteilung keine wirkliche Teilung 
der begrifflich unteilbaren17 Staatsgewalt angenommen, sondern eine Trennung der 
verschiedenen Funktionen der Staatsgewalt in der Weise gefordert, dass die drei 
Gruppen staatlicher Betätigung: Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung 
jede in der Hand eines besonderen, von den Trägern der beiden anderen „Gewalten“ 
unabhängigen Staatsorgans sei.18 Es erscheint so, dass die Staaten der Gegenwart 
ungeachtet aller geographisch, klimatisch, kulturell, wirtschaftlich und ideologisch 
bedingten Unterschiede in Intensität und Umfang der Aufgabenwahrnehmung letzt-
lich gleiche oder gleichartige Aufgaben wahrnehmen.19 Die Rechtsvorschriften, die 
einen Staat zur Aufgabenwahrnehmung verpflichten und ermächtigen, können jeden-
falls beschrieben werden.20  
Die Exekutive umfasst nach Peters jedenfalls Regierung und Verwaltung und er-
schöpft sich nicht etwa in der Ausführung von Gesetzen, sondern bedeutet die im 
einzelnen getroffene Konkretisierung der Staatszwecke.21 Die bei der Staatsfunktion 
Verwaltung zu erfüllenden Aufgaben können dabei jedenfalls weitergehend differen-
ziert werden: So etwa die Sicherheits- und Ordnungsverwaltung, die Aufsichtsfunkti-
onen, die Leistungsverwaltung, die Rechtsfunktionen, die planende Verwaltung, die 
Ordnung der Wirtschaft und die Verwaltung der Verwaltung selbst.22 Verwaltungs-
aufgaben umfassen demnach eine Fülle besonderer Tätigkeitsfelder und bilden zu-
sammen mit den von der Judikative wahrgenommenen Funktionen die Staatsaufga-
ben;23 ob auch das Handeln der Legislative zu den Staatsaufgaben zu zählen ist, 
könne aufgrund des instrumentellen Charakters der Gesetzgebung in Zweifel gezo-
gen werden.24 Nach allgemeiner Auffassung sind alle Aufgaben, die ein Staat durch 
seine Organe mit den Mitteln des Rechts besorgt, jedenfalls Staatsaufgaben.25  

                                            
17 Vgl. Kelsen, Allgemeine Staatslehre (1925) 229ff. 
18 Vgl. Peters, Die Gewaltentrennung in moderner Sicht (1954) 5f. 
19 Vgl. Zellenberg, 685f. 
20 Vgl. Raschauer, Verwaltungsaufgaben, in Holzinger/Oberndorfer/Raschauer, Österreichische Ver-
waltungslehre (2001) 169ff. 
21 Vgl. Peters, Geschichtliche Entwicklung und Grundfragen der Verfassung, in Kun-
kel/Lerche/Mieth/Vogt (Hrsg), Enzyklopädie der Rechts- und Staatswissenschaften (1969) 185. 
22 Vgl. Zellenberg, 685.  
23 Vgl. Zellenberg, 684. 
24 Vgl. Zellenberg, 684; Vgl. auch Kirchhof, Private Rechtssetzung (1987) 116. 
25 Vgl. Koja, Allgemeine Staatslehre (1993) 47ff. 
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Die Verwaltung im materiellen Sinn beinhaltet dabei begrifflich die Gesamtheit der 
Staatstätigkeiten, welche der Staatsfunktion Verwaltung zuzuordnen sind.26 Wie 
Funk darlegt, kann der Begriff der Verwaltung aus juristischer Sicht und mit juristi-
schen Methoden dabei nicht mit Hilfe eines einzigen Merkmals oder einiger weniger 
Merkmale bestimmt werden.27 Es muss vielmehr zwischen einer verfassungsrechtli-
chen und einer verwaltungswissenschaftlichen Beurteilung differenziert werden, wo-
bei es insbesondere dort, wo öffentliche Aufgaben durch juristische Personen priva-
ten Rechtes besorgt werden, zu Divergenzen zwischen den Ergebnissen kommt.28 
Aus rechtlicher Sicht gilt, dass nichthoheitliche Tätigkeiten von privatrechtlich organi-
sierten Rechtsträgern nicht als Vollziehung im verfassungsrechtlichen Sinn anzuse-
hen sind und daher nicht unter den Begriff der Verwaltung im juristischen Sinn fal-
len.29

Vom Begriff der Staatsaufgabe sind jedenfalls die (semantisch) weiteren, synonymen 
Begriffe der öffentlichen Aufgabe bzw. im Allgemeininteresse liegenden Aufgaben zu 
unterscheiden. Von diesen ist wiederum der später (v.a. im Hinblick auf die in der 
PSI-RL verwendeten Begrifflichkeiten) noch näher dargestellte, gemeinschafts- und 
vergaberechtliche Begriff des öffentlichen Auftrages zu differenzieren.30  
Alle Staatsaufgaben sind auch öffentliche Aufgaben, nicht jede öffentliche Aufgabe 
ist aber eine Staatsaufgabe.31 Sowohl Staatsaufgaben als auch öffentliche Aufgaben 
liegen im Interesse der Verwirklichung des Gemeinwohls. Ley-Schabus zeigt in die-
sem Zusammenhang auf, dass in der österreichischen Verwaltungslehre Aufgaben, 
deren Besorgung im Interesse der Allgemeinheit liegt bzw. an deren Erfüllung die 
Gesellschaft maßgeblich interessiert ist, als öffentliche Aufgaben bezeichnet werden, 
wobei die Bandbreite von öffentliche Aufgaben umfassend ist.32 Sie reiche von Ord-
nungsaufgaben bis hin zu Betreuungsaufgaben und zahlreichen Dienstleistungsauf-
gaben (z.B. Verkehrsbereich). Unter im Allgemeininteresse liegenden Aufgaben wer-
de dabei ein gewisser Kernbereich von Agenden zu verstehen sein, die im Interesse 
des Gemeinwohls vom Staat oder von staatlichen Einrichtungen besorgt werden 
würden. Diesen seien Aktivitäten im privaten Interesse eines einzelnen oder einer 
Gruppe von Menschen gegenüberzustellen; bei juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts werde zumindest eine Vermutung vorliegen, dass es sich um eine Ein-
heit handle, die zu dem Zweck gegründet worden sei, Aufgaben im Allgemeininteres-
se wahrzunehmen.33 Dazu ist mE jedoch anzumerken, dass Aufgaben im Allgemein-
interesse bereits auf nationalstaatlicher Ebene sowohl vom Staat als auch von priva-
ten und gesellschaftlichen Institutionen wahrgenommen werden; wer im Einzelfall zur 
Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe berufen ist, hängt zunächst vom Willen des Ge-

                                            
26 Vgl. Adamovich/Funk/Holzinger, Rz 26.001ff. 
27 Vgl. Funk, Der Verwaltungsbegriff aus juristischer und verwaltungswissenschaftlicher Sicht, in FS f 
Friedrich Koja (1998) 551. 
28 Vgl. Funk, Der Verwaltungsbegriff aus juristischer und verwaltungswissenschaftlicher Sicht, 550. 
29 Vgl. Funk, 550. 
30 Vgl. Punkte 1.4.1. und 3.4.6. der Studie. 
31 Vgl. Zellenberg, 685 unter Hinweis auf Isensee, Gemeinwohl und Staatsaufgaben im Verfassungs-
staat, in Isensee/Kirchof, Handbuch des Staatsrechtes der Bundesrepublik Deutschland, Bd III2 (1996) 
Rz 136ff.  
32 Vgl. Ley-Schabus, Zusammenlegungs- und Bringungsgemeinschaften – öffentliche Auftraggeber? 
(Teil I), ZVB 2004/22. 
33 Ibid. 
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setzgebers ab.34 Öffentliche Aufgaben werden - in Ermangelung einer gesetzlichen 
Verpflichtung von Gebietskörperschaften zu ihrer Erfüllung - häufig auch durch nicht-
staatliche, gemeinnützige Einrichtungen besorgt.35 Wie Ley-Schabus dabei wieder zu 
Recht aufzeigt, wurden in der Rechtsprechung des EuGH mittlerweile eine Reihe von 
Aufgaben als im Allgemeininteresse liegend anerkannt: die Herstellung amtlicher 
Druckerzeugnisse wie Reisepässe, Führerscheine und Personalausweise, das Abho-
len und die Behandlung von Hausmüll, der Unterhalt nationaler Wälder und einer 
Forstindustrie, das Betreiben einer Universität, das Betreiben öffentlicher Kommuni-
kationsnetze und das Angebot öffentlicher Kommunikationsdienstleistungen, die Tä-
tigkeit von Einrichtungen, die sozialen Wohnbau betreiben, die Ausrichtung von Mes-
severanstaltungen und Ausstellungen, die Förderung der Entwicklung der Gewerbe-
tätigkeit auf dem Gebiet einer Gebietskörperschaft, das Leichen- und Bestattungs-
wesen, die Errichtung und Veräußerung von Strafvollzugsanstalten zur Umsetzung 
der staatlichen Strafvollzugspolitik.36

Der Staat kann dabei zur Besorgung öffentlicher Aufgaben in Form von hoheitlichen 
Akten jedenfalls auch Subjekte des Privatrechts – als Beliehene – heranziehen.37 Die 
Ausstattung von (innerstaatlichen) Privaten (Einzelpersonen oder Institutionen) mit 
Hoheitsrechten ist dabei verfassungsrechtlich grundsätzlich zulässig, sie darf jedoch 
keine größeren Verwaltungsbereiche umfassen sondern bleibt auf „vereinzelte Auf-
gaben“ beschränkt:38 Der VfGH verweist in seiner AustroControl-Entscheidung39 dar-
auf, schon in VfSlg 1455/1932 klargestellt zu haben, dass es "sowohl mit Artikel 20 
als auch mit Artikel 77 B-VG (...) durchaus vereinbar (erscheint), dass auch private 
physische oder juristische Personen durch Gesetz zur Besorgung von öffentlichen 
Angelegenheiten berufen und dadurch in die öffentliche Verwaltung eingegliedert 
werden" können. Auch im Erkenntnis VfSlg 3685/1960 wurde bereits ausgesprochen, 
es müsse "angenommen werden, dass der Bundes-Verfassungsgesetzgeber es still-
schweigend als verfassungsrechtlich zulässig ansah, für vereinzelte Aufgaben Orga-
ne von Nicht-Gebietskörperschaften mit der Vollzugsgewalt des Bundes oder eines 
Landes auszustatten". Diese Ansicht bekräftigte der VfGH auch in den Entscheidun-
gen VfSlg 6570/1971 und 10213/1984. Im Hinblick auf die organisationsrechtlichen 
Vorgaben der Bundesverfassung40 (insbesondere Art 20 Abs. 1 , Art 77, Art 116 Abs. 
1, Art 118 Abs. 4 B-VG) kommen als mögliche Formen einer Ausgliederung insbe-
sondere die Schaffung von Selbstverwaltungseinrichtungen oder selbstverwaltungs-
ähnlichen Rechtsträgern, die Beleihung einer bestehenden Einrichtung oder die 
Schaffung eigener Rechtsträger, sei es des privaten Rechts (GmbH), sei es des öf-
fentlichen Rechts (Bundesanstalt) in Betracht.41 Gerade die Beleihung bzw. Inpflicht-

                                            
34 Vgl. Zellenberg, 685. 
35 Vgl. VfSlg 11190; E des VfGH vom 10.12.1986, zur Besorgung öffentlicher Aufgaben durch öffentli-
che Altersheime von Gebietskörperschaften bzw. solche von gemeinnützigen Rechtsträgern. 
36 Vgl. Ley-Schabus, Zusammenlegungs- und Bringungsgemeinschaften – öffentliche Auftraggeber? 
(Teil I), ZVB 2004/22. 
37 Vgl. Antoniolli/Koja, Allgemeines Verwaltungsrecht, Lehr- und Handbuch2 (1986) 17, 369ff. 
38 Vgl. Adamovich/Funk/Holzinger, Rz 26.028. 
39 Vgl. VfGH 14.03.1996, B 2113/94 et al betr. Austro Control. 
40 Vgl. insbesondere Rill, Grenzen der Ausgliederung behördlicher Aufgaben aus der unmittelbaren 
Staatsverwaltung – Überlegungen anlässlich der geplanten Betrauung eines eigenen Rechtsträgers 
mit der Wertpapieraufsicht, in ÖBA, Hft 10 (1996) 751f.  
41 Vgl. Rill, Grenzen der Ausgliederung behördlicher Aufgaben aus der unmittelbaren Staatsverwal-
tung, 753.  
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nahme zur Besorgung von Aufgaben der staatlichen Verwaltung, insbesondere auch 
hoheitlicher Aufgaben im engeren Sinn, durch private – physische oder juristische – 
Personen, kann dabei als ein der österreichischen Rechts- und Verfassungsordnung 
durchaus geläufiges Phänomen bezeichnet werden.42  
Bestimmte Kernbereiche hoheitlicher Staatstätigkeit werden dabei jedoch als sog 
beleihungsfeste Aufgaben qualifiziert und dürfen nach der beschriebenen Auffassung 
des VfGH nicht an Private übertragen werden; dazu zählen jedenfalls das Militärwe-
sen und die allgemeine Sicherheitspolizei.43 Bezüglich der Frage, ob es sog staatli-
che Kernaufgaben überhaupt gibt, welche also ausgliederungs- oder privatisierungs-
fest wären, kommt Zellenberg zu dem Ergebnis, dass die Entscheidung darüber, 
welche Aufgaben vom Staat und welche von der Gesellschaft zu besorgen sind, den 
Teilnehmern am politischen Prozess zukomme, da es dabei letztlich um Wertent-
scheidungen gehe, die in Abhängigkeit von den jeweiligen Umständen, Interessens-
lagen, Machtverhältnissen und Weltanschauungen getroffen werde würden.44  
Ob bzw. inwiefern die Verarbeitung von Geodaten durch die Gebietskörperschaften 
eine öffentliche Aufgabe darstellt, ergibt sich zusammenfassend also zunächst aus 
den (Materien-)Gesetzen, welche eine Erhebung, Verwendung etc. solcher Daten 
vorsehen. Soweit in BVG, in BG, in LVG, LG oder in VO auf Bundes- oder Landes-
ebene die Verarbeitung von Geodaten i.S.e. Verpflichtung zur Erhebung, Ermittlung 
etc. angeordnet wird, ist eine Tätigkeit in diesem Bereich jedenfalls als Erfüllung öf-
fentlicher Aufgaben zu qualifizieren. Soweit eine solche Verpflichtung einer Gebiets-
körperschaften nicht vorgesehen ist, ist die Verarbeitung von Geodaten mE dennoch 
als Erfüllung öffentlicher Aufgaben im verfassungs- bzw. verwaltungswissenschaftli-
chen Sinn zu werten, wenn diese Verarbeitung im Interesse des Gemeinwohls liegt 
(z.B. Erstellung von Wander- oder Radwegenetzen durch Gemeinden ohne gesetzli-
che Grundlage). Selbst wenn überhaupt keine rechtliche Grundlage zur Verarbeitung 
von Geodaten vorliegt, kann eine Tätigkeit von Gebietskörperschaften in diesem Be-
reich im Hinblick auf das beschriebene weite Begriffsfeld als Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben qualifiziert werden, wenn die Verarbeitung der Allgemeinheit dient. Dies 
wirft zu Recht die Frage auf, ob es öffentlichen Stellen frei steht, ihren Tätigkeitsbe-
reich nach eigenem Belieben frei zu wählen, sofern es der Allgemeinheit dient. Funk 
hat dabei u.a. im Zusammenhang mit der Besorgung öffentlicher Aufgaben durch 
Wassergenossenschaften und Wasserverbänden dargelegt, dass die Antwort auf 
diese Frage von großer praktischer Bedeutung ist:45 Wenn man meine, dass der ge-
setzliche Aufgabenkatalog nur die wasserwirtschaftlichen Tätigkeiten dieser Einrich-
tungen betreffe und andere (nicht wasserwirtschaftliche) Aktivitäten unberührt lasse, 
so bedeute dies, dass Wassergenossenschaften und Wasserverbände neben ihren 
im WRG geregelten (wasserwirtschaftlichen) Tätigkeiten jede beliebige andere Art 
von (rechtlich erlaubten) Aktivitäten entfalten könnten. Sie könnten sich dann bei Er-
füllung der entsprechenden rechtlichen Voraussetzungen etwa auch als Wohnbau-
träger, als Veranstaltungsunternehmer, als Träger von Verkehrsunternehmungen 
usw. betätigen. Halte man dagegen den gesetzlichen Aufgabenkatalog für eine ab-

                                            
42 Vgl. Öhlinger, Überlegungen zu den rechtlichen Möglichkeiten und Grenzen einer Verkehrsüberwa-
chung durch Private, in ZVR (1992) 145. 
43 Vgl. Adamovich/Funk/Holzinger, Rz 26.028. 
44 Vgl. Zellenberg, 690. 
45 Vgl. Funk, Wassergenossenschaften und Wasserverbände als Träger öffentlicher Aufgaben. 
Zugleich ein Beitrag zur Lehre von der juristischen Person des öffentlichen Rechts, ZfV 1983, 581ff. 
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schließende und limitative Abgrenzung des Aufgabenbereiches, so seien Betätigun-
gen außerhalb der durch das WRG erfassten Funktionen nicht zulässig. Diese Prob-
lemstellung habe darüber hinaus allgemeine, über den Bereich der wasserrechtli-
chen Körperschaften hinausgehende Bedeutung. Sie trete grundsätzlich bei allen 
juristischen Personen öffentlichen Rechts, öffentlichen Unternehmungen sowie priva-
ten Unternehmungen mit öffentlichrechtlichem Funktionsstatut auf. Die rechts- und 
wirtschafts-, insbesondere auch wettbewerbspolitischen Implikationen des Problems 
lägen auf der Hand. Funk hält dann fest, dass die Lösung des Problems nicht pau-
schal aus irgendwelchen Prinzipien (etwa aus dem Legalitätsprinzip) abgeleitet wer-
den kann, sondern von Fall zu Fall im Wege der Auslegung der für die Aufgaben der 
einzelnen Rechtsträger und Unternehmungen jeweils maßgebenden Rechtsvorschrif-
ten gesucht werden muss. Generell sei jedoch anzunehmen, dass öffentlichrechtliche 
Funktionsstatuten im Zweifel in limitativem Sinne zu verstehen sind.46

Bei der Erhebung der rechtlichen Grundlagen für Geodaten konzentriert sich die vor-
liegende Studie naturgemäß lediglich auf die in den Materiengesetzen des Bundes 
und der Länder enthaltenen Bestimmungen.47 Eine Legaldefinition der Begriffe Geo-
daten, Geobasisdaten, Geofachdaten, (Geo-) Metadaten bzw. Geoinformationen fin-
det sich dabei bislang in keinem einzigen österreichischen Gesetz.48 Die Frage, ob 
etwa die Verarbeitung von Geodaten als staatliche Kernaufgabe jedenfalls von den 
Staaten selbst und nicht durch private Einrichtungen wahrzunehmen wäre, lässt sich 
mit Zellenbergs Ansatz nur dahingehend beantworten, dass dies Entscheidung von 
den jeweiligen Betroffenen selbst als Teilnehmer am politischen Prozess zu treffen 
wäre. Dass die Verwaltung in raumbezogenen Materien (insbesondere durch Verar-
beitung von Geodaten) einen solchen Kernbereich hoheitlicher Staatstätigkeit betrifft, 
welcher nicht an Private übertragen werden darf, wird in Anbetracht der zitierten Ju-
dikatur des VfGH zwar nicht anzunehmen sein. Ungeachtet dessen gewinnt gerade 
mit zunehmender Vernetzung der unterschiedlichsten Lebens- und Wirtschaftsberei-
che der Schutz sog kritischer Infrastrukturen (Finanzen, Telekommunikation, Ener-
gieversorgung, Verkehr, Verwaltung, Notfalldienste), bei welchen auch Geodaten 
erhebliche Relevanz zukommt, freilich an Bedeutung.49

1.3. Verarbeitung von Geodaten im Rahmen der Privatwirtschafts-
verwaltung 
Unter dem Begriff Privatwirtschaftsverwaltung wird verfassungs- und verwaltungs-
wissenschaftlich jener Bereich verstanden, in welchem die Hoheitsträger des Staates 
eben nicht als Träger ihrer hoheitlichen Befugnisse, das heißt ohne imperium, auftre-
ten und sich für ihr Handeln jener Rechtsformen bedienen, welche auch dem 
Rechtsunterworfenen zur Verfügung stehen.50 Dabei kommen Rechtsgeschäfte des 
Zivilrechts (z.B. Kauf- oder Lizenzverträge) ebenso in Betracht wie Akte auf dem Ge-
biet des öffentlichen Rechts, welche auch von anderen Rechtsunterworfenen gesetzt 

                                            
46 Ibid. 
47 Vgl. die Teile der Studie, welche die Rechtsquellen von Geodaten in Österreich im Detail darstellen. 
48 Vgl. Einleitung der Studie. 
49 Vgl. insbesondere Cerny, Schutz kritischer Infrastrukturen – Überlegungen zu einer Konzeption, in 
Holznagel/Hanssmann/Sonntag (Hrsg), IT-Sicherheit in der Informationsgesellschaft – Schutz kriti-
scher Infrastrukturen (2001) 48f. 
50 Vgl. Walter/Mayer, VfR, RZ 560. 
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werden können (z.B. Betrieb eines Gewerbes, Errichtung von Stiftungen, Ansuchen 
um Baugenehmigung). Zur Abgrenzung der Privatwirtschaftsverwaltung von der Ho-
heitsverwaltung hat der VfGH in einer Leitentscheidung51 ausgeführt, dass es nicht 
darauf ankomme, ob es sich um eine öffentliche Aufgabe handle, ob die zugrunde 
liegende Rechtsvorschrift dem öffentlichen Recht zugehöre, oder ob öffentliche Fi-
nanzmittel verwendet würden; unerheblich sei auch, ob der jeweiligen Einrichtung 
behördliche Befugnisse eingeräumt seien.  
Für die Abgrenzung des Gebietes der Privatwirtschaftsverwaltung von dem der Ho-
heitsverwaltung komme es auf die Motive und den Zweck der (Verwaltungs-) Tätig-
keit nicht an, entscheidend sei, welche rechtstechnischen Mittel die Gesetzgebung 
zur Verwirklichung der zu erfüllenden Aufgaben bereitstelle. Habe der Gesetzgeber 
dem Verwaltungsträger mit keinen Zwangsbefugnissen ausgerüstet, liege keine Ho-
heitsverwaltung, sondern Privatwirtschaftsverwaltung vor. Allein maßgeblich ist also, 
welche „rechtstechnischen Mittel“ die Gesetzgebung zur Verwirklichung der zu erfül-
lenden Verwaltungsaufgaben bereitstellt: Ermächtigt das Gesetz zum Handeln in je-
nen Rechtssatzformen, die das öffentliche Recht zur Ausübung behördlicher Befug-
nisse zur Verfügung stellt, ermächtigt es also zur Erlassung von Bescheiden, VO o-
der zur Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsge-
walt, und nehmen Verwaltungsorgane von dieser Ermächtigung Gebrauch, liegt Ho-
heitsverwaltung vor.52 Werden Verwaltungsorgane hingegen mittels jener Rechts-
satzformen tätig, welche auch Privaten zur Verfügung stehen, namentlich mittels pri-
vatrechtlichen Vertrages, liegt Privatwirtschaftsverwaltung vor.53

Grundsätzlich hat der Gesetzgeber darüber zu entscheiden, ob die Verwaltung eine 
bestimmte Aufgabe in hoheitlicher oder nichthoheitlicher Weise zu erfüllen hat.54 Der 
reine Mangel einer Rechtsvorschrift, welche die Erledigung einer Aufgabe der Ho-
heitsverwaltung zuweist, führt dabei nicht automatisch zur Qualifikation als private 
Tätigkeit und könne sich etwa bei sog schlichthoheitlichem Handeln eine entspre-
chende Wertung als hoheitliche Tätigkeit aus einem spezifischen Naheverhältnis zur 
Hoheitsverwaltung ergeben.55 Die Begriffsbildung „schlichthoheitlich“ hat aber nach 
allgemeiner Auffassung keine rechtliche Bedeutung, da nach österreichischem Sys-
temverständnis ausschließlich zwischen hoheitlicher und nichthoheitlicher Verwal-
tung zu unterscheiden ist.56

Es ist also zu überprüfen, ob eine die jeweilige Gebietskörperschaft zur jeweiligen 
Verarbeitung von Geodaten mit hoheitlichen Aufgaben ausgestattet wurden, ob zur 
Aufgabenbesorgung allenfalls Handlungsformen staatlichen imperii zur Verfügung 
gestellt wurden und ob diese im konkreten Fall Verarbeitung bzw. Weitergabe der 
Geodaten auch verwendet werden.57

                                            
51 Vgl. VfSlg 3262/1957 zur Gewährung/Nichtgewährung eines Getreidepreiszuschusses nach dem 
damaligen MarktordnungsG. 
52 Vgl. Stolzlechner, Einführung in das öffentliche Recht (1999) RZ 414ff. 
53 Vgl. Stolzlechner, RZ 415. 
54 Vgl. Adamovich/Funk/Holzinger, Rz 27.002. 
55 Vgl. Antoniolli/Koja, Allgemeines Verwaltungsrecht2 (1996) 25ff.  
56 Vgl. Adamovich/Funk/Holzinger, Rz 27.005. 
57 Vgl. Adamovich/Funk, Österreichisches Verfassungsrecht (1982) 202f. 
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Art 17 B-VG normiert, dass durch die Bestimmungen der Art 10 bis 15 B-VG „über 
die Zuständigkeit in Gesetzgebung und Vollziehung ... die Stellung des Bundes und 
der Länder als Träger von Privatrechten in keiner Weise berührt“ wird und konstituiert 
damit den Bund und die Länder als Träger von Privatrechten.58 Für die Gemeinden 
bestimmt dies Art 116 Abs. 2 B-VG. Nach der hL und einhelliger Rechtsprechung 
bedeutet dies, dass die Gebietskörperschaften auch in solchen Angelegenheiten 
wirtschaftlich tätig werden dürfen, in denen sie nicht Träger von Hoheitsrechten 
sind.59 Wie u.a. Korinek/Holoubek in diesem Zusammenhang aufgezeigt haben, ist 
aus der umfassenden Formulierung der inhaltlich abstrakt wirkenden Formalkompe-
tenz für die privatwirtschaftliche Tätigkeit des Bundes in Art 17 B-VG aber nicht der 
Schluss zu ziehen, dass der Bund hierbei schlechthin keinen Begrenzungen unter-
liegt:60 Demnach sind die Handlungsermächtigung für den privatrechtlich tätigen 
Staat und die Privatautonomie der Bürger - jedenfalls in einem Staat, dessen 
Rechtsordnung auch auf dem liberalen Prinzip und der diesem Prinzip wesentlichen 
Trennung von Staat und Gesellschaft beruht – in inhaltlicher Hinsicht wesensver-
schieden. Der einzelne dürfe - worauf schon Adolf Merkl hingewiesen habe - in ei-
nem solchen System eben alles, was ihm nicht verboten, der Staat hingegen nur, 
was ihm erlaubt, in seine Kompetenz gestellt sei; in diesem Sinn gehe die deutsche 
Lehre zutreffend von der "prinzipiellen Begrenztheit der Staatsgewalt im Rechtsstaat" 
aus.61 Nach Korinek/Holoubek zeigt sich dies grundsätzlich in den verschiedenen 
verfassungsrechtlichen Bindungen, denen der privatrechtlich agierende Staat auf-
grund der österreichischen Bundesverfassung unterliegt. Insbesondere bedarf das 
privatwirtschaftliche Verwaltungshandeln des Staates demnach der Legitimation 
durch einen öffentlichen Zweck. Dies habe Karl Wenger aus den Grundrechten und 
Gerhardt Plöchl aus dem demokratischen Prinzip und den Gebarungsgrundsätzen 
der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit heraus abgeleitet. Nur für 
eine am öffentlichen Zweck orientierte privatrechtlichen Tätigkeit des Staates gewäh-
re also Art 17 B-VG Privatrechtsfähigkeit.62

Nach dem insbesondere in Art 18 B-VG normierten Legalitätsprinzip bedarf überdies 
auch die Privatwirtschaftsverwaltung einer gesetzlichen Regelung; Art 17 B-VG wird 
dabei auch als Kompetenznorm zur Erlassung von sog Selbstbindungsgesetzen 
durch Bund und Länder gedeutet, welche diese Gebietskörperschaften als Träger 
von Privatrechten selbst binden, aber keine subjektiven Rechte Dritter begründen 
dürfen.63  
Als Selbstbindungsnorm ist etwa § 48 VermG zu verstehen, wonach das BEV be-
rechtigt ist, „Kopien von Grundlagen staatlicher Landkarten“ abzugeben sowie die 
Verwertung gegen angemessene Vergütung zu gestatten. Sofern eine Verwaltungs-
behörde in Vertretung einer Gebietskörperschaft Privaten Nutzungsrechte an be-
stimmten Geodaten bzw. Geoinformationen einräumt und dies nicht durch einen ho-
heitlichen Akt, sondern einen privatrechtlichen (z.B. Lizenz-, Miet- oder Kauf-) Ver-

                                            
58 Vgl. Walter/Mayer, RZ 292f. 
59 Vgl. VfSlg 2721; OGH 18.3.1992, 1 OB 526/92. 
60 Vgl. Korinek/Holoubek, Bundesverfassungsrechtliche Probleme privatrechtsförmiger Subventions-
verwaltung (Teil Ia), ÖZW 1995, 1ff.  
61 Ibid. 
62 Ibid. 
63 Vgl. Walter/Mayer, RZ 293. 
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trag geschieht, liegt zweifelsohne ein Akt der Privatwirtschaftsverwaltung vor.64 Aus 
urheberrechtlicher Sicht kommen dabei insbesondere auch die Einräumung von 
Werknutzungsbewilligungen oder Werknutzungsrechten iSd § 24 UrhG in Betracht. 
Als Beispiel kann etwa der Vertrieb von „Nutzungslizenzen“ der „Austrian Map 2.0 mit 
3D-Funktionen“ durch das BEV genannt werden.65 Soweit eine Gebietskörperschaft 
aber etwa zur Erlassung von Flächenwidmungsplänen oder Wasserschutzgebieten in 
Form von Verordnungen, oder aber zur Erteilung von Baubewilligungen in Form von 
Bescheiden gesetzlich berufen und verpflichtet ist, ist ein Tätigwerden der Behörde 
unter Verwendung dieser Rechtsformen freilich nicht als privatwirtschaftsverwalten-
de, sondern als hoheitliche Tätigkeit zu werten. 

                                            
64 Vgl. auch mwNw Dittrich/Hrbek/Kaluza, Das österreichische Vermessungsrecht (1985) Anm 9 zu § 
48 VermG. 
65 Vgl. dazu die Website des BEV bzw. die dortigen, diesbzgl Angebote unter http://www.bev.gv.at/. 
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1.4. Verfassungs- und verwaltungswissenschaftliche Begriffsdefini-
tionen 
Im Hinblick auf die in der PSI-Richtlinie66 vorkommenden Begriffe „öffentlicher Auf-
trag“, „Bescheid“, „öffentliche Stelle“, „Einrichtung öffentlichen Rechts“ und „Rechts-
behelf“, welche den nachstehenden, im Öffentlichen Recht verwendeten Begrifflich-
keiten ähneln, werden letztere wie folgt erläutert:  

1.4.1 Öffentlicher Auftrag67 & Einrichtung öffentlichen Rechts68

Im österr. öffentlichen Recht entstammt der Begriff „öffentlicher Auftrag“ dem Verga-
berecht. Das BVergG (Bundesvergabegesetz 2002) befasst sich mit der Vergabe von 
Bau-, Dienstleistungs-, Lieferaufträgen (Kauf, Pacht, Leasing), Dienstleistungsverträ-
gen und Baukonzessionsverträgen durch sog „öffentliche Auftraggeber“. Das sind 
zum einen der Bund, die Länder, die Gemeinden und die Gemeindeverbände. Zum 
anderen zählen dazu die zumindest teilrechtsfähige „Einrichtungen“, deren Auftrag 
die Erfüllung von nicht gewerblichen, im Allgemeininteresse liegenden Aufgaben ist 
und die finanziell oder organisatorisch unter einem stärkeren Einfluss der oben ge-
nannten Rechtsträger oder unter dem einer anderen „Einrichtung“ stehen. Auch aus 
den genannten juristischen Personen und/oder Einrichtungen bestehende Verbände 
sind öffentliche Auftraggeber iSd des BVergG 2002. Weiters haben auch Private das 
BvergG 2002 anzuwenden, wenn diese bei der Durchführung von bestimmten Bau- 
oder Dienstleistungsaufträgen zu mehr als 50% staatlich finanziert oder gefördert 
werden. Aufgrund der Sektoren-RL sind schließlich auch Aufträge von privaten Auf-
traggebern als „öffentliche Aufträge“ iSd BVergG 2002 zu behandeln, wenn sie in 
bestimmten Branchen mit infrastruktureller Bedeutung vergeben werden (z.B. Erdöl, 
Erdgas, Kohle, Flugplätze, Häfen, Eisenbahnen). 
Zum gemeinschaftrechtlichen Begriff der Einrichtung öffentlichen Rechts führt dabei 
Ley-Schabus Folgendes im Detail aus: Während der institutionelle Auftraggeberbeg-
riff des Gemeinschaftsrechts und des BVergG 2002 primär auf die Organisationsform 
abstelle, werde der Auftraggeber im funktionellen Sinn, bei dem organisatorische und 
aufgabenbezogene Elemente kombiniert sind, als "Einrichtung des öffentlichen 
Rechts" (EöR) umschrieben. Nach den Vergaberichtlinien der EG gelte als EöR jede 
Einrichtung 

 die zu dem besonderen Zweck gegründet worden sei, im Allgemeininteresse 
liegende Aufgaben zu erfüllen, die nicht gewerblicher Art seien, und 

 die Rechtspersönlichkeit besitze und 
 die überwiegend vom Staat, von Gebietskörperschaften oder von anderen EöR 
finanziert werde oder die hinsichtlich ihrer Leitung der Aufsicht durch Letztere 
unterliege oder deren Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan mehrheitlich 
aus Mitgliedern bestehe, die vom Staat, den Gebietskörperschaften oder ande-
ren EöR ernannt worden seien. 

                                            
66 Vgl. dazu den sich mit der PSI-RL im Detail befassenden Teil der Studie. 
67 Vgl. Mayer, Fachwörterbuch zum Öffentlichen Recht (Manz 2003) 501. 
68 Vgl. Ley-Schabus, Zusammenlegungs- und Bringungsgemeinschaften – öffentliche Auftraggeber? 
(Teil I), ZVB 2004/22. 
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Im Licht der Rsp des EuGH sei der Begriff der Einrichtung des öffentlichen Rechts 
funktional zu verstehen und in einem weiten Sinn aufzufassen:69 Alle für das Vorlie-
gen einer Einrichtung des öffentlichen Rechts genannten Tatbestandsmerkmale 
müssten kumulativ vorliegen. In immer wiederkehrenden formelhaften Wendungen 
führe der Gerichtshof vor Augen, dass im Allgemeinen Aufgaben, die zum einen auf 
andere Art als durch das Angebot von Waren oder Dienstleistungen auf dem Markt 
erfüllt würden und die zum anderen der Staat aus Gründen des Allgemeininteresses 
selbst erfüllen möchte, in der Regel im Allgemeininteresse liegende Aufgaben nicht 
gewerblicher Art darstellten.70 Dies ist insbesondere zur Abgrenzung von den zuvor 
erläuterten Begriffen der Staatsaufgaben und der öffentlichen Aufgaben von Rele-
vanz, da eine Gewerblichkeit für die Qualifikation als öffentliche bzw. im Allgemeinin-
teresse liegende Aufgaben mE keine Rolle spielt. Ley-Schabus verweist in diesem 
Zusammenhang auch auf die Rsp des EuGH, wonach dieser in der Rs C-470/99 er-
kannt habe, dass auf die tatsächlich ausgeübte Tätigkeit einer Einrichtung abzustel-
len sei, und nicht nur darauf, welche Aufgaben der Einrichtung zum Zeitpunkt der 
Gründung übertragen worden seien. Allerdings müsse eine spätere Übertragung von 
Aufgaben nicht gewerblicher Art objektiv festgestellt werden können (z.B. Abschluss 
eines Vertrages).71 Die Eigenschaft als öffentlicher Auftraggeber könne demnach 
einem dynamischen Entwicklungsprozess unterworfen sein, welcher auch den 
Schluss zulasse, dass eine ursprünglich für Zwecke nicht gewerblicher Tätigkeit ge-
gründete Einrichtung die Eigenschaft als öffentlicher Auftraggeber verliere, wenn 
sämtliche nicht gewerbliche Aufgaben später wegfallen würden. 
Der spezifische Begriffsverständnis der „Einrichtung öffentlichen Rechts“ in der PSI-
RL wird dabei unter Punkt 3.4.2. dieser Studie noch detaillierter erörtert, worauf an 
dieser Stelle verwiesen werden kann.72

1.4.2. Körperschaften (öffentlichen Rechts)73

Körperschaften sind zur juristischen Person erhobene Personenmehrheiten. Sofern 
es sich um einen juristische Person öffentlichen Rechts handelt, spricht man auch 
von Körperschaften öffentlichen Rechts (KöR). Eine solche hat Mitglieder, welche ihr 
in der Regel zwangsweise angehören, damit der KöR die Erfüllung ihres gesetzlichen 
Aufgabenbereichs möglich ist. In diesem Zusammenhang werden Gebietskörper-
schaften (Bund, Länder und Gemeinden), Personalkörperschaften und Interessen-
gemeinschaften, welche Mitglieder mit beschränkten gemeinsamen Interessen verei-
nen, unterschieden. Interessensgemeinschaften iSv KöR sind insbesondere Jagdge-
nossenschaften, Fischereigenossenschaften, Wassergenossenschaften und Was-
serverbände. Manche KöR sind als Selbstverwaltungskörper eingerichtet, das heißt 
sie besorgen weisungsfrei einen Teil der (mittelbaren) staatlichen Verwaltung (des 
Bundes bzw. der Länder) im gesetzlich zugewiesenen eigenen Wirkungsbereich. 
Körperschaften öffentlichen Rechts unterscheiden sich von Anstalten öffentlichen 
Rechts insbesondere dadurch, dass letztere Organisationen darstellen, bei welchen 

                                            
69 Ibid. 
70 Ibid.  
71 Ibid.  
72 Vgl. Punkt 3.4.2. der Studie. 
73 Vgl. Mayer, 282, 419f. 
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die Sachmittel und nicht die Personen im Vordergrund stehen (z.B. Sozialversiche-
rungsträger). 

1.4.3. Öffentliches Unternehmen74

Der Begriff „öffentliches Unternehmen“ lässt sich über zwei Ansätze definieren: Vom 
organisatorischen Ansatz her betrachtet ist ein öffentliches Unternehmen ein solches, 
an dem eine Gebietskörperschaft maßgebliche Anteile hält bzw. auf welches diese 
maßgeblichen („beherrschenden“) Einfluss hat. Diesen organisatorischen Definiti-
onsansatz verwenden sowohl Art 86 EGV als auch das B-VG in den Bestimmungen 
zum Rechnungshof. Der funktionelle Ansatz geht hingegen dahin, dass ein öffentli-
ches Unternehmen (unabhängig von seiner Organisationsform) einen öffentlichen 
Zweck der Daseinsvorsorge oder der Wirtschaftslenkung zu erfüllen hat.  

1.4.5. Bescheid75

Bescheide sind eine verfassungsrechtlich vorgesehene Form einer Rechtsnorm bzw. 
Rechtsquelle. Der Bescheid wird in der Regel als individuelle hoheitliche, im Außen-
verhältnis ergehende Verwaltungsakt, der sich durch besondere Verfahrens- und 
Ausdrucksförmlichkeit auszeichnet, charakterisiert. Er unterscheidet sich als Akt der 
Verwaltung von anderen Staatsfunktionen; durch die Qualifikation als normativer Akt 
hebt er sich von Wissenserklärungen oder Beurkundungen (z.B. Auskunft, Gutach-
ten, etc) ab. Die Charakterisierung als hoheitlicher Akt unterscheidet den Bescheid 
von Akten der Privatwirtschaftsverwaltung. Durch die Erfordernis der Außenseitigkeit 
kann er von (internen) Weisungen differenziert werden. Die Verfahrens- und Aus-
drucksförmlichkeit grenzt den Bescheid schließlich von Akten unmittelbarer Befehls- 
und Zwangsgewalt ab. Während Verordnungen „generell abstrakte“ und damit 
grundsätzlich an eine Vielzahl von Normadressaten gerichtet sind Rechtsnormen 
darstellen, sind Bescheide eben „individuell konkret“. 

1.4.6. Rechtsmittel und Rechtsbehelf76

Rechtsmittel sind eine verfahrensrechtliche Einrichtung, die es den Parteien eines 
Verfahrens ermöglicht, auf Antrag die Überprüfung eines bestimmten Rechtsaktes zu 
erreichen, wobei an die Antragstellung die Pflicht eines Organes knüpft, diese Über-
prüfung durchzuführen. Rechtsmittel werden üblicherweise in ordentliche und außer-
ordentliche geteilt, wobei ordentliche Rechtsmittel unter bestimmten Voraussetzun-
gen den Parteien gegen jeden Bescheid im regelmäßigen Gang des Verfahrens (z.B. 
Berufungen, Vorstellungen gegen Mandatsbescheide), außerordentliche hingegen 
nur unter besonderen Voraussetzungen (z.B. Wiederaufnahme des Verfahrens) zur 
Verfügung stehen. Rechtsmittel werden weiters in aufsteigende (devolutive) und nicht 
aufsteigende (remonstrative) unterteilt, je nachdem, ob eine andere (übergeordnete) 
Behörde (Instanz) über das Rechtsmittel zu entscheiden hat oder jene Behörde, wel-
che den Akt ursprünglich erlassen hat. Schließlich können noch aufschiebende (sus-
pensive) und nicht aufschiebende (nicht suspensive) Rechtsmittel unterschieden 
werden – je nachdem, ob durch die Einbringung des Rechtsmittels die Vollstreckbar-
keit des Bescheides gehemmt wird oder nicht. Die Differenzierung zwischen verbun-

                                            
74 Vgl. Mayer, 335f. 
75 Vgl. Mayer, Fachwörterbuch zum Öffentlichen Recht, 67ff. 
76 Vgl. Mayer, Fachwörterbuch, 384f, 382. 
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denen und nicht verbundenen stellt darauf ab, ob das Rechtsmittel nur zusammen 
mit einem gegen einen anderen Akt gerichteten Rechtsmittel erhoben, oder auch al-
lein eingebracht werden kann. 
Rechtsbehelfe werden als den Rechtsmitteln verwandte bzw. ähnliche Einrichtung 
verstanden, welche es den Parteien eines Verfahrens ermöglichen soll, einen 
Rechtsakt zu erlangen (insbesondere z.B. Wiedereinsetzungsantrag, Devolution-
santrag). 

1.5. Datenschutz, Amtsverschwiegenheit, Amtshilfe und Auskunfts-
pflicht 

1.5.1. Datenschutz im Bereich von Geodaten77

Das sog Datenschutzrecht meint jenes Rechtsgebiet, welches den Umgang mit sog 
personenbezogenen Daten regelt. Darunter werden nach § 4 Z 1 DSG 2000 alle An-
gaben über Betroffen (iSd § 4 Z 3 leg.cit.), deren Identität bestimmt oder bestimmbar 
ist; “nur indirekt personenbezogen” sind Daten für einen Auftraggeber (Z 4), 
Dienstleister (Z 5) oder Empfänger einer Übermittlung (Z 12) dann, wenn der Perso-
nenbezug der Daten derart ist, dass dieser Auftraggeber, Dienstleister oder Übermitt-
lungsempfänger die Identität des Betroffenen mit rechtlich zulässigen Mitteln nicht 
bestimmen kann.78  
Die Verfassungsbestimmung des § 1 DSG 2000 räumt jedermann ein Recht auf Ge-
heimhaltung personenbezogener Daten ein, soweit ein schutzwürdiges Interesse 
daran besteht. Dieses verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht wird als sog 
Grundrecht auf Datenschutz bezeichnet. Dieses Grundrecht auf Datenschutz kommt 
nur existenten natürlichen und juristischen Personen zu und ist nicht auf automati-
onsunterstützt verarbeitete Daten beschränkt.79 Das DSG 2000 regelt dabei umfas-
send die (ganz oder auch nur teilweise) automationsunterstützte “Verwendung” (ver-
steht sich Sammelbegriff für in § 4 DSG 2000 genannten Arten des Gebrauchs bzw. 
der Handhabung von Daten) von personenbezogenen Daten durch Auftraggeber, 
daneben aber auch die nicht automationsunterstützte (manuelle) Verarbeitung in Ma-
terien80 mit Gesetzgebungskompetenz des Bundes.81 Auftraggeber iSd DSG 2000 ist 
dabei jede natürliche oder juristische Person, die Personenmehrheit oder das Organ 
einer Gebietskörperschaft bzw. auch dessen Geschäftsstelle (z.B. das Amt der Lan-

                                            
77 Vgl. zu den allg Ausführungen zum Datenschutzrecht insbesondere Mayer-Schönberger/Brandl, 
Datenschutzgesetz 2000 (Linde Verlag 1999); sowie Mayer, Fachwörterbuch zum Öffentlichen Recht, 
115f. 
78 Vgl. § 4 Z 1-12 BG über den Schutz personenbezogener Daten (Datenschutzgesetz 2000), BGBl I 
1999/165 idgF.  
79 Vgl. Pfeiffer, Datenschutz und Auskunftserteilung, (SozSi 1990) 596f. 
80 Vgl. § 58 DSG 2000. 
81 Art 3 der allgemeine DS-RL der EU legt hingegen fest, dass der Schutzbereich nicht nur für die 
ganz oder teilweise automatisierte Verarbeitung sondern auch für die nicht automatisierte Verarbei-
tung personenbezogener Daten gilt. Die mangelnde Umsetzung dieser Vorgabe mag insofern verfas-
sungsrechtliche bzw. kompetenzrechtliche Ursachen haben, als mit der Kompetenzbestimmung des § 
2 DSG 1978 dem Bund lediglich die Zuständigkeit in Gesetzgebung und Vollziehung hinsichtlich des 
Datenschutzes bei automationsunterstützter Datenverarbeitung zugewiesen wurde. Vgl. dazu näher 
auch Mayer-Schönberger/Brandl, Datenschutzgesetz 2000, 15f. 
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desReg), welche allein oder auch mit anderen die Entscheidung zur Datenverarbei-
tung getroffen hat. Die im DSG 1978 noch vorhandene, strenge Trennung zwischen 
dem öffentlichen und privaten Bereich wurde durch das DSG 2000 weitgehend auf-
gehoben bzw. gelten für diese beiden Bereiche nunmehr großteils die gleichen Re-
gelungen; eine wesentliche Ausnahme davon betrifft allerdings die Zuständigkeit der 
Rechtsschutzinstitutionen (Datenschutzkommission bzw. ordentliche Gerichte). 
Die Vorschriften des DSG 2000 betreffen neben dem dargestellten Grundrecht auf 
Datenschutz insbesondere die Zulässigkeit der Verwendung von Daten im Allgemei-
nen und im Speziellen (vor allem bei sensiblen Daten), die Datensicherheit, die Pub-
lizität der Datenverarbeitung (vor allem durch Meldung von Datenverarbeitungen und 
Übermittlungen an das Datenverarbeitungsregister), die Rechte der Betroffenen (vor 
allem Auskunftsrecht, Recht auf Richtigstellung oder Löschung, Widerspruchsrecht), 
den Rechtsschutz und das Verfahren in Datenschutzangelegenheiten, die Daten-
schutzkommission, den Datenschutzrat und das Datenschutzregister, Sondervor-
schriften für besondere Verwendungszwecke (z.B. wissenschaftliche Forschung und 
Statistik, publizistische Tätigkeit) und besondere Verwendungsarten (sog automati-
sierte Einzelentscheidungen und sog Informationsverbundsysteme). Das DSG 2000 
enthält schließlich auch Strafbestimmungen für eine Datenverwendung in Gewinn- 
und Schädigungsabsicht sowie Verwaltungsstrafbestimmungen für Verletzungen der 
Vorschriften des Gesetzes. 
Weitergabe (Übermittlung) der Daten ist dabei nur in den gesetzlich vorgesehenen 
Fällen (z.B. § 7 Abs. 2 DSG 2000) möglich, weiters wenn es sich nicht um 
„personenbezogene“ Daten handelt bzw. wenn solche anonymisiert wurden. 
Die Beurteilung der Frage, ob konkrete Geodaten als personenbezogene Daten iSd 
DSG 2000 qualifiziert werden können oder nicht, misst sich an der eingangs genann-
ten Legaldefinition des § 4 Z 1 DSG 2000 bzw. den Vorgaben der allgemeinen DS-
RL82 der Europäischen Union. Um datenschutzrechtlich relevant zu sein, müssen 
Geodaten daher eine “Personenbezogenheit” iSd DSG 2000 aufweisen. Unter be-
stimmten Voraussetzungen ist es jedenfalls nicht auszuschließen, dass auch aus 
bodenbezogenen Daten die Rückführbarkeit dieser Daten auf bestimmte Personen 
möglich ist.83 Die allgemeine DS-RL geht davon aus, dass Daten nicht nur dann 
“personenbezogen” sind, wenn die Identität des Betroffenen für den Verwender be-
stimmbar ist, sondern auch dann, wenn diese für einen Dritten bestimmbar ist (z.B. 
den Inhaber des Entschlüsselungscodes bei codierten Identitätsdaten). Wie auch die 
DS-RL differenziert das DSG 2000 in diesem Zusammenhang jedenfalls zwischen 
direkter und (nur) indirekter Identifizierbarkeit: Wenn es für den konkreten Verwender 
der Daten nicht möglich ist, den – z.B. in Form einer laufenden oder sprechenden 
Nummer – vorhandenen Personenbezug auf eine in ihrer Identität bestimmte Person 
zurückzuführen, dann ist der Gebrauch solcher “nur indirekt personenbezogener Da-
ten” durch diesen Verwender unter erleichterten datenschutzrechtlichen Bedingun-
gen möglich.84

                                            
82 Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Daten-
verkehr (allg DS-RL); ABl L 281, 31 vom 23.11.1995. 
83 Vgl. Twaroch, Rechtliche Aspekte im Geoinformationswesen (1. Teil), ZfV 1996, Heft 3, 99f. 
84 Vgl. insbesondere § 29 DSG 2000, welcher die in den §§ 26 bis 28 konstituierten Rechte (Aus-
kunftsrecht, Recht auf Richtigstellung bzw. Löschung, Widerspruchsrecht) des Betroffenen für den Fall 
nur indirekter personenbezogener Datenverwendung ausschließt. 
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Soweit Geodaten als personenbezogene Daten iSd des DSG 2000 zu qualifizieren 
sind, unterliegt ihre Verarbeitung, ihre Verwendung und Übermittlung oder Weiterga-
be jedenfalls auch den Bestimmungen des DSG 2000. Dies wird immer dann der Fall 
sein, wenn der konkrete Verwender oder auch ein Dritter die jeweiligen Geodaten 
(z.B. die in einer Landkarte verzeichnete Lage eines Hauses) auf legale Weise und 
unter Verwendung vernünftiger Mittel85 – das heißt weder hinsichtlich der Art noch 
hinsichtlich des dazu betriebenen Aufwandes völlig ungewöhnlich – einer bestimmten 
Person (z.B. dem Grundeigentümer) zuordnen kann. Twaroch verweist zurecht dar-
auf, dass das Kriterium die Rückführbarkeit mit hoher Wahrscheinlichkeit ist.86 Der 
unter Punkt 2.1. bereits erwähnte Schweizer Entwurf eines (Bundes-) Geoinformati-
onsgesetzes sieht wohl aus ähnlichen Überlegungen unter § 14 (2) vor, dass Geoda-
ten (nur) dann als Personendaten gelten, wenn sie mit Angaben zu bestimmten Per-
sonen verknüpft sind oder wenn die Zuordnung zu bestimmten Personen ohne wei-
ters möglich ist.87 Nach den Erläuterungen des Schweizer Bundesamtes für Topo-
graphie zum Gesetzesentwurf soll durch diese Bestimmung bzw. Präzisierung klar-
gestellt werden, dass nicht sämtliche Geodaten aufgrund irgendeiner Verknüpfbarkeit 
als Personendaten im Sinne des Schweizer Datenschutzgesetzes 1992 (SR 235.1) 
gelten.88  

1.5.2. Amtsverschwiegenheit & Amtshilfe 
Gemäß Art 20 Abs. 3 B-VG sind die Verwaltungsorgane „soweit gesetzlich nicht 
anderes bestimmt ist“ zur Wahrung der Verschwiegenheit über alle ihnen 
ausschließlich aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen (geheime) 
Tatsachen verpflichtet, deren Geheimhaltung im Interesse der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, [...] zur Vorbereitung einer Entscheidung 
oder im überwiegenden Interesse der Parteien geboten ist. Gemäß Art 22 B-VG sind 
alle Organe des Bundes, der Länder und Gemeinden im Rahmen ihres eigenen 
Wirkungskreises zur gegenseitigen Hilfeleistung (Amtshilfe) verpflichtet.  
Das Verhältnis der Verpflichtung zur Wahrung der Amtsverschwiegenheit gemäß Art 
20 Abs. 3 B-VG zur Amtshilfepflicht gemäß Art 22 B-VG erscheint dabei schwierig:89 
Nach Walter/Mayer sind amtliche Mitteilungen im Rahmen des Art 22 B-VG nämlich 
grundsätzlich vom Verschwiegenheitsgebot des Art 20 ausgenommen. Der Geset-
zesvorbehalt des Art 20 Abs. 3 B-VG ermächtigt den Gesetzgeber nach der Recht-
sprechung des VfGH nur zur Einschränkung der Verschwiegenheitspflicht, nicht aber 
zu deren Ausdehnung.90 Verschiedene (insbesondere dienstrechtliche) Vorschriften 
präzisieren die Amtsverschwiegenheit bzw. schließen sie aus, wobei des öfteren eine 
Entbindung eines Organs von der Verschwiegenheitspflicht durch Bescheid vorgese-
hen ist.91

                                            
85 Vgl. insbesondere Mayer-Schönberger/Brandl, 61, zu Erwägungsgrund 26 der DS-RL. 
86 Vgl. Twaroch, Rechtliche Aspekte im Geoinformationswesen (1. Teil), ZfV 1996, Heft 3, 99f. 
87 Vgl. den auf der Website der Schweizer Bundesverwaltungs-GIS-Koordinationsstelle KOGIS online 
verfügbaren Gesetzesentwurf unter http://www.kogis.ch/framset/recht_d.htm. 
88 Vgl. die auf der Website des Schweizer Bundesamtes für Landestopographie verfügbaren Erläute-
rungen zum Gesetzesentwurf unter http://www.swisstopo.ch/de/about/geoig.htm/. 
89 Vgl. mwNw Walter/Mayer, VfR, RZ 585. 
90 Vgl. VfSlg 6288, 9657. 
91 Vgl. Walter/Mayer, VfR, RZ 584. 
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Inwiefern eine Verwaltungsbehörde von einer anderen Verwaltungsbehörde unter 
Berufung auf Art 22 B-VG Geodaten im Wege der Amtshilfe anfordern kann, ist dabei 
von Fall zu Fall zu prüfen.92 Nach Berchtold besteht etwa keine Amtshilfeverpflich-
tung bzw. Zulässigkeit von Amtshilfe zwischen den Behörden der unmittelbaren Bun-
desverwaltung auf der einen und der mittelbaren Bundesverwaltung oder Landes-
verwaltung auf der anderen Seite; keine Amtshilfe gibt es demnach auch zwischen 
den Bundesministerien und zwischen den ordentlichen Gerichten und Verwaltungs-
behörden. In allen diesen Fällen fehle nach Berchtold ein gemeinsamer sachlicher 
Wirkungsbereich.93 Amtshilfe sei nur zulässig, soweit sie zwischen den Bezirksver-
waltungsbehörden und zwischen den Landeshauptmännern in Angelegenheiten der 
mittelbaren Bundesverwaltung, zwischen den Bezirksverwaltungsbehörden und zwi-
schen den Landesregierungen in den Angelegenheiten der Landesverwaltung erfolgt 
- vorausgesetzt sowohl ersuchende als auch ersuchte Behörde verfügen über einen 
inhaltlich gleichartigen sachlichen Wirkungsbereich.94 Amtshilfeverpflichtung besteht 
nach Berchtold ferner zwischen den Behörden der unmittelbaren Bundesverwaltung, 
beschränkt allerdings auf denselben Verwaltungszweig (z.B. Finanzverwaltung), so-
wie zwischen den Behörden desselben Verwaltungszweiges in Angelegenheiten der 
Landesverwaltung (z.B. Grundverkehr) und zwischen den Gemeinden in den Ange-
legenheiten des eigenen und übertragenen Wirkungsbereiches, wobei hinsichtlich 
der aus der Landesvollziehung stammenden Angelegenheiten das oben zur Landes-
verwaltung Gesagte ebenfalls gilt: Als Grundsatz könne schließlich festgehalten wer-
den, dass eine Amtshilfeverpflichtung dann bestehe, wenn der gesetzlich umschrie-
bene Aufgabenbereich der ersuchenden und der ersuchten Behörde identisch sei 
oder zumindest ein inhaltlich gleichartiger Wirkungskreis bestehe, wobei auch die 
funktionelle Zuständigkeit zu beachten sei.95

Zu der beschriebenen, von Berchtold vertretenen Ansicht hat jedoch Moritz richtiger-
weise angemerkt, dass sich Amtshilfe in einem beschränkten, jedoch für die Praxis 
überaus bedeutsamen Bereich, nämlich für bestimmte Verfahrensakte im Ermitt-
lungsverfahren, auch zwischen untergeordneten und übergeordneten Behörden, zwi-
schen Behörden der unmittelbaren und der mittelbaren Bundesverwaltung bzw. der 
Landesverwaltung sowie zwischen Landesverwaltungen als zulässig erweise, und 
zwar auch dann, wenn im übrigen kein "inhaltlich gleichartiger sachlicher Wirkungs-
bereich" der beteiligten Landesbehörden bestehe.96

Souhrada verweist in seiner umfassenden Abhandlung „Amtshilfe Online und Daten-
schutz“ (Souhrada 2000) schließlich zu Recht darauf, dass Amtshilfe nicht nur als 
einzelfallbezogene Tätigkeit zu verstehen ist, sondern das Übermitteln kompletter 
Datenbestände an die anfrageberechtigte Stelle ausschließt.97 De lege lata sei es 
unzulässig, einer amtshilfeberechtigten Stelle den vollständigen Datenbestand mit 
dem Hinweis zu übermitteln, man möge sich dort die jeweils benötigten Daten selbst 
heraussuchen. Da die Amtshilfeverpflichtung keine Zuständigkeitsübertragung ist, 
kann und darf Amtshilfe auch nach Souhrada sowohl bei der ersuchten als auch bei 

                                            
92 Vgl. Souhrada, Amtshilfe Online und Datenschutz (SozSi 2000) 286f. 
93 Vgl. Berchtold, Der gesetzmäßige Wirkungsbereich als Grenze der Amtshilfeleistung (ZfV 1991) 
545ff. 
94 Ibid. 
95 Ibid. 
96 Vgl. Moritz, Amtshilfe und gesetzmäßiger Wirkungsbereich der ersuchten Behörde (ZfV 1992) 407f.  
97 Vgl. Souhrada, Amtshilfe Online und Datenschutz (SozSi 2000) 286f. 

 26



Rechtsvorschriften für Geodaten in Österreich 

der ersuchenden Stelle nur im Rahmen des jeweiligen gesetzmäßigen Wirkungsbe-
reichs stattfinden. Amtshilfe dürfe lediglich tatsächliche Schwierigkeiten im Einzelfall 
überbrücken helfen, aber nicht dazu führen, dass Aufgaben übertragen, ausgelagert, 
verschoben etc würden. Ebenso dürfe Amtshilfe nicht dazu führen, dass einer amts-
hilfeberechtigten Stelle Datenbestände auf Dauer oder so offen zur Verfügung ste-
hen, dass dort Veränderungen vorgenommen werden dürften. Daten-
Veränderungsberechtigungen oder Veränderungen einer Kompetenz können durch 
Amtshilfeberechtigungen bzw. -verpflichtungen nicht begründet oder modifiziert wer-
den.98

Bei der Prüfung der Frage einer Amtshilfeverpflichtung zur Weitergabe von Geodaten 
ist zusammenfassend jedenfalls darauf abzustellen, ob die Amtshilfeanfrage sowohl 
bei der ersuchten als auch bei der ersuchenden Stelle nur im Rahmen des jeweiligen 
gesetzmäßigen Wirkungsbereichs erfolgt – und dieser daher ident bzw. gleichartig 
ist. Ausschlaggebend ist also, dass sachlich sowohl die ersuchende als auch die er-
suchte Behörde für die Gesetzgebung bzw. die Vollziehung im Bereich der jeweiligen 
raumbezogenen Materie (z.B. Naturschutz, Jagdrecht etc) zuständig ist. 
Die Untersuchung weitergehender Problematiken etwa im Zusammenhang mit der 
Zulässigkeit oder Einrichtung von Online-Amtshilfe, den dort erforderlichen, speziel-
len Sicherheitsvorkehrungen und Zugangskontrollsystemen etc., erscheint nur im 
Hinblick auf konkrete Geo(fach-)daten sinnvoll und würde überdies den Rahmen die-
ser Studie sprengen. Untersuchenswert wäre dabei insbesondere auch die Frage, 
inwiefern es Auswirkungen auf das allgemeine Amtshilfegebot hat, wenn eine Ge-
bietskörperschaft per Gesetz verpflichtet ist, auf Daten einer anderen Gebietskörper-
schaft aufzubauen. Ob aber etwa eine vom Bundes- oder Landesgesetzgeber nor-
mierte Verpflichtung der jeweiligen Bundes- oder Landesbehörden, auf (Geo-)Daten 
einer anderen Gebietskörperschaft  aufzubauen, dann auch die Behörden der jeweils 
anderen Gebietskörperschaft zur Lieferung dieser Daten (über die allgemeinen 
Grundsätze der Amtshilfe hinaus) verpflichten kann, mag schon aus kompetenzrecht-
lichen Erwägungen bezweifelt werden. 

1.5.3. Auskunftspflicht99

Gemäß Art 20 Abs. 4 B-VG haben alle mit Aufgaben der Bundes-, Landes- und Ge-
meindeverwaltung betrauten Organe sowie die Organe anderer Körperschaften des 
öffentlichen Rechts über Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs Auskünfte 
zu erteilen, soweit eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht dem nicht entgegen-
steht. Berufliche Vertretungen (z.B. Kammern) sind dabei nur gegenüber den ihnen 
jeweils Zugehörigen auskunftspflichtig und dies nur insoweit, als dadurch die ord-
nungsgemäße Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben nicht behindert wird.100

Durch das mit 01.01.1988 in Kraft getretene Auskunftspflichtgesetz101 (AuskPflG) 
sowie das Auskunftspflichtgrundsatzgesetz102 (AuskPflG) werden alle Organe des 

                                            
98 Ibid. 
99 Zu den dargestellten allgemeinen Grundsätzen der Auskunftspflicht Vgl. insbesondere Pfeiffer, Da-
tenschutz und Auskunftserteilung, (SoSi 1990) 596f. 
100 Vgl. Walter/Mayer, VfR, RZ 586ff. 
101 Bundesgesetz vom 15. Mai 1987 über die Auskunftspflicht der Verwaltung des Bundes und eine 
Änderung des Bundesministeriengesetzes 1986; BGBL 1987/287. 
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Bundes, der Länder, der Gemeinden sowie der bundes- oder landesgesetzlich gere-
gelten Selbstverwaltung von einer generellen Auskunftspflicht erfasst. Mit der durch 
diese Gesetze geregelten Auskunftspflicht sollte dem verstärkten Bedürfnis nach 
verbesserter Information über die Verwaltung Rechnung getragen werden. Auch 
Körperschaften öffentlichen Rechtes, welche ein Recht auf Selbstverwaltung haben, 
sind zur Erteilung von Auskünften in ihrem eigenen Wirkungsbereich verpflichtet.103 
Festzuhalten ist, dass die durch Art 20 Abs. 4 B-VG und die genannten Gesetze vor-
gegebenen Auskunftspflicht sich zwar nicht auf richterliche Tätigkeiten bezieht; sie 
gilt im übrigen aber nicht nur für die Hoheitsverwaltung (insbesondere auch die Jus-
tizverwaltung im formellen Sinn) sondern auch für die Privatwirtschaftsverwaltung.104

Die Verpflichtung zur Erteilung von Auskünften nach dem Auskunftspflichtgesetz 
bzw. dem Auskunftspflichtgrundsatzgesetz besteht in der Regel, wenn folgende Vor-
aussetzungen erfüllt sind:105

• die Anfrage muss in den Wirkungsbereich des Rechtsträgers fallen; 

• gesetzliche Verschwiegenheitspflichten dürfen der Auskunftserteilung nicht ent-
gegenstehen; 

• durch die Erteilung der Auskunft darf die Besorgung der übrigen Aufgaben der 
Verwaltung nicht wesentlich beeinträchtigt werden; das heißt, dass unter Beru-
fung auf das Auskunftspflichtgesetz keine Verpflichtung zu umfangreichen Aus-
arbeitungen und Gutachten oder zur Beschaffung von Informationen entstehen 
kann. Die begehrte Auskunft muss eine Information zum Gegenstand haben, die 
zum Zeitpunkt der Anfrage dem Hoheitsträger bereits bekannt ist; 

• erkennbar mutwillig verlangte Auskünfte sind nicht zu erteilen; 

• die Anfragen können schriftlich, mündlich, telefonisch, telegraphisch oder fern-
schriftlich gestellt werden und sind innerhalb von 8 Wochen ab Einlangen zu be-
antworten. Bei unklaren mündlichen oder telefonischen Anfragen kann die 
schriftliche Ausführung des Auskunftsbegehrens aufgetragen werden. In diesem 
Fall beginnt die Frist mit dem Einlangen des präzisierten Begehrens zu laufen. 

Hengstschläger/Leeb gehen in diesem Zusammenhang der Frage des Bestehens 
eines verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechts auf Auskunftserteilung bzw. der 
Durchsetzbarkeit eines solchen Rechtes nach.106 Ausgehend von der vom VfGH in 
VfSlg 12.838/1991 entwickelten Auffassung, Art 20 Abs. 4 B-VG räume dem Aus-
kunftssuchenden kein verfassungsgesetzlich gewährleistetes Recht ein, beschäftigt 
sich der Aufsatz von Hengstschläger/Leeb nicht nur mit der Frage, inwieweit das 
AuskPflG des Bundes bzw. ein bestimmtes Landes-Auskunftspflichtgesetz (dort das 

                                                                                                                                        
102 Bundesgrundsatzgesetz vom 15. Mai 1987 über die Auskunftspflicht der Verwaltung der Länder 
und Gemeinden; BGBL 1987/286. 
103 Vgl. Walter/Mayer, VfR, RZ 586/1. 
104 Vgl. Harbich, Auskunftspflicht in der Justizverwaltung (RZ 1992) 162ff, I.2.1.. 
105 Vgl. unter anderem ausführlich Harbich, Auskunftspflicht in der Justizverwaltung (RZ 1992) 162ff; 
Pfeiffer, Datenschutz und Auskunftserteilung (SoSi 1990) 596f. 
106 Vgl. Hengstschläger/Leeb, Verfahrensrechtliche Fragen der Auskunftspflicht gemäß Art 20 Abs. 4 
B-VG unter besonderer Berücksichtigung des APG des Bundes und des oö APG, Teil I (JBl 2003) 
269ff. 
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oö APG) subjektive Rechte begründen, sondern auch mit deren verfahrensrechtlicher 
Ausgestaltung. Sie vertreten dabei insbesondere die Auffassung, dass das AVG kraft 
Art II EGVG auf das Auskunftserteilungsverfahren nach dem APG des Bundes und 
nach dem einem Landesauskunftspflichtgesetz Anwendung findet. Die Verwaltungs-
organe haben nach dieser Ansicht jene Bestimmungen des AVG, die in einem sol-
chen Verfahren eine Rolle spielen können, zusätzlich und ergänzend zu den verfah-
rensrechtlichen Vorschriften im jeweiligen AuskPflG heranzuziehen. Nur wenn das 
zuständige Organ nicht in Art II EGVG genannt sie, müsste in diesem ersten Verfah-
rensabschnitt des Auskunftsverfahrens auf die allgemeinen Grundsätze eines rechts-
staatlichen Verwaltungsverfahrens zurückgegriffen werden. 
Der Umfang der Auskunftspflicht beschränkt sich grundsätzlich nur auf generelle In-
formationen über den Aufgabenbereich und die Tätigkeit der auskunftspflichtigen 
Rechtsträger und nicht etwa auf Detailinformationen über bestimmte Personen oder 
personenbezogene Daten iSd DSG 2000. Die Auskunftspflicht nach Art 20 Abs. 4 B-
VG bzw. dem AuskPflG sowie dem AuskPflGG ist jedenfalls durch Art 20 Abs. 3 B-
VG bzw. durch § 1 DSG 2000 eingeschränkt.107  
Seine absolute Schranke findet der Umfang der Auskunft bzw. die Erteilung einer 
Auskunft überhaupt sowohl in Rechtsfragen wie auf tatsächlichem Gebiet nach Har-
bich im § 1 Abs. 2 Satz 1 AuskunftspflichtG:108 Darnach sind Auskünfte "nur in einem 
solchen Umfang zu erteilen, der die Besorgung der übrigen Aufgaben der Verwaltung 
nicht wesentlich beeinträchtigt." Aus § 1 Abs. 2 Satz 1 AuskunftspflichtG sei somit 
"ein Nachrang der Auskunftserteilung gegenüber den übrigen Aufgaben der Verwal-
tung ableitbar, woraus sich ergebe, dass Auskunftsbegehren konkrete, in der vorge-
sehenen kurzen Frist ohne Beeinträchtigung der übrigen Verwaltungsabläufe beant-
wortbare Fragen enthalten müssen" (EBRV AuskunftspflichtG). Schon aus dem Ge-
setzeswortlaut selbst folge, dass umfangreiche Ausarbeitungen, das Studium von 
Judikatur und Literatur, die Erstattung von Gutachten, aber auch zeitraubende Re-
cherchen und Aktenrequisitionen von anderen Dienststellen nicht verlangt werden 
könnten. Wenn indes dem Auskunftsbegehren mit vertretbarem Aufwand wenigstens 
teilweise entsprochen werden kann, so hat nach Harbich in diesem Ausmaß die Tat-
sachen- oder die Rechtsmitteilung zu ergehen.109

Die Auskunft ist nach hL jedenfalls ohne unnötigen Aufschub, spätestens binnen acht 
Wochen nach Einlangen des Auskunftbegehrens zu erteilen. Wird die Auskunft nicht 
erteilt, so ist – auf Antrag – ein Bescheid zu erlassen. Nach der Rechtsprechung des 
VwGH kann die effektive Durchsetzung der Erteilung einer Auskunft dennoch unmög-
lich sein.110  
Die Beurteilung der Frage, ob eine Behörde zur Erteilung von (geodatenspezifischen) 
Auskünften verpflichtet ist, orientiert sich daher zunächst an den oben dargestellten 
Grundsätzen. Die andernorts in dieser Studie näher dargestellten Rechtsquellen für 
die Verarbeitung von Geodaten sehen teils jedoch auch weitergehende Informations- 
und Auskunftsverpflichtungen vor. Gemäß § 5 Abs. 2 AuskPflG bestimmt dabei, dass 
dieses Bundesgesetz nicht gilt, soweit in anderen Bundesgesetzen besondere Aus-
kunftspflichten angeordnet sind. Nach hL ist jedoch die Geltung des AuskPflG ist nur 

                                            
107 Vgl. mwNw Walter/Mayer, VfR, RZ 585, 586. 
108 Vgl. ausführlich Harbich, Auskunftspflicht in der Justizverwaltung (RZ 1992) 162ff. 
109 Ibid. 
110 Vgl. VwGH 15.1.1992, Zl 91/12/0285; 29.11.1993, Zl 93/10/0137. 
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soweit ausgeschlossen, als die Auskunftspflichten in den anderen Bundesgesetzen 
reichen. Geht allerdings ein auf Grund eines anderen Verwaltungsgesetzes in wel-
cher Form immer (Vorsprache, Eingabe, Antrag, Beschwerde) angebrachtes Aus-
kunftsbegehren über den dort gezogenen Kreis möglicher Auskünfte hinaus, so greift 
im Umfang der Überschreitung das AuskunftspflichtG ein und lässt eine Beantwor-
tung zu.111 Zu nennen ist in diesem Zusammenhang beispielsweise die in den §§ 
124f WRG vorgesehen sog Evidenz der verliehenen Wasserrechte, welche einen 
Bestandteil des vom Landeshauptmann zu führenden Wasserbuchs bildet und wel-
che auch automationsunterstützt geführt werden kann112.  
Zur Frage, inwiefern die Vorgaben der – in Österreich erst umzusetzenden PSI-RL 
der EU113 - eine Ausweitung des Auskunftsrechtes bzw. der Auskunftspflicht fordern, 
wird auf den Teil der Studie verwiesen, welcher diese RL im Detail behandelt. Die RL 
postuliert mit ihrem Allgemeinen Grundsatz (Art 2 der RL) uE jedenfalls keine wie 
immer geartete Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Gestattung der Weiterverwen-
dung von Dokumenten öffentlicher Stellen bzw. Einrichtungen öffentlichen Rechts 
iSd RL.114 Lediglich für den Fall, dass ein Mitgliedstaat die Weiterverwendung derar-
tiger Dokumente überhaupt erlaubt, werden bestimmte Rahmenbedingungen vorge-
geben.  
Der in der PSI-RL vorgesehene „Bescheid“ bei Auskunftsverweigerung mag zwar 
nicht dem österreichischen öffentlichrechtlichen Begriffsverständnis eines Beschei-
des entsprechen. De facto kommt aber wohl keine andere Form einer Rechtsnorm 
als eben ein Bescheid iSd §§ 58ff AVG in Frage, zumal nach der PSI-RL gegen eine 
solche Entscheidung ein „Rechtsbehelf“ möglich sein muss.115 Zu klären ist im Zuge 
einer Umsetzung der PSI-RL dabei wohl auch die Frage, inwiefern die jeweiligen zur 
Auskunft verpflichteten Organe der Gebietskörperschaften und Selbstverwaltungs-
körper überhaupt gesetzlich befugt sind, allfällige auskunftsverweigernde Bescheide 
zu erlassen (z.B. die Österr. Bundesforste). Für den Fall, dass man bei der Umset-
zung davon ausgeht, dass die RL eine Ablehnung der Auskunft auch auf eine andere 
Art als mittels eines Bescheid iSd §§ 58ff AVG erlaubt (z.B. formloses Ablehnungs-
schreiben bzw. E-Mail), wird man klären müssen, welche Rechtsmittel oder Rechts-
behelfe gegen derartige behördliche Akte sui generis bestehen bzw. einzuräumen 
sind. 

Exkurs: Öffentliche Register, Bücher, Pläne & Kataster 
Vorweg wird festgehalten, dass dieser Exkurs lediglich das Verhältnis der Auskunfts-
pflicht zum Prinzip der Öffentlichkeit so genannter öffentlicher Register bzw. Bücher 
(z.B. Firmenbuch, Grundbuch, Datenverarbeitungsregister), Pläne (z.B. Waldentwick-
lungsplan), Kataster (z.B. Grenzkataster) oder sonstige Verzeichnisse und Daten-
banken (z.B. Rechtsinformationssystem des Bundes) behandelt. Die urheberrechtli-

                                            
111 Vgl. Harbich, Auskunftspflicht in der Justizverwaltung, III.16.. 
112 Vgl. Feik, EDV/ADV im Verwaltungsrecht, in Jahnel/Schramm/Steudegger (Hrsg), Informatikrecht2 
(Springer Verlag, 2002) 237. 
113 Vgl. RL 2003/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. November 2003 über 
die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors.  
114 Vgl. insbesondere Art 3 sowie Art 1 und 2 der RL 2003/98/EG. 
115 Vgl. Art 4 Abs. 4 der RL 2003/98/EG. 
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chen Aspekte von amtlichen Werken iSd § 7 UrhG werden unter Punkt A.2.1.3. der 
vorliegenden Studie gesondert dargestellt.  
Öffentliche Register werden idR von Gebietskörperschaften im gesetzlichen Auftrag 
und mit öffentlichen Mitteln geführt – dies teils bereits seit Jahrzehnten, jedenfalls 
aber in zunehmendem Ausmaß auch automationsunterstützt. Im Bereich der Bun-
desmaterien stellt beispielsweise das Grundbuch ein von den Bezirksgerichten zu 
führendes, gem. § 7 GBG116 öffentliches Verzeichnis von Liegenschaften dar, in wel-
ches dingliche Rechte an Liegenschaften eingetragen werden;117 der Grenzkataster 
wurde durch das VermG 1968 (Vermessungsgesetz) eingeführt und ist nach § 8 
VermG zum verbindlichen Nachweis der Grenzen der Grundstücke, zur Ersichtlich-
machung der Benützungsart, Flächenausmaße und sonstigen Angaben zur leichte-
ren Kenntlichmachung der Grundstücke und zur Ersichtlichmachung der geocodier-
ten (raumbezogenen) Adressen der Grundstücke und der darauf befindlichen Ge-
bäude bestimmt.118 Auch die Inhalte des Grenzkatasters sind mit bestimmten Aus-
nahmen nach § 14 Abs. 1 VermG öffentlich. Im Detail werden in Teil B dieser Studie 
eine Fülle von bundes- und/oder landesgesetzlich geregelten öffentlichen Verzeich-
nissen bzw. Registern, Katastern oder Plänen beschrieben, auf welche an dieser 
Stelle verwiesen werden kann. 
Der häufig in jenen Gesetzen, welche die Führung der zuvor genannten Bücher, Re-
gister, Pläne etc. vorsehen, postulierte Grundsatz der Öffentlichkeit besagt nun, dass 
grundsätzlich jeder - ohne Angabe von Gründen oder Nachweis eines speziellen In-
teresses - Einsicht in die jeweiligen Bücher, Verzeichnisse, Register, Kataster etc. 
nehmen kann und darf. Darüber hinaus ist festzuhalten, dass die Rechtsordnung die 
Kenntnis der Inhalte öffentlicher Register in der Regel sogar als allgemein bekannt 
voraussetzt. Wie Twaroch im Bereich des Grundbuchs und des Grenzkatasters auf-
gezeigt hat, ist Öffentlichkeit ist eine wesentliche Voraussetzung für eine Mehrfach-
nutzung von gespeicherten Informationen:119 Öffentlichkeit stehe dabei immer in ei-
nem Spannungsverhältnis zum Datenschutz, wobei der österreichische Gesetzgeber 
die Vorteile des ungehinderten Zugangs zu Grundbuch und Kataster höher bewertet 
habe als die Privatsphäre des Rechtsträgers (Grundeigentümer, Kreditgeber ua); nur 
die Personenabfrage selbst werd restriktiv gehandhabt.120 Einschränkungen des 
(Rechts-)Grundsatzes der Öffentlichkeit betreffen ansonsten idR lediglich die Art und 
die Zeit der Einsichtnahme (z.B. „in Gegenwart eines Grundbuchsbeamten“; oder 
„während der Amtsstunden“) bzw. allfällige Entgelte für die Anfertigung von Abschrif-
ten bzw. Kopien oder den Kauf von (Auszügen) aus dem öffentlichen Register (vgl. 
z.B. den Kostenersatz gem. § 48 VermG).  

                                            
116 Allgemeines Grundbuchsgesetz (GBG), BGBl Nr 39/1955, idF BGBl I 112/2003. 
117 Vgl. dazu näher Punkt B.2.3.3. der vorliegenden Studie. 
118 Vgl. dazu näher Punkt B.2.1.3. der vorliegenden Studie. 
119 Vgl. Twaroch, Vom Steuerkataster zum Land-Management-System. Strukturüberlegungen zu einer 
Theorie des Katasters, NZ 1997, 385ff. 
120 Ibid. 
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A.2. Privatrechtliche Aspekte 

2.1. Ausgewählte urheberrechtliche Fragen 

2.1.1 Untersuchungsgegenstand 
Jede auf das österreichische Urheberrecht bezogene Untersuchung einer Relevanz 
und Bedeutung von Geodaten setzt zunächst die Klärung der Frage voraus, ob diese 
als Werke iSd §§ 1ff UrhG qualifiziert werden können oder nicht; weiters kommt im 
Hinblick auf die Verarbeitung, Aufbereitung oder Archivierung von Geodaten in 
Sammlungen oder Datenbanken auch ein urheberrechtlich Schutz als Sammelwerke 
iSd § 6 UrhG bzw. Datenbankwerke iSd § 40f Abs. 1 leg cit in Betracht, selbst wenn 
die darin enthaltenen Geodaten für sich urheberrechtlich nicht schutzfähig wären. Zu 
untersuchen ist auch, ob spezielle Geodaten wie etwa Orthophotos nach neuerer 
Rechtsprechung Lichtbildwerke iSd § 3 Abs. 2 UrhG darstellen bzw. Lichtbildschutz 
iSd §§ 73ff UrhG genießen. Auf einen allfälligen Schutz von Computerprogrammen 
iSd der § 40a leg cit zur Verarbeitung von Geodaten bzw. von sog Geoinformations-
systemen ist gesondert einzugehen. Im Hinblick auf die dargestellte Verarbeitung von 
Geodaten in Erfüllung öffentlicher Aufgaben und in Anbetracht der Regelung des § 7 
UrhG ist auch zu prüfen, ob bzw. wenn ja welche Geodaten mit Werkscharakter als 
„freie Werke“ iSd UrhG zu beurteilen sind.  

2.1.2. Geodaten als Werke iSd UrhG 

2.1.2.1. Allgemeines121

Werke iSd des UrhG sind eigentümliche geistige Schöpfungen auf den Gebieten der 
Literatur, der Tonkunst, der bildenden Künste und der Filmkunst.122 Werke der Litera-
tur sind nach § 2 UrhG dabei Sprachwerke aller Art, Bühnenwerke und Werke wis-
senschaftlicher oder belehrender Art, die in bildlichen Darstellungen in der Fläche 
oder im Raum bestehen, sofern sie nicht zu den Werken der bildenden Künste zäh-
len.123 Weiters zählen seit der UrhG-Novelle 1993 auch Computerprogramme zu den 
Sprachwerken iSd des UrhG, wenn sie das Ergebnis der eigenen geistigen Schöp-
fung des Urhebers sind.124  
Maßgeblich für die Auslegung des in § 1 Abs. 1 UrhG enthaltenen Tatbestandes der 
„eigentümlichen geistigen Schöpfung“ ist nach hL und Rechtsprechung die individuel-
le Eigenart, die auf der Persönlichkeit des Schöpfers beruht und sich vom Alltägli-
chen abhebt. Es kommt weder auf einen künstlerischen, noch auf einen wissen-
schaftlichen oder ästhetischen Wert oder einen Zweck des Werkes an. Gleichgültig 
ist auch, ob das Werk einen Werbe-, Belehrungs- oder sonstigen Zweck hat. 

                                            
121 Vgl. zu den allgemeinen Ausführungen zum Urheberrecht insbesondere Dittrich, Österreichisches 
und internationales Urheberrecht4 (Manz Verlag, Wien 2004) 31ff; Haybäck, Das Recht am geistigen 
Eigentum (LexisNexis ARD Orac, Wien 2004) 143f. 
122 Vgl. die Legaldefinition des § 1 UrhG. 
123 Vgl. § 2 Abs. 3 UrhG idgF (zuletzt geändert durch BGBL I 2003/32). 
124 Vgl. § 40a Abs. 1 UrhG idgF. Mit den §§ 40a und 40b des UrhG wurde die EU-Computer-RL im 
österr Recht umgesetzt. 
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Die „Schöpfung“ ist dabei als nach außen wahrnehmbares bzw. erkennbares Gestal-
tungsereignis einer bestimmten Vorstellung zu verstehen, wobei schützenswert nicht 
die bloße Idee, sondern die „formgewordene“ Idee ist, auch wenn ihre tatsächliche 
Aufzeichnung oder Festlegung wiederum nicht zwingend gegeben sein muss. Der 
Urheberrechtsschutz besteht auch für Werkteile, wenn diese für sich alleine die not-
wendige Individualität als eigentümliche Schöpfung iS einer Originalität besitzen.125  

2.1.2.2. Geographische Tatsachen, Vermessungsdaten etc 
Festzuhalten ist zunächst, dass nach hL und Rechtsprechung die bloße Wiedergabe 
geographischer Tatsachen, rein schablonenmäßige Darstellungsformen oder übliche 
Darstellungstechniken nicht urheberrechtlich schutzfähig sind.126 Wie Twaroch in die-
sem Zusammenhang aufgezeigt hat, kennt das Urheberrecht für Daten und Informa-
tionen kein eigenes etwa dem Lichtbildschutz vergleichbares Schutzrecht:127 Da im 
Allgemeinen davon auszugehen ist, dass etwa Vermessungsdaten das lediglich Er-
gebnis einer mit wissenschaftlichen Methoden durchgeführten topographischen Lan-
desaufnahme darstellen, ist ein urheberrechtlicher Schutz ausgeschlossen; die Ka-
tastralmappe als Feststellung der Wirklichkeit und Übertragung auf eine Karte in ei-
nem durch Zeichenvorschriften eng begrenzten Gestaltungsspielraum ist nach richti-
ger Ansicht urheberrechtlich nicht schutzfähig, da sie nicht als Ergebnis eigentümli-
cher geistiger Leistung qualifiziert werden kann; 128 selbst wenn man der Katastral-
mappe jedoch Werkscharakter iSd UrhG zuerkennt, ist diese als Bestandteil des 
Grenzkatasters wohl jedenfalls ein amtliches Werk iSd § 7 Abs. 1 und damit als freies 
Werk zu qualifizieren, welches keinen urheberrechtlichen Schutz genießt.129 Schließ-
lich genießen auch die aus den Vermessungsdaten bestimmbaren Maßzahlen ge-
nießen keinen urheberrechtlichen Schutz, weil die Errechnung und Bestimmung die-
ser Maßzahlen eine rein technische Leistung darstellt, weil jeder sein Fach beherr-
schende Geodät diesbezüglich zu den selben Resultaten gelangen müsste.130 Ein 
urheberrechtlicher Schutz könnte, wie Twaroch aufgezeigt hat, allenfalls einer indivi-
duellen Auswahl, Sammlung, Einteilung und Anordnung solcher Daten in Verzeich-
nissen oder Datenbanken zukommen. Darauf wird im Rahmen der Untersuchung des 
urheberechtlichen Schutzes von Geodaten als Sammelwerke iSd § 6 UrhG bzw. als 
Datenbankenwerke iSd §§ 40f bis 40h leg cit näher eingegangen. 

2.1.2.3. Werke wissenschaftlicher oder belehrender Art 
Nach § 2 Z 3 UrhG sind - wie bereits eingangs erwähnt - Werke wissenschaftlicher 
oder belehrender Art, die in bildlichen Darstellungen in der Fläche oder im Raume 
bestehen, sofern sie nicht zu den Werken der bildende Künste zählen, als Sprach-
werke geschützt, sofern sie das Produkt schöpferischer geistiger Tätigkeit darstellen. 
Innerhalb dieser Werkkategorie sind jedenfalls Landkarten, Himmelskarten, Globen, 
Reliefdarstellungen von Gebirgen etc schützbar;131 auch Wetterkarten können urhe-

                                            
125 Vgl. Haybäck, Das Recht am geistigen Eigentum, 143. 
126 Vgl. unter anderem OGH 22. 3. 2001, 4 Ob 22/01s = MR 2001, 106. 
127 Vgl. Twaroch, Urheberrecht an topographischen und thematischen Karten, MR 1992, 183. 
128 Ibid, 185. 
129 Vgl. dazu auch Punkt 3.1.3. der Studie. 
130 Ibid. 
131 Vgl. Dittrich, Österreichisches und internationales Urheberrecht4, E 14f zu § 2, 67f. 

 33



Rechtsvorschriften für Geodaten in Österreich 

berrechtlich geschützte Werke sein.132 Ist eine Landkarte (z.B. der berühmte „Mittel-
schulatlas“) durch Farb- oder Formgebung besonders anschaulich und daher charak-
teristisch gestaltet, ist die Unterscheidbarkeit von anderen Kartenwerken und daher 
urheberrechtlicher Schutz gegeben;133 Allerdings wurde gerade die Frage, wann bei 
einer (Land-)Karte eine eigentümliche geistige Schöpfung iSd UrhG vorliegt, von der 
Rechtsprechung uneinheitlich beantwortet.134 Mit einer Leitentscheidung hat der 
OGH im Jahr 2001 ausgesprochen,135 dass die Gestaltungselemente, die den Urhe-
berrechtsschutz begründen sollen, jedenfalls (vom Kläger) zu behaupten und bewei-
sen seien; nur wenn sich die Eigentümlichkeit schon bei einem bloßen Augenschein 
zeige, sei ein detailliertes Vorbringen nicht erforderlich. Bei Werken nach § 2 Z 3 
UrhG (Kartenwerken) müsse das schöpferische Element in der Eigentümlichkeit der 
Darstellung liegen, wobei besondere Anforderungen an die künstlerische Qualität 
nicht zu stellen seien; gerade solche Werke lägen aber regelmäßig an der unteren 
Grenze der urheberrechtlichen Schutzfähigkeit. Im gegenständlichen Fall unterschei-
de die Eigenheit der klagsgegenständlichen Karte diese von anderen Werken, wes-
halb sie urheberrechtlich geschützt sei.  
Die Schutzfähigkeit von Kartenwerken hängt nach der Rechtsprechung des OGH 
demnach von den Umständen des Einzelfalls ab. Der OGH hat in diesem Zusam-
menhang etwa bereits ausgesprochen, dass ein Liniennetzplan öffentlicher Ver-
kehrsmittel, welcher vom Zentrum ausgehend zum Randbereich hin verjüngend ges-
taltet ist, allgemein üblich und daher nicht schutzfähig sei; weiters müsse - wenn die 
Schutzfähigkeit eines Stadtplans nicht ohne weiteres erkennbar sei - der Kläger be-
haupten, worin die individuelle Besonderheit zu erblicken sei.136  
Etwas „urheberfreundlicher“ ist vergleichsweise die Ansicht des deutschen BGH, 
welcher in diesem Zusammenhang bereits 1988 Folgendes ausgesprochen hat:137 
Stadtpläne und Landkarten genießen als Darstellungen wissenschaftlicher, techni-
scher Art gemäß § 2 Abs. 1 Nr 7 dUrhG Urheberrechtsschutz, wenn es sich um per-
sönlich geistige Schöpfungen im Sinne von § 2 Abs. 2 dUrhG handelt. Dabei müsse 
die persönlich geistige Leistung des Urhebers in der Formgestaltung selbst, also in 
der kartographischen Plandarstellung, liegen. Allein der Umstand, dass der Urheber 
mit seiner Darstellung die vorgegebenen kartographischen Zwecke zu erfüllen suche, 
schließe die Urheberrechtsschutzfähigkeit des Planes nicht aus. Es reiche vielmehr 
aus, dass eine individuelle Geistestätigkeit in dem darstellerischen Gedanken der 
Abbildung zum Ausdruck komme, möge auch das Maß der geistigen Leistung gering 
sein. Allerdings ergäbe sich bei einem geringen Maß an Eigentümlichkeit auch ein 
entsprechend enger Schutzbereich für das betreffende Werk. Die Feststellung, dass 
die Farbgebung, Beschriftung, Symbolgebung und Markierung nicht von dem Übli-
chen und Herkömmlichen abweichen, spreche noch nicht gegen den Urheberrechts-

                                            
132 Vgl. insbesondere OGH 17.12.2002, 4 Ob 248/02b „METEO-data“ = MR 2003, 35 (Burgstal-
ler/Krüger) = ecolex 2003/11, 254 (Tonninger) = ÖBL 2003/53, 190 (Fallenböck). 
133 Vgl. Haybäck, Das Recht am geistigen Eigentum, 143. 
134 Unumstrittener Maßen müssen aber auch Werke nach § 2 Z 3 das Ergebnis schöpferischer geisti-
ger Tätigkeit sein. OGH 6.11.1990 „Stadtplan Innsbruck“ = ÖBl 1991, 134 = MR 1991, 70 = ecolex 
1991, 183 (Kucsko); OGH 14.1.1992 „Campingplatzkarte“ = MR 1992, 197 (mit Schlagwort „Oberös-
terreich-Karte“; Walter) = wbl 1992, 204. 
135 Vgl. unter anderem OGH 22. 3. 2001, 4 Ob 22/01s = MR 2001, 106. 
136 Vgl. OGH 14. 9. 1999, 4 Ob 245/99d = MR 2000, 103. 
137 Vgl. BGH 20. 11. 1986, I ZR 160/84 = MR 1988, 30. 
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schutz gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 7 UrhG; denn Stadtpläne müssten, um allgemein ver-
ständlich zu bleiben, sich an den bekannten Darstellungsmethoden orientieren. Im 
übrigen lasse sich nicht ausschließen, dass auch mit den herkömmlichen Darstel-
lungsmitteln, insbesondere durch eine individuelle Auswahl und Kombination be-
kannter Methoden, insgesamt eine ausreichend eigentümliche Formgestalt erzielt 
werde. 
Zurecht wurde in der österreichischen Literatur mehrfach dargestellt, dass sowohl 
sog. topographische und thematische Karten – und damit jede Landkarte zwangsläu-
fig als urheberrechtlich geschütztes Werk zu qualifizieren wäre, da es sie ohne indi-
viduelle Kartographenarbeit gar nicht gäbe.138

2.1.2.4. Sammelwerke  
Das UrhG schützt auch die Auswahl nicht schutzfähiger Elemente, wenn in der Aus-
wahl, der planmäßigen Zusammenstellung oder der Anordnung eine schöpferische 
Leistung liegt.139 Nach § 6 UrhG werden Sammlungen, die infolge der Zusammen-
stellung einzelner Beiträge zu einem einheitlichen Ganzen eine eigentümliche geisti-
ge Schöpfung darstellen, als Sammelwerke urheberrechtlich geschützt; wobei die an 
den aufgenommenen Beiträgen etwa bestehenden Urheberrecht davon unberührt 
bleiben.140 Twaroch vertritt dazu die Ansicht, dass selbst die automatische Auswahl 
und Anordnung des Materials durch Computer eine geistige Leistung des Urhebers 
nicht grundsätzlich ausschließe;141 in diesem Fall könne eine solche auch in der 
Festlegung der Auswahlkriterien für die Aufnahme in die Datenbank sowie in der 
Darstellung des Gesammelten liegen; auch die Gestaltung der Abfrage und die Prä-
sentation der gefundenen Information würden Spielraum für eine eigentümliche geis-
tige Leistung bieten. Seit Umsetzung der Datenbank-RL142 kommt in diesem Bereich 
aber jedenfalls auch ein (Leistungs-) Schutz nach den Bestimmungen der §§ 40f bis 
40h UrhG in Betracht. 
Nach hL und Rechtsprechung wäre für eine urheberrechtliche Qualifikation als Sam-
melwerk die bloße Aneinanderreihung oder Einteilung nur nach äußeren Gesichts-
punkten jedenfalls nicht ausreichend; wenn das Sammeln, Sichten, Ordnen und Auf-
einanderabstimmen hingegen nach einem bestimmten Leitgedanken (nach einem 
individuellen Ordnungsprinzip) erfolgt, kann der Herausgeber diesen Schutz geltend 
machen.143 Beispiele für Sammelwerke sind unter anderem Lexika, Enzyklopädien, 
Anthologien, Adressbücher, Ausstellungskataloge, Zeitungen, Zeitschriften und der-
gleichen.144 Das Format und das Layout sind für das Vorliegen eines Sammelwerkes 
dabei nicht entscheidend.145 Sammlungen von Geodaten können - unabhängig von 

                                            
138 Vgl. mwNw Twaroch, Urheberrecht an topographischen und thematischen Karten, MR 1992, 187. 
139 Vgl. Twaroch, Rechtliche Aspekte im Geoinformationswesen (2. Teil), ZfV 1996, Hft 5, 223. 
140 Vgl. Haybäck, Das Recht am geistigen Eigentum, 147. 
141 Vgl. Twaroch, Rechtliche Aspekte im Geoinformationswesen (2. Teil), 223. 
142 RL 96/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11.3.1996 über den rechtlichen 
Schutz von Datenbanken. 
143 Vgl. insbesondere Dittrich, Österreichisches und internationales Urheberrecht, E 1 ff zu § 6, 78f; 
Haybäck, Das Recht am geistigen Eigentum, 147. 
144 Vgl. unter anderem OGH 11.2.1997, 4 Ob 17/97x „Wiener Aktionismus“ = MR 1997, 98 (Walter). 
145 Vgl. OGH 3.10.200, 4 Ob 224/00 „Schüssels Dornenkrone“ = MR 2000, 373 (Walter) = ÖBl 2001, 
181 mit Abbildungen . 
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deren sonstiger urheberrechtlicher Schutzfähigkeit - nach den zuvor dargestellten 
Grundsätzen Sammelwerke iSd des § 6 UrhG darstellen, wenn in der Auswahl, der 
planmäßigen Zusammenstellung oder der Anordnung eine schöpferische Leistung 
liegt. 
Wie eingangs erwähnt müssen die aufgenommenen Beiträge bzw. Dokumente ihrer-
seits keine originellen geistigen Werke iSd UrhG sein. Stammen Idee, Konzeption 
und Gestaltung einer Broschüre vom Verleger, so ist dieser als Urheber des Sam-
melwerkes anzusehen. Wer einzelne Beiträge dazu beisteuert, ist Urheber dieser 
Beiträge, nicht aber Urheber des Sammelwerkes. Soweit ein öffentlicher Auftrag die 
Anlage eines Sammelwerkes von Geodaten vorschreibt und die Konzeption und 
Gestaltung vorgibt, wird insofern auch jene Gebietskörperschaft bzw. jener Selbst-
verwaltungskörper als Urheber des Sammelwerkes zu qualifizieren sein, welcher e-
ben diesen öffentliche Auftrag bzw. diese Vorgaben normiert hat. 

2.1.2.5. Datenbankwerke und Datenbanken 
Durch die UrhG-Novelle 1997 wurde insbesondere mit den §§ 40f bis 40h UrhG ver-
sucht, die die RL über den rechtlichen Schutz von Datenbanken im österreichischen 
Urheberrecht umzusetzen. Gemäß der Legaldefinition des § 40f Abs. 1, welche aus 
der RL übernommen wurde, sind Datenbanken iSd UrhG Sammlungen von Werken, 
Daten oder anderen unabhängigen Elementen, die systematisch oder methodisch 
angeordnet und einzeln mit elektronischen Mitteln oder auf andere Weise zugänglich 
sind;146 Computerprogramme, welche für die Herstellung oder den Betrieb von elekt-
ronisch zugänglichen Datenbanken verwendet werden, sind von dieser Definition 
jedoch explizit ausgenommen und gelten (unabhängig von einem allfälligen Schutz 
als Sprachwerke) jedenfalls nicht als Bestandteil der Datenbank. Nach Abs. 2 leg cit 
werden Datenbanken sog Datenbankwerke wie Sammelwerke iSd des § 6 UrhG ur-
heberrechtlich geschützt, wenn sie infolge der Auswahl oder der Anordnung des 
Stoffes eine eigentümliche geistige Schöpfung sind. 
Ebenfalls in Umsetzung der Datenbank-RL wurden mit der genannten Novelle 1997 
im UrhG auch die §§ 76c bis 76e (Geschützte Datenbanken, Schutzrecht, Verträge 
über die Benützung von Datenbanken) eingefügt. Nach § 76c Abs. 1 leg cit genießt 
eine Datenbank (§ 40f Abs. 1) einen gesonderten urheberrechtlichen Schutz nach 
diesem Abschnitt des Gesetzes, wenn für die Beschaffung, Überprüfung oder Dar-
stellung ihres Inhaltes eine nach Art und Umfang wesentliche Investition erforderlich 
war. Die Verweisung auf § 40f Abs. 1 hat dabei zur Folge, dass Computerprogramme 
nicht nur vom urheberrechtlichen Schutz von Datenbankwerken ausgeschlossen 
sind, sondern auch vom Schutzrecht an Datenbanken.147 Eine ihrem Inhalt nach Art 
und Umfang wesentlich geänderte Datenbank gilt dabei gemäß § 76c Abs. 2 leg cit 
als neue Datenbank, wenn die Änderung eine nach Art und Umfang wesentliche In-
vestition erfordert hat.  
Wesentlich ist, dass der in den §§ 76c ff UrhG geregelte Schutz unabhängig davon 
ist, ob die Datenbank als solche oder ihr Inhalt für den urheberrechtlichen oder einen 
anderen sonderrechtlichen Schutz in Betracht kommt.148 Durch die genannten Be-

                                            
146 Vgl. § 40f Abs. 1 S 1 UrhG idgF. 
147 Vgl. Dittrich, Österreichisches und internationales Urheberrecht, Erl zu § 76c UrhG, 274. 
148 Vgl. Haybäck, Das Recht am geistigen Eigentum, 147. 
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stimmungen wurde nach hL ein sui generis-Schutz von Datenbanken, die eben keine 
Werke sind, geschaffen. 
Eine Schutzfähigkeit von Geodatenbanken kommt daher nicht nur in Betracht, wenn 
sie infolge der Auswahl oder der Anordnung des Stoffes eine eigentümliche geistige 
Schöpfung sind (Vgl. § 40f Abs. 2 iVm § 6 UrhG), sondern auch dann, wenn für die 
Beschaffung, Überprüfung oder Darstellung ihres Inhaltes eine nach Art und Umfang 
wesentliche Investition erforderlich war. Festzuhalten ist an dieser Stelle aber auch, 
dass der Rechtsschutz an Datenbanken viele Facetten aufweist, deren umfassende 
Behandlung den Rahmen dieser Studie zweifelsohne sprengen würde.149

2.1.2.6. Lichtbildwerke und Lichtbilder 
Sog Lichtbildwerke sind nach grundsätzlich § 3 Abs. 2 UrhG als Werke der bildenden 
Künste geschützt, wenn sie von einem aus dem Verkehrskreis der bildenden Künste 
(z.B. Künstler, Kunsthändler, Kunstsammler, Kunstkritiker) stammen und als ein 
durch ein photographisches oder durch ein der Photographie ähnliches Verfahren 
hergestelltes Werke zu qualifizieren sind. Dazu muss das Lichtbild eine eigentümli-
che geistige Schöpfung darstellen. 
Allerdings kommt bei auch Lichtbildern ein gesonderter (eingeschränkter) Leistungs-
schutz für jene Fälle in Betracht, in welchen zwar keine Lichtbildwerke iSd § 3 Abs. 2 
UrhG, aber einfache Lichtbilder bzw. Abbildungen iSd des § 73 Abs. 1 leg cit vorlie-
gen.150 Ebenso wie der Urheber eines Lichtbildwerkes genießt aber auch der Licht-
bildhersteller unter anderem das ausschließliche Recht zum Vervielfältigen und 
Verbreiten des von ihm aufgenommenen Lichtbildes.151

Nach der langjährigen Rechtsprechung war es dabei erforderlich, dass Lichtbildwer-
ke sich vom Alltäglichen, Landläufigen, üblicherweise Hervorgebrachten durch eine 
besondere gedankliche Bearbeitung abhoben, während es sonst nur „einfache Licht-
bilder“ waren. Die Anforderungen an das entstehen des Schutzrechtes waren damit 
recht hoch gesetzt. Dies wurde durch die neuere Rechtsprechung zum Fotorecht in-
sofern relativiert, als nunmehr der reduzierte europäische Werkbegriff für anwendbar 
erklärt wurde.152 Der OGH hat in einer Entscheidung im Jahr 1994 in Abkehr von der 
einschlägigen früheren Rechtsprechung klargestellt, dass auch herkömmlichen Auf-
nahmen von Radfahrern in der Natur Urheberrechtsschutz zukomme, da sie die per-
sönliche Wahl der Gestaltungselemente (Motiv, Gestaltung, Bildkomposition) zum 
Ausdruck brächten, auch wenn andere Fotografen möglicherweise zu einem ähnli-
chen Ergebnis gekommen wären. 
Die Voraussetzungen für ein eine Qualifikation als Lichtbildwerk iSd § 3 Abs. UrhG 
bzw. ein dementsprechender Schutz werden bei Geodaten wie topographischen Ge-
ländeaufnahmen, Vermessungsphotos, Orthophotos und selbst bei mit kartographi-
schen Ausdrucksmitteln ergänzten Luftbildkarten in der Regel fehlen bzw. zu vernei-

                                            
149 Vgl. etwa die noch recht uneinheitliche bzw. noch nicht gefestigte Rechtsprechung des OGH zur 
Schutzfähigkeit von Websites als Datenbankwerke iSd UrhG; „Telering“-Erkenntnis des OGH, ecolex 
2001, 847; „C-Villas“-Erkenntnis des OGH, ecolex 2001, 923, wonach bei mehreren Webseiten, wenn 
diese miteinander durch Links verbunden seien und zusammen einen systematisch geordneten Inter-
netauftritt bildeten, eine Datenbank vorliegen könne, sofern die einzelnen Webseiten voneinander 
unabhängig seien. 
150 Vgl. §§ 73f UrhG idgF. 
151 Vgl. OGH 12.3.1991 „Udo Proksch“ ÖBl 1991, 137 = MR 1991,106 (mit dem Schlagwort „Morawa“). 
152 Vgl. Haybäck, Das Recht am geistigen Eigentum, 181. 
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nen sein. Ein Leistungsschutz nach § 74 UrhG besteht für solche Abbildungen aber 
jedenfalls. 

2.1.2.7. Computerprogramme 
Die durch die UrhG-Novelle 1993 eingefügten §§ 40a bis 40e UrhG stellen den urhe-
berrechtlichen Schutz von Software sicher und verstehen sich als Umsetzung der RL 
über den Rechtsschutz von Computerprogrammen (Software-RL).153 Nach der Be-
stimmung des § 40a Abs. 1 sind dabei Computerprogramme Werke iSd Gesetzes, 
wenn sie das Ergebnis einer eigenen geistigen Schöpfung des Urhebers sind. Der 
Rechtsbegriff des Computerprogramms umfasst nach § 40a Abs. 2 leg cit alle Aus-
drucksformen einschließlich des Maschinencodes sowie das Material zur Entwick-
lung des Computerprogramms. Eingeordnet werden Computerprogramme– wie be-
reits eingangs dargestellt – nach § 2 Z 1 leg cit als Werke der Literatur bzw. Sprach-
werke. 
Für Computerprogramme gelten im Vergleich zu anderen Werken iSd UrhG die fol-
genden maßgeblichen Sonderbestimmungen: Wird ein Computerprogramm von ei-
nem Dienstnehmer in Erfüllung seiner dienstlichen Obliegenheiten geschaffen, so 
steht dem Dienstgeber an dem Computerprogramm ein unbeschränkbares Werknut-
zungsrecht zu.154 Weiters können Werknutzungsrechte nach § 40c leg cit in Erman-
gelung anders lautender Vereinbarungen mit dem Urheber ohne dessen Einwilligung 
auf einen anderen übertragen werden. Schließlich bestimmt § 40d Abs. 1 leg cit, 
dass § 42 (Vervielfältigung zum eigenen Gebrauch) für Computerprogramme nicht 
gilt und dass diese nur insofern vervielfältigt und bearbeitet werden dürfen, als dies 
für ihre bestimmungsgemäße Benutzung erforderlich ist. 
Soweit für die Verarbeitung von Geodaten daher Computerprogramme iSd UrhG ge-
schaffen werden, genießen diese ein urheberrechtlicher Schutz nach den zuvor ge-
nannten Bestimmungen und unter den dort normierten Voraussetzungen. Der OGH 
hat zum urheberrechtlichen Schutz von Computerprogrammen unter anderem aus-
gesprochen, dass letztere einen solchen dann genießen würden, wenn es sich um 
eine individuell geprägte Problemlösung handle welche erst durch Kombination vieler 
Programmschritte erreicht werde.155 Auch der urheberrechtliche Schutz von Compu-
terprogrammen weist jedoch eine Fülle von Facetten auf, deren detaillierte Behand-
lung den Rahmen dieser Studie sprengen würde. 

2.1.3. Freie Werke 
Keinen urheberrechtlichen Schutz genießen sog freie Werke iSd § 7 UrhG. Dies sind 
nach der Legaldefinition dieses Begriffs in § 7 Abs. 1 leg cit Gesetze, Verordnungen, 
amtliche Erlässe, Bekanntmachungen und Entscheidungen, sowie ausschließlich 
oder vorwiegend zum amtlichen Gebrauch hergestellte amtliche Werke der im § 2 Z1 
oder 3 bezeichneten Art (amtliche Sprachwerke; amtliche Werke wissenschaftlicher 
oder belehrender Art). Diese Ausnahmevorschriften für amtliche Werke werden nach 
der Literatur damit gerechtfertigt, dass das öffentliche Interesse die möglichste 
Verbreitung solcher Werke erheische und dass die kraft ihres Amtes dazu berufenen 

                                            
153 Vgl. §§ 40a bis 40e UrhG idgF; RL 91/250/EWG des Rates vom 14.5.1991 über den Rechtsschutz 
von Computerprogrammen (Software-RL). 
154 Vgl. § 40b UrhG idgF. 
155 Vgl. Dittrich, Österreichisches und internationales Urheberrecht, E 3 ff zu § 40a, 170. 
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Verfasser solcher Werke entweder überhaupt kein Interesse oder doch kein aner-
kennenswertes Interesse an dem urheberrechtlichen Schutz ihrer Leistungen haben; 
das österreichische Gesetz gehe von dem Standpunkt aus, dass Werke dieser Art 
überhaupt keinen Gegenstand des Urheberrechts zu bilden hätten und dass dies in 
dem den Kreis der geschützten Werke bestimmenden Abschnitt des Gesetzes zum 
Ausdruck zu bringen sei. Wesentlich ist aber, dass der Anwendungsbereich des § 7 
Abs. 1 leg cit auf Werke iSd des § 2 Z 1 und 3 beschränkt ist. Eine analoge Anwen-
dung dieser Ausnahmebestimmung auf schlichte Datenbanken iSd § 76 UrhG wird 
von der Rechtsprechung aber abgelehnt.156

Als „amtlich“ iSd § 7 Abs. 1 kann nach der Rechtsprechung des OGH ein Werk dabei 
nur dann gesehen werden, wenn es von einem öffentlichen Amt oder von einer zur 
Ausübung eines öffentlichen Amtes bestimmten Person stammt, also einer in Erfül-
lung öffentlicher, hoheitlicher Aufgaben betrauten Stelle zuzurechnen ist, welche er-
kennbar für den Inhalt verantwortlich zeichnet.157 Der nichtamtliche Sachverständige 
iSd § 52 Abs. 2 AVG ist nach dieser Judikatur nicht Teil der hoheitlichen Entschei-
dungsfindung, sondern nur ein Beweismittel. Seine Aufgabe sei es, an der Feststel-
lung des entscheidungswesentlichen Sachverhalts in der Form mitzuwirken, dass er 
zunächst Tatsachen erhebe (Befund) und dann aufgrund seiner besonderen Fach-
kenntnisse aus diesen Tatsachen die entsprechenden Schlüsse ziehe (Gutachten). 
Das Gutachten unterliege aber der freien Beweiswürdigung der Behörde.158 Das 
Gutachten eines nichtamtlichen Sachverständigen ist daher auch kein „amtliches 
Werk“ iSd des § 7 Abs. 1 UrhG. Selbst Gutachten von Gerichtssachverständigen sind 
nach Ansicht des OGH keine amtlichen Werke; auch Pläne, die zum Gegenstand 
einer Patentschrift gemacht wurden, sind keine amtlichen Werke.159

Inwiefern Geodaten freie – weil amtliche - Werke iSd § 7 Abs. 1 UrhG darstellen, wird 
dabei im Einzelfall zu prüfen sein. Flächenwidmungspläne sind als Verordnungen im 
öffentlichrechtlichen Begriffsverständnis jedenfalls als freie Werke, welche nach frei-
em Belieben vervielfältigt, verbreitet etc werden können, zu qualifizieren. Bei sonsti-
gen Plänen, topographischen oder thematischen Karten, Katastern, Lichtbildern, Or-
thophotos, Vermessungsdaten etc, welchen kein Gesetzes-, Verordnungs- oder Be-
scheidcharakter zukommt, wird nach der zitierten Rechtsprechung darauf abzustellen 
sein, ob das jeweilige Werk (sonstigen) amtlichen Charakter hat. Da nach der ge-
nannten Judikatur auf die Erfüllung öffentlicher, hoheitlicher Aufgaben abgestellt 
wird, scheint die Schaffung freier Werke iSd § 7 Abs. 1 UrhG im Bereich der Privat-
wirtschaftsverwaltung nicht möglich zu sein. In der Literatur wird aber dazu aber die 
Ansicht vertreten, dass es gleichgültig sei, ob ein konkrete Tätigkeit nun in den Be-
reich der Hoheits- oder Privatwirtschaftsverwaltung falle.160 Soweit die Schaffung des 
Werkes in Erfüllung öffentlicher Aufgaben erfolgt und es sich – dem Gesetzeswort-
laut entsprechend – um ein ausschließlich oder vorwiegend zum amtlichen Gebrauch 
hergestellte Werk handelt, kommt auch hier eine Qualifikation als freies Werk iSd § 7 
Abs. 1 in Betracht.  

                                            
156 Vgl. Dittrich, E7 zu § 76 UrhG. 
157 Vgl. Dittrich, E1-6 zu § 7 UrhG; insbesondere OGH 17.11.1987 „Sachverständigen-Gutachten“ ÖBl 
1988, 49 = MR 1987, 208 (mit Schlagwort „Hainburg-Gutachten“, zust Walter) = JBl 1988, 185 = EvBl 
1988/97 = SZ 60/245 uvam. 
158 Ibid. 
159 Vgl. OLG Wien 12.1.1989 „ Haus am Michaelerplatz“ = MR 1989, 58. 
160 Vgl. dazu insbesondere Dittrich, Urheberrechtsschutz für die österr Bundshymne? RfR 1992, 1; 
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Nach der Ausnahmebestimmung des § 7 Abs. 2 leg cit sind jedenfalls vom Bundes-
amt für Eich- und Vermessungswesen hergestellte oder bearbeitete (§ 5 Abs. 1) und 
zur Verbreitung (§ 16) bestimmten Landkartenwerke keine freien Werke.161 Es wird 
daher aber auch im Einzelfall zu prüfen sein, ob andere im Wege der Privatwirt-
schaftsverwaltung geschaffene Landkartenwerke als jene des BEV (etwa von den 
Gemeinden oder von Bezirkshauptmannschaften Wanderkarten, Radwegekarten 
etc.) auch als amtliche und  insofern freie Werke iSd § 7 leg cit  beurteilt werden kön-
nen oder nicht. Diese Frage wurde -  soweit ersichtlich - weder in der Literatur noch 
in der Judikatur bislang abschließend behandelt wurde. 

2.2. Ausgewählte haftungsrechtliche Aspekte 

2.2.1. Allgemeines zu Haftung und Gewährleistung162

Im allgemeinen Schuldrecht ist die sog Schuld ein Leistensollen, die sog Haftung ist 
hingegen das Einstehen für die Schuld: wird sie nicht erfüllt, so kann sie der Gläubi-
ger durchsetzten und dabei auf das Vermögen des Schuldners greifen. Im sog 
Schadenersatzrecht (Haftpflichtrecht) bedeutet der Begriff „Haftung“ hingegen 
grundsätzlich die Ersatzpflicht, also Verantwortung für einen Schaden.  
Das Schadenersatzrecht ist dabei als Summe der Vorschriften zu verstehen, die re-
geln, wann ein Geschädigter bei ihm eingetretenen Schaden von jemandem anderen 
ersetzt verlangen kann. Primärer Zweck des Schadenersatzrechtes ist es, dem Ge-
schädigten durch den Ersatzanspruch einen Ausgleich für erlitten Einbuße zu ver-
schaffen. Da der einmal eingetretene Schaden sich als Verlust oder Nachteil grund-
sätzlich nicht „ungeschehen“ machen lässt, stellt sich die Frage, ob jener, bei wel-
chem der Nachteil eingetreten ist, den Schaden auf jemanden anderen „überwälzen“ 
kann. Das Schadenersatzrecht beantwortet daher insbesondere die Frage der Scha-
denstragung. Da der Schaden nach der allgemeinen Bestimmung des § 1311 Satz 1 
ABGB den trifft, in dessen Vermögen oder Person er sich ereignet, müssen für die 
Schadenersatzpflicht eines anderen mehrere Voraussetzungen bzw. bestimmte Zu-
rechnungsgründe vorliegen. Neben einem gewissen Kausalzusammenhang (der 
Verursachung des Schadens) wird gewöhnlich auch verlangt, dass der Verursacher 
persönlich vorwerfbar, das heißt rechtswidrig und schuldhaft gehandelt hat. Man 
spricht in diesem Zusammenhang von einer sog Verschuldenshaftung, bei welcher 
wiederum insbesondere vertragliche (ex contractu, weil auf vertragsverletzendem 
Verhalten beruhende) und deliktische (ex delictu, weil auf einem außervertragliche, 
rechtswidrigen bzw. allenfalls auch strafrechtswidrigemäß Verhalten beruhende) 
Schadenersatzansprüche differenziert werden können.  
Tritt anstelle des Elements des Verschuldens die objektive Gefährlichkeit einer an 
sich erlaubten Tätigkeit (z.B. das Halten eines KFZ, der Betrieb einer Eisenbahn, etc) 
spricht man von einer sog Gefährdungshaftung. Dem Betreiber bzw. Halter wird 
aber als Ausgleich für die gefährliche Tätigkeit der Ersatz des Schadens auferlegt, 

                                            
161 Vgl. § 7 Abs. 2 UrhG idgF. 
162 Vgl. zu den allg Ausführungen zur Haftung, zum Schadenersatzrecht und zur Gewährleistung ins-
besondere Koziol/Welser, Bürgerliches Recht Band II12, Manz 2001, 9ff, 60ff, 282ff und 343f; Weiter-
führend insb: Koziol, Österreichisches Haftpflichtrecht, Band I: Allgemeiner Teil3, Manz 1997; Eustac-
chio, Produkthaftung, Eine systematische Darstellung für die Praxis, NWV 2002, 19ff; Schragl, Hand-
kommentare zum österreichischen Recht, Band 2, Amtshaftungsgesetz2, Manz 1985. 
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wenn sich die mit der Sache verbundene Gefahr realisiert (Vgl. insbesondere das 
Eisenbahn- und Kraftfahrzeughaftpflichtgesetz, EKHG idgF). 
Der Bereich der sog Amtshaftung betrifft die Haftung der Gebietskörperschaften und 
der sonstigen Körperschaften öffentlichen Rechts für den Schaden am Vermögen 
oder an der Person, den die als ihre Organe handelnden Personen in Vollziehung 
der Gesetze durch ein rechtswidriges Verhalten wem immer schuldhaft zugefügt ha-
ben (Vgl. § 1 Abs. 1 Amtshaftungsgesetz, AHG idgF).  
Im Bereich des sog Produkthaftung ist schließlich eine verschuldensunabhängige 
Haftung des Produzenten (subsidiär des Importeurs bzw. Händlers) für fehlerhafte 
Produkte vorgesehen (Vgl. Produkthaftungsgesetz, PHG idgF), soweit durch diese 
ein Personenschaden oder ein Sachschaden an einer vom Produkt verschieden Sa-
che eintritt. 
Der Sonderbereich der sog Sachverständigenhaftung betrifft die verschärften Haf-
tungsbestimmungen für Personen, welche sich zu einem Amte, zu einer Kunst, zu 
einem Gewerbe oder Handwerk öffentlich bekennen (Vgl. §3 1299, 1300 ABGB). Für 
Sachverständige gilt ein besonderer Sorgfalts- und damit ein strengerer, objektiver 
Verschuldensmaßstab.  
Die sog Gewährleistung stellt schließlich die bei entgeltlichen Verträgen gesetzlich 
angeordnete Haftung des Schuldners für Mängel (Sach- und Rechtsmängel), welche 
die Leistung bei ihrer Erbringung aufweist, dar. Das ABGB regelt die Gewährleistung 
in den §§ 922ff bei der entgeltlichen Überlassung von Sachen, insbesondere beim 
Kauf, Tausch oder Werkvertrag; diese Bestimmungen sind aber allgemein auf ge-
genseitige Verträge anzuwenden, soweit das Gesetz nichts Besonderes bestimmt. 
Zugunsten des Verbrauchers sind Gewährleistungsrechte zwingend, die §§ 8ff 
KSchG (Konsumentenschutzgesetz) enthalten darüber hinaus einige Sondervor-
schriften in diesem Bereich. 

2.2.2. Ausgewählte Haftungsfragen im Bereich von Geodaten 
Wie unter anderem Twaroch163 und Höhne164 zu Recht aufgezeigt haben, können 
sich auch im Zusammenhang mit Geodaten bzw. Geoinformationssystemen zahlrei-
che Haftungsfragen stellen (z.B. Verunglückung eines Wanderers aufgrund einer feh-
lerhaften Wanderkarte; Einsturz eines Bauwerks aufgrund der Fehlerhaftigkeit von 
Bodendaten oder Geländedaten; Erteilung einer Baubewilligung aufgrund eines feh-
lerhaften Gefahrenzonenplanes; Haftung der öffentlichen Hand für die Richtigkeit des 
Grenzkatasters; Haftung eines Zivilgeometers für fehlerhafte Vermessungen bzw. 
Pläne; etc).  
Angesichts der Fülle möglicher Haftungsfälle im Bereich der Verarbeitung von Geo-
daten, welche sich quer über die unter Punkt 2.2.1. aufgezählten, allgemeinsten, Haf-
tungsarten erstreckt und sich insbesondere auch aus der berechtigten oder auch un-
berechtigten Weitergabe von Geodaten ergeben könnten, erscheint eine umfassende 
Behandlung im Rahmen dieser Studie nicht möglich. Es sollen daher im Folgenden 
lediglich zwei ausgewählte haftungsrechtliche Fragen im Zusammenhang mit der 
Verarbeitung von Geodaten durch Gebietskörperschaften bzw. sonstige Körperschaf-

                                            
163 Vgl. Twaroch, Rechtliche Aspekte im Geoinformationswesen (1.Teil), ZfV 1996/3, 94ff. 
164 Vgl. Höhne, Die digitale Haftungsfalle Daten aus dem Web: Worauf kann ich mich verlassen, wofür 
hafte ich? Skriptum zum Vortrag bei der 26. Gesamtösterreichische Tagung der Ingenieurkonsulenten 
für Vermessungswesen, 21.1.2004.  
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ten öffentlichen Rechts behandelt werden. Erwähnenswert erscheint an dieser Stelle, 
dass der bereits mehrfach zitierte Entwurf des Schweizer GeoIG in Abschnitt 4, Art 
44 eine spezielle Haftungsbe- bzw. Einschränkung des Bundes, der Kantone bzw. 
der Gemeinden als Betreiber von Geodiensten und als Anbieter von Geobasisdaten 
für Schäden vorsieht, die eine Folge von falschen Daten sind.165

2.2.2.1. Hoheitsverwaltung vs Privatwirtschaftverwaltung 
Nach den allgemeinen amtshaftungsrechtlichen Grundsätzen haften der Bund, die 
Länder, die Bezirke, die Gemeinden, sonstigen Körperschaften öffentlichen Rechts 
und die Träger der Sozialversicherung nach den Bestimmungen des bürgerlichen 
Rechts für den Schaden am Vermögen oder an der Person, den die als ihre Organe 
handelnden Personen in Vollziehung der Gesetze durch ein rechtswidriges Verhalten 
wem immer schuldhaft zugefügt haben (Vgl. § 1 Abs. 1 Amtshaftungsgesetz, AHG 
idgF). Organe sind gemäß Abs. 2 leg cit dabei alle physischen Personen, wenn sie in 
Vollziehung der Gesetze (Gerichtsbarkeit oder Verwaltung) handeln, gleichviel, ob 
sie dauernd oder vorübergehend oder für den einzelnen Fall bestellte Organe sind 
und ob ihr Rechtsverhältnis zum Rechtsträger nach öffentlichem oder privatem Recht 
zu beurteilen ist.  
Festzuhalten ist dabei, dass das AHG nach hL und Rechtsprechung zu § 1 Abs. 1 
AHG (ergo „in Vollziehung der Gesetze“) nur für den Bereich der Hoheitsverwaltung 
gilt, nicht aber für jenen der Privatwirtschaftsverwaltung: Als Träger von Privatrechten 
haften Rechtsträger ja bereits nach den Bestimmungen des Zivilrechts. Allerdings 
wirft die ohnedies schwierige Abgrenzung zwischen Hoheits- und Privatwirtschafts-
verwaltung gerade im Amtshaftungsrecht weitere Probleme auf.166 Schragel verweist 
in diesem Zusammenhang darauf, dass es bei der Phantasie der Gesetzgebung in 
der Zuweisung von Aufgaben an die Rechtsträger nicht verwundern kann, dass sich 
die Rechtsprechung zum AHG am meisten mit diesem Problem zu befassen hatte.167 
Gerade in speziellen Bereichen der Verarbeitung von Geodaten – wie etwa der Stra-
ßenverwaltung, dem Post- und Fernmeldewesen, etc – kann die Abgrenzung zwi-
schen hoheitlichem und privatwirtschaftlichem Tätigkeiten schwierig sein und wird 
daher im Einzelfall genau zu prüfen sein, um die jeweils richtige Haftungsgrundlagen 
(ABGB oder AHG) zu ermitteln.168  

2.2.2.2. Produkthaftung im Bereich von Geodaten 
Wie bereits ausgeführt betrifft die sog Produkthaftung die verschuldensunabhängige 
Haftung des Produzenten (subsidiär des Importeurs bzw. Händlers) für fehlerhafte 
Produkte (Vgl. Produkthaftungsgesetz, PHG idgF), soweit durch diese ein Personen-
schaden oder ein Sachschaden an einer vom Produkt verschiedenen Sache eintritt. 
Twaroch hat in diesem Zusammenhang zurecht aufgezeigt, dass Geodaten bzw. 
Geoinformationen kaum als Produkt iSd PHG sondern als Dienstleistung zu qualifi-

                                            
165 Vgl. dazu den auf der Website des Schweizer Bundesamts für Landestopographie verfügbaren 
(informellen) Gesetzesentwurf unter http://www.swisstopo.ch/de/about/geoig.htm/ sowie auch die 
Website der Schweizer Bundesverwaltungs-GIS-Koordination, 
http://www.kogis.ch/framset/recht_d.htm.  
166 Vgl. dazu insbesondere Schragl, Handkommentare zum österreichischen Recht, Band 2, AHG2, RZ 
73ff. 
167 Ibid. 
168 Ibid, RZ 93ff. 
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zieren sein werden.169 Für bloße Dienstleistungen wird nach hL und Rechtsprechung 
nach dem PHG jedenfalls nicht gehaftet.170 Problematisch sind dabei aber jene Fälle, 
bei denen gleichzeitig mit einer Dienstleistung eine mit der Dienstleistung in Verbin-
dung stehende körperliche Sache in Verkehr gebracht wird.171 In Österreich hat sich 
dazu eine Ansicht durchgesetzt, welche nach folgenden Kriterien unterscheidet: Wird 
im Rahmen einer Dienstleistung eine („neue“) bewegliche körperliche Sache herge-
stellt und in Verkehr gebracht, greift die Haftung des Dienstleistungserbringers als 
Hersteller, ohne dass es auf die Bedeutung der Sache für die Dienstleistung ankäme. 
Demgegenüber unterliegt jeder Unternehmer, der im Rahmen der Dienstleistung ein 
bereits fertiges Produkt verwendet, nicht der Haftung nach dem PHG für das fehler-
hafte „alte“ Produkt. Auch im Zusammenhang mit Geodaten ist daher eine Haftung 
nach dem PHG nicht bereits grundsätzlich ausschließbar, soweit etwa gemeinsam 
mit der Dienstleistung bewegliche körperliche Sachen hergestellt und in Verkehr ge-
bracht werden. Dass dies nie der Fall sein wird, kann gerade angesichts der raschen 
Entwicklung im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologien und der 
zunehmenden Konvergenz von entsprechenden Geräten (GPS, VSG etc) nicht ge-
sagt werden. 
Eine Haftung für rein geistige Leistungen (Bücher, sonstige Druckwerke) nach dem 
PHG ist nach herrschender Lehre und Rechtsprechung grundsätzlich ausgeschlos-
sen. Die gerade im Zusammenhang mit Geodaten relevanten Tätigkeiten von Archi-
tekten, Planern etc sind produkthaftungsrechtlich in der Regel ohne Bedeutung, so-
weit nicht nach Maßgabe der Pläne auch körperliche, bewegliche Sachen angefertigt 
werden (hier greift wieder die verschuldensunabhängige Haftung);172 für Schäden 
von Informationsträgern wird hingegen nur dann nach dem PHG gehaftet, wenn der 
Informationsträger gerade in seiner Eigenschaft als körperliche Sache (etwa durch 
Explosion) Schäden an anderen Sachen oder an Personen verursacht. 

2.2.2.3. Sachverständigenhaftung im Bereich von Geodaten 
Wie bereits dargestellt betrifft der Sonderbereich der sog. Sachverständigenhaftung 
die verschärften Haftungsbestimmungen für Personen, welche sich zu einem Amte, 
zu einer Kunst, zu einem Gewerbe oder Handwerk, also zu einer Tätigkeit als Sach-
verständiger, öffentlich bekennen und dadurch zu erkennen geben, dass sie sich den 
nötigen Fleiß und besondere Kenntnisse zutrauen (vgl. §§ 1299, 1300 ABGB), wes-
halb sie deren Mangel wiederum zu vertreten haben. Im Vergleich zum allgemeinen 
Verschuldensmaßstab des § 1297 ABGB gilt für Sachverständige ein besonderer 
Sorgfaltsmaßstab und damit ein strengerer, objektiver Verschuldensmaßstab.173 
Demnach müssen sie den sog. Leistungsstandard bzw. die typischen Fähigkeiten 
ihres Berufsstandes haben, allerdings keine außergewöhnlichen innerhalb der Grup-
pe.174 Durch die Bestimmung des § 1299 ABGB wird jedoch nicht, wie man meinen 
könnte, die Haftung selbst über die üblichen Grenzen erweitert, und keineswegs et-
wa eine Haftung des Sachverständigen gegenüber jedermann begründet. Auch ein 

                                            
169 Vgl. Twaroch, Rechtliche Aspekte im Geoinformationswesen (1.Teil), 97. 
170 Vgl. Eustacchio, Produkthaftung, Eine systematische Darstellung für die Praxis, 27f. 
171 Ibid. 
172 Ibid, 32. 
173 Vgl. Koziol/Welser, Bürgerliches Recht, Band II12, 330f. 
174 Ibid. 
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Sachverständiger haftet (nur) nach den allgemeinen Regeln bei Verletzung vertragli-
cher oder deliktischer Pflichten. 
Ein Sachverständiger wird allerdings auch verantwortlich, wenn er „gegen Beloh-
nung“ in seinem Bereich fahrlässig einen nachteiligen Rat (bzw. eine , diesem 
gleichgestellte Auskunft, ein Gutachten, Expertisen, Stellungnahmen uä) erteilt.  
Da nach hA im Bereich von Schuldverhältnissen ohnedies jede Partei (ohne Rück-
sicht auf eine Sachverständigeneigenschaft oder ein Entgelt) schon für fahrlässige 
Auskünfte, Mitteilungen etc. einstehen muss, liegt die Besonderheit der Sachver-
ständigenhaftung lediglich im erhöhten Pflichtenmaßstab.175 Festzuhalten ist, dass 
neben vertraglichen Schuldverhältnissen auch sonstige rechtliche Sonderbeziehun-
gen zur Haftung führen, insbesondere auch jene aus öffentlich-rechtlichen Schuld-
verhältnissen. Insofern können auch Gerichte, Verwaltungsbehörden, Sozialversiche-
rungsträger und gerichtlich bestellte Sachverständige verantwortlich werden.176  
Die Verarbeitung von Geodaten wird häufig durch Sachverständige iSd § 1299 
ABGB geschehen. Für Schäden am Vermögen oder an Personen, welche aus Feh-
lern bei der Verarbeitung oder aus fahrlässig unrichtigen Auskünfte, Gutachten, Ex-
pertisen u.ä. resultieren, haftet demnach ein Sachverständiger iSd § 1299 ABGB (o-
der eine privatwirtschaftlich agierende, öffentliche Stelle, die sich eines Sachverstän-
digen bedient) auch nach den allgemeinen und den zuvor dargestellten besonderen 
Haftungsgrundsätzen (eben unter Zugrundelegung eines entsprechend objektiven 
Verschuldensmaßstabes, z.B. gemessen am Wissens- und Leistungsstandard des 
„Norm-Vermessungstechnikers“). 
Wenn sich hingegen der Bund, die Länder bzw. die Gemeinden oder andere Körper-
schaften öffentlichen Rechts im Bereich der Hoheitsverwaltung öffentlichen Stellen 
zur Besorgung ihrer Aufgaben eines (Amts-)Sachverständigen iSd § 1299 bedienen, 
haften diese öffentlichen Stellen auch für das rechtswidrige und schuldhafte Verhal-
ten ihrer als Organ handelnden Personen nach den unter Punkt 2.2.2.1. dargestellten 
Grundsätzen der Amtshaftung. Ob das Verhalten der Organe der jeweiligen öffentli-
chen Stelle schuldhaft war, ist, wenn Letztgenannte als Sachverständige iSd § 1299 
ABGB zu qualifizieren sind, wiederum am besonderen Sorgfaltsmaßstab zu messen.  
Bedeutend ist in diesem Zusammenhang schließlich noch die Frage, ob von der öf-
fentlichen Stelle zu Rate gezogene Sachverständige aus ihrem Pflichtenverhältnis 
zum Ratnehmer auch dritten Geschädigten gegenüber verantwortlich sind. Krejci hat 
dies bereits 1985 in einem Aufsatz zur Haftung der Lawinenkommissionen wie folgt 
aufbereitet:177 Die Rechtsprechung habe diese Frage bisher nur im Zusammenhang 
mit in bestimmten individuellen Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren erstatteten 
Sachverständigengutachten und im Zusammenhang mit vertraglich vereinbarter 
sachverständigen Begutachtung behandelt. Das Ergebnis sei gewesen, dass im Fall 
vertraglich bedungener Gutachtenserstattung grundsätzlich Verantwortlichkeit für die 
Richtigkeit nur gegenüber dem Besteller des Gutachtens angenommen worden sei. 
Bei Fehlbegutachtung durch einen behördlich in einem bestimmten Verwaltungs- o-
der Gerichtsverfahren bestellten Sachverständigen sei ausgesprochen worden, dass 
auch hier zwar grundsätzlich nur gegenüber dem Gericht und allenfalls den Verfah-

                                            
175 Ibid. 
176 Vgl. Koziol/Welser, Bürgerliches Recht, Band II12, 331. 
177 Vgl. Krejci, Die verfassungs- und zivilrechtliche Stellung und Verantwortlichkeit der Lawinenkom-
mission, OJZ 195, 33ff. 
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rensparteien gehaftet werde, doch in bestimmten Ausnahmefällen, wenn nämlich das 
Gutachten nach der Auffassung des Verkehrs auch dritten Personen zur Richtschnur 
dienen sollte, auch diesen gegenüber Verantwortlichkeit begründet werde. Aufbau-
end auf einer Besprechung der E JBl 1965, 319 durch Bydlinski (JBl 1965, 321) sei 
die Judikatur schließlich auch bei vertraglich bedungener Begutachtung dahin ge-
langt, dass Haftung auch Dritten gegenüber ausnahmsweise dann Platz greife, wenn 
der Besteller des Gutachtens erkennbar auch die Interessen des Dritten verfolgt ha-
be, der Vertrag somit hinsichtlich Dritter gewisse Schutzwirkungen entfalten sollte.178  
Die Rechtsprechung hat seither bei Unrichtigkeit des Gutachtens unter den Voraus-
setzungen des Vertrages mit Schutzwirkungen zugunsten Dritter Ersatz gewährt, 
wobei zuletzt die Haftung auch auf die Verletzung objektiver, vertragsähnlicher Pflich-
ten gestützt wurde.179  
 

                                            
178 Ibid. 
179 Vgl. Koziol/Welser, Band II12, 137, 332. 
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A.3. Richtlinie 2003/98/EG180 über die Weiterverwendung 
von Informationen des öffentlichen Sektors, Public Sector 
Information (PSI) Richtlinie 

3.1. Eingangsbemerkung 
Dieses Kapitel beschäftigt sich mit der rechtlichen Analyse der PSI Richtlinie. An-
satzpunkte für die Umsetzung derselben in österreichisches Recht werden im vor-
hergehenden Kapitel behandelt. 

3.2. In Kraft treten 
Die Richtlinie trat mit 31. Dezember 2003 in Kraft; Mitgliedstaaten haben 18 Monate 
Zeit, sie in innerstaatliches Recht umzusetzen. 

3.3. Anwendungsbereich 
Die Richtlinie enthält einen Mindeststandard an Regeln für die Weiterverwendung 
und die praktischen Mittel zur Erleichterung der Weiterverwendung vorhandener Do-
kumente, die im Besitz öffentlicher Stellen der Mitgliedstaaten sind. Die Mitgliedstaa-
ten können allerdings mit ihren Maßnahmen über das festgelegte Mindestmaß hi-
nausgehend eine umfassendere Weiterverwendung gestatten. 
Bemerkenswert ist, dass die Richtlinie keine Verpflichtung zur Gestattung der Wei-
terverwendung von Dokumenten postuliert. Die Entscheidung, ob eine Weiterver-
wendung genehmigt wird, liegt weiterhin bei den Mitgliedstaaten bzw. der betreffen-
den öffentlichen Stelle. Ebenso kann kein Mitgliedstaat auf der Grundlage dieser 
Richtlinie verpflichtet werden, die Erstellung von Dokumenten bestimmter Art im Hin-
blick auf die Weiterverwendung solcher Dokumente durch eine Organisation des pri-
vaten oder öffentlichen Sektors fortzusetzen. Die Richtlinie berührt daher nicht die 
Vorschriften über den Zugang zu Dokumenten öffentlicher Stellen, sondern legt le-
diglich Regeln für die Weitergabe der zur Weiterverwendung freigegebenen Doku-
mente fest. Diese Regeln haben allerdings, bedingt durch den rechtlichen Status von 
Richtlinien, verbindlichen Charakter, da die Erfahrungen der Kommission mit den 
Leitlinien181 über die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors 
vermuten ließen, dass ein rechtlich unverbindliches Vorgehen auf diesem Gebiet 
nicht die notwendigen Ergebnisse zeitigen wird.182

Der Anwendungsbereich der Richtlinie ist zweifach limitiert: Einerseits gilt sie aus-
schließlich für Dokumente, die für die Weiterverwendung zugänglich gemacht wer-

                                            
180 Richtlinie 2003/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. November 2003 über 
die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors 
181 Leitlinien für ein besseres Zusammenwirken zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor 
auf dem Informationsmarkt, Luxemburg 1989 
182 Vgl. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Weiterver-
wendung von Dokumenten des öffentlichen Sektors, KOM (2002) 207 endgültig 
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den, also wenn öffentliche Stellen Lizenzen für Informationen vergeben oder diese 
Dokumente verkaufen, verbreiten, austauschen oder herausgeben. Andererseits sind 
bestimmte Kategorien von Informationen explizit vom Anwendungsbereich der Richt-
linie ausgeschlossen. 

3.3.1. Ausnahmen 

• Dokumente, die nicht unter den öffentlichen Auftrag der betreffenden öffentlichen 
Stelle fallen 

• Geistige Eigentumsrechte: Urheberrecht, Patente, Muster und Marken 

• Unzugängliche Dokumente, das sind Dokumente, die aus Gründen der nationa-
len Sicherheit geheim zu halten sind, bzw. Dokumente, die Datenschutzbestim-
mungen unterliegen. 

• Dokumente im Besitz von: öffentlichen Rundfunkanstalten oder anderen Stellen 
die der Wahrnehmung eines öffentlichen Sendeauftrags dienen, Bildungs- und 
Forschungseinrichtungen wie Schulen, Hochschulen, Archiven, Bibliotheken und 
Forschungsinstituten, sowie Dokumente im Besitz kultureller Einrichtungen wie 
Museen, Orchester, Opern, Ballette und Theater.  

Allerdings liegt es klar in der Intention der Richtlinie, öffentliche Stellen zu ermutigen 
alle ihre Dokumente zur Weiterverwendung zur Verfügung zu stellen. Die Erwä-
gungsgründe zur Richtlinie sprechen überdies davon, dass öffentliche Stellen eine 
Weiterverwendung von Dokumenten, einschließlich amtlicher Rechtssetzungs- und 
Verwaltungstexte in den Fällen, in denen sie berechtigt sind die Weiterverwendung 
zu genehmigen, fördern und unterstützen sollen.  

3.3.2. Personenbezogene Daten 
Die Richtlinie soll unter uneingeschränkter Beachtung der Grundsätze des Schutzes 
personenbezogener Daten nach der Richtlinie zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten183 durchgeführt und angewandt werden. 

3.4. Definitionen 
Die Richtlinie bestimmt für einige in ihr verwendeten Begriffe die für ihre Zwecke ziel-
führenden Interpretationen. Legaldefinitionen werden für folgende Ausdrücke vorge-
nommen: 

3.4.1. Öffentliche Stelle 
Staat, Gebietskörperschaften, Einrichtungen des öffentlichen Rechts und Verbände, 
die aus einer oder mehreren dieser Körperschaften oder Einrichtungen bestehen. 

                                            
183 Richtlinie 95/46/EWG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Daten-
verkehr 

 47



Rechtsvorschriften für Geodaten in Österreich 

3.4.2. Einrichtung des öffentlichen Rechts 
Eine Einrichtung, die zur Erfüllung im Allgemeininteresse liegender Aufgaben nicht 
gewerblicher Art gegründet wurde, Rechtspersönlichkeit besitzt und überwiegend 
vom Staat, Gebietskörperschaften oder anderen Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts finanziert, beaufsichtigt oder organisatorisch beherrscht wird. 
Diese beiden Definitionen sind den Richtlinien über das öffentliche Auftragswesen184 
entnommen und sind nach Telos der Richtlinien weit zu interpretieren185. Erfasst 
werden daher alle Einrichtungen, deren Aufgaben im Interesse des Gemeinwohls 
liegen, die kein wirtschaftliches Risiko tragen, zumindest teilrechtsfähig sind und de-
ren Leitungs- und Aufsichtsorgane mehrheitlich aus Mitgliedern bestehen, die von 
Gebietskörperschaften oder ihren Einrichtungen ernannt werden, der Aufsicht von 
Gebietskörperschaften unterliegen oder überwiegend von diesen finanziert werden. 
Umfasst sind durch diese Kumulation der drei im Grünbuch186 vorgeschlagenen Defi-
nitionsansätze (funktional, institutionell, finanziell) daher alle öffentlich finanzierten 
oder kontrollierten Stellen, mit Ausnahme öffentlicher Unternehmen.  
Diese Ausnahme ergibt sich aus der einschränkenden Klausel „die nicht gewerblicher 
Art sind“, sowie aus Erwägungsgrund 10 der Richtlinie, welcher allerdings keine De-
finition des Begriffes öffentliches Unternehmen liefert. Eine solche findet sich aller-
dings in einer Verordnung des Rates zur Festlegung der Begriffsbestimmungen des 
EG-Vertrages,187 sowie in der so genannten Transparenzrichtlinie.188 Demnach gel-
ten als öffentliche Unternehmen solche Unternehmen, auf die der Staat oder andere 
Gebietskörperschaften auf Grund von Eigentumsrechten, finanziellen Beteiligungen, 
oder Bestimmungen, die die Tätigkeit der Unternehmen regeln, unmittelbar oder mit-
telbar einen beherrschenden Einfluss ausüben können. Ausschlaggebend für eine 
Klassifizierung als öffentliches Unternehmen ist daher, ob ein Mitgliedstaat in der La-
ge ist, einen beherrschenden Einfluss auf das betroffene Unternehmen auszu-
üben.189  
Das wesentliche Unterscheidungskriterium zwischen Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts und öffentlichen Unternehmen ist, dass sich letztere wie Betriebe im Markt 
verhalten, und im Wettbewerb mit anderen Marktteilnehmern stehen, also durch die 
faktische Wahrnehmung wirtschaftlicher Aktivitäten charakterisiert werden können. 
Für die Qualifikation einer Tätigkeit als wirtschaftlich sind die Entscheidungen des 
EuGH zu Art. 86190 EG-Vertrag zu beachten. 
In Österreich fallen augenscheinlich Bund, Länder, Gemeinden sowie Gemeindever-
bände unter die Definitionen öffentliche Stelle und Einrichtung des öffentlichen 

                                            
184 RL 92/50/EWG, RL 93/36/EWG, 93/37/EWG, 98/4/EWG 
185 siehe unter anderem Truley, C-465/01s 
186Grünbuch der Kommission über Informationen des öffentlichen Sektors in der Informationsgesell-
schaft IP/99/32 
187 VO 3603/93 vom 13.Dezember 1993 zur Festlegung der Begriffsbestimmung für die Anwendung 
der in Art. 101 und Art. 103 vorgesehenen Verbote 
188 Richtlinie 80/723/EWG der Kommission vom 25. Juni 1980 über die Transparenz der finanziellen 
Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen Unternehmen 
189 Vgl. Lenz, EG Vertrag Kommentar, Art. 86, (1999) 
190 ex-Art. 90, (öffentliche und Monopolunternehmen) 
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Rechts,191 aber auch andere Akteure im Bereich der Geodaten-Politik wie Ministerien 
oder das Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen. Im Anhang I zur RL 
93/37/EWG192 wird ein Verzeichnis über die Einrichtungen und Kategorien von Ein-
richtungen des öffentlichen Rechts für alle Mitgliedstaaten geführt. An Hand dieser 
Übersicht lassen sich für Österreich als Einrichtungen des öffentlichen Rechts alle 
Körperschaften ohne industriellen oder kommerziellen Charakter definieren, die der 
Finanzkontrolle des Rechnungshofs unterstehen. 

3.4.3. Gemeinschaftsorgane als öffentliche Stellen 
Die rechtliche Institution einer Richtlinie impliziert, dass als Zielgruppe die Mitglied-
staaten verstanden werden und auch nur diese verpflichtet sind die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Richtlinie umzusetzen.193 Auf Gemeinschaftsebene wird 
in Art. 41 (Recht auf gute Verwaltung) und Art. 42 (Recht auf Zugang zu Dokumen-
ten) der Charta der Grundrechte der Europäischen Union das Recht jedes Unions-
bürgers und jeder natürlichen oder juristischen Person mit Wohnsitz oder satzungs-
gemäß Sitz in einem Mitgliedstaat auf Zugang zu den Dokumenten des Europäi-
schen Parlaments, des Rates und der Kommission anerkannt.  
Die Erwägungsgründe zur PSI Richtlinie nennen die Offenlegung aller allgemein ver-
fügbarer Dokumente, die sich im Besitz des öffentlichen Sektors befinden ein grund-
legendes Mittel zur Erweiterung des Rechts auf Wissen, welches als Grundpfeiler der 
Demokratie gesehen wird. Dieses Ziel wird für Institutionen auf allen Ebenen, das 
heißt auf lokaler, nationaler und internationaler Ebene, vorgegeben. 
Obwohl die PSI Richtlinie also an die Mitgliedstaaten gerichtet ist, haben auch die 
Gemeinschaftsorgane ihre Intention bekannt gegeben als Vorbilder zu wirken und 
sich an die Regeln für die Weiterverwendung von Informationsquellen zu halten, um 
zu einer transparenten und nicht diskriminierenden Strategie der Weiterverwendung 
ihrer Informationsquellen zu gelangen.194 Als erste Schritte in diese Richtung wurde 
der Zugang zu CELEX, der Rechtsdatenbank der EU ab 1.7.2004 und zu EUROS-
TAT, dem statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaft ab 1.10.2004 für alle 
Interessierten gebührenfrei per Internet ermöglicht. 

3.4.4. Dokument 
Jeder Inhalt oder Teilinhalt, unabhängig von der Form des Datenträgers. Dokument 
umfasst somit jede im Besitz öffentlicher Stellen befindliche Darstellung von Hand-
lungen, Tatsachen oder Informationen, unabhängig ob auf Papier oder in elektroni-
scher Form, Ton-, Bild- oder audiovisuelles Material. Erwägungsgrund 9 zur Richtli-
nie exkludiert Computerprogramme vom Auslegungsbereich des Begriffs.  
Öffentliche Geodaten als orts-, lage- bzw. raumbezogene Daten, die zum Vollzug der 
Gesetze und zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben notwendig sind,195 lassen sich unter 
die Definition „im Besitz öffentlicher Stellen befindliche Informationen“ subsumieren. 

                                            
191 Vgl. unter anderem Adamovich, Funk: Österreichisches Staatsrecht, (1998) 
192 Richtlinie 93/37/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 zur Koordinierung der Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Bauaufträge in der konsolidierten Fassung CONSLEG: 1993L0037 
193 Vgl. Koenig/Haratsch, Europarecht (2000) 
194 KOM(2002)207, Annex II 
195 Definitionen siehe www.oerok.gv.at /Grundlagen der Geodatenpolitik 
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Auch allgemeine Geodaten, Geobasisdaten, Geofachdaten und Metadaten fallen 
unter die Definition „Dokument“ der Richtlinie. Erwägungsgrund 4 der Richtlinie nennt 
explizit Informationen über Geographie als Beispiel für Informationen des öffentlichen 
Sektors. Daraus folgt, dass für Geographische Informationen im Besitz von öffentli-
chen Stellen die Bestimmungen der PSI Richtlinie anwendbar sind. Die Kommission 
unterstreicht in einem Arbeitspapier über branchenbezogene Initiativen,196 dass geo-
graphische Daten besondere Bedeutung verdienen, denn „sie stellen hochwertige 
Informationen dar und machen die Problematik des Zugangs, der Preisgestaltung 
und des Datenschutzes besonders deutlich.“  

3.4.5. Weiterverwendung 
Nutzung von im Besitz öffentlicher Stellen befindlicher Dokumente für Zwecke, die 
sich vom ursprünglichen Zweck im Rahmen des öffentlichen Auftrags für den das 
Dokument erstellt wurde unterscheidet. Das heißt, jede Nutzung, Weiterverarbeitung 
oder Weitergabe von Dokumenten durch öffentliche Stellen aus anderen Gründen als 
um ihren öffentlichen Auftrag zu erfüllen, stellt eine Weiterverwendung dar. 
Ob diese Nutzung durch natürliche oder juristische Personen erfolgt spielt genauso 
wenig eine Rolle, wie ob diese Nutzung kommerziellen oder nichtkommerziellen 
Zwecken dient.  
Gemäß Art. 2 Ziffer 4 ist der Austausch von Dokumenten zwischen öffentlichen Stel-
len ausschließlich im Rahmen der Erfüllung ihres öffentlichen Auftrags nicht vom 
Begriff der Weiterverwendung erfasst. 

3.4.6. Öffentlicher Auftrag 
Obwohl ein Schlüsselbegriff bei der Interpretation der Richtlinie wird der Begriff nicht 
von der Richtlinie definiert, da die Richtlinie keine Harmonisierung des Umfangs des 
von Mitgliedstaaten erteilten öffentlichen Auftrags bezweckt.197 Die im englischen 
Text verwendete Bezeichnung public task legt nahe, dass der Ausdruck im Sinne von 
öffentliche Aufgabe/Beauftragung zu verstehen ist. Jedenfalls wird die Bereitstellung 
von Dokumenten aufgrund einer gesetzlichen Grundlage unter diesen Begriff sub-
sumierbar sein. In der Beschreibung des Vorschlags zur vorliegenden Richtlinie be-
fasste sich die Kommission mit dem Terminus: Der Umfang des öffentlichen Auftrags 
einer öffentlichen Stelle ist demzufolge üblicherweise gesetzlich oder durch andere 
verbindliche Rechtsvorschriften festgelegt. Fehlen solche Rechtsvorschriften, sollte 
der öffentliche Auftrag gemäß der üblichen Verwaltungspraxis des Mitgliedstaates 
definiert werden.  
Zu den Tätigkeiten, die nicht unter den öffentlichen Auftrag fallen, gehört in der Regel 
die Bereitstellung von Dokumenten, die ausschließlich zu kommerziellen Zwecken 
und im Wettbewerb mit anderen Marktteilnehmern gegen Gebühr erstellt werden. Als 
Unterscheidungskriterium gilt laut Kommission der Zweck der Nutzung, also kom-
merzielle Nutzung von Informationen, wie in Art. 10/2 der Richtlinie beschrieben und 
Nutzung nicht gewerblicher Art im öffentlichen Interesse.  

                                            
196 Arbeitspapier der Kommissionsdienststellen, branchenbezogene Initiativen, Anhang II zu 
KOM(2002) 207 
197 Vgl. KOM (2002) 207 
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3.5. Weitergabe 

3.5.1. Besitz 
Ungleich zum österreichischen Rechtsbegriff des Besitzes versteht die Richtlinie un-
ter einem im Besitz einer öffentlichen Stelle befindlichen Dokument ein Dokument, für 
das die öffentliche Stelle berechtigt ist, die Weiterverwendung zu genehmigen. 
Die Richtlinie bezieht sich ausschließlich auf existierende Dokumente und begründet 
daher keine Verpflichtung zur Herstellung von bestimmten Informationen oder Doku-
menten. 

3.5.2. Form 
Die Richtlinie normiert einen allgemeinen Grundsatz, dass Dokumente, soweit mög-
lich, in elektronischer Form zur Verfügung gestellt werden sollen sowie, dass das 
Antragsverfahren für Zugang zu und Weiterverwendung von Dokumenten mit elekt-
ronischen Mitteln abgewickelt werden soll. Weiters sollen die Mitgliedstaaten durch 
praktische Vorkehrungen sicherstellen, dass die Suche nach den zur Weiterverwen-
dung verfügbaren Dokumenten erleichtert wird. Vorzugsweise sollen dafür online ver-
fügbare Bestandslisten der wichtigsten Dokumente, sowie Internet-Portale, die mit 
dezentralisierten Bestandslisten und einzelstaatlichen Portalen verbunden sind zur 
Verfügung stehen.198

3.5.3. Formate 
Öffentliche Stellen sollen ihre Dokumente in allen vorhandenen Formaten oder Spra-
chen zur Verfügung stellen. Diese Vorgabe verpflichtet sie aber nicht, Dokumente 
neu zu erstellen oder anzupassen bzw. umzuformatieren um einem Antrag nach zu 
kommen. Eine Pflicht Auszüge aus Dokumenten zur Verfügung zu stellen besteht nur 
insoweit, als dies nicht mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden ist. Öf-
fentliche Stellen können auch nicht verpflichtet werden die Produktion bestimmter 
Dokumente fortzusetzen. Entscheidet sich eine öffentliche Stelle, bestimmte Doku-
mente nicht mehr für die Weiterverwendung zur Verfügung zu stellen oder diese Do-
kumente nicht mehr zu aktualisieren, so soll sie diese Entscheidung ehebaldigst, 
wenn möglich auf elektronischem Weg, bekannt geben. Um die Weiterverwendung 
zu erleichtern sind die öffentlichen Stellen aufgerufen ihre Dokumente in einem For-
mat zur Verfügung zu stellen, das, soweit möglich und sinnvoll, nicht von der Ver-
wendung einer bestimmten Software abhängig ist.  

3.5.4. Antrag auf Weitergabe 
Für die Bearbeitung von Anträgen auf und die Bereitstellung der Dokumente zur Wei-
terverwendung bzw. für die Unterbreitung eines Lizenzanbotes müssen die öffentli-
chen Stellen eine angemessene Frist einhalten. Sollten die innerstaatlichen Rege-
lungen keine Fristen spezifizieren, legt die Richtlinie eine Maximalfrist von 20 Ar-
beitstagen fest, welche bei umfangreichen und komplexen Anträgen um weitere 20 
Arbeitstage verlängert werden kann. Im letztgenannten Fall muss der Antragsteller 

                                            
198 als nachahmenswerte Beispiele werden in den Stellungnahmen zum Grünbuch der Kommission 
über Informationen des öffentlichen Sektors in der Informationsgesellschaft das Government Informa-
tion Locator System der US Regierung und das Dublin core-Metadatenformat genannt 
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innerhalb von 3 Wochen nach seinem Antrag unterrichtet werden, dass die öffentli-
che Stelle für die Bearbeitung seines Antrags mehr Zeit benötigt. 
Sobald ein Antrag auf Weiterverwendung bewilligt wurde, sollten die öffentlichen 
Stellen die Dokumente innerhalb einer Zeitspanne zur Verfügung stellen, die es er-
möglicht, deren volles wirtschaftliches Potential zu nutzen. Dies scheint besonders 
bei dynamischen Inhalten (wie z.B. Verkehrsdaten) von großer Bedeutung, da deren 
wirtschaftlicher Wert von ihrer sofortigen Verfügbarkeit und von regelmäßigen Aktua-
lisierungen abhängt. 
Im Falle einer ablehnenden Entscheidung muss die öffentliche Stelle diese begrün-
den und den Antragssteller auf Rechtsbehelfe hinweisen, die ihm zur Verfügung ste-
hen, um gegen den Bescheid vorzugehen. Zu beachten ist, dass „Bescheid“ nicht 
dem üblichen österreichischen Rechtsbegriff entspricht, sondern sich auf jede ableh-
nende Äußerung der öffentlichen Stelle bezieht.199 Dies ergibt sich aus dem Text der 
Verhandlungssprache der Richtlinie: „any negative decision“, sowie aus der ständi-
gen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs.200 Danach verlangen die ein-
heitliche Anwendung des Gemeinschaftsrechts und der Gleichheitssatz, dass Begrif-
fe einer Vorschrift des Gemeinschaftsrechts, die für die Ermittlung ihres Sinnes und 
ihrer Bedeutung nicht ausdrücklich auf das Recht der Mitgliedstaaten verweist, in der 
Regel in der gesamten Gemeinschaft autonom und einheitlich ausgelegt werden.  

3.5.5. Entgelt 
Die Richtlinie legt sich nicht genau auf die Höhe der zu leistenden Entgelte fest, 
sonst definiert lediglich so genannte Tarifgrundsätze. 
Ein wichtigster Grundsatz ist sicherlich, dass prinzipiell keine Gebühren verlangt 
werden müssen, öffentliche Stellen also auch Dokumenten gratis zur Weiterverwen-
dung frei geben können. Dies ergibt sich aus der Formulierung des Artikels 6 der 
Richtlinien: „soweit Gebühren erhoben werden“201 sowie aus der detaillierten Be-
schreibung der Kommission zum Vorschlag der Richtlinie202. Im Vorschlag zur Richt-
linie führt die Kommission unter Verweis auf verschiedene Studien203 weiter aus, 
dass Niedrigtarife der Gesellschaft insgesamt die größten Vorteile bieten. Im Grün-
buch der Kommission über Informationen des öffentlichen Sektors204 führt die Kom-
mission als best practice Beispiel das US-amerikanische Gesetz über Informations-
freiheit (Freedom of Information Act) aus dem Jahr 1966 an, gemäß dem die öffentli-
chen Behörden kostenlos oder gegen eine geringe Gebühr den Zugang zu leistungs-
fähigen und hoch entwickelten Informationssystemen gewähren. Auch in der Zu-

                                            
199 Dass österreichischen öffentlichen Stellen aber zur Ablehnung von Anträgen de facto wohl nur 
Bescheide iSd AVG zur Verfügung stehen, wurde bereits unter den Punkten 1.4.5. und 1.5.3. der vor-
liegenden Studie dargestellt. 
200 Siehe insbesondere die Urteile in den Rechtssachen Ekro, C-287/98 und Linster, C-357/98 
201 bzw. „where charges are made“ in der Verhandlungssprache 
202 Vgl. KOM (2002) 207 
203 ua „Commercial exploitation of Europe’s public sector information“ von Pira International und « The 
dissemination of spatial data : a North-American_European comparative study on the impact of gov-
ernment information policy” von X.R: Lopez 
204 Grünbuch der Kommission über Informationen des öffentlichen Sektors in der Informationsgesell-
schaft IP/99/32 
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sammenfassung der Stellungnahmen zum Grünbuch205 wird vermerkt, dass sich vie-
le Stellungnahmen für einen grundsätzlich kostenlosen Zugang zu Informationen des 
öffentlichen Sektors aussprachen und Einigkeit herrschte, dass das Bürgerrecht auf 
Zugang zu amtlichen Dokumenten nicht durch hohe Preise eingeschränkt werden 
dürfe. 
Sollten sich Mitgliedstaaten hingegen entschließen Entgelt für die Bereitstellung von 
Dokumenten und die Gestattung ihrer Weiterverwendung zu verlangen, werden von 
der Richtlinie dafür Höchstgrenzen festgelegt: 
Die Gesamteinnahmen, das heißt die Gebühren sowohl für die Bereitstellung als 
auch für die Gestattung der Weiterverwendung, dürfen die tatsächlich anfallenden 
Kosten für die Erfassung, Erstellung, Reproduktion und Verbreitung der Dokumente 
zuzüglich einer angemessenen Gewinnspanne nicht übersteigen. Die Erstellung um-
fasst laut Erwägungsgrund 14 das Verfassen und das Zusammenstellen, die Verbrei-
tung kann auch die Anwenderunterstützung beinhalten. Die Begriffe Erfassung und 
Reproduktion werden nicht näher erörtert, für den Ausdruck Erfassung wird in den 
Erwägungsgründen zur Richtlinie auch das Synonym Erhebung verwendet. 
In Unterschied zur Richtlinie über den freien Zugang zu Informationen über die Um-
welt206 wird in den Bestimmungen der PSI Richtlinie zusätzlich zum Ersatz der tat-
sächlichen Kosten auch ein Gewinnzuschlag gestattet, eine Tatsache, die von euro-
päischen Institutionen kritisiert wurde.207  
Gegebenenfalls ist bei der Berechnung der Gewinnspanne eine Selbstfinanzierungs-
verpflichtung der betreffenden öffentlichen Stellen zu berücksichtigen, die Ge-
winnspanne ist jedenfalls im Einklang mit den für die betroffenen öffentlichen Stellen 
geltenden Buchführungsgrundsätzen zu errechnen. Ziel der Gebührenobergrenze ist, 
dass überhöhte Preise ausgeschlossen werden, daher steht es den Mitgliedstaaten 
auch frei, niedrigere oder gar keine Gebühren einzuheben. Die Erwägungsgründe 
zur Richtlinie rufen die Mitgliedstaaten auf, den öffentlichen Stellen nahe zu legen, 
Dokumente zu Gebühren bereitzustellen, welche die Grenzkosten für die Reproduk-
tion und Verbreitung der Dokumente nicht überschreiten.  
Diese Standardgebühren müssen im Voraus festgelegt und, soweit möglich, veröf-
fentlicht werden, da die Gewährleistung der Klarheit und öffentlichen Verfügbarkeit 
der Bedingungen für die Weiterverwendung von Dokumenten des öffentlichen Sek-
tors als eine Voraussetzung für die Entwicklung eines gemeinschaftsweiten Informa-
tionsmarktes gesehen wird. Auf Anfrage hat die öffentliche Stelle die Berechnungs-
grundlage für die Gebühren bekannt zu geben. Diese Bekanntgabe inkludiert Infor-
mationen, welche Faktoren bei der Berechnung in atypischer Form verwendet wor-
den sind.  
In der Begründung des Vorschlags zur vorliegenden Richtlinie208 schlägt die Kom-
mission vor, dass bei Streitigkeiten, ob von öffentlichen Stellen verlangte Gebühren 
kostenorientiert sind, die Beweislast dafür bei der öffentlichen Stelle liegen soll, so 

                                            
205 Zusammenfassung der Stellungnahmen zum Grünbuch über Informationen des öffentlichen Sek-
tors in der Informationsgesellschaft (KOM (1998) 585) 
206 Richtlinie 90/313/EWG des Rates vom 7. Juni 1990 über den freien Zugang zu Informationen über 
die Umwelt 
207 siehe unter anderem KOM (2002)207; Stellungnahme des Ausschusses für Wirtschaft und Wäh-
rung, Europäisches Parlament; AdR/2002/0123/ (COD) 
208 KOM (2002) 207 
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dem künftigen Verwerter keine transparente Buchführung vorgelegt werden kann. 
Die Kommission hat weiters klargestellt, dass sie die Effekte der Richtlinie innerhalb 
von 3 Jahren nach Umsetzung überprüfen wird, wobei besonderes Augenmerk auf 
die Auswirkungen der angewandten Tarifgrundsätze gelegt werden wird. 

3.6. Bedingungen für die Weiterverwendung 

3.6.1. Nichtdiskriminierung 
Die Richtlinie fordert, dass die Bedingungen der Weiterverwendung von Dokumenten 
des öffentlichen Sektors gerecht, angemessen und nicht diskriminierend sind und 
verlangt deshalb einen allgemeinen Rahmen zur Regelung der Weiterverwendung. 
Die Bedingungen für die Weiterverwendung von Dokumenten dürfen für vergleichba-
re Kategorien der Weiterverwendung nicht diskriminierend sein. Auch wenn die öf-
fentliche Stelle die Dokumente zu eigenen Tätigkeiten, welche nicht unter ihren öf-
fentlichen Auftrag fallen weiter verwendet, müssen für diese Weiterverwendung die 
gleichen Bedingungen wie für andere Nutzer auch bezüglich eines zu leistenden 
Entgelts gelten.  
Es herrscht der allgemeine Grundsatz, dass, wenn die Weiterverwendung von Do-
kumenten erlaubt wird, diese für kommerzielle und nichtkommerzielle Zwecke ver-
wendet werden können. Dem steht nicht entgegen, dass für die kommerzielle und die 
nichtkommerzielle Weiterverwendung unterschiedliche Gebühren festgelegt werden. 
Die Richtlinie legt auch fest, dass öffentliche Stellen in Erfüllung ihres öffentlichen 
Auftrags Informationen gebührenfrei austauschen dürfen, während Dritte für die Wei-
terverwendung derselben Dokumente Gebühren entrichten müssen.  
Weiters fordert die Richtlinie die öffentlichen Stellen auf, die Möglichkeit der Weiter-
verwendung von Dokumenten durch und für Menschen mit Behinderungen zu be-
rücksichtigen. 

3.6.2. Wettbewerb 
An prominentester Stelle, im ersten Erwägungsgrund zur Richtlinie, wird dargestellt, 
dass die Angleichung der Bestimmungen und Verfahren der Mitgliedstaaten zur Nut-
zung von Informationen des öffentlichen Sektors zur Erreichung des Zieles der Ver-
hinderung von Wettbewerbsverzerrungen auf dem Binnenmarkt dienen soll.  
Um gleiche Wettbewerbsbedingungen zu schaffen, wenn eine öffentliche Stelle und 
Dritte aus denselben Informationen abgeleitete Informationsprodukte und Dienstleis-
tungen anbieten, müssen für die Bereitstellung öffentlicher Informationen für diese 
kommerziellen Tätigkeiten die gleichen Bedingungen gelten wie für Dritte. Um Quer-
subventionen zu vermeiden, müssen die Regelungen zur Weiterverwendung auch 
die spätere Verwendung von Dokumenten innerhalb derselben Organisation für Tä-
tigkeiten, die nicht unter ihren öffentlichen Auftrag fallen, erfassen. Sollten daher öf-
fentliche Stellen Dokumente als Ausgangsmaterial für eigene kommerzielle Ge-
schäftstätigkeiten weiterverwenden, so müssen für die Bereitstellung und Weiterver-
wendung der Dokumente für diese Tätigkeiten dieselben Gebühren wie von anderen 
Nutzern verlangt werden.  
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3.6.3. Lizenzen 
Laut Richtlinie können öffentliche Stellen die Weiterverwendung von Dokumenten 
ohne Bedingungen gestatten. Wenn die öffentlichen Stellen die Weiterverwendung 
nur unter bestimmten Bedingungen gestatten wollen, erlaubt die Richtlinie lediglich 
solche, die die Möglichkeit der Weiterverwendung nicht unnötig einschränken und 
nicht der Behinderung des Wettbewerbs dienen. Sollten Bedingungen, wie Haftung, 
ordnungsgemäße Verwendung der Dokumente, Garantie der unveränderten Wieder-
gabe oder Quellennachweise, gestellt werden, müssen die wesentlichen Punkte der-
selben in Form von Lizenzen geregelt werden. Zu beachten ist, dass die Richtlinie 
verlangt, dass die Lizenzbedingungen gerecht und transparent sind, und deshalb die 
Mitgliedstaaten auffordert, für die Verfügbarkeit von Standardlizenzen zu sorgen. 
Wenn möglich, sollten diese online zur Verfügung gestellt werden.  

3.6.4. Ausschließlichkeitsvereinbarungen 
Art. 11 der Richtlinie verhängt ein allgemeines Verbot von Ausschließlichkeitsverein-
barungen zwischen den öffentlichen Stellen, die im Besitz der weiterzugebenden Do-
kumente sind, und Dritten. Die Weiterverwendung von Dokumenten muss allen po-
tentiellen Marktteilnehmern offen stehen, selbst wenn genau diese Dokumente be-
reits von einem oder mehreren Marktteilnehmern genutzt werden. Allerdings können 
Ausschließlichkeitsvereinbarungen in Ausnahmefällen gerechtfertigt sein, wenn für 
die Bereitstellung eines Dienstes im öffentlichen Interesse ein ausschließliches Recht 
erforderlich ist. Dies kann der Fall sein, wenn kein kommerzieller Verleger die Infor-
mationen ohne ein derartiges ausschließliches Recht veröffentlichen würde. Ob ein 
solcher Ausnahmefall vorliegt und damit der Wettbewerb nicht unbegründet ein-
schränkt wird, muss von Fall zu Fall, gemäß den Auslegungsregeln nach Art. 82209 
EG-Vertrag entschieden werden. Zu beachten ist, dass diese exklusiven Vereinba-
rungen öffentlich bekannt gemacht werden müssen und dem Transparenzgebot un-
terliegen, sowie alle drei Jahre überprüft werden muss, ob der Grund für die Erteilung 
der Ausschließlichkeitsvereinbarung noch besteht. 
Bestehende Ausschließlichkeitsvereinbarungen dürfen nicht verlängert werden und 
müssen jedenfalls spätestens Ende 2008 aufgelöst werden. 

3.7. Umsetzung in Österreich 
Die Richtlinie muss bis spätestens 1.Juli 2005 in innerstaatliches Recht umgesetzt 
werden. Federführend ist dabei das BMWA. Geplant ist die Aussendung zur Begut-
achtung im 4. Quartal 2004 und die Fertigstellung der Regierungsvorlage im 1. Quar-
tal 2005. 
 

                                            
209 ex Art. 86, Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung. 
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A.4. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parla-
ments und des Rates zur Schaffung einer Raumdateninfra-
struktur in der Gemeinschaft (INSPIRE) 

4.1. Allgemeines 
Nach dem in der Begründung enthaltenen Überblick über den RL-Vorschlag soll ein 
zentrales Ziel von INSPIRE die Bereitstellung vom mehr und von besseren Raumda-
ten für die Gemeinschaftspolitik und deren Umsetzung in den Mitgliedstaaten auf 
sämtlichen Ebenen sein.210 Der Schwerpunkt liege dabei auf der Umweltpolitik (ins-
besondere also auf Informationen, die für die Überwachung und Verbesserung des 
Zustands der Umwelt, einschließlich Luft, Wasser, Boden und natürlicher Landschaft, 
benötigt würden), aber INSPIRE stehe auch der Nutzung und künftigen Erweiterung 
auf andere Bereiche wie Landwirtschaft, Verkehr und Energiepolitik offen.211 Nach 
(10) der Erwägungsgründe soll die RL dabei für Raumdaten gelten, die sich im Besitz 
von Behörden befinden oder für diese bereitgehalten werden, sowie für Raumdaten, 
die von Behörden in Wahrnehmung ihrer öffentlichen Aufgaben genutzt werden. Un-
ter bestimmten Voraussetzungen solle diese Richtlinie aber auch für Raumdaten gel-
ten, die sich im Besitz natürlicher oder juristischer Personen befänden, die keine Be-
hörden seien, aber einen entsprechenden Antrag stellten.212

Bereits in der Einleitung der Begründung des Vorschlages führt die Kommission da-
bei aus, dass Raumdaten eine besondere Rolle spielen, da sie es ermöglichten, In-
formationen aus verschiedenen Disziplinen für ganz unterschiedliche Verwendungs-
zwecke zu integrieren. Eine kohärente und leicht zugänglich räumliche Beschreibung 
des Territoriums der Gemeinschaft würde den erforderlichen Rahmen schaffen, um 
die Informationserfassung und Überwachung in der Gemeinschaft zu koordinieren, 
wobei gerade auch Karten ein effizientes Mittel für die Kommunikation mit der Öffent-
lichkeit seien. In der Einleitung des RL-Vorschlages wird auch aufgezeigt, dass auf-
grund der technischen und sozioökonomischen Merkmale von Raumdaten Probleme 
mit der Koordinierung, mit Informationslücken und Datenqualität sowie mit Hindernis-
sen beim Zugang zu Informationen und deren Nutzung besonders akut erscheinen. 
INSPIRE soll dabei auch berücksichtigen, dass verschieden Raumdatenthemen 
durchaus einen unterschiedlichen Harmonisierungsgrad aufweisen würden und nicht 
unbedingt im gleichen Rhythmus in die Infrastruktur eingegliedert werden müssten 
bzw. könnten. 

4.2. Zweck der Richtlinie 
Wesentlich erscheint, dass durch INSPIRE kein umfassendes Programm zur Erfas-
sung neuer Raumdaten in den Mitgliedstaaten geschaffen werden soll. Vielmehr soll 
die RL eine Harmonisierung der Dokumentierung vorhandener Raumdaten bewirken, 
um die Nutzung bereits verfügbarer Daten zu optimieren. Nach der Begründung des 

                                            
210 Vgl. KOM(2004) 516 endg, Proposal for a Directive of the European Parliament and of the Council 
establishing an infrastructure for spatial information in the Community (INSPIRE), 3f. 
211 Ibid. 
212 Vgl. Erwägungsgrund 10, KOM(2004) 516 endg, 12. 
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RL-Vorschlages sollen insbesondere Dienste gefördert werden, welche Raumdaten 
besser zugänglich, interoperabel machen und bestehende Probleme bei deren Nut-
zung lösen. Diese Probleme betreffen nach den Erwägungsgründen hinsichtlich Ver-
fügbarkeit, Qualität, Organisation und Zugänglichkeit von Raumdaten zahlreiche poli-
tische Bereiche und Informationsthemen und nahezu alle Verwaltungsebenen. Ihre 
Lösung erfordere Maßnahmen für Austausch, gemeinsame Nutzung und Zugänglich-
keit von interoperablen Raumdaten und Raumdatendiensten über die verschiedenen 
Verwaltungsebenen und Sektoren hinweg, weshalb in der Gemeinschaft eine Raum-
dateninfrastruktur geschaffen werden solle.213  
In Erwägungsgrund (4) wird klargestellt, dass sich diese Raumdateninfrastruktur in 
der Europäischen Gemeinschaft (INSPIRE) auf die von den Mitgliedstaaten (bereits) 
geschaffenen Raumdateninfrastrukturen stützen sollte, welche anhand gemeinsamer 
Regeln wiederum kompatibel gemacht und durch Maßnahmen auf Gemeinschafts-
ebene ergänzt werden sollten. Durch diese Maßnahmen solle vor allem auch ge-
währleistet werden, dass die von den Mitgliedstaaten geschaffenen Raumdateninfra-
strukturen auch grenzüberschreitend genutzt werden können.214  
Mit Erwägungsgrund (5) wird schließlich der Aufbau bzw. die Ausgestaltung der ge-
planten gemeinsamen Raumdateninfrastruktur umrissen:215 Die Raumdateninfra-
strukturen der Mitgliedstaaten sollten so ausgelegt sein, dass Raumdaten auf der 
optimal geeigneten Ebene gespeichert, verfügbar gemacht und verwaltet werden, 
dass Raumdaten aus verschiedenen Quellen aus der gesamten Gemeinschaft auf 
logische Art verknüpft und von verschiedenen Nutzern und für unterschiedliche An-
wendungen genutzt werden können, dass Raumdaten, die auf einer bestimmten 
Verwaltungsebene erfasst werden, von allen Verwaltungsebenen gemeinsam ge-
nutzt werden könnten, dass die Bedingungen für die Bereitstellung von Raumdaten 
einer umfassenden Nutzung nicht im Wege stehen, dass Raumdaten leicht gefunden 
und im Hinblick auf ihre Eignung geprüft werden können und die Nutzungsbedingun-
gen bekannt seien.  
Erwägungsgrund (18) erläutert, dass die Mitgliedstaaten zur Förderung der Integrati-
on nationaler Infrastrukturen in eine Europäische Raumdateninfrastruktur über ein 
von der Kommission verwaltetes Geo-Portal der Gemeinschaft sowie über sonstige 
Zugangspunkte, deren Einrichtung sie selbst beschließen würden, Zugang zu ihren 
Infrastrukturen bieten sollten. Die einzelnen Komponenten der beschriebenen 
Raumdateninfrastrukturen sind dabei in Art 1 Abs 2 letzter Satz des RL-Vorschlages 
genannt: Metadaten, Raumdatensätze und Raumdatendienste, Netzdienste und –
technologien, Vereinbarungen über gemeinsame Nutzung und Zugang sowie Koor-
dinierungs- und Überwachungsmechanismen, -prozesse und –verfahren.  
Da selbst auf europäischer Ebene Änderungen von INSPIRE noch nicht ausge-
schlossen werden und erst danach Fragen der Umsetzung sinnvoll behandelt wer-
den können, erscheint eine nähere Untersuchung bzw. Darstellung des RL-
Vorschlages an dieser Stelle nicht geboten. Auf die unter Punkt A.1.5. der Studie be-
reits erwähnten Begriffsdefinitionen des RL-Vorschlages darf hingegen verwiesen 
werden. 

                                            
213 Vgl. Erwägungsgrund 3, KOM(2004) 516 endg., 10. 
214 Vgl. Erwägungsgrund 4, KOM(2004) 516 endg., 10. 
215 Vgl. Erwägungsgrund 5, KOM(2004) 516 endg., 10. 
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A.5. Geodaten und Wettbewerbsrecht 

5.1. Österreichisches Wettbewerbsrecht 
Das in Österreich relevante Sondergesetz gegen unlauteres Verhalten im Wettbe-
werb ist das Bundesgesetz vom 26. 9.1923 gegen den unlauteren Wettbewerb 
(UWG).216. Das sowohl dem Schutz der Mitbewerber, als auch dem der Verbraucher 
dienen soll. Obwohl nationales Recht, sind mittlerweile für die Auslegung des UWG 
insbesondere die so genannten Grundfreiheiten des EG-Vertrags, insbesondere die 
Prinzipien des freien Warenverkehrs und des freien Dienstleistungsverkehrs von Be-
deutung.  

5.1.1. Anwendbarkeit des UWG 
Die meisten Tatbestände des UWG setzten „Handeln im geschäftlichen Verkehr“ 
voraus (§§1,2,4,6a,9,9a,10,12,28a,29). Zum geschäftlichen Verkehr gehört jede 
selbstständige, auf Erwerb gerichtete Tätigkeit im weitesten Sinne, im Gegensatz zur 
rein privaten oder amtlichen Tätigkeit, wobei keine Gewinnabsicht erforderlich ist.  
Viele Tatbestände des UWG verlangen außerdem Handeln „zu Zwecken des Wett-
bewerbs“ (§§ 1,2,4,6a,7,9a,10,11,12,28a). Das Verhalten eines Unternehmers im 
geschäftlichen Verkehr wird prinzipiell dann zur Wettbewerbshandlung, wenn es ob-
jektiv geeignet ist, den Absatz eines Unternehmens, meist des eigenen, zu fördern. 
Nach jüngster Rechtsprechung muss das Verhalten auch geeignet und darauf ge-
richtet sein, die Marktposition der Mitbewerber durch eine irgendwie ins Gewicht fal-
lende Nachfrageverlagerung zu beeinflussen (Kriterium der Spürbarkeit). Handeln zu 
Zwecken des Wettbewerbs setzt also nach herrschender Auffassung ein Wettbe-
werbsverhältnis, sowie eine Wettbewerbsabsicht voraus. 
Ein Wettbewerbsverhältnis besteht, wenn Unternehmer sich an einen gleichen Kreis 
von Abnehmern wenden, wobei die Betätigungsfelder der betroffenen Unternehmen 
nicht zur Gänze zusammenfallen müssen, sondern auch eine Überschneidung ge-
nügt.  
Als Wettbewerbsabsicht bezeichnet man die Absicht, den eigenen oder fremden 
Wettbewerb zum Nachteil eines Mitbewerbers zu fördern. Nach ständiger Rechtspre-
chung wird die Wettbewerbsabsicht vermutet, wenn die Handlung der Förderung des 
eigenen Wettbewerbes dient und objektiv den Charakter einer Wettbewerbshandlung 
hat.  
Die Gebietskörperschaften und die sonstigen Rechtsträger des öffentlichen Rechts 
unterliegen dem UWG, soweit sie privatwirtschaftliche tätig werden oder privatwirt-
schaftliches Handeln Dritter fördern. Hoheitsakte (laut OGH auch Maßnahmen der 
sog. Schlichten Hoheitsverwaltung) sind hingegen niemals Wettbewerbsakte.217

 

                                            
216 Wiederhergestellt durch das Wettbewerbs-Überleitungsgesetz 1947 
217 Vgl. Fitz, Gamerith, Wettbewerbsrecht (2003) 9ff 
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5.1.2. Die Generalklausel des § 1 UWG: Handlungen gegen die guten Sit-
ten 
Der OGH hat in jüngster Zeit vermehrt ausgesprochen, dass sich die Generalklausel 
des § 1 UWG nicht primär nach dem sittlichen Empfinden rechtlich und billig Den-
kender definiert, sondern dass die Klausel vorwiegend von der Funktion des Wettbe-
werbs und dem Schutz des Wettbewerbsrechts aus verstanden werden muss. Sit-
tenwidrig ist demnach ein Verstoß gegen die aus dem geschriebenen Recht zu ge-
winnenden obersten Leitprinzipien des Wettbewerbsrechts, der zu einer Funktions-
störung des Leistungswettbewerbes infolge einer Verfälschung der Marktlage führt. 
Die häufigsten Fälle einer Verfälschung der Marktlage werden durch Diskriminierun-
gen verursacht. Sittenwidrige Diskriminierung kann nicht nur in der Verweigerung des 
Geschäftsabschlusses, wie im Fall von Exklusivbindungsverträgen, sondern auch im 
Anbieten oder Gewähren unterschiedlicher Konditionen an Geschäftspartner ohne 
sachliche Rechtfertigung liegen. 
Einen Sonderfall letztgenannter Fallgruppe stellt der alleinige Besitz von marktrele-
vanter Information, wie oft im Bereich der Geodaten vorliegend, dar. Laut einer älte-
ren OGH Entscheidung verpflichtet der alleinige Besitz marktrelevanter Daten nicht 
zum Abschluss eines Vertrages mit einem Unternehmer, der diese Informationen für 
den Fortbestand seiner wirtschaftlichen Existenz benötigt. Anders entschied der 
EuGH im Fall einer Geschäftsverweigerung eines marktbeherrschenden Unterneh-
mens in Irland.218 Der Fernsehsender wurde verpflichtet seine urheberrechtlich ge-
schützten Programmübersichten einem Unternehmen, welches Programmzeitschrif-
ten herausgibt, gegen eine angemessene Lizenzgebühr zu überlassen („essential 
facilities doctrine“). Anders entschied der EuGH allerdings bei der Klage der Tages-
zeitung „Der Standard“219 um Aufnahme gegen angemessenes Entgelt in das Haus-
zustellungssystem der „Mediaprint“.  

Wettbewerb der öffentlichen Hand: 
Der öffentlichen Hand ist es grundsätzlich gestattet unternehmerisch tätig zu sein. 
Außer in geschützten Bereichen ist zu beachten, dass dadurch der Bestand des 
Leistungswettbewerbes nicht prinzipiell gefährdet wird. Durch die unterschiedlichen 
Kostenstrukturen von Einrichtungen des öffentlichen Rechts zu privaten Unterneh-
men, kann es dazu kommen, dass erstere Produkte unterhalb des Marktwertes an-
bieten. Dies kann zu einer Beeinflussung des Wettbewerbs führen, wenn öffentliche 
Stellen solche Mehr-Wert Produkte in exklusiven Verträgen, oder zu unterschiedli-
chen Bedingungen weitergeben.  
Jedenfalls unterliegt die Art und Weise, wie die öffentliche Hand am Wettbewerb teil-
nimmt, der wettbewerbsrechtlichen Beurteilung: Ein Verstoß gegen § 1 UWG kann 
z.B. darin liegen, dass die öffentliche Hand Machtmittel einsetzt, die ihr auf Grund 
ihrer besonderen Stellung zur Verfügung stehen. Die unbegründete Bevorzugung 
einzelner Marktteilnehmer bei der Gewährung von Subventionen kann einen solchen 
Missbrauch darstellen. Auch das Gewähren so genannter „verdeckter Subventionen“, 
durch die selektive Weitergabe vorfinanzierter öffentlicher Datenbestände kann eine 
derartige unbegründete Bevorzugung darstellen. 

                                            
218 Urteil vom 6. April 1995 in den verbundenen Rechtssachen C-241/91 P und C-242/91 P (RTE und 
ITP/Kommission, Slg. 1995, I-743, Urteil Magill 
219 C-7/97 
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Als Conclusio kann festgehalten werden, dass der Kernpunkt der Verletzung des §1 
UWG die Frage darstellt, ob eine Handlung zu einer Verfälschung der Marktlage und 
damit einer Verletzung des freien Wettbewerbs geführt hat. Im konkreten Fall der 
Weitergabe von Geodaten kann eine Wettbewerbsverletzung vermieden werden, 
indem konsequent eine nicht diskriminierende Weitergabe von Informationen erfolgt. 

5.2. EU Wettbewerbsrecht, Beihilfenkontrolle 
Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag bildet den Ausgangspunkt für die EU-Politik im Be-
reich der staatlichen Beihilfen. Diesem Artikel zufolge sind staatliche Beihilfen grund-
sätzlich mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar, als Konsequenz werden staatli-
che Beihilfen an Unternehmen, die den Wettbewerb verfälschen können verboten. 
Die Formulierung „Beihilfen, gleich welcher Art“ in Art. 87 EG-Vertrag impliziert, dass 
der Begriff Beihilfen in einem weiten Sinne zu verstehen ist. Er umfasst nicht nur po-
sitive Transfers an Begünstigte, sondern auch den Verzicht auf Leistungen, die nor-
malerweise vom Begünstigten zu erbringen wären, wie z.B. der unentgeltliche oder 
verbilligte Zugang zu öffentlichen Forschungseinrichtungen. Beihilfen sind dadurch 
gekennzeichnet, dass sie dem Begünstigten einen unentgeltlichen wirtschaftlichen 
Vorteil verschaffen, wobei nicht auf den Zweck der Begünstigung, sondern auf deren 
Wirkung abgestellt wird. Staatliche Beihilfen müssen nicht unbedingt vom Staat 
selbst gewährt werden, sie können auch von einer vom Staat beauftragten privaten 
oder öffentlichen Einrichtung gewährt werden. Zur Kontrolle staatlicher Beihilfen ist 
gemäß Artikel 88 EG-Vertrag die Kommission verpflichtet.  
Folgende Kriterien müssen erfüllt sein, damit von einer staatlichen Beihilfe gespro-
chen werden kann: 

5.2.1. Wirtschaftlicher Vorteil 
Die Beihilfe muss einen wirtschaftlichen Vorteil darstellen, den das Unternehmen im 
Rahmen seiner üblichen Geschäftstätigkeit nicht hätte.  

5.2.2. Selektiver Charakter 
Staatliche Beihilfen müssen selektiv sein und somit das Gleichgewicht zwischen be-
stimmten Unternehmen und ihren Wettbewerbern in Frage stellen. Der "selektive 
Charakter" unterscheidet staatliche Beihilfen von so genannten "allgemeinen Maß-
nahmen". Als selektiv gilt z.B. eine Regelung, wenn die Behörden, die die betreffen-
de Regelung verwalten, über ein gewisses Ermessen verfügen.  

5.2.3. Wirkung auf den Wettbewerb und den Handel 
Staatliche Beihilfen müssen geeignet sein, sich auf den Wettbewerb und den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten auszuwirken.  
Die Kommission hat sich die Auffassung zu eigen gemacht, dass kleine Beihilfebe-
träge (de minimis-Beihilfen) den Wettbewerb und Handel zwischen Mitgliedstaaten 
nicht beeinflussen. Daher fallen diese Beihilfen nicht in den Anwendungsbereich des 
Artikels 87 Absatz 1.  
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5.2.4. Freistellungen vom Beihilfeverbot 
Gemäß Artikel 87 Absatz 3 sind Beihilfen, die die oben erwähnten Kriterien erfüllen, 
grundsätzlich mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar. Diese grundsätzliche Un-
vereinbarkeit ist jedoch keinem absoluten Verbot gleichzusetzen. Artikel 87 Absätze 
2 und 3 des Vertrages sehen mehrere Fälle vor, in denen staatliche Beihilfen als ver-
einbar angesehen und von der Kommission freigestellt werden können.  
Im Zusammenhang mit der Nutzung von Informationen des öffentlichen Sektors kön-
nen öffentliche Stellen dieselben Dokumente für Tätigkeiten im Rahmen ihres öffent-
lichen Auftrags und für kommerzielle Tätigkeiten nutzen, die außerhalb dieses Auf-
trags liegen. Bei dieser kommerziellen Nutzung kommt es zu einer Erhöhung des 
Nutzwerts von Informationen, die sich auf die bei der Erfüllung des öffentlichen Auf-
trags gesammelten Originaldaten stützen. Beispiele für solche kommerziellen Tätig-
keiten sind Wettervorhersagen auf der Grundlage von meteorologischen Daten oder 
Marktuntersuchungen, die sich auf statistische Daten stützen, die auf Grund eines 
öffentlichen Auftrags erhoben wurden. Dieses Anbieten von Informationen durch öf-
fentliche Stellen kann im Wettbewerb mit privaten Anbietern erfolgen. In diesem Fall 
müssen bestimmte Schutzbedingungen gelten, um gleiche Wettbewerbsbedingun-
gen zu schaffen. Eine öffentliche Finanzierung des Erstellens dieser Informationen 
durch öffentliche Stellen kann als eine staatliche Beihilfe gewertet werden, wenn eine 
öffentliche Stelle und Dritte aus denselben Informationen abgeleitete Informations-
produkte und Dienstleistungen anbieten.  
Insbesondere sollten für die Bereitstellung öffentlicher Informationen für derartige 
kommerziellen Tätigkeiten von öffentlichen Stellen die gleichen Bedingungen und 
Gebühren gelten, wie für Dritte, die um diese Informationen ersuchen. In Bezug auf 
Informations-Weitergabe durch öffentliche Stellen ist daher vor allem zu beachten, 
dass durch die kostengünstige Weitergabe vorfinanzierter öffentlicher Datenbestände 
die Gefahr einer Quersubventionierung und damit einer Verzerrung des Wettbewerbs 
besteht. Um dies zu vermeiden muss sichergestellt werden, dass jede Weitergabe 
von öffentlichen Informationen in nicht diskriminierender Art und Weise, das heißt zu 
gleichen Bedingungen für alle, vorgenommen wird.  
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Teil B: Rechtliche Grundlagen für Geodaten 
In den nachfolgenden Ausführungen werden Geodaten dargestellt, die sich aus Be-
stimmungen in den Materiengesetzen des Bundes und der Länder unmittelbar ablei-
ten. Geodaten, als Ergebnis eines unmittelbaren rechtlichen Auftrags stellen freilich 
nur einen Teilbereich von Geodaten insgesamt dar. Im Unterschied zu der Begriffs-
bezeichnung der „öffentlichen Geodaten/Geodaten von öffentlichen Interesse“ der 
ÖROK (= Geodaten, die zum Vollzug der Gesetze und zur Erfüllung öffentlicher Auf-
gaben notwendig und vom wirtschaftlichen Interesse unabhängig sind) beschränkt 
sich die Liste der behandelten geodatenrelevanten Bestimmungen nicht auf Geoba-
sisdaten. Da die gesetzlichen Bestimmungen keine Legaldefinitionen bezüglich Geo-
daten, Geobasisdaten oder Geofachdaten kennen, werden diejenigen Materienge-
setze (beispielhaft) angeführt, die den Umgang mit raumbezogenen Daten regeln. 
Eine Vielzahl von (Bestimmungen hinsichtlich) Geodaten werden in den folgenden 
Ausführungen aufgelistet, wobei zwei zentralen Auswahlkriterien für die Berücksichti-
gung in der Studie Anwendung finden: 

• Gesetzlicher Auftrag zur Erhebung von raumbezogenen Daten 

• Rechtsvorschriften über planliche Festlegungen 
Die Fülle von rechtlichen Regelungen mit einem räumlichen Bezug bzw. über den 
Umgang mit Daten bringt es mit sich, dass die Auflistungen lediglich demonstrativ 
und keinesfalls taxativ sind. Allein die Erfassung aller rechtlich vorgeschriebenen 
(raumrelevanten) hoheitlichen Plandokumente ist ausgesprochen aufwendig, zumal 
in vielen Fachbereichen durch (wenig bekannte) Nebengesetze oder Verordnungen 
Bestimmungen für Grundlagenforschungen oder Planungspflichten bzw. -
ermächtigungen geregelt sind. Dies gilt in besonderem Maße auch für Bestimmun-
gen über Datenerhebungen, deren Darstellung ebenfalls nur für ausgewählte Mate-
rien erfolgt. 

B.1. Differenzierungskriterien 
Um einen Überblick über die jeweiligen Inhalte in den Materiengesetzen im Zusam-
menhang mit raumrelevanten Daten zu erhalten, werden die einzelnen Fachbereiche 
nach bestimmten Kriterien differenziert dargestellt, um dadurch auch eine Vergleich-
barkeit zu ermöglichen. Als Differenzierungsmerkmale für die systematische Bearbei-
tung der Geofachdaten werden folgende Kriterien verwendet: 

1. Rechtliche Grundlagen 
2. Behörden 
3. Bestandsaufnahmen und Datenerhebungspflichten 
4. Planerische Festlegungen 
5. Dokumentation von Daten und planerischern Festlegungen 
6. Darstellung und planerische Grundlagen 
7. Auskunft- und Informationspflichten 
8. (Norm)-Adressaten 

Bei der Darstellung der einzelnen Fachmaterien werden nur die Differenzierungskri-
terien angeführt, die tatsächlich rechtlich geregelt sind. Demzufolge kann es durch-
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aus vorkommen, dass bei einzelnen Materien bestimmte Kriterien nicht näher be-
schrieben werden, da im jeweiligen Materiengesetz diesbezüglich keine Bestimmun-
gen enthalten sind. 

1.1. Rechtliche Grundlagen 
Grundlage für diesen Teil der Studie sind die geodatenbezogenen Materiengesetze 
des Bundes und der Länder, wobei allfällige Nebengesetze sowie Durchführungsver-
ordnungen nur bei besonderer Relevanz angeführt werden.  
Bearbeitungsstand ist Oktober 2004; demzufolge werden die Gesetze in der jeweils 
geltenden Fassung im Oktober 2004 als Grundlagen herangezogen (Quelle der Ge-
setze: Rechtsinformationssystem des Bundeskanzleramtes (RIS)). 
In der Studie wird in der Folge differenziert zwischen: 

• Bundes- bzw. Landesmaterien 

• Gesetze bzw. Verordnungen 
Freilich ist insbesondere die Differenzierung zwischen Bundes- und Landesmaterien 
in einigen Fachbereichen nicht immer zielführend, da mehrfach rechtliche Grundla-
gen in Bundes- und Landesgesetzen zu finden sind (z.B. im Denkmal- und Ortsbild-
schutz, im Verkehrsrecht, im Umweltrecht, ...). Deshalb werden einzelne Fachmate-
rien, die auf Bundes- und Landesebene bestehen, gemeinsam dargestellt. 
Die Analyse der Geodaten geht von den rechtlichen Bestimmungen in den Verwal-
tungsmaterien aus und nicht von raumrelevanten Datensätzen, die von Behörden, 
Dienststellen, Fonds oder sonstigen öffentlichen Institutionen erstellt werden. Es wird 
somit beispielsweise nicht versucht, die rechtlichen Grundlagen für alle öffentlichen 
Datenwerke zu finden und nach den verwendeten Differenzierungskriterien zu analy-
sieren. 
Ein Großteil der bearbeiteten Materiengesetze enthält sowohl die Verpflichtung zur 
Datenerhebung als auch bestimmte raumbezogene Festlegung als Planungsmaß-
nahmen. Allerdings enthalten einzelne Materiengesetze entweder nur eine Verpflich-
tung zur Datenerhebung bzw. Grundlagenforschung oder nur raumbezogene Festle-
gungen als Instrumente und Maßnahmen zur Erreichung der jeweiligen gesetzlichen 
Ziele.  
Folgende Materien wurden bearbeitet, wobei die raumordnungsrechtlichen Regelun-
gen umfangreicher dargestellt werden: 

Fachmaterien aufgrund von Bundesgesetzen 

• Vermessungswesen 

• Gebäude- und Wohnungsregister 

• Grundbuch 

• Wald und forstrechtliche Festlegungen 

• Finanzbodenschätzung 

• Bodenkartierung 

• Gewässer und wasserrechtliche Festlegungen 

• Verdachtsflächen und Altlasten 
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• Denkmalschutz 

• Eisenbahnen und Seilbahnen 

• Luftfahrt 

• Militärische Planungen 

Fachmaterien aufgrund von Landesgesetzen 

• Raumordnung und Raumplanung 

• Natur- und Landschaftsschutz 

• Fischereiwesen 

• Jagdwesen 

• Weinbau 

• Ortsbildschutz 

Fachmaterien aufgrund von Bundes- und Landesmaterien 

• Grenzen (von Gebietskörperschaften) 

• Bundes- und Landesstraßen  

• Umweltinformationen 

• Abfallwirtschaft 

• Bodenreform und Flurverfassung 
Nochmals ist darauf hinzuweisen, dass die aufgelisteten Materien lediglich eine Aus-
wahl der rechtlichen Grundlagen raumrelevanter Daten darstellen. 

1.2. Behörden 
Die für die Erhebung, Führung und Weitergabe von Daten bzw. für die planlichen 
Festlegungen zuständigen Behörden haben bezüglich Geodaten in der Regel keine 
Sonderaufgaben – die Aufgaben und Zuständigkeiten ergeben sich grundsätzlich für 
die jeweilige Fachmaterie. Dennoch werden die Behörden aufgelistet, zumal je nach 
kompetenzrechtlicher Zuständigkeit unterschiedliche Behörden mit der Erstellung, 
Übermittlung und Verwaltung von Plandokumenten oder der Erlassung von Verord-
nungen und Bescheiden betraut sein können. Zu unterscheiden ist dabei zwischen 
Behörden der: 

• Unmittelbaren Bundesverwaltung 

• Mittelbaren Bundesverwaltung 

• Landesverwaltung 

• Im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden 
Darüber hinaus können mit der Erhebung von Daten bzw. mit der Führung von Re-
gister, Katastern, Übersichten usw. neben den Gebietskörperschaften auf Bundes-, 
Landes- und Gemeindeebene auch weitere (öffentliche) Institutionen, wie Umwelt-
bundesamt und Kammern oder andere betraut sein. 
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1.3. Bestandsaufnahmen und Datenerhebungspflichten 
Bestimmte Verwaltungsmaterien enthalten Verpflichtungen über die Erhebung von 
raumbezogenen Daten bzw. über Bestandsaufnahmen. Aufgrund dieser gesetzlichen 
Verpflichtung sind bestimmte Behörden bzw. Institutionen angehalten, Datenerhe-
bung durchzuführen, wobei die Ergebnisse der jeweiligen Raumforschung nicht 
zwingend normative Wirkung haben müssen.  
Die tatsächliche Umsetzung der gesetzlich vorgeschriebenen Plan- und Erhebungs-
pflicht wird nur beispielhaft dargestellt. 

1.4. Planerische Festlegungen 
Die Inhalte der hoheitlichen Instrumente und Maßnahmen in den Verwaltungsgeset-
zen des Bundes und der Länder können bezüglich Geodaten ausgesprochen differie-
ren; insbesondere können sich planliche Festlegungen hinsichtlich ihrer Grundlagen, 
materiellen Bedeutung, ihrer Rechtswirkung und Adressaten unterscheiden. 

Übersicht 1: Raumrelevante Festlegungen in Materiengesetzen 

Gesetze Festlegungen 
B-VG Staats- und Landesgrenzen, Bezirksgrenzen 
Vermessungsgesetz Katastralgemeinden 
Gemeindeordnungen Gemeindegrenzen 

Gemeindeverbände 
Forstgesetz Wald 

Schutzwälder 
Waldentwicklungsplan, Waldfachplan, Gefahrenzonenplan 

Bodenschätzungsgesetz Schätzungsbücher und -karten von landwirtschaftlichen Böden 

Agrarrechtsänderungsgesetz Bodenkarten, Bodenkartierungen 
Wasserrechtsgesetz Gewässer 

Wasserschutzgebiete, Wasserschongebiete 
Wasserwirtschaftliche Rahmenverfügungen und Rahmenpläne 
Nationale Gewässerbewirtschaftungspläne, Maßnahmenpro-
gramme, Wasserwirtschaftliche Regionalprogramme 
Überwachungsprogramme 

Mineralrohstoffgesetz Bergbaugebiete 
Altlastensanierungsgesetz Verdachtsflächenkataster, Altlastenatlas 
Eisenbahnengesetz Eisenbahnen (Grundstücke) 

Hochleistungsstreckenverordnungen 
Gefährdungs- und Feuerungsbereiche 

Luftfahrtgesetz Luftraumbeschränkungen 
Übungs- und Erprobungsbereiche 
Flugplätze  
Schutz- und Sicherheitszonen 

Bundesstraßengesetz Bundesstraßen 
Schutzbereiche entlang von Bundesstraßen 
Bundesstraßenplanungsgebiete 

Sperrgebietsgesetz 
Munitionslagergesetz 

Militärischen Sperrgebiete 
Gefährdungsbereiche bei Munitionslager 
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Denkmalschutzgesetz Schutzfestlegungen nach dem Denkmalschutzgesetz 
Umgebungsschutzverordnungen 

Abfallwirtschaftsgesetze des 
Bundes und der Länder 

Bundesabfallwirtschaftsplan 
Landes-Abfallwirtschaftspläne, Landes-
Abfallwirtschaftskonzepte 

Bodenreform und Flurverfassung Agrargemeinschaftliche Grundstücke, Almen 
Zusammenlegungsgebiete und -pläne 
Wirtschaftspläne (für Almen, Wälder, Weiden, Weingärten) 
Bewertungs- und Neubewertungspläne 
Regelungspläne und Teilungspläne 
Flurbereinigungspläne 

Raumordnungsgesetze der Län-
der 

Landesraumpläne, regionales Raumordnungsprogramme, 
Sachprogramme 
Örtliches Entwicklungskonzept, Flächenwidmungsplan, Bebau-
ungsplan 
Umlegungspläne (für Bauland) 

Naturschutzgesetze der Länder Genereller Gebietsschutz (Gletscher und Alpinregionen, Berei-
che von Seen und sonstigen stehenden Gewässern, Auwälder 
und Moore, Feuchtgebiete und Magerwiesen) 
Nationalpark, Naturschutzgebiete Europaschutzgebiete, Land-
schaftsschutzgebiete, Gesch. Landschaftsteile, Naturpark, Na-
turdenkmale 

Landesstraßengesetze Landes- und Gemeindestraßen 
Schutzbereiche 
Straßenplanungsgebiete 

Ortsbildschutzgesetze der Länder Ortsbildschutzgebiete und -zonen 
Ensembleschutzgebiete, Umgebungszonen, Sichtzonen, Erhal-
tungswürdige Altortgebiete 

Weinbaugesetze der Länder Weinbaufluren und Sonderflächen 
Jagdgesetze der Länder Schongebiete, Wildschutzgebiete, Ruhezonen, Wildbehand-

lungszonen 
Jagdliche Sperrgebiete 
Wildökologische Raumpläne 

Fischereigesetze der Länder Fischwässer, Fischereireviere 

Die Analyse der Materiengesetze bezüglich Geodaten beschränkt sich auf Inhalte, 
die planerisch festgelegt sind und in der Regel normative Wirkung entfalten. Vor al-
lem werden Verordnungen mit einem räumlichen Bezug erfasst.  
Vereinzelt werden auch bescheidmäßige Festlegungen (z.B. im Naturschutz oder im 
Denkmalschutzrecht) zusätzlich erfasst, wenn diese Festlegungen in öffentlichen 
Registern Berücksichtigung finden (z.B. im Naturschutzbuch oder in den Denkmal-
schutzlisten). Nicht berücksichtigt werden allgemeine Genehmigungsbescheide (z.B. 
nach den Bauordnungen, Gewerberecht, Wasserecht, Forstrecht usw.), die zwar 
grundsätzlich ebenfalls raumbezogene Daten als Ergebnis liefern, aber individuell 
festgelegt werden.  
Zusätzlich berücksichtigt werden die forstlichen Raumpläne bzw. Örtlichen Entwick-
lungskonzepte in bestimmten Ländern, die nicht verordnet werden, aber infolge ihrer 
faktischen Wirkung dennoch von Bedeutung sind. 
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1.5. Dokumentation von Daten und planerischen Festlegungen 
Viele Verwaltungsmaterien bestimmen, dass erhobene und vorliegende raumbezo-
gene Datensätze und insbesondere Plandokumente in öffentlichen Dokumentationen 
aufzunehmen und bestimmten Personenkreisen zur Einsicht zur Verfügung zu stellen 
sind. Diese Kataster, Register, Inventare, Listen und Bücher sind teilweise ausdrück-
lich automationsunterstützt zu betreiben. Folgende Dokumentationen auf Bundes- 
und Landesebene werden erfasst: 

Übersicht 2: Dokumentation von Daten und planerischen Festlegungen 

Gesetze Dokumentationen 
Vermessungsgesetz Grenzkataster 

Grundstücksverzeichnis 
Adressverzeichnis 
Katastralmappe 

Allgemeines Grundbuchsgesetz Grundbuch 
Grundstücksdatenbank 

Gebäude- und Wohnungsregistergesetz Gebäude- und Wohnungsregister 
Baustatistiken 

Forstgesetz Waldentwicklungspläne 
Bodenschätzungsgesetz Schätzungsbücher und -karten von landwirtschaftli-

chen Böden 
Wasserrechtsgesetz  Wasserbuch 

Wasserinformationssystem Austria 
Mineralrohstoffgesetz Bergbuch, Bergbaukartenwerk 

Bergbauinformationssystem 
Altlastensanierungsgesetz Verdachtsflächenkataster 

Altlastenatlas 
Bundessraßengesetz Bundesstraßenverzeichnis 
Eisenbahnengesetz Eisenbahnbuch 

Infrastrukturregister 
Luftfahrtgesetz Verzeichnis der Luftfahrthindernisse 
Denkmalschutzgesetz Liste der unbeweglichen Denkmale 
Umweltinformationsgesetze des Bundes und 
der Länder 

(Umweltdatenkatalog),220 Umweltdatenverzeichnis 
Fundstellenverzeichnis für Umweltdaten 

Abfallwirtschaftsgesetze des Bundes (und der 
Länder) 

Elektronisches Register 

Bodenreform und Flurverfassung Almbuch 
Raumordnungsgesetze der Länder Raumordnungskataster 
Naturschutzgesetze der Länder Naturschutzberichte 

Naturschutzbücher 
Landesstraßengesetze Straßenverzeichnisse 
Weinbaugesetze der Länder Weinbaukataster (und Verzeichnisse) 
Jagdgesetze der Länder Jagdkataster 
Fischereigesetze der Länder Fischereikataster 

Fischereibücher 

                                            
220 Der Umweltdatenkatalog wird laut Entwurf der UIG-Novelle 2004 nicht weitergeführt. 
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1.6. Darstellung und planerische Grundlagen 
Im Zusammenhang mit Geodaten von besonderer Bedeutung sind Bestimmungen, 
welche die Darstellungsformen und die zu verwendenden planerischen Grundlagen 
regeln. Die entsprechenden Bestimmungen in den – wenigen – Materiengesetzen 
werden behandelt, wobei vor allem die Katastralmappe bzw. DKM als Plangrundlage 
vorgeschrieben werden. In Ausnahmefällen wird ausdrücklich die ÖK 50 als planeri-
sche Grundlage normiert. 

1.7. Auskunft- und Informationspflichten  
Die einzelnen Verwaltungsgesetze bestimmen in unterschiedlichem Ausmaß und 
keinesfalls vollständig, wie mit Informationen innerhalb des Geltungsbereiches des 
jeweiligen Gesetzes umzugehen ist. Es wird unterschiedlich geregelt, wem welche 
Informationen zu übermitteln, bzw. von wem welche Daten zu bekommen sind. Viel-
fach wird in den Verwaltungsmaterien vor allem geregelt, welche Informationen der 
Behörde von Rechtsunterworfenen (insbesondere Grundeigentümer, Unternehmen, 
...) zu übermitteln sind. Zusätzlich wird teilweise geregelt, welche Informationen 
durch welche Behörde aufzulegen sind und unter welchen Voraussetzungen eine 
Einsichtnahme erfolgen kann. Zusätzlich kann bestimmt werden, ob Abschriften zu-
lässig sind. 
Im Zusammenhang mit Auskunfts- und Informationspflicht sind ergänzend zu den 
Bestimmungen in den Materiengesetzen vielfach die Regelungen im Umweltinforma-
tionsgesetz sowie Datenschutzgesetz zu berücksichtigen. 

1.8. Adressaten 
Die Darstellung der Adressaten der einzelnen Geodaten kann lediglich beispielswei-
se erfolgen, zumal die Auflistung aller rechtlich normierten Anknüpfungen an jeweils 
andere Rechtsmaterien den Umfang dieser Studie übersteigen würde. Zweifelsohne 
wäre es von Bedeutung, die jeweils an bestimmten Daten interessierten Personen 
und Institutionen aufzulisten, jedoch sind diese Beziehungen nicht immer rechtlich 
eindeutig definiert. 

B.2. Geodaten in Bundesmaterien 

2.1. Vermessungswesen 
Das Vermessungsrecht enthält zentrale Bestimmungen im Umgang mit Geodaten, 
zielt es doch darauf ab, die Verhältnisse an Grund und Boden im gesamten Bundes-
gebiet in Karten, Plänen und Büchern darzustellen. Neben der Grundlagenvermes-
sung und dem Grenzkataster sind vor allem die topographische Landesaufnahme, 
die Herstellung von Landkarten und Luftbildaufnahmen sowie die Vermessung und 
Vermarkung der Staatsgrenze nach § 1 Vermessungsgesetz zentrale Aufgaben der 
Landesvermessung. 

2.1.1. Rechtliche Grundlagen 
• Vermessungsgesetz (VermG)  

BGBl. Nr. 306/1968 idF. BGBl. I Nr. 9/2004 
• Vermessungsverordnung  

BGBl. Nr. 562/1994 
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2.1.2. Behörden 
Das Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen ist in organisatorischer Hinsicht 
dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit nachgeordnet und hat mit diesem – 
sowie mit den unterstellten Vermessungsämtern – die Aufgaben des VermG zu be-
sorgen. Die Aufgaben des Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen sind nach § 
1 VermG dabei vielfältig. 

2.1.3. Grenzkataster 
Das gesamte Bundesgebiet wird in Katastralgemeinden eingeteilt, wobei nach § 7 
Abs. 1 VermG Katastralgemeinden diejenigen Teile der Erdoberfläche sind, die im 
Grenzkataster oder im Grundsteuerkataster als solche namentlich bezeichnet sind. In 
dieser Verwaltungseinheit hat jedes Grundstück eine Grundstücksnummer zugewie-
sen, so dass anhand der Kennzahl der Katastralgemeinde und der Grundstücks-
nummer jedes Grundstück eindeutig bezeichnet ist. 
Der nach Katastralgemeinden angelegte Grenzkataster ist nach § 8 VermG zum ver-
bindlichen Nachweis der Grenzen der Grundstücke, zur Ersichtlichmachung der Be-
nützungsarten, Flächenausmaße und sonstigen Angaben zur leichteren Kenntlich-
machung der Grundstücke und zur Ersichtlichmachung der geocodierten (raumbezo-
genen) Adressen der Grundstücke und der darauf befindlichen Gebäude bestimmt.  
Der Grenzkataster setzt sich aus  

• dem technischen Operat,  

• dem Grundstücksverzeichnis sowie  

• dem Adressregister  
zusammen. 

Katastralmappe 
Wesentlicher Teil des technischen Operats ist die Katastralmappe nach § 9 Abs. 2 
VermG, in der folgende Inhalte dargestellt werden: 
• die Festpunkte 
• die Grenzen der Grundstücke 
• die Abgrenzungen der Benützungsabschnitte (Flächen gleicher Benützungsart, die das Mindest-

ausmaß übersteigen) und  
• allfällige weiterer Angaben zur leichteren Kenntlichmachung der Grundstücke  

Die Katastralmappe bildet somit einen Teil des Katasters, der von den Vermes-
sungsämtern als öffentliche Einrichtung zur Ersichtlichmachung bestimmter tatsächli-
cher Grundstücksverhältnisse (z.B. Lage, Fläche, Nutzung) geführt wird. 
Die digitale Katastralmappe (DKM) ist der graphische Datenbestand des Katasters im 
Koordinatensystem der Österreichischen Landesvermessung in digitaler Form in ei-
nem definierten Format. Die Daten der DKM sind mit den Datenbanken des Katas-
ters (Grundstücksdatenbank, Koordinatendatenbank) konsistent. 

Grundstücksverzeichnis 
Das Grundstücksverzeichnis bildet ein Kernstück des Grenzkatasters und enthält 
neben den Grundstücken Schlüsselinformationen zu diesen. So sind im Grenzkatas-
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ter gemäß § 10 Abs. 1 VermG für Grundstücke folgende Benützungsarten einzutra-
gen, was Anknüpfungspunkte zu anderen Rechtsmaterien bietet: 
• Bauflächen 
• Landwirtschaftlich genutzte Grundflächen 
• Gärten 
• Weingärten 
• Alpen 
• Wald 
• Gewässer 
• Sonstige 

Adressregister 
Das Adressregister enthält gemäß § 9a VermG alle geocodierten (raumbezogenen) 
Adressen von Grundstücken und Gebäuden, die von der örtlich zuständigen Ge-
meinde vergeben wurden. Eine geocodierte Adresse enthält folgende Angaben: 
• die Bezeichnung der Gemeinde, 
• die Bezeichnung der Ortschaft, 
• die Bezeichnung der angrenzenden Straße, wenn vorhanden, 
• die Orientierungsnummer (Hausnummer, Konskriptionsnummer ua.), 
• die Katastralgemeinde und die Grundstücksnummer(n), auf die sich die Adresse bezieht, 
• die repräsentative Koordinate im System der Landvermessung als räumliche Referenz der Ad-

resse, 
• die Postleitzahl und etwaige sonstige Bezeichnungen zum leichteren Auffinden der Adresse 
• die Eignung für Wohnzwecke, 
• von der Gemeinde allenfalls gemachte sonstige Angaben und 
• den vom Adressregister vergebenen Adresscode. 

Zusätzlich werden im Adressregister für jedes Gebäude spezielle Angaben eingege-
ben. 

2.1.4. Darstellung 
Der Grenzkataster ist nach § 9 Abs. 1 VermG, soweit technisch möglich, automati-
onsunterstützt zu führen (Grundstücksdatenbank). 
Nähere Bestimmungen über die technische Anfertigung von bestimmten Plänen sind 
in der Vermessungsverordnung aus 1994 geregelt. 

2.1.5. Auskunft- und Informationspflichten 
Die Inhalte des Grenzkatasters sind – mit Ausnahmen – nach § 14 Abs.1 VermG öf-
fentlich. Jedermann kann zu den festgesetzten Zeiten den Grenzkataster unter Auf-
sicht eines Organs des Vermessungsamtes einsehen. Nach Maßgabe der techni-
schen und personellen Möglichkeiten ist jedermann befugt, in den Grenzkataster mit-
tels automationsunterstützter Datenverarbeitung unmittelbar Einsicht zu nehmen. Für 
die Ausstellung von unter anderem Auszügen aus der Grundstücksverzeichnis und 
dem technischen Operat sind nach § 47 VermG besondere Verwaltungsabgaben 
durch Verordnung vorzuschreiben. Für in § 47a VermG geregelte Abfragen und Aus-
züge aus dem Adressregister sowie die unmittelbare Einsicht in das technische Ope-
rat oder das Grundstücksverzeichnis sind Kostenersätze vorgesehen. 
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Die Vermessungsbehörden sind nach § 48 VermG berechtigt, Abschriften und Ko-
pien von vermessungstechnischen Unterlagen, Luftbilder, Vordrucke, staatliche 
Landkarten und Kopien von Grundlagen staatlicher Landkarten gegen Kostenersatz 
abzugeben sowie die Verwertung gegen angemessene Vergütung zu gestatten. Die 
Verkaufspreise und die Vergütungen sind dabei vom Bundesamt für Eich- und Ver-
messungswesen kostendeckend festzusetzen. 
Umgekehrt sind die Grundeigentümer verpflichtet, dem Vermessungsamt relevante 
Änderungen an ihren Grundstücken innerhalb vier Wochen ab Kenntnisnahme zu 
melden. 
Grenzkataster und Grundbuch sind nach § 45 Abs. 1 VermG in Übereinstimmung zu 
halten. Nach Umstellung des Grundbuches auf automationsunterstützte Datenverar-
beitung ist das Grundstücksverzeichnis des Grenzkatasters mit dem Hauptbuch des 
Grundbuches zu verknüpfen. Dem Grundbuchsgericht sind die Ergebnisse der Amts-
handlungen, die Eintragungen im Grundbuch nach sich ziehen können, mitzuteilen. 

2.2. Gebäude- und Wohnungsregister 
Nach dem neuen Bundesgesetz über das Gebäude- und Wohnungsregister ist ein 
Gebäude- und Wohnungsregister einzurichten und zu führen, in dem eine Vielzahl 
raumrelevanter Daten enthalten sind. Planerische Festlegungen erfolgen durch die-
ses Bundesgesetz freilich nicht. 

2.2.1. Gesetzliche Grundlage 
• Bundesgesetz über das Gebäude- und Wohnungsregister (GWR-Gesetz)  

BGBl. I Nr. 9/2004 

2.2.2. Behörde 
Mit der Vollziehung des GWR-Gesetzes ist der Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit bzw. der Bundesminister für Inneres betraut. 
Die Bundesanstalt Statistik Österreich hat gemäß § 1 Abs. 1 GWR-Gesetz für Zwe-
cke der Bundesstatistik, Forschung und Planung ein Gebäude- und Wohnungsregis-
ter einzurichten und zu führen. 

2.2.3. Gebäude- und Wohnungsregister 
Das Register hat nach § 3 GWR-Gesetz folgende Registereinheiten zu enthalten: 
• Adressen der Grundstücke 
• Adressen der Gebäude 
• Adressen der Wohnungen 
• Beschreibungen der Gebäude 
• Beschreibungen der Wohnungen 
• Beschreibungen von Bauvorhaben 
• Adressen von Nutzungseinheiten innerhalb von Gebäuden, die üblicherweise keinen Wohnbe-

dürfnissen dienen 
• Adressen von Arbeitsstätten ohne Gebäude; Adressen von Bauwerken im Sinne des Vermes-

sungsgesetzes und deren Beschreibungen 
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Baustatistiken 
Die Bundesanstalt hat nach § 8 GWR-Gesetz auf Grundlage der Daten des Regis-
ters, zumindest quartalsweise, eine Statistik über die Bautätigkeit zu erstellen und 
diese zu veröffentlichen.  

2.2.4. Bestandsaufnahmen und Datenerhebungspflichten 
Die Art der Datenerhebung ist umfangreich in § 4 GWR-Gesetz geregelt, wobei ne-
ben dem Adressregister und dem Melderegister die Daten von Gemeinden und Be-
zirkverwaltungsbehörden herangezogen werden. Die Bundesanstalt hat nach § 5 
GWR-Gesetz den nach diesem Gesetz zur Übermittlung von Register- und Verwal-
tungsdaten verpflichteten Stellen unentgeltlich eine geeignete Online-Applikation 
(Adress-GWR-Online) für die Übermittlung der Daten zur Verfügung zu stellen.  

2.2.5. Auskunft- und Informationspflichten 
Die Bundesanstalt hat nach § 7 GWR-Gesetz auf Verlangen den unentgeltlichen On-
line-Zugriff auf das Register einzuräumen für: 

• Gemeinden: auf alle Daten des Registers, die ihre Gemeinde betreffen; 

• Bezirkshauptmannschaften: auf Daten, soweit dies zur Wahrnehmung der ge-
mäß Art. 118 Abs. 7 B-VG übertragenen Aufgaben der örtlichen Baupolizei er-
forderlich ist; 

• Zentrales Melderegister: auf alle Daten des Registers gemäß Anlage, Abschnitt 
C. 

Die Bundesanstalt hat nach § 8 Abs. 2 GWR-Gesetz den jeweiligen Gemeinden die 
ihren Bereich betreffenden Daten der Baustatistik unentgeltlich zur Verfügung zu stel-
len. 

2.3. Grundbuch 
Das Grundbuch enthält mit allen Liegenschaften und den jeweiligen dinglichen Rech-
te zentrale Geodaten. 

2.3.1. Gesetzliche Grundlagen 
• Allgemeines Grundbuchsgesetz (GBG)  

BGBl. Nr. 39/1955 idF. BGBl. I Nr. 112/2003 
• Grundbuchsumstellungsgesetz (GUG)  

BGBl. Nr. 550/1980 idF. BGBl. I Nr. 94/2003 

2.3.2. Behörde 
Die Grundbücher werden von den zuständigen Bezirksgerichten geführt, in deren 
Sprengel die unbewegliche Sache liegt. 

2.3.3. Grundbuch 
Das Grundbuch ist ein öffentliches Verzeichnis der Liegenschaften, in das die dingli-
chen Rechte an den Liegenschaften eingetragen werden. Das Grundbuch besteht 
vor allem aus dem Hauptbuch und der Urkundensammlung. Daneben gibt es noch 
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Hilfseinrichtungen, die nunmehr zusammen mit dem Hauptbuch in einer Grundstück-
datenbank geführt werden. 
Für jede Katastralgemeinde des jeweiligen Bezirksgerichtssprengels besteht ein 
Hauptbuch, wobei sich die Katastralgemeinden aus Flächeneinheiten, den Grund-
buchskörpern, zusammensetzen. Für jeden Grundbuchskörper gibt es im Hauptbuch 
eine Grundbuchseinlage mit einer eigenen Einlagezahl. Jede Grundbuchseinlage 
besteht aus drei Blättern: 
• Gutbestandsblatt (A-Blatt) 
• Eigentumsblatt (B-Blatt) 
• Lastenblatt (C-Blatt) 

Von jeder Urkunde, die eine bücherliche Eintragung zur Folge hatte, enthält die Ur-
kundensammlung eine beglaubigte Abschrift oder die Urkunde. Neben dem Haupt-
buch wird zusätzlich ein Verzeichnis der gelöschten Eintragungen geführt. Hilfsein-
richtungen sind die Grundbuchsmappe, das Personenverzeichnis sowie das Grund-
stücksverzeichnis. 

2.3.4. Darstellung 
Die Grundbücher wurden früher handschriftlich in Folianten geführt. Durch § 1 GUG 
wird der Bundesminister für Justiz ermächtigt, die Umstellung des Grundbuchs auf 
automationsunterstützte Datenverarbeitung nach Maßgabe der technischen und per-
sonellen Möglichkeiten anzuordnen. Insbesondere ist eine Grundstücksdatenbank 
nach § 2 GUG anzulegen. Das Hauptbuch ist demnach nur durch Speicherung der 
Eintragungen in einer Datenbank zu führen und mit dem Grundstücksverzeichnis des 
Grundsteuer- oder Grenzkatasters zu verknüpfen (Grundstücksdatenbank). 
Die Benützungsarten der Grundstücke sind nicht als Grundbuchseintragung zu füh-
ren. Mit den Eintragungen des Hauptbuchs sind jedoch die Eintragungen des 
Grundsteuer- oder Grenzkatasters über die Benützungsarten, das Flächenausmaß 
und die Anschrift der Grundstücke wiederzugeben. 

2.3.5. Auskunft- und Informationspflichten 
Das Grundbuch ist nach § 7 Abs. 1 GBG grundsätzlich öffentlich. Jedermann kann 
das Grundbuch in Gegenwart eines Grundbuchsbeamten einsehen und Abschriften 
oder Auszüge daraus erheben. Auch nach § 6 GUG ist jedermann zur Abfrage des 
Grundbuchs, der Urkundensammlung und der Hilfsverzeichnisse mit Ausnahme des 
Personenverzeichnisses aus der Grundstücksdatenbank und der Urkundendaten-
bank mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung befugt. 
Die Einsicht in das Hauptbuch, die Urkundensammlung und die Hilfsverzeichnisse ist 
nach § 5 Abs. 2 GUG durch die Ausfertigung von Abschriften zu gewähren. 

2.4. Wald und forstrechtliche Festlegungen 
Das Forstrecht, das auf die nachhaltige Bewirtschaftung, die Pflege und den Schutz 
des Waldes zur Sicherung seiner multifunktionalen Wirkungen hinsichtlich Nutzung, 
Schutz, Wohlfahrt und Erholung abzielt (vgl. § 1 Abs. 1 Forstgesetz), enthält umfang-
reiche Bestimmungen mit einem unmittelbaren Raumbezug. Von besonderer Bedeu-
tung sind in diesem Zusammenhang die Bestimmungen über das Vorliegen von Wald 
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sowie die Inhalte der forstlichen Raumplanung, insbesondere über Waldentwick-
lungspläne und Gefahrenzonenpläne. 

2.4.1. Rechtliche Grundlagen 
Forstwesen ist grundsätzlich nach Art 10 Abs. 1 B-VG in Gesetzgebung und Vollzie-
hung Bundessache. Rechtsgrundlage ist in der Regel das Forstgesetz 1975 idF. 
BGBl. I Nr. 83/2004. Zusätzlich sind Verordnungen zum Forstgesetz von Bedeutung, 
wie jene über die Waldentwicklungspläne oder Gefahrenzonenpläne. 
• Verordnung über den Waldentwicklungsplan, BGBl. Nr. 582/1977 
• Verordnung über Gefahrenzonenpläne, BGBl. Nr. 436/1976 
• Schutzwaldverordnung, BGBl. Nr. 389/1977 

2.4.2. Behörden 
Zur Vollziehung des Forstgesetzes sind nach § 170 Forstgesetz in der Regel (mittel-
bare Bundesverwaltung) die Bezirksverwaltungsbehörde bzw. der Landeshauptmann 
oder der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
(LFUW) berufen.  
Im Zusammenhang mit der Erstellung von Gefahrenzonenplänen kommt den forstli-
chen Dienststellen zentrale Bedeutung zu. 

2.4.3. Erhebungs- und Forschungspflichten 
Besondere Erhebungspflichten für forstliche Grundlagen bestimmt das Forstgesetz in 
unterschiedlichen Zusammenhängen. So haben beispielsweise nach § 4 Abs. 1 der 
Verordnung über Gefahrenzonenpläne die forstrechtlichen Dienststellen Planungs-
rundlagen in den Einzugsgebieten zu erheben, deren Ergebnisse in den in den Ge-
fahrenzonenplan einfließen. 
Das Bundesamt und Forschungszentrum für Wald, das dem Bund unter anderem als 
Forschungs- und Informationsstelle (aber auch als Behörde) dient, hat als Aufgabe 
gemäß § 130 Abs. 1 Z. 2 Forstgesetz Erhebungen aller Art über den Zustand und die 
Entwicklung des österreichischen Waldes durchzuführen, insbesondere die perio-
disch durchzuführende bundesweite Waldinventur. Drüber hinaus sind vom Bundes-
amt und Forschungszentrum für Wald Erhebungen über Waldschäden und Naturge-
fahren durchzuführen. 

2.4.4. Waldbegriff und besondere Wälder 
Als Wald im Sinne des § 1a Abs. 1 Forstgesetz gelten grundsätzlich mit bestimmten 
Holzgewächsen bestockte Grundflächen von einer Fläche von mindestens 1.000 m² 
und einer durchschnittlichen Breite von 10 m. Zusätzlich als Wald gelten unter ande-
rem Flächen, auf denen der forstliche Bewuchs vorübergehend beseitigt wurde sowie 
der forstliche Bewuchs in der Kampfzone des Waldes und Windschutzanlagen. Be-
stehen Zweifel, ob eine Fläche Wald im Sinne des Forstgesetzes ist, so hat die Be-
hörde ein Feststellungsverfahren nach § 5 Forstgesetz durchzuführen. 
Darüber hinaus begründet nach § 3 Forstgesetz eine Zuordnung einer Grundfläche 
im Grenzkataster oder im Grundstücksverzeichnis zur Benützungsart Wald (eine 
Rechtsvermutung für) das Vorliegen von Wald, solange die Behörde nicht das Ge-
genteil feststellt.  
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Neben den Einschränkungen für allgemeine Waldflächen, insbesondere die Erfor-
dernis einer Rodungsbewilligung für andere Nutzungen, enthält das Forstgesetz für 
bestimmte (Bereiche von Wäldern) besondere Bestimmungen und Einschränkungen. 
Solche Sonderbestimmungen sind beispielsweise vorgesehen für: 

• Schutzwald, wobei zwischen Standortschutzwald und Objektschutzwald differen-
ziert wird (§ 21 Forstgesetz) 

• Kampfzone des Waldes und Windschutzanlagen (§ 25 Forstgesetz) 

• Bannwälder (§ 27 Forstgesetz) 

• Wälder mit besonderem Lebensraum (§ 32a Forstgesetz) 
Für diese Wälder können die Nutzung eingeschränkt bzw. bestimmte Behandlungen 
verpflichtend vorgeschrieben sein. 

2.4.5. Forstliche Raumplanung 
Die forstliche Raumplanung hat sich nach § 7 Forstgesetz insbesondere auf die Dar-
stellung (und Planung) von Waldgebieten entsprechend ihrer Waldfunktionen sowie 
auf die Darstellung von Einzugsbereichen von Wildbächen und Lawinen, wildbach- 
und lawinenbedingten Gefahrenzonen und Wäldern mit einem besonderen Lebens-
raum zu erstrecken. Durch planerische Festlegungen wird gewährleistet, dass Wald-
be- und -zustand erhalten bleiben und angestrebte Entwicklungen beschrieben wer-
den. In den forstlichen Raumplänen sind gemäß § 8 Abs. 1 Forstgesetz die waldrele-
vanten Sachverhalte und Entwicklungen kartographisch und textlich darzustellen.  
Die forstlichen Raumpläne sind der Waldentwicklungsplan, der Gefahrenzonenplan 
sowie der Waldfachplan, wobei in der Praxis den beiden erstgenannten Plänen grö-
ßere Bedeutung zukommt. Dies deshalb, da der Waldfachplan im Regelfall nicht von 
einer Behörde erstellt wird und seine Erstellung nicht verpflichtend ist. Nach § 10 
Abs. 1 Forstgesetz ist der Waldfachplan ein vom Waldeigentümer erstellter forstlicher 
Plan, der Darstellungen und Planungen für den Interessenbereich des Planungsträ-
gers enthält. 
Der forstlichen Raumplanung kommt überwiegend keine normative Bedeutung zu. 
Das Forstgesetz enthält zwar an anderer Stelle Regelungen, welche die behördli-
chen Entscheidungen an die forstliche Raumplanung knüpfen, Verordnungscharakter 
besitzen Waldentwicklungsplan, Waldfachplan und Gefahrenzonenplan nicht. Die 
forstlichen Raumpläne werden nicht als Verordnungen erlassen, sondern es handelt 
sich bei diesen Planungen um qualifizierte Gutachten mit Prognosecharakter.  

Waldentwicklungsplan 
Der Waldentwicklungsplan erstreckt sich nach § 9 Abs. 1 Forstgesetz auf das Bun-
desgebiet (Gesamtplan) und setzt sich aus Teilplänen zusammen, der vom jeweili-
gen Landeshauptmann zu erstellen ist. Allgemein hat der Waldentwicklungsplan ge-
mäß § 1 der Verordnung über den Waldentwicklungsplan die Darstellung und vor-
ausschauende Planung der Waldverhältnisse zu enthalten. Im Teilplan, der in einen 
Textteil (Beschreibung) und in einen Kartenteil (Darstellung) zu gliedern ist, sind die 
Waldflächen und die Wirkungen des Waldes festzuhalten.  
Der kartographische Teil des Waldentwicklungsplanes hat nach § 4 Abs. 2 der Ver-
ordnung über den Waldentwicklungsplan die Waldfunktionskarte zu enthalten, in der 
die Funktionen des Waldes (Nutz-, Schutz- Erholungs- und Wohlfahrtswirkung) in 
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Form von Funktionsflächen ersichtlich zu machen sind. Darüber hinaus kann der kar-
tographische Teil auch Zusatzkarten über die Waldstruktur, die Neubewaldung oder 
für die Ordnung von Wald und Weide sowie Sonderkarten enthalten. 

Gefahrenzonenplan 
Im Gefahrenzonenplan sind gemäß § 11 Abs. 2 Forstgesetz die wildbach- und lawi-
nengefährdeten Bereiche und deren Gefährdungsgrad sowie jene Bereiche darzu-
stellen, für die eine besondere Art der Bewirtschaftung oder deren Freihaltung für 
spätere Schutzmaßnahmen erforderlich ist. Zur Erstellung der Gefahrenzonenpläne 
ist der Bundesminister für LFUW unter Heranziehung von Dienststellen zuständig, 
wobei detaillierte Bestimmungen das Erstellungsverfahren regeln. 
In den Gefahrenzonenplänen sind gemäß § 2 Abs. 1 der Verordnung über Gefahren-
zonenpläne die Einzugsgebiete von Wildbächen und Lawinen (Gefahrenzonen) so-
wie Vorbehaltsbereiche dargestellt, die für Schutzmaßnahmen freizuhalten oder die 
besonders zu bewirtschaften sind. Zusätzlich können braune Hinweisbereiche (Be-
reiche, die anderen Naturgefahren, wie Steinschlag oder Rutschungen, ausgesetzt 
sind) und violette Hinweisbereiche (Bereiche, deren Schutzfunktion von der Erhal-
tung der Beschaffenheit des Bodens abhängt) eingetragen werden. 

Übersicht 3: Flächenbezogene Festlegungen nach dem Forstgesetz 

Geodatensatz Karten und Pläne Inhalte 
Waldflächen -- Allgemeine Waldflächen 

Standortschutzwald und Objektschutzwald 
Kampfzone des Waldes 
Windschutzanlagen 
Bannwälder 
Wälder mit besonderem Lebensraum 

Waldfunktionskarte Funktion en des Waldes ( Nutz-, Schutz- Erholungs- 
und Wohlfahrtswirkungen) 

Zusatzkarten Besondere Darstellungen der Waldstruktur, Neubewal-
dung oder für die Ordnung von Wald und Weide 

Waldentwicklungsplan 

Sonderkarten Sonstige forstlich relevante Sachverhalte 
Gefahrenkarte Plangebiet  

Einzugsgebiete von Wildbächen und Lawinen 
Besondere Gefahrenursachen 

Gefahrenzonenplan 

Gefahrenzonenkarte Rote und Gelbe Gefahrenzonen 
Blaue Vorbehaltsbereiche 
Braune und violette Hinweisbereiche 

Waldfachplan Darstellungen und Planungen des Planungsträgers 

Auch der Gefahrenzonenplan hat – wie die anderen forstlichen Raumpläne – aus 
einem kartographischen und einem textlichen Teil zu bestehen. Der kartographische 
Teil umfasst unter anderem die Gefahrenkarte, die das Plangebiet, die Einzugsgebie-
te sowie besondere Gefahrenursachen aufzeigt sowie die Gefahrenzonenkarte. In 
die Gefahrenzonenkarte sind neben den Vorbehalts- und Hinweisbereichen vor allem 
einzutragen: 

• Rote Gefahrenzonen: Flächen, deren ständige Benützung für Siedlungs- oder 
Verkehrszwecke wegen der voraussichtlichen Schadenswirkung oder der Häufig-

 76



Rechtsvorschriften für Geodaten in Österreich 

keit der Gefährdung durch Lawinen und Wildbäche nicht oder nur mit un-
verhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist; 

• Gelbe Gefahrenzonen: Flächen, deren Benützung für Siedlungs- oder Verkehrs-
zwecke infolge der Gefährdung durch Wildbäche oder Lawinen beeinträchtigt ist. 

Da in Gefahrenzonenplänen Bereiche dargestellt sind, die sich auf Grund natürlicher 
Gegebenheiten für Siedlungs- oder Verkehrszwecke nicht oder nur bedingt eignen, 
ist deren Bedeutung für raumordnerische Planungsmaßnahmen beachtlich, stellen 
natürliche Gegebenheiten doch wesentliche Kriterien bei der Widmungs- und Nut-
zungsfestlegung dar. Dementsprechend sind Gefahrenzonenpläne nicht nur Grund-
lage für die Durchführung von Maßnahmen des forsttechnischen Dienstes für Wild-
bach- und Lawinenverbauung, sondern dienen nach § 1 Abs. 2 der Verordnung über 
Gefahrenzonenpläne auch als Grundlage für Planungen auf den Gebieten der 
Raumplanung, des Bauwesens und des Sicherheitswesens. 

2.4.6. Forstaufsichtsgebiete 
Anzumerken ist, dass nach eigenen landesrechtlichen Regelungen Forstaufsichtsge-
biete festgelegt werden. Zum Zwecke der behördlichen Überwachung der Wälder 
(Forstaufsicht) sowie zur Besorgung der Aufgaben der Förderung der Forstwirtschaft 
bildet beispielsweise nach § 1 Tiroler Waldordnung das Gebiet jeder Gemeinde ein 
Forstaufsichtsgebiet. 

2.4.7. Darstellung und Grundlagen 
Das Forstrecht enthält insbesondere im Zusammenhang mit der Erstellung forstlicher 
Raumpläne Bestimmungen hinsichtlich der Plangrundlagen. So sind die Gefahren-
karten nach § 5 Abs. 4 der Verordnung über Gefahrenzonenpläne auf einer geeigne-
ten kartographischen Grundlage, auf einem Luftbild oder einer Luftbildauswertung, 
zu erstellen. Dem Gefahrenzonenkarte ist hingegen eine kartographische Unterlage 
mit der Darstellung des Grundsteuer- oder des Grenzkatasters zugrunde zu legen. 
Für die Erstellung der Waldfunktionskarte des Waldentwicklungsplanes ist die ÖK 50 
zu verwenden. 

2.4.8. Auskunfts- und Informationspflicht 
Jedermann ist berechtigt, nach § 9 Abs. 6 Forstgesetz in den Waldentwicklungsplan 
Einsicht zu nehmen. Nach § 11 Abs. 8 Forstgesetz haben die forstlichen Dienststel-
len, insbesondere die Gebietsbauleitungen, die genehmigten Gefahrenzonenpläne 
zur Einsicht- und Abschriftnahme aufzulegen. Je ein Gleichstück ist den betroffenen 
Gebietskörperschaften und Bezirksverwaltungsbehörden zur Verfügung zu stellen. 
Die Forstbehörde hat nach § 3 Abs. 1 Forstgesetz dem Vermessungsamt von allen 
Bescheiden, die für die Eintragung der Benützungsart Wald im Grenzkataster oder im 
Grundsteuerkataster von Bedeutung sind, eine Ausfertigung zu übermitteln. Umge-
kehrt hat das Vermessungsamt, wenn es eine Änderung in der Benützungsart Wald 
festgestellt hat, davon der Forstbehörde Mitteilung zu machen. 

2.4.9. Adressaten 
Die Adressaten von forstrechtlichen Bestimmungen können unterschiedlich sein. Bei 
Grundflächen, die Wald im Sinne des Forstgesetzes sind, sind zunächst die Grund-
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eigentümer Normadressaten, da für Änderungen des Verwendungszweckes des 
Waldes in der Regel Rodungsbewilligungen nach § 17 Forstgesetz erforderlich sind. 
Je nach Nutzungsabsicht können freilich auch andere Verwaltungsmaterien durch 
das Forstgesetz betroffen sein, zumal infolge des Kumulationsprinzips, das im Ver-
hältnis des Forstrechts zu anderen Verwaltungsmaterien grundsätzlich anzuwenden 
ist, für Vorhaben auf Waldflächen jedenfalls eine forstrechtliche Bewilligung erforder-
lich ist. So sind beispielsweise öffentliche Interessen an einer anderen Verwendung 
des Waldes gemäß § 17 Abs. 4 Forstgesetz insbesondere begründet in der umfas-
senden Landesverteidigung, im Eisenbahn-, Luft- oder öffentlichen Straßenverkehr, 
im Post- oder öffentlichen Fernmeldewesen, im Bergbau, im Wasserbau, in der E-
nergiewirtschaft, in der Agrarstrukturverbesserung, im Siedlungswesen oder im Na-
turschutz. 

2.5. Bodenerhebungen 
In Österreich existieren unterschiedliche Bodenbestandsaufnahmesysteme, die ins-
gesamt bewirken, dass umfassende Bodendaten vorliegen. So liegen bezüglich Wald 
unter anderem forstliche Standortskartierungen, Waldzustands- sowie Waldscha-
denserhebungen vor, die freilich rechtlich nicht näher normiert sind. Die landwirt-
schaftliche Fläche in Österreich wird durch die Bodenschätzung – die Besteuerung 
landwirtschaftlicher Betriebe erfolgt unter anderem auf Basis der Qualität der Böden 
eines Betriebes – und großteils durch Bodenkartierungen kartographisch erfasst. 
Darüber hinaus werden Bodenzustandsinventuren von einzelnen Bundesländern 
durchgeführt. 

2.5.1. Rechtliche Grundlagen 
• Bodenschätzungsgesetz 1970  

BGBl. Nr. 233/1970 idF. BGBl. I Nr. 72/2004 
• Bewertungsgesetz 1955   

BGBl. Nr. 148/1955 idF. BGBl. I Nr. 72/2004 
• Agrarrechtsänderungsgesetz 2004  

BGBl. I Nr. 83/2004 

2.5.2. Behörden 
Mit der Vollziehung des Bodenschätzungsgesetz sind grundsätzlich unterschiedliche 
Stelle betraut. Zur Feststellung der Bodenqualität kartiert der Bodenschätzungsdienst 
im Rahmen der Finanzverwaltung (Bundesministerium für Finanzen, Finanzlandesdi-
rektion und Finanzämter) die gesamte landwirtschaftlich genutzte Fläche Österreichs. 
Die österreichische Bodenkartierung wird im Auftrag des Lebensministeriums durch-
geführt mit dem Ziel, die Bodenverhältnisse der landwirtschaftlich genutzten Böden 
zu erheben. Ein durch das Agrarrechtsänderungsgesetz 2004 neu eingerichtetes 
Forschungszentrum hat unter anderem Bodenkarten zu erstellen. 

2.5.3. Bodenkartierung 
Ein gemäß § 4 Abs. 1 Agrarrechtsänderungsgesetz einzurichtendes Forschungszent-
rum dient dem Bund als Forschungs-, Ausbildungs- und Weiterbildungsstelle in den 
Bereichen Wald, Naturgefahren und Landschaft (ehemals Bundesamt und For-
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schungszentrum für Landwirtschaft). Seine diesbezüglichen Aufgaben umfassen ins-
besondere: 
• boden- und standortkundliche Forschung auf allen Flächen Österreichs, insbesondere auf dem 

Gebiet der Bodenökologie; 
• Erfassung, Kartierung und Evidenthaltung von Daten über die Bodenverhältnisse Österreichs; 

Darstellung der Ergebnisse in Bodenkarten;  
• Aufbau und Betrieb eines Bodeninformationssystems 

Im Zuge der Bodenkartierung, die 1958 von der damaligen Bundesanstalt für Boden-
kartierung und Bodenwirtschaft im Maßstab 1:5.000 begonnen und 1970 auf einen 
Kartierungsmaßstab von 1:10.000 und auf einen Darstellungsmaßstab von 1:25.000 
umgestellt wurde, werden umfangreiche flächenbezogene Daten aufgenommen: Bo-
dentyp, Ausgangsgestein, Relief, Geländeform, Hangneigung, Exposition, Wasser-
verhältnisse, Speicherfähigkeit, Durchlässigkeit, Erosionsneigung, Bearbeitbarkeit, 
Befahrbarkeit, natürlicher Bodenwert. Zusätzlich zur Flächenbeschreibung werden 
Profilbeschreibungen vorgenommen. 

2.5.4. Finanzbodenschätzung 
Nach § 1 Bodenschätzungsgesetz sind die landwirtschaftlich nutzbaren Bodenflä-
chen zur Schaffung von Bewertungsgrundlagen für steuerliche Zwecke einer Boden-
schätzung zu unterziehen. Neben dem steuerlichen Zweck stellen die Bodenschät-
zungsergebnisse für eine Fülle weiterer Anwendungsgebiete, insbesondere für die 
Raumplanung, den Wasser- und Bodenschutz sowie Naturschutz, einen bedeuten-
den Datensatz dar. Die Bodenschätzung umfasst: 

• die Untersuchung des Bodens auf seine Beschaffenheit und die kartenmäßige 
Darstellung des Untersuchungsergebnisses (Bestandsaufnahme), 

• die Feststellung der Ertragsfähigkeit auf Grund der natürlichen Ertragsbedingun-
gen, das sind Bodenbeschaffenheit, Geländegestaltung, klimatische Verhältnisse 
und Wasserverhältnisse. 

Für die Durchführung der Bodenschätzung ist örtlich das Finanzamt zuständig, in 
dessen Bereich die zu schätzende Bodenfläche gelegen ist. 
Alle landwirtschaftlich genutzten Bodenflächen sind nach § 7 Abs. 1 Bodenschät-
zungsgesetz nach ihren natürlichen Ertragsbedingungen 

• dem Ackerland mit den Kulturarten 
• Ackerland und  
• Acker-Grünland, 

• dem Grünland mit den Kulturarten 
• Grünland, 
• Grünland-Acker, 
• Grünland-Wiese, 
• Grünland-Bergmahd, 
• Grünland-Streu und 
• Grünland-Hutweide 

zuzuordnen; dabei sind Nutzungen, die den natürlichen Ertragsbedingungen nicht 
entsprechen, zum Beispiel Ackerwiesen und Ackerweiden, unberücksichtigt zu las-
sen. 
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2.5.4.1. Schätzungsbücher und Schätzungskarten 
Die Feststellungen der Bodenschätzung sind gemäß § 1 Abs. 3 Bodenschätzungs-
gesetz in den Schätzungsbüchern (Feldschätzungsbuch, Schätzungsbuch für Acker-
land und Schätzungsbuch für Grünland) und in den Schätzungskarten (Feldschät-
zungskarte und Schätzungsreinkarte) festzuhalten. In den Schätzungsbüchern und -
karten sind nach § 11 Bodenschätzungsgesetz  Feststellungen aufzunehmen über  

• Beschaffenheit, 

• Ertragsfähigkeit, 

• Abgrenzung 
der Bodenfläche. 

2.5.4.2. Ertragmesszahl 
Die Vermessungsbehörden haben für jedes Grundstück die Ertragsmesszahl gemäß 
§ 14 Bodenschätzungsgesetz zu ermitteln. Die Ertragsmesszahl ist das Produkt der 
Fläche des Grundstückes in Ar mit der Acker- oder Grünlandzahl (Wertzahlen). 
Die gemäß § 14 ermittelten Ertragsmesszahlen sind gemäß § 15 Bodenschätzungs-
gesetz in den Grundstücksverzeichnissen und den Grundbesitzbogen des Grenz- 
und des Grundsteuerkatasters einzutragen. 

2.5.5. Darstellung und Grundlagen 
Derzeit wird an der Digitalisierung der Bodenkarten und der Zusatzinformationen ge-
arbeitet. 
Im Rahmen der Bodenschätzung sind in einer Kopie der Katastralmappe gemäß § 9 
Abs. 2 Bodenschätzungsgesetz insbesondere die Abgrenzungen der Klassenflächen, 
die Bezeichnungen der Klassen, die für die Klassen bestimmten Wertzahlen und die 
Geländeneigungen darzustellen. Die Vermessungsbehörden sind in diesem Zusam-
menhang verpflichtet, die bei der Durchführung dieses Bundesgesetzes anfallenden 
Vermessungsarbeiten durchzuführen und die für die Bodenschätzung erforderlichen 
Kopien der Katastralmappe beizustellen. 
Seit 1999 werden sowohl die Schätzungsbücher als auch die Schätzungskarten – 
letztere auf Basis der digitalen Katastralmappe – in Form von digitalen Bodenschät-
zungsergebnissen (DBE) erhoben. 

2.5.6. Informations- und Auskunftspflicht 
Die Ergebnisse der Bodenschätzung einschließlich der durchgeführten Überprüfun-
gen und Nachschätzungen sind gemäß § 11 Abs. 1 Bodenschätzungsgesetz zur all-
gemeinen Einsichtnahme aufzulegen. Die Einsichtnahme hat grundsätzlich in den 
Diensträumen des Finanzamtes zu erfolgen. 
Die Abgabenbehörden des Bundes haben nach § 13 Bodenschätzungsgesetz die 
rechtskräftig festgestellten Ergebnisse der Bodenschätzung den Vermessungsbe-
hörden zu übermitteln. 
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2.6. Gewässer und wasserrechtliche Festlegungen 
Ausgehend von den Zielen des Wasserrechtsgesetzes (WRG), welche die Nutzung 
der Gewässer, den Schutz vor Gewässern und die Reinhaltung von Gewässern for-
dern, enthält das WRG – ähnlich wie das Forstrecht – umfangreiche Bestimmungen 
über raumbezogene Festlegungen. Insbesondere wurde infolge der Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie das Wasserrechtsgesetz 2003 novelliert und sowohl neue 
wasserrechtliche Planungsmaßnahmen als auch Erhebungs- und Dokumentations-
pflichten sowie das Wasserinformationssystem Austria neu geregelt. 

2.6.1. Rechtliche Grundlagen 
Die zentrale rechtliche Grundlage ist das Wasserrechtsgesetz 1959 (WRG) idF. 
BGBl. I Nr. 112/2003, in dem nunmehr auch Teile des Hydrografiegesetzes über-
nommen werden. 

2.6.2. Behörden 
Die Vollzeihung des Wasserrechtsgesetzes erfolgt in mittelbarer Bundesverwaltung. 
Wasserrechtsbehörde sind nach § 98 WRG die Bezirksverwaltungsbehörde, der 
Landshauptmann und der Bundesminister für LFUW, wobei der Bezirksverwaltungs-
behörde eine subsidiäre Generalkompetenz zukommt. Sofern keine anderen Be-
stimmungen getroffen werden, ist die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig. 

2.6.3. Bestandsaufnahmen und Erhebungspflichten 
Durch die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie sind umfangreiche und vielfältige 
Erhebungspflichten im WRG festgelegt. Nach § 55 Abs. 1 WRG obliegt beispielswei-
se dem Landeshauptmann unter anderem die Sammlung der für die wasserwirt-
schaftliche Planung bedeutsamen Daten, die Schaffung von Grundlagen für die Fest-
legung von Schutz- und Schongebieten sowie Regionalprogrammen. Aufgrund die-
ser Bestandsaufnahmen hat nach § 55 Abs. 2 WRG der Bundesminister für LFUW 
die überörtliche umfassende wasserwirtschaftliche Planung aufzustellen.  
Als Grundlage für den Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan haben gemäß § 
55d WRG der Bundesminister und der Landeshauptmann die jeweils hiefür bedeut-
samen natürlichen, wirtschaftlichen und sozioökonomischen Gegebenheiten, ein-
schließlich der Auswirkungen von Belastungen und die bisherigen Entwicklung zu 
erheben und in Bestandsaufnahmen festzuhalten. Die Bestandsaufnahmen haben 
die in Anhang C Z 1 bis 6 WRG genannten Informationen zu umfassen und sind ins-
besondere nach Vorliegen neuer Überwachungsergebnisse anzupassen bzw. auf 
dem letzten Stand zu halten. Die Erfassung aller für die wasserwirtschaftliche Pla-
nung erforderlichen Planungsgrundlagen erfolgt gemäß § 55d Abs. 3 WRG beim 
Bundesminister im Wasserinformationssystem Austria (§ 59 WRG), in dem alle für 
die überregionale wasserwirtschaftliche Planung bedeutsamen Gegebenheiten ver-
fügbar zu halten sind. 
Der siebte Abschnitt des WRG (§§ 59c bis 59i WRG) regelt die Erhebung des Zu-
standes von Gewässern, Wasserkreislauf und Wassergüte und übernimmt damit bis-
herige Bestimmungen des Hydrographiegesetzes in das WRG. Zur Überwachung 
des Zustandes der Gewässer ist nach § 59c eine Überwachungsnetz zu errichten, 
das einen Überblick über den Zustand der Oberflächengewässer und des Grundwas-
sers ermöglicht. Der Bundesminister hat durch Verordnung (Wasserkreislauferhe-
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bungsverordnung) Art, Umfang und Bereich der durchzuführenden Beobachtungen 
zu regeln und in bestimmten örtlichen Bereichen (Planungsräumen) Beobachtungen 
und Messungen mit weiteren staatlichen gewässerkundlichen Einrichtungen vorzu-
schreiben. Für jeden Zeitraum, für den ein Nationaler Gewässerbewirtschaftungsplan 
erlassen wird, ist ein Programm für die überblicksweise Überwachung und für die 
operative Überwachung zu erstellen. 

2.6.4. Wasserinformationssystem Austria 
Der bestehende Wasserwirtschaftskataster ist künftig in das Wasserinformationssys-
tem Austria nach § 59 WRG umzugestalten. Zur Erfassung der für die wasserwirt-
schaftliche Planung erforderlichen Planungsgrundlagen ist beim Bundesminister für 
LFUW ein nach Flusseinzugsgebieten, Planungsräumen und Sachgebieten geglie-
dertes Wasserinformationssystem Austria zu führen, in dem die für die wasserwirt-
schaftliche Planung bedeutsamen Gegebenheiten verfügbar zu halten sind. Im Was-
serinformationssystem Austria sind der jeweils gültige Nationale Gewässerbewirt-
schaftungsplan und die ihm zugrunde liegenden Hintergrundinformationen verfügbar 
zu machen. 
Soweit es zur Erstellung der nationalen Gewässerbewirtschaftungspläne und der 
Maßnahmenprogramme erforderlich ist, ist nach § 59a WRG im Wasserinformations-
system Austria ein Register zu erstellen, in dem alle wesentlichen Belastungen der 
Oberflächenwasser- und Grundwasserkörper erfasst werden. Das Register ist ein 
räumlich nach Planungsräumen abrufbares Verzeichnis über die Art und das Aus-
maß von Belastungen, denen Gewässer unterliegen können. Das Register wird als 
elektronische Datenbank geführt.  
Darüber hinaus hat der Bundesminister im Rahmen des Wasserinformationssystems 
Austria, gegliedert nach Planungsräumen, ein Verzeichnis der Schutzgebiete zu 
erstellen, regelmäßig zu überarbeiten und zu aktualisieren. 

2.6.5. Wasserbuch 
Der Landeshauptmann hat nach § 124 WRG für jeden Verwaltungsbezirk ein Was-
serbuch als öffentliches Register zu führen. Darin sind die im Bezirk bestehenden 
und neu verliehenen Wasserrechte ersichtlich zu machen. Nach § 125 WRG haben 
die Wasserrechtsbehörden die im Wasserbuch ersichtlich zu machenden Verordnun-
gen und Entscheidungen mit Eintritt der Rechtswirksamkeit dem Landeshauptmann 
zuzuleiten. Der Landeshauptmann hat die Ersichtlichmachung unverzüglich vorzu-
nehmen.  
Die Führung der Evidenz und der Übersichten mittels automationsunterstützter Da-
tenverarbeitung ist nach § 125 Abs. 2 WRG zulässig. 

2.6.6. Einteilung der Gewässer 
Das WRG unterscheidet bei der Einteilung von Gewässern zwischen 

• Öffentlichen und privaten Gewässern 

• Tagwässern und Grundwasser 

• stehenden und fließenden Gewässern 
Die grundlegende Unterscheidung zwischen öffentlichen und privaten Gewässern 
nach § 1 WRG hat für den Umfang von Nutzungsbefugnissen, Bewilligungspflichten 
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und Enteignungsmöglichkeiten weit reichende rechtliche Bedeutung. Öffentliche Ge-
wässer bilden einen Teil des öffentlichen Gutes und sind im Eigentum des Bundes, 
wobei im Anhang zum WRG die öffentlichen Gewässer aufgezählt werden.  
Jene Flächen, die das Bett eines öffentlichen Gewässers und seines Hochwasserab-
flusses bilden, gelten nach § 4 WRG als öffentliches Wassergut. Als Über-
schwemmungsbereich gilt jenes Gebiet, das bei 30-jährlichen Hochwässern über-
flutet wird, wobei nach § 38 Abs. 3 WRG die Grenzen der Hochwasserabflussgebiete 
im Wasserbuch ersichtlich gemacht werden müssen. Da es nicht darauf ankommt, ob 
das öffentliche Gewässer wasserführend ist, versteht man unter öffentliches Wasser-
gut nicht das Wasser selbst, sondern ausschließlich die bezeichneten Grundflächen. 
Die Grundflächen, die öffentliches Wassergut sind, werden besonders geschützt; 
insbesondere § 4 Abs. 8 WRG bestimmt, dass bei diesen Liegenschaften die Über-
tragung des Eigentums erst nach bescheidmäßiger Feststellung der dauernden Ent-
behrlichkeit zulässig ist. 

Gefahrenzonenabgrenzung 
Im Zusammenhang mit der Festlegung von HQ-30-Bereichen ist darauf hinzuweisen, 
dass nach den Richtlinien für den Schutzwasserbau (RiWa-T) Art und Ausmaß der 
Gefahren bei Hochwasserabflüssen mit einer 30- und 100-jährlichen Eintrittswahr-
scheinlichkeit ermittelt und in Gefahrenzonen eingeteilt werden. Die Gefahrenzonen-
abgrenzung und Bewertung nach dem Grad der Gefährdung erfolgt in Form roter und 
gelber Zonen. 

2.6.7. Wasserschutzgebiete und Wasserschongebiete 
Ausgehend von den Zielen der Reinhaltung der Gewässer und der Sicherung der 
Qualität des Trinkwassers sieht das Wasserrecht Einschränkungen in Gebieten vor, 
die für die Trinkwassergewinnung von besonderer Bedeutung sind. Die Wasser-
rechtsbehörde kann zum Schutz von Wasserversorgungsanlagen gemäß § 34 Abs. 1 
WRG durch Bescheid besondere Anordnungen über die Bewirtschaftung oder son-
stige Benutzung von Grundstücken und Gewässern treffen, die Errichtung be-
stimmter Anlagen untersagen und entsprechende Schutzgebiete bestimmen. Da ein 
Bescheid für ein Wasserschutzgebiet eine individuelle Rechtsnorm ist, können durch 
Wasserschutzgebiete nur die betroffenen Grundstückseigentümer, nicht aber die All-
gemeinheit verpflichtet werden.  
Reichen die bescheidmäßigen Schutzanordnungen, insbesondere bei großflächigen 
Schutzgebieten, nicht aus, kann durch § 34 Abs. 2 WRG die Anordnung auch durch 
Verordnungen in Form von Schongebieten normiert werden. Zum Schutz von Was-
serversorgungsanlagen und zur Sicherung des künftigen Trink- und Nutzwasserbe-
darfes kann gemäß § 34 Abs. 2 WRG durch Verordnung des Landeshauptmannes 
vorgeschrieben werden, dass in bestimmten Gebieten Maßnahmen anzeigepflichtig, 
bewilligungspflichtig oder verboten sind, die die Beschaffenheit, Ergiebigkeit oder 
Spiegellage des Wasservorkommens zu gefährden vermögen. Die Einschränkung 
von Maßnahmen ist entsprechend den örtlichen Verhältnissen abgestuft und parzel-
lenscharf zu treffen.  
Zusätzlich können folgende flächenhaft festgelegte Nutzungsbeschränkungen Im 
WRG bestimmt werden: 

• Schutzgebiete nach der Wasserrahmenrichtlinie (§ 30d WRG) 

• zur Sicherung der künftigen Wasserversorgung (§ 35 WRG) 
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• zum Schutz von Heilquellen und Heilmooren (§ 37 WRG) 
Darüber hinaus können durch den Landeshauptmann mit Verordnung Sanierungs-
programme für Oberflächenwasserkörper (Immissionsbeschränkungen) nach § 33d 
WRG sowie Programme zur Verbesserung der Qualität der Grundwasser nach § 33f 
WRG festgelegt werden. 

Übersicht 4: Wasserwirtschaftliche Schutzgebiete und Planungen 

Regelungen Rechtliche Be-
stimmung 

Festlegungen 

§ 34 Abs. 1 WRG Wasserschutzgebiete 
§ 34 Abs. 2 WRG Wasserschongebiete 
§ 30d WRG Schutzgebiete nach der WRRL 
§ 35 WRG Schutzgebiete für die künftige Wasserversor-

gung 

Wasserschutzfestlegungen 

§ 37 WRG Schutzgebiete für Heilquellen und Heilmooren 
§ 33d WRG Sanierungsprogramme für Oberflächenwasser-

körper 
Sanierungsprogramme 

§ 33 f WRG Programme zur Verbesserung der Qualität der 
Grundwasser 

§ 53 WRG Wasserwirtschaftliche Rahmenpläne Wasserwirtschaftliche Ver-
pflichtungen § 54 WRG Wasserwirtschaftliche Rahmenverfügungen 

§ 55b WRG (Planungsräume der) Flusseinzugsgebiete 
§ 55c WRG Nationaler Gewässerbewirtschaftungsplan 
§ 55f WRG Maßnahmenprogramme 

Wasserwirtschaftliche Planun-
gen 

§ 55g WRG Wasserwirtschaftliche Regionalprogramme 
Gefahrenzonen RiWa-T Rote und Gelbe Gefahrenzonen 

§ 59d Abs. 2 WRG Überwachungsprogramme für Oberflächenwas-
ser 

Wassergüte 

§ 59d Abs. 3 WRG Überwachungsprogramme für Grundwasser 

2.6.8. Wasserwirtschaftliche Planungen 
Im Wasserrechtsgesetz sind im Sinne der Wasserrahmenrichtlinie neue Planungsin-
strumente in den §§ 55a bis 55k WRG geregelt. Darüber hinaus sind nach wie vor 
wasserwirtschaftliche Rahmenpläne nach § 53 WRG und wasserwirtschaftliche 
Rahmenverfügungen nach § 54 WRG als Maßnahmen von wasserwirtschaftlichen 
Verpflichtungen vorgesehen.  
Die neuen Bestimmungen über die wasserwirtschaftliche Planung umfasst unter an-
derem die Flusseinzugsgebiete nach § 55b WRG und insbesondere die weitere Un-
tergliederung der Flusseinzugsgebiete in Planungsräume, die in einer Anlage zum 
WRG kartographisch dargestellt werden. Wesentliche Pläne der wasserwirtschaftli-
chen Planung sind nunmehr der Nationale Gewässerbewirtschaftungsplan und was-
serwirtschaftliche Regionalprogramme. 
Nationale Gewässerbewirtschaftungspläne nach § 55c WRG sind generelle Planun-
gen, welche die für die Entwicklung der Flussgebietseinheiten Donau, Rhein und El-
be anzustrebende wasserwirtschaftliche Ordnung darstellen. Zur Erfüllung dieser 
Zielsetzungen hat der Bundesminister für LFUW mit Verordnung für jede Flussge-
bietseinheit einen Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan zu erlassen. Ein Natio-
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naler Gewässerbewirtschaftungsplan hat die in Anhang C des WRG enthaltenen 
Vorgaben zu umfassen, insbesondere eine allgemeine Beschreibung der Merkmale 
der Flussgebietseinheit sowie die anzustrebenden Ziele und Maßnahmen.  
Der Bundesminister für LFUW hat nach § 55f WRG zur Erreichung der festgelegten 
Umweltziele entsprechende Maßnahmenprogramme zu erlassen. Als Maßnahmen-
programme zur Umsetzung des nationalen Gewässerbewirtschaftungsplans hat der 
Landeshauptmann gemäß § 55g WRG für bestimmte Oberflächenwasser- oder 
Grundwasserkörper wasserwirtschaftliche Regionalprogramme zu erlassen. Die Re-
gionalprogramme können unter anderem Widmungen für bestimmte wasserwirt-
schaftliche Zwecke zum Inhalt haben. Als weitere Maßnahmen im Rahmen der Maß-
nahmenprogramme können auch Sanierungsprogramme für Oberflächen-
wasserkörper (Immissionsbeschränkungen) sowie Programme zur Verbesserung der 
Qualität der Grundwasser festgelegt werden. 
Den Entwürfen des Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplanes ist gemäß § 55i 
WRG (soweit der Plan diese Informationen nicht ohnedies enthält) ein Umweltbericht 
anzuschließen. Der Umweltbericht hat die voraussichtlichen erheblichen Auswirkun-
gen, welche die Durchführung des Planes auf die Umwelt hat sowie vernünftige Al-
ternativen, darzustellen und zu bewerten. 
Nachdem nunmehr die Bestimmungen über Wasserkreislauf und Wassergüte (bisher 
im Hydrologiegesetz geregelt) im WRG enthalten sind, sind nach § 59d WRG Über-
wachungsprogramme für Oberflächenwasser und Grundwasser zu erstellen. 

2.6.9. Auskunfts- und Informationspflicht 
Die Einsichtnahme in das Wasserbuch sowie die Abschriftnahme ist gemäß 16 Abs. 
1 WRG jedermann nach Maßgabe bestehender gesetzlicher Beschränkungen, ins-
besondere des Umweltinformationsgesetzes (UIG) sowie des Datenschutzgesetzes 
2000, gestattet. 
Der Nationale Gewässerbewirtschaftungsplan ist gemäß § 55c WRG auf der Internet-
seite des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt- und Wasser-
wirtschaft zu veröffentlichen. Der Nationale Gewässerbewirtschaftungsplan ist ferner 
im Wasserinformationssystem Austria und beim Landeshauptmann jener Länder, die 
vom Plan berührt sind, zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Der tatsächliche Daten-
zugang und die Datenverwendung unterliegen hinsichtlich schutzwürdiger Interessen 
dem Datenschutzgesetz und dem Umweltinformationsgesetz. 

2.7. Bergbau und mineralische Rohstoffe 
Durch die Festlegung von Bergbaugebieten werden bedeutende Bodennutzungs-
festlegungen durch das Mineralrohstoffgesetz des Bundes bestimmt, denen erheb-
lich Raumrelevanz zukommt. Umfangreich geregelt sind darüber hinaus die Doku-
mentations- und Erhebungspflichten (Bergbuch, Bergbaukartenwerk und Bergbauin-
formationssystem). 

2.7.1. Gesetzliche Grundlagen 
Die wesentliche rechtliche Grundlage für den Bergbau stellt – nunmehr – das Mine-
ralrohstoffgesetz des Bundes sowie dessen Durchführungsverordnungen dar: 
• Mineralrohstoffgesetz (MinroG)  

BGBl. I Nr. 38/1999 idF. 21/2002 
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• Marktscheideverordnung  
BGBl. II Nr. 69/2001 

2.7.2. Behörden 
Durch das MinroG wurde eine neue Behördenstruktur geschaffen, wobei – soweit § 
170 MinroG (Kompetenzen des zuständigen Bundesministers) nichts anderes be-
stimmt – der Bergbau nunmehr in mittelbarer Bundesverwaltung vollzogen wird: 1. 
Instanz ist die Bezirksverwaltungsbehörde, zweite Instanz der Landeshauptmann. 

2.7.3. Bergbauinformationssystem 
Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat nach § 185 MinroG Übersichtskar-
ten zu führen, aus denen die Bergbaugebiete und diejenigen Gebiete zu ersehen 
sind, auf die sich die Bergbauberechtigungen beziehen. In den Übersichtskarten sind 
die Bergbaugebiete, auf die sich der Geltungsbereich einer Verordnung nach § 156 
Abs. 5 bezieht, besonders zu kennzeichnen.  
Das Bergbauinformationssystem hat unter anderem zu umfassen: 
• Angaben zur Bergbauberechtigung: Art, Bezeichnung, Geltungsdauer sowie die Lage nach Ge-

meinde, Katastralgemeinde (Nummer und Name) und nach Grundstücken, 
• die rechtsbegründenden, rechtsändernden und sonstigen rechtsgestaltenden Daten über Berg-

bauberechtigungen 
• die Übersichtskarten 

Der Bundesminister hat nach § 185 MinroG die Vormerkungen und Übersichtskarten 
automationsunterstützt zu führen (Bergbauinformationssystem - BergIS), Auszüge 
daraus automationsunterstützt herzustellen und im Gesetz angeführten Daten für das 
Internet in geeigneter Form aufzubereiten.  

2.7.4. Bergbuch 
Zur Anlegung und Führung der Bergbücher sind die jeweiligen Bezirksgerichte zu-
ständig. 
Das Bergbuch wird gemäß § 1 Bergbuchverordnung aus den Bergbucheinlagen ge-
bildet, die entweder mit Zahlen oder in anderer Weise, wenn möglich unter Angabe 
des Namens des Betriebes zu bezeichnen sind. Die Bergbucheinlagen bestehen aus 
dem Besitzstandsblatt, dem Eigentumsblatt und dem Lastenblatt. Zu jeder Berg-
bucheinlage sind Lagerungskarten, für Liegenschaften Mappenblätter zu führen. 

2.7.5. Bergbaukartenwerk 
Der Bergbauberechtigte hat nach § 110 MinroG für jeden Bergbaubetrieb ein Berg-
baukartenwerk anfertigen und nachtragen zu lassen. Mit Bewilligung der Behörde 
kann für mehrere räumlich zusammenhängende Bergbaubetriebe in ihrem Verwal-
tungsbezirk ein gemeinsames Bergbaukartenwerk geführt werden. Das Bergbaukar-
tenwerk ist ein wesentliches Hilfsmittel für jede Bergbautätigkeit sowie für die Behör-
den bei der Wahrnehmung der Aufsichtsbefugnisse.  
Das Bergbaukartenwerk hat gemäß § 110 Abs. 2 MinroG geometrisch richtig, voll-
ständig und deutlich besonders die Bergbauanlagen und die in Bergbaugebieten so-
wie in Gewinnungsfeldern von Kohlenwasserstoffen gelegenen Teile der Tagesober-
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fläche darzustellen. Es umfasst die Gesamtheit der Risse, Karten und Pläne eines 
Bergbaubetriebes (siehe Abschnitt 4 der Markscheideverordnung). 

2.7.6. Bergbaugebiete 
In Bergbaugebieten dürfen nach Maßgabe des § 156 MinroG Bauten und andere 
Anlagen, soweit es sich nicht um Bergbauanlagen handelt, nur mit Bewilligung der 
Behörde errichtet werden, wobei in § 153 MinroG näher geregelt ist, welche Bereiche 
als Bergbaugebiete gelten.  
Die Behörde hat nach § 154 MinroG zu prüfen, ob die im Gesetz genannten Voraus-
setzungen für ein Bergbaugebiet vorliegen, und dann durch Bescheid die Grundstü-
cke und Grundstücksteile zu bezeichnen, die als Bergbaugebiete in Betracht kom-
men. Die Behörde hat nach Verleihung der bergrechtlichen Bewilligungen und Ge-
nehmigungen dem Grundbuchsgericht diejenigen Grundstücke mitzuteilen, die Berg-
baugebiete gelten.  
Der Bundesminister kann gemäß § 156 Abs. 5 MinroG durch Verordnung für einzelne 
Bergbaugebiete festsetzen, dass für die Errichtung bestimmter Arten von Bauten und 
anderen Anlagen oder in bestimmten Entfernungen von näher zu bezeichnenden 
Bergbauanlagen keine Bewilligungen nach § 153 Abs. 2 erforderlich sind.  

2.7.7. Informationspflicht 
Die Einsicht in bestimmte Daten des Bergbauinformationssystem ist gemäß § 185 
Abs. 5 MinroG jedem gestattet bzw. für näher geregelte Daten nur dann, wenn dies 
zur Wahrung eines berechtigten Interesses erforderlich ist, das die schutzwürdigen 
Interessen des Betroffenen an der Geheimhaltung überwiegt.  
Die Einsichtnahme in die bei der Behörde befindlichen Kopien oder Auszüge des 
Bergbaukartenwerks ist hingegen gemäß § 110 Abs. 4 MinroG nur demjenigen zu 
gewähren, der ein berechtigtes Interesse der Behörde gegenüber glaubhaft macht. 
Sie ist auf den Teil zu beschränken, auf den sich das Interesse bezieht. 

2.8. Verdachtsflächen und Altlasten 
Durch das Altlastensanierungsgesetz des Bundes ist unter anderem die Erfassung 
von Altablagerungen und Altstandorten sowie durch diese kontaminierte Böden und 
Grundwasserkörper, von denen erhebliche Gefahren für die Gesundheit der Men-
schen oder die Umwelt ausgehen, geregelt. Das Altlastensanierungsgesetz unter-
scheidet diesbezüglich zwischen Verdachtsflächen, die im Wesentlichen in einem 
Verdachtsflächenkataster einzutragen sind, und Altlasten, deren Ausweisung im Alt-
lastenatlas erfolgt. 

2.8.1. Gesetzliche Grundlage 
Gesetzliche Grundlage bildet das Altlastensanierungsgesetz idF. BGBl. I Nr. 71/2003 
und die entsprechenden Verordnungen, insbesondere die Altlasten-Verordnung, 
BGBl. II, Nr. 232/2004 – der Altlastenatlas wird als Verordnung im Bundesgesetzblatt 
kundgemacht.  
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2.8.2. Behörden 
Der zuständige Bundesminister hat nach § 13 Altlastensanierungsgesetz die bun-
desweite Erfassung, Abschätzung und Bewertung von Verdachtflächen zu koordinie-
ren und ergänzende Untersuchungen durch den Landeshauptmann zu veranlassen. 
Der Landeshauptmann hat dem zuständigen Bundesminister Verdachtsflächen be-
kannt zu geben. Das Umweltbundesamt hat die entsprechenden Daten zu verwerten 
und in einem Verdachtskataster zu führen. 
Die aufgrund der Gefährdungsabschätzung festgestellten sicherungs- oder sanie-
rungsbedürftigen Verdachtsflächen sind in einem Altlastenatlas als Altlasten auszu-
weisen, der vom Umweltbundesamt zu führen ist. 

2.8.3. Grundlagenerhebung 
Der zuständige Bundesminister hat unter anderem nach § 13 Abs. 1 Altlastensa-
nierungsgesetz die bundesweite Erfassung von Verdachtsflächen zu koordinieren, 
wobei die Verdachtsflächen grundsätzlich von den Landeshauptmännern bekannt zu 
geben sind. Auf Grund der bekannt gegebenen Verdachtsflächen hat der zuständige 
Bundesminister – nach Anhörung der Landeshauptmänner – eine Einstufung der un-
tersuchten Altlasten nach ihrem Gefährdungsgrad vorzunehmen und eine Prioritä-
tenklassifizierung zu erstellen. Reichen die aus der Erfassung, Abschätzung und Be-
wertung der Verdachtsflächen gewonnenen Daten zur Erstellung der Prioritätenklas-
sifizierung nicht aus, hat der Bundesminister nach § 14 Abs. 3 Altlastensanierungs-
gesetz ergänzende Untersuchungen durch den Landeshauptmann zu veranlassen. 

2.8.4. Verdachtsflächenkataster und Altlastenatlas 
Im Verdachtsflächenkataster sind alle Verdachtsflächen, die von den Ländern be-
kannt gegeben werden, einzutragen. Altablagerungen und Altstandorte, die als Ver-
dachtsflächen gemeldet wurden und von denen durch Untersuchungen nachgewie-
sen wurde, dass von ihnen eine erhebliche Gefahr für die Gesundheit des Menschen 
oder die Umwelt ausgeht, werden als Altlasten in den Altlastenatlas eingetragen.  
Wird nach Abschluss von Sanierungs- oder Sicherungsmaßnahmen nachgewiesen, 
dass von einer Altlast keine erhebliche Umweltgefährdung mehr ausgeht, wird die 
Altlast gemäß § 14 Abs. 2 Altlastensanierungsgesetz als saniert oder gesichert ge-
kennzeichnet. 
Der Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie hat beim Umweltbundesamt die 
EDV-technischen und fachlichen Voraussetzungen für die Führung des Verdachts-
flächenkatasters und für die Führung und Einsichtnahme in den Altlastenatlas zu 
schaffen. 

2.8.5. Auskunfts- und Informationspflicht 
In den Altlastenatlas ist nach § 13 Abs. 2 Altlastensanierungsgesetz beim zuständi-
gen Bundesministerium (Lebensministerium) und beim Amt der jeweiligen Landesre-
gierung während der Amtsstunden öffentliche Einsicht zu gewähren. Darüber hinaus 
hat nach § 13 Abs. 3 der zuständige Bundesminister jedermann auf Anfrage Aus-
kunft zu geben, ob eine bestimmte Liegenschaft im Verdachtsflächenkataster geführt 
wird und über die Art der Verdachtsfläche. 
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2.9. Denkmalschutz 
Durch die Unterschutzstellung von unbeweglichen Denkmalen werden (rechtlich) be-
deutende raumbezogene Festlegungen getroffen, zumal damit beachtliche Be-
schränkungen und Auflagen verbunden sein können. 

2.9.1. Rechtliche Grundlage 
• Denkmalschutzgesetz, BGBl. I Nr. 167/1978 idF. 170/1999 

2.9.2. Behörde 
Zuständige Behörde für Angelegenheiten des Denkmalschutzes ist in der Regel das 
Bundesdenkmalamt (unmittelbare Bundesverwaltung), wobei eine weit reichende 
Zuständigkeit bei den betreffenden Landeskonservatoren liegt.  

2.9.3. Liste der unbeweglichen Denkmale 
Das Bundesdenkmalamt hat gemäß § 3 Abs. 4 Denkmalschutzgesetz jene unbeweg-
lichen Denkmale, die auf Grund eines Bescheides oder durch Verordnung unter 
Denkmalschutz stehen, in einer Liste zu erfassen. Diese ist das erste Mal bis 30. Juni 
2010 mit Stichtag 1. Jänner 2010 zu erstellen, wobei die Liste rechtlich nicht verbind-
lich ist. 
Die Liste hat in genauer und unverwechselbarer Weise die topografischen und 
grundbücherlichen Daten sowie eine schlagwortartige Charakterisierung des Denk-
mals zu enthalten. 

2.9.4. Unterschutzstellung von Denkmalen 
Denkmale (= Kulturgüter) können durch gesetzliche Vermutung, durch Bescheid (§ 3) 
und durch Verordnung (§ 2a und § 25a Denkmalschutzgesetz) unter Schutz gestellt 
werden. 
Die Unterschutzstellung kraft gesetzlicher Vermutung bezieht sich gemäß § 2 Denk-
malschutzgesetz auf Denkmale im Eigentum von Gebietskörperschaften, Fonds, Kir-
chen und Religionsgemeinschaften. Für unbewegliche Denkmale endet die gesetzli-
che Vermutung des öffentlichen Interesses und damit der automatische gesetzliche 
Schutz mit Ende 2009. Unbewegliche Denkmale, die kraft gesetzlicher Vermutung 
unter Schutz stehen, können durch Verordnung geschützt werden und verlieren da-
durch nicht ihren Schutz am 1.1.2010. 
Darüber hinaus kann auch die Umgebung von Denkmalen unter Schutz gestellt wer-
den. Zur Vermeidung der Gefährdung des Bestandes oder Erscheinungsbildes von 
unbeweglichen Denkmalen durch Veränderung in ihrer Umgebung (z.B. durch An-
bringung von Reklameschildern, Schaukästen, Aufschriften) hat die Bezirksverwal-
tungsbehörde auf Antrag des Bundesdenkmalamtes nach § 7 Abs. 1 Denkmal-
schutzgesetz Verbote zu erlassen. Die Verbote und Anordnungen sind, wenn sie sich 
an einen unbestimmten Personenkreis wenden, durch Verordnung, andernfalls durch 
Bescheid zu erlassen. 

2.9.5. Auskunfts- und Informationspflicht 
Nach § 3 Abs. 4 Denkmalschutzgesetz ist die jeweils letztgültige Liste zum Zweck 
der Ermöglichung allgemeiner Einsichtnahme als Ganzes aufzulegen und muss ü-
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berdies von jedermann käuflich erworben werden können. Sie kann auch in anderer 
geeigneter Form – insbesondere im Internet – veröffentlicht werden. 

2.10. Eisenbahnen 
Die Bestimmungen über Eisenbahnen sind aus geodatenrelevanten Aspekten insbe-
sondere hinsichtlich Schutzbereichen sowie der Führung von Registern und dem Ei-
senbahnbuch von Bedeutung. Das Eisenbahngesetz ermächtigt die Hoheits-
verwaltung nicht zu generellen planerischen Festlegungen (etwa in Form von Ver-
ordnungen), sondern das Gesetz sieht als raumwirksame Akte Bescheide vor, die für 
den Bau und Betrieb von Eisenbahnen zu erwirken sind. 

2.10.1. Rechtliche Grundlagen 
• Eisenbahngesetz  

BGBl. Nr. 60/1957 idF. BGBl. I Nr. 106/2004 
• Eisenbahnbuchgesetz  

RGBl. Nr. 70/1874 idF. BGBl. I Nr. 71/2003 
• Hochleistungsstreckengesetz (HlG)  

BGBl. 135/1989 idF. BGBl. I Nr. 138/2003 
• Einbahnbuch-Verordnung  

BGBl. Nr. 77/1930 idF. BGBl. II Nr. 183/1993. 
• Eisenbahnbuch für Burgenländische Eisenbahnen  

BGBl. Nr. 233/1934 idF. 263/1993 

2.10.2. Behörden 
Zuständige Behörden für Eisenbahnen können die Bezirksverwaltungsbehörde (z.B. 
für Materialseilbahnen ohne beschränkt-öffentlichem Verkehr), der Landeshaupt-
mann (z.B. für Nebenbahnen, Straßenbahnen, Materialbahnen mit beschränkt-öffent-
lichem Verkehr) oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
(z.B. für Hauptbahnen) sein. 

2.10.3. Differenzierung von Eisenbahnen 
Eisenbahnen werden nach § 1 Abs. 1 Eisenbahngesetz unterteilt in: 

• Öffentliche Eisenbahnen (Hauptbahnen, Nebenbahnen, Straßenbahnen) 

• Nicht-öffentliche Eisenbahnen (Anschlussbahnen, Materialbahnen) 
Darüber hinaus sind öffentliche Seilbahnen gemäß Seilbahngesetzes Material-
seilbahnen mit Werksverkehr oder beschränkt-öffentlichem Verkehr Eisenbahnen. 
Eisenbahnanlagen sind gemäß § 10 Eisenbahngesetz grundsätzlich Bauten, ortsfes-
te eisenbahntechnische Einrichtungen und Grundstücke einer Eisenbahn, die ganz 
oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar der Abwicklung oder Sicherung des Eisen-
bahnbetriebes oder -verkehrs dienen. 
Zum österreichischen Hochgeschwindigkeitsbahnsystem nach § 88 Eisenbahngesetz 
gehören Hauptbahnen oder Teile derselben, die eigens für die Benützung durch 
Hochgeschwindigkeitszüge gebaut oder ausgebaut worden sind und die so ausge-
legt sind, dass auf ihnen Hochgeschwindigkeitszüge im Allgemeinen mit einer Min-
destgeschwindigkeit von 250 km/h bzw. rund 200 km/h eingesetzt werden (sollen).  
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Für die Errichtung von Haupt – und Nebenbahnen sind eine Konzession (zum Be-
trieb eines Eisenbahninfrastrukturunternehmens), eine eisenbahnrechtliche Bauge-
nehmigung und Betriebsbewilligung erforderlich.  
Für Hochleistungsstrecken ist durch das Hochleistungsstreckengesetz nunmehr dem 
eisenbahnrechtlichen Baugenehmigungsverfahren ein Trassenverordnungsverfahren 
vorgeschaltet. So kann nach § 1 Abs. 1 HlG die Bundesregierung durch Verordnung 
(Hochleistungsstreckenverordnung) bestehende oder geplante Eisenbahnen (Stre-
cken oder Streckenteile einschließlich der notwendigen Eisenbahnanlagen) zu Hoch-
leistungsstrecken erklären. Der Bundesminister für VIT hat nach § 3 HlG unter Be-
dachtnahme auf das Ergebnis einer Umweltverträglichkeitsprüfung oder Bürgerbetei-
ligung nach dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz und die Ergebnisse der An-
hörung (§ 4 HlG) den Trassenverlauf durch Verordnung (Trassenverordnung) zu 
bestimmen. 

2.10.4. Gefährdungs- und Feuerbereich 
Nach § 39 Eisenbahngesetz ist in der Umgebung von Eisenbahnanlagen (Gefähr-
dungsbereich) die Errichtung von Anlagen oder die Vornahme sonstiger Handlungen 
verboten, durch die der Bestand der Eisenbahn, insbesondere die freie Sicht auf 
Signale oder bei schienengleichen Eisenbahnübergängen, gefährdet wird. Bei Hoch-
spannungsleitungen beträgt der Gefährdungsbereich, wenn sie Freileitungen sind, in 
der Regel je fünfundzwanzig Meter, wenn sie verkabelt sind, in der Regel je fünf Me-
ter beiderseits der Leitungsachse. 
Anlagen jeder Art sind nach § 40 Eisenbahngesetz in einer Entfernung bis zu fünfzig 
Meter von der Mitte des äußersten Gleises zündungssicher herzustellen, wenn 
Dampftriebfahrzeuge in Betrieb stehen. Wo es besondere örtliche Verhältnisse erfor-
dern, hat der Bundesminister für VIT einen entsprechend geringeren oder größeren 
Feuerbereich festzusetzen.  

2.10.5. Eisenbahnbuch und Infrastrukturregister 
Für Eisenbahnen, welche unter anderem dem öffentlichen Verkehre zu dienen, sind 
nach § 1 Eisenbahnbuchgesetz (wobei es ein eigenes Bundesgesetz für das Eisen-
bahngrundbuch für Bgld gibt) sowie nach Eisenbahngrundbuchsverordnung Eisen-
bahnbücher anzulegen. In das Eisenbahnbuch, das zu den öffentlichen Büchern in 
Österreich gezählt wird, sind alle im Besitze einer Eisenbahnunternehmung stehen-
den Grundstücke einzutragen, welche dem Betrieb der Eisenbahn dienen. Das Ei-
senbahnbuch besteht gemäß § 3 Eisenbahnbuchgesetz aus den Eisenbahneinlagen 
und einer Urkundensammlung, wobei die Eisenbahneinlage gemäß § 8 aus dem 
Bahnbestandsblatt, dem Eigentumsblatt und dem Lastenblatt besteht. 
Nach § 122 Eisenbahngesetz haben Eisenbahnunternehmen für ihre Hauptbahnen 
und Nebenbahnen ein Infrastrukturregister (und ein Fahrbetriebsmittelregister) zu 
erstellen. In diesen Registern sind für das jeweilige Teilsystem die Hauptmerkmale 
und deren Übereinstimmung mit den in den anzuwendenden TSI vorgeschriebenen 
Merkmalen darzustellen. 

2.10.6. Auskunfts- und Informationspflicht 
Die Infrastrukturregister sind nach § 123 Eisenbahngesetz von den Eisenbahnunter-
nehmen im Internet zu veröffentlichen und zu aktualisieren. 
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2.11. Seilbahnen 
Seilbahnen sind nunmehr durch das Seilbahngesetz 2003 geregelt, wobei als Seil-
bahnen grundsätzlich Eisenbahnen bezeichnet werden, deren Fahrbetriebsmittel 
durch Seile spurgebunden bewegt werden, sowie Schlepplifte. 

2.11.1. Rechtliche Grundlagen 
• Seilbahngesetz 2003  

BGBl. I Nr. 103/2003 

2.11.2. Behörde 
Nach § 13 Abs. 1 Seilbahngesetz ist Behörde für Sesselbahnen, Sessellifte, Kombilif-
te und nicht öffentliche Seilbahnen der Landeshauptmann. Behörde für Standseil-, 
Pendelseil- und Kabinenseilbahnen sowie hinsichtlich des Konzessions- und Bauge-
nehmigungsverfahrens für Sesselbahnen ist nach § 14 Abs. 1 Seilbahngesetz der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie. 

2.11.3. Seilbahnstatistik 
Der Bundesminister für VIT ist nach § 14 Abs. Z 12 Seilbahngesetz für die Erstellung 
der amtlichen Seilbahnstatistik zuständig. 

2.11.4. Seilbahnen 
Seilbahnen gemäß § 2 Seilbahngesetz sind Standseilbahnen, Seilschwebebahnen, 
Schlepplifte, Seilschwebebahnen, die im Winter als Schlepplifte betrieben werden 
(Kombilifte), sowie Materialseilbahnen mit Werksverkehr oder beschränkt öffentli-
chem Verkehr. 
Die Infrastruktur einer Seilbahn umfasst nach § 8 Seilbahngesetz die Linienführung, 
Systemdaten sowie die erforderlichen Stations- und Streckenbauwerke einschließlich 
der Fundamente. 
Für den Bau und Betrieb von Seilbahnen sowie für Zu- und Umbauten und Abtra-
gungen von Seilbahnanlagen sind grundsätzlich nach § 17 Seilbahngesetz eine 
Baugenehmigung und Betriebsbewilligung erforderlich. 

2.11.5. Auskunfts- und Informationspflicht 
Seilbahnunternehmen haben nach § 104 Seilbahngesetz dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie die für die Seilbahnstatistik notwendigen Anga-
ben rechtzeitig und vollständig zu liefern. 

2.12. Luftfahrt 
Durch die Festlegung von Flugplätzen sowie den entsprechenden Schutz- und Si-
cherungsbereichen werden weit reichende bodenbezogene Nutzungsbeschränkun-
gen durch das – nach Art. 10 Abs. 1 Z 9 B-VG in die Bundeszuständigkeit fallende – 
Luftfahrtgesetz bestimmt. Darüber hinaus können mehrere Luftraumbeschränkungen 
sowie Übungsbereiche festgelegt werden. 
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2.12.1. Rechtliche Grundlagen 
Die rechtliche Grundlagen für Flugplätze bilden: 
• Luftfahrtgesetz  

BGBl. Nr. 253/1957 idF. BGBl. I 73/2003 
• Zivilflugplatz-Verordnung  

BGBl. Nr. 313/1972  

2.12.2. Behörde  
Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr ist nach § 140 Luftfahrtge-
setz in den Angelegenheiten der Zivilluftfahrt im Verhältnis zum Landeshauptmann 
und zur Austro Control GmbH die Oberbehörde und im Instanzenzug unmittelbar ü-
bergeordnet. 
Die Errichtung, Umgestaltung und Auflassung von Militärflugplätzen obliegt nach § 82 
Abs.1 Luftfahrtgesetz dem Bundesminister für Landesverteidigung. 

2.12.3. Luftraumbeschränkungen 
Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr hat gemäß § 5 Luftfahrtge-
setz (im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Landesverteidigung und der 
sonstigen in ihrem Wirkungsbereich berührten Bundesminister) durch Verordnung 
Luftraumbeschränkungen festzulegen oder auf Gefahrengebiete hinzuweisen. Der 
Bundesminister für Landesverteidigung hat durch Verordnung jene Luftraumbe-
schränkungen festzulegen, die im Interesse der Landesverteidigung erforderlich sind. 
Nach § 4 Luftfahrtgesetz können für Lufträume hinsichtlich des Durchfluges von Luft-
fahrzeugen dauernd oder für bestimmte Zeiträume folgende Beschränkungen be-
kannt gegeben werden (Luftraumbeschränkungsgebiete): 

• Verbot des Durchfluges (Luftsperrgebiete), 

• die Anordnung, dass der Durchflug nur mit bestimmten Einschränkungen zuläs-
sig ist (Flugbeschränkungsgebiete), 

• der Hinweis darauf, dass der Durchflug mit Gefahren verbunden ist (Gefahren-
gebiete). 

Luftraumbeschränkungsgebiete sind gemäß § 4 Abs. 2 Luftfahrtgesetz so anzuord-
nen, dass ihre seitliche Begrenzung mit Geländemerkmalen zusammenfällt, die aus 
der Luft leicht wahrzunehmen sind. Die obere Begrenzung des Luftraumbeschrän-
kungsgebietes ist durch eine waagrechte Fläche zu bilden, deren absolute Höhe ü-
ber dem Meeresspiegel anzugeben ist. 

2.12.4. Übungs- und Erprobungsbereiche 
Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr hat nach § 7 Luftfahrtge-
setz (im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Landesverteidigung) die für die 
Zivilluftfahrt erforderlichen Übungsbereiche und Erprobungsbereiche durch Verord-
nung festzulegen. 
Übungsbereich ist ein allseits umgrenzter Luftraum, in dem die Führung von Luftfahr-
zeugen im Fluge durch Personen zulässig ist, die nicht Inhaber des hiefür erforderli-
chen Luftfahrerscheines sind. Erprobungsbereich ist ein allseits umgrenzter Luft-

 93



Rechtsvorschriften für Geodaten in Österreich 

raum, in dem die Verwendung im Fluge von Luftfahrzeugen, die noch nicht allen 
Voraussetzungen des § 12 Luftfahrtgesetz entsprechen, zulässig ist. 
Der Bundesminister für Landesverteidigung hat gemäß § 7 Abs. 4 Luftfahrtgesetz die 
für die Militärluftfahrt erforderlichen Übungsbereiche und Erprobungsbereiche durch 
Verordnung festzulegen. 

2.12.5. Flugplätze und Schutzbereiche 
Flugplätze sind nach § 58 Abs. 1 Luftfahrtgesetz Land- oder Wasserflächen, die zur 
ständigen Benützung für den Abflug und für die Landung von Luftfahrzeugen be-
stimmt sind (Landflugplätze, Wasserflugplätze), wobei weiters zwischen Zivilflugplät-
zen und Militärflugplätzen sowie öffentlichen und privaten Flugplätzen unterschieden 
wird. Öffentlicher Flugplatz ist ein Zivilflugplatz, für den Betriebspflicht besteht und 
der von allen Teilnehmern am Luftverkehr unter den gleichen Bedingungen benützt 
werden kann. Alle übrigen Zivilflugplätze sind Privatflugplätze. 
Durch die Zivilflugplatz-Verordnung werden die Anforderungen an zivile Flugplätze 
näher geregelt. So sind nach § 6 dieser Verordnung die Grenzen von Zivilflugplätzen 
so festzulegen, dass sie zumindest sämtliche Bewegungsflächen und sonstige Bo-
deneinrichtungen umfassen. Die Flugplatzgrenzen müssen im Flugplatzlageplan ent-
halten sein. 

2.12.6. Schutz- und Sicherheitszonen 
Nach § 35 Zivilflugplatz-Verordnung dürfen Zivilflugplätze nur betrieben werden, 
wenn der Schutzbereich der für den An- und Abflug bestimmten Bewegungsflächen 
frei von Hindernissen ist, welche die Sicherheit der Luftfahrt beeinträchtigen. Der 
Schutzbereich ist nach dem Muster der Anlage 3 in einem geeigneten Plan (bei Flug-
feldern womöglich ein Katasterplan) maßstabgetreu darzustellen. In diesem Plan 
sind die Hindernisse im Sinne des § 35 Zivilflugplatz-VO einzutragen. 
Sicherheitszone ist nach § 86 Luftfahrtgesetz der Bereich eines Flugplatzes und sei-
ner Umgebung, innerhalb dessen für die Errichtung oder Erweiterung eines Luftfahrt-
hindernisses eine Bewilligung nach diesem Bundesgesetz erforderlich ist (Ausnah-
mebewilligung). Die Sicherheitszone umfasst in der Regel jedenfalls die gesamte 
Schutzzone. Für Flughäfen und Militärflugplätze ist eine Sicherheitszone auf jeden 
Fall, für Flugfelder jedoch nur dann festzulegen, wenn an der Festlegung ein öffentli-
ches Interesse besteht. Einen Bestandteil der Sicherheitszonen-Verordnung hat ein 
Plan der Sicherheitszone mit der Festlegung des Flugplatzbezugspunktes und allfäl-
liger Instrumentenanflugsektoren sowie mit besonderer Kennzeichnung der in dieser 
Zone bereits bestehenden Luftfahrthindernisse zu bilden (Sicherheitszonenplan). 

Übersicht 5: Raumbezogene Festlegungen nach dem Luftfahrtgesetz 

Räumliche Festlegungen Gesetzliche Bestimmungen Inhalt 
Luftsperrgebiete 
Flugbeschränkungsgebiete 

Luftraumbeschränkungen § 4 Luftfahrtgesetz 

Gefahrengebiete 
Übungsbereiche Übungs- und Erprobungsberei-

che 
§ 7 Luftfahrtgesetz 

Erprobungsbereiche 
Flugplätze § 58 Luftfahrtgesetz Landflugplätze, Wasserflugplät-

ze 

 94



Rechtsvorschriften für Geodaten in Österreich 

§ 60 Luftfahrtgesetz Zivilflugplätze, Militärflugplätzen 
§ 63 Luftfahrtgesetz Öffentliche Flugplätze, Privat-

flugplätze 
§ 35 Zivilflugplatz-Verordnung Schutzzonen Schutz- und Sicherheitszonen 
§ 86 Luftfahrtgesetz Sicherheitszone 

Die Sicherheitszone ist nach § 87 Abs. 1 Luftfahrtgesetz bei Zivilflugplätzen von der 
zuständigen Behörde, bei Militärflugplätzen vom Bundesminister für Landesverteidi-
gung durch Verordnung festzulegen (Sicherheitszonen-Verordnung). Die aus der Si-
cherheitszonen-Verordnung sich ergebenden Beschränkungen sind dem Grund-
buchsgericht bekannt zugeben. 

2.12.7. Auskunfts- und Informationspflichten 
Der Sicherheitszonenplan ist nach § 89 Luftfahrtgesetz in diesen Gemeinden, auf 
deren Gebiet sich die Sicherheitszone erstreckt, zur Einsichtnahme aufzulegen. Nach 
der Kundmachung der Sicherheitszonen-Verordnung sind die genannten Gemeinden 
verpflichtet, in die Verordnung Einsicht zu gewähren. 
Der zuständige Landeshauptmann hat nach § 91c Luftfahrtgesetz ein Verzeichnis 
der Luftfahrthindernisse evident zu halten, der Austro Control GmbH und dem Bun-
desminister für Landesverteidigung zugänglich zu machen und gegen Kostenbeitrag 
den Teilnehmern am Luftverkehr auf Anforderung zur Verfügung zu stellen. 

2.13. Militärische Planungen 
Für Gebiete, die militärisch genutzt werden bzw. dem Bundesheer zur Verfügung 
stehen, können Sperrgebiete festgelegt werden, durch die für – teilweise große – 
Flächen Nutzungsbeschränkungen normiert werden. Darüber hinaus können die Be-
stimmungen über militärische Munitionslager von Bedeutung sein, da erhebliche Be-
schränkungen und Auflagen in deren Gefährdungsbereichen festgelegt sind. 

2.13.1. Rechtliche Grundlagen 
• Sperrgebietsgesetz 2002  

BGBl. I Nr. 38/2002 idF. 137/2003 
• Munitionslagergesetz 2003  

BGBl I Nr. 9/2003 idF. 137/2003 

2.13.2. Behörde 
Mit der Vollziehung des Sperrgebietsgesetzes ist nach § 9 der Bundesminister für 
Landesverteidigung betraut. Für die Bestimmungen von Gefährdungsbereichen ist 
ebenfalls der Bundesminister für Landesverteidigung zuständig. 

2.13.3. Festlegungen als Sperrgebiete und Munitionslager 
Ein Gebiet, das dem Bundesheer zur Verfügung steht, entweder als militärisches 
Übungsgelände (Truppenübungsplatz) oder zur Errichtung oder Erhaltung militäri-
scher Anlagen bzw. (vorübergehend) zur Durchführung militärischer Übungen, kann 
nach § 1 Abs. 1 Sperrgebietsgesetz durch Verordnung zum Sperrgebiet erklärt wer-
den. Grundsätzlich ist – neben anderen Beschränkungen – nach § 3 Abs. 1 Sperrge-
bietsgesetz das Betreten und Befahren eines Sperrgebietes verboten. 
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Munitionslager sind nach § 4 Abs. 1 Munitionslagergesetz grundsätzlich so zu errich-
ten, dass andere öffentliche Interessen sowie Rechte von Privatpersonen nur inso-
weit beeinträchtigt werden, als dies zur Deckung dieser Erfordernisse unvermeidbar 
ist. Dabei ist insbesondere auf Belange des umfassenden Umweltschutzes Bedacht 
zu nehmen. Vor der Errichtung eines Munitionslagers mit einem Gefährdungsbereich 
hat nach § 6 Munitionslagergesetz der Bundesminister für Landesverteidigung durch 
Verordnung diesen Bereich und innerhalb dieses Bereiches den engeren Gefähr-
dungsbereich zu bestimmen. Der Bundesminister hat die Verordnung nach ihrer 
Kundmachung unverzüglich den Grundbuchsgerichten bekannt zu geben. Diese Ge-
richte haben den Umstand, dass eine Liegenschaft ganz oder teilweise im Gefähr-
dungsbereich liegt, von Amts wegen im Grundbuch ersichtlich zu machen. 
Im engeren Gefährdungsbereich sind die Errichtung von Baulichkeiten oder Anlagen 
jeder Art (ausgenommen militärische Baulichkeiten oder Anlagen) verboten. Die 
Neuherstellung von Straßen, land- und forstwirtschaftlichen Bringungsanlagen, Ka-
nal-, Wasserleitungs-, Gasleitungs-, Erdölleitungsanlagen sowie die Veränderung die 
Veränderung bestehender Baulichkeiten bedarf im engern Gefährdungsbereich einer 
Bewilligung. Im weiteren Gefährdungsbereich bedürfen einer Bewilligung die Errich-
tung und die Veränderung von Baulichkeiten oder Anlagen jeder Art, die nicht militä-
rischen Zwecken dienen. 

2.13.4. Datenverarbeitung 
Nach § 1 Abs. 4 Sperrgebietsgesetz dürfen die mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes betrauten Behörden zur Wahrnehmung der ihnen jeweils übertragenen 
Aufgaben Daten verarbeiten. 

2.13.5. Auskunfts- und Informationspflicht 
Die Planunterlagen über militärische Sperrgebiete sind nach § 2 Abs. 3 Sperrge-
bietsgesetz zur Einsicht beim Bundesministerium für Landesverteidigung sowie bei 
den Ämtern der Landesregierungen und den Gemeinden aufzulegen, deren Gebiet 
jeweils durch die Erklärung zum Sperrgebiet berührt wird. 
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B.3. Geodaten in Landesmaterien 

3.1. Raumordnungsrechtliche Bestimmungen 
Die raumordnungsrechtlichen Regelungen in den entsprechenden Raumordnungs-
gesetzen und den nachgeordneten Verordnungen stellen wesentliche Grundlagen für 
den Umgang mit Geofachdaten dar.  

3.1.1. Rechtliche Grundlagen 
Die aktuellen Gesetze der Länder in diesem Zusammenhang sind: 
• Burgenländisches Raumplanungsgesetz  

LGBl. für Bgld Nr. 18/69 idF. 79/02 
• Kärntner Raumordnungsgesetz  

LGBl. für Ktn Nr. 76/69 idF. 136/01 
• Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 1995  

LGBl. für Ktn Nr. 23/95 idF. 71/02 
• NÖ Raumordnungsgesetz 1976  

LGBl. für NÖ idF. 8000-15 (10. Novelle) (2002) 
• NÖ Bauordnung 1996  

LGBl. für NÖ 8200-0 idF. 8200-11 (2003) 
• OÖ Raumordnungsgesetz 1994  

LGBl. für Oö Nr. 114/93 idF. 90/01 
• Salzburger Raumordnungsgesetz 1998  

LGBl. für Slbg Nr. 44/98 idF. 65/04 
• Steiermärkisches Raumordnungsgesetz 1974  

LGBl. für die Stmk Nr. 127/74idF. 95/2003 (VfGH)  
• Tiroler Raumordnungsgesetz 2001  

LGBl. für Tirol Nr. 93/01 (Wiederverlautbarung) 
• Vorarlberger Raumplanungsgesetz  

LGBl. für Vlbg Nr. 39/96 idF. 58/01 
• Wiener Stadtentwicklungs-, Stadtplanungs- und Baugesetzbuch (Bauordnung für Wien) 

LGBl. für Wien Nr.11/30, 12/30 idF. 33/04 

3.1.1.1 Bestandsaufnahmen und Erhebungspflichten  
Der Umfang und die Form der Datenerhebung, die Verwendung und Weitergabe von 
Gefachdaten werden teilweise umfangreich durch das Planungsrecht der Länder ge-
regelt, wobei zwischen den einzelnen Ländern und Instrumenten erbliche Abwei-
chungen bestehen. Vereinfacht enthalten die Raumordnungsgesetze221 Bestimmun-
gen über: 

• Grundlagenerhebung und Raumforschung 

• Raumordnungskataster 

• Auskunfts- und Informationspflicht 

                                            
221 Unter dem vereinfachenden Begriff „Raumordnungsgesetze“ werden in den folgenden Ausführun-
gen auch die Raumplanungsgesetze sowie das Ktn Gemeindeplanungsgesetz und die Wiener Bau-
ordnung berücksichtigt. 
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Darüber hinaus bestimmen die Raumordnungsgesetze im Zusammenhang mit ein-
zelnen Planungsinstrumenten, insbesondere Flächenwidmungsplan und Bebau-
ungsplan, besondere datenrelevante Regelungen. 

Grundlagenerhebung und Raumforschung 
Die Raumordnungsgesetze bestimmen im Zusammenhang mit Geodaten zunächst 
allgemein, dass Daten zu erheben sind, wobei neben dem Ist-Zustand in der Regel 
auch künftige Entwicklungen erfasst werden sollen. Nahezu alle Bundesländer ver-
pflichten jedenfalls die Landesregierungen, teilweise aber auch die Gemeinden zur 
Erhebung der natürlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Gegebenheiten 
und der Veränderungen. 
So sind beispielsweise nach § 3 Bgld RplG hat die Landesregierung für Zwecke der 
Raumplanung den Zustand des Raumes und seine bisherige und voraussichtlich 
künftige Entwicklung durch Untersuchung der naturgegebenen, wirtschaftlichen, so-
zialen und kulturellen Voraussetzungen zu erforschen.  

Übersicht 6: Grundlagenerhebung in den Raumordnungsgesetzen 

Bundesland Datenerhebung Umfang 
Burgenland Raumforschung durch Lan-

desregierung 
Erforschung des Zustandes des Raumes (naturgege-
bene, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Voraus-
setzungen) und seine bisherige und voraussichtlich 
künftige Entwicklung 

Kärnten Bestandaufnahme für Ent-
wicklungsprogramme 

Bestandsaufnahme und Bewertung des Planungs-
raumes 

Niederösterreich Grundlagenforschung durch 
Landesregierung und Ge-
meinden 

Beobachtung der naturräumlichen, sozialen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Gegebenheiten des 
Raumes und deren Veränderungen 
Erforschung von Entwicklungstendenzen 

Oberösterreich Raumforschung durch das 
Land und die Gemeinden 

Untersuchung der natürlichen, wirtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Gegebenheiten sowie die Beo-
bachtung ihrer Veränderungen 

Salzburg Raumforschung durch die 
Landesregierung 

Erhebung und Untersuchung des Zustand des Rau-
mes und seiner Entwicklung 

Steiermark Bestandsaufnahme durch 
die Landesregierung und die 
Gemeinden 

Erhebung der natürlichen, wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Gegebenheiten sowie der Landesver-
teidigung einschließlich der bisherigen Entwicklungen 
und Berücksichtigung von voraussehbaren Verände-
rungen 

Tirol Bestandsaufnahme durch 
die Landesregierung und die 
Gemeinden 

Erhebung der natürlichen, wirtschaftlichen, infrastruk-
turellen, sozialen und kulturellen Gegebenheiten und 
deren voraussichtlichen Änderungen  

Vorarlberg Grundlagenerhebung durch 
das Land 

Erhebung der Grundlagen für die überörtliche Raum-
planung 

Wien Grundlagenerhebung Erhebung der natürlichen, wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Gegebenheiten 

§ 2 Abs. 1 NÖ ROG bestimmt, dass die Landeregierung die naturräumlichen, sozia-
len, wirtschaftlichen und kulturellen Gegebenheiten des Raumes sowie deren Verän-
derungen zu beobachten und Entwicklungstendenzen zu erforschen hat. Die Landes-
regierung hat nach § 2 Abs. 3 NÖ ROG die für die Raumordnung wesentlichen 
Grundlagen in einem geographischen Informationssystem zu erfassen. In NÖ sind 
auch die Gemeinden nach § Abs. 4 NÖ ROG zu einer umfangreichen Grundlagen-
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forschung verpflichtet, wobei aufgelistet wird, in welchen Plänen die Ergebnisse der 
Grundlagenforschung darzustellen sind. 
Nach § 5 TROG hat die Landesregierung die natürlichen, wirtschaftlichen, infrastruk-
turellen, sozialen und kulturellen Gegebenheiten und deren voraussehbare Verände-
rungen zu erheben und in Bestandsaufnahmen festzuhalten, die auf aktuellem Stand 
zu halten sind. Die Gemeinden sind nach § 28 Abs. 1 TROG zu Bestandsaufnahmen 
verpflichtet, wobei dabei zur Verfügung stehende Erhebungen in anderen bereichen, 
wie beispielsweise aus dem Tourismus oder der Dorferneuerung, so weit wie möglich 
heranzuziehen sind. 
In Vlbg hat nach § 5 Abs. 1 Vlbg RplG das Land alle für die Raumplanung bedeut-
samen Unterlagen zu sammeln und auf dem neusten Stand zu halten. 
In welcher Intensität und in welchem Umfang oder in welchen Zeitintervallen die je-
weiligen Erhebungen erfolgen sollen, wird durch die Raumordnungsgesetze in der 
Regel nicht näher bestimmt. 

Raumordnungskataster 
Zur systematischen Erfassung der Grundlagen der Raumordnung hat die Landesre-
gierung in einigen Bundesländern (vgl. § 7 Ktn ROG, §10 Oö ROG, § 5 Slbg ROG, § 
7 Stmk ROG) einen Raumordnungskataster zu führen, wobei in den jeweiligen 
Raumordnungsgesetzen die entsprechenden Bestimmungen nahezu gleichlautend 
sind. So sind in den Raumordnungskataster alle für die Landesplanung und örtliche 
Raumplanung maßgeblichen Daten aufzunehmen. Der Raumordnungskataster ist in 
der Regel beim Amt der Landesregierung während der Amtsstunden zur allgemeinen 
Einsichtnahme bereitzuhalten. 
Nach § 2 Abs. 3 NÖ ROG hat die Landesregierung die für die Raumplanung bedeu-
tenden Grundlagen in einem geographischen Informationssystem zu erfassen. Beim 
Amt der NÖ Landesregierung ist jedenfalls eine Sammlung der örtlichen Raumord-
nungsprogramme zu führen, in die jedermann berechtigt ist, Einsicht zu nehmen und 
daraus Abschriften und Kopien herzustellen. 
Nach § 2a Abs. 2 WBO hat das Magistrat eine Datensammlung anzulegen und zu 
führen, die grundstücks- und gebäudebezogene Daten enthält, welche für Zwecke 
der Stadtplanung erforderlich sind. Aus der Datensammlung können Daten für be-
stimmte Liegenschaften nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten gegen Kos-
tenersatz weitergegeben werden. 

3.1.1.2 Auskunfts- und Informationspflicht 
In den meisten Raumordnungsgesetzen ist eine grundsätzliche Auskunfts- und In-
formationspflicht verankert. Allerdings ist der Umfang der Auskunfts- und Informati-
onspflicht unterschiedlich normiert. Während einzelne Raumordnungsgesetze (nahe-
zu) keine Informationspflichten im Raumordnungsgesetz festlegen, bestimmen ande-
re Raumordnungsgesetze weit reichende und wechselseitige Verpflichtungen. Einer-
seits kann demnach geregelt sein, dass der Landesregierung vom Bund, Gemein-
den, Gemeindeverbänden, Körperschaften öffentlichen Rechts und sonstigen Pla-
nungsträgern die raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen rechtzeitig mitzu-
teilen sind. Andererseits verpflichtet sich die Landesregierung in einigen Ländern 
Auskünfte über raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen den Gemeinden und 
den zuständigen Bundesbehörden zu erteilen. Freilich wird in den Raumordnungsge-
setzen tendenziell eher festgelegt, welche Auskünfte den Landesregierungen (und 
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Gemeinden) zu erteilen sind, während die Regelungen über die Informationspflich-
ten, welche die Länder und Gemeinden zu Auskünften anhalten, in den Raumord-
nungsgesetzen geringeren Umfang einnehmen. 
So haben nach § 2 Abs. 2 NÖ ROG die Gemeinden und andere öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften der Landesregierung alle für die Grundlagenforschung erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. Noch weiter ist der Kreis der Auskunftspflichtigen (gegenüber 
der Landesregierung) in der Stmk gefasst. Nach § 4 Abs. 2 Stmk ROG haben der 
Bund, die Gemeinden, die sonstigen Gebietskörperschaften öffentlichen Rechts so-
wie andere Planungsträger und Unternehmung von besonderer Bedeutung (Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen, Industrien, bestimmte Betriebe udgl.) der Landesregie-
rung über Ersuchen die für die Bestandsaufnahme erforderlichen Auskünfte – wenn 
nicht Betriebsgeheimnisse verletzt werden oder Geheimhaltungsinteressen entge-
genstehen – zu erteilen. Die Auskunftspflicht gilt sinngemäß in der Stmk auch für die 
Bestandsaufnahme der Gemeinden. 
Die Gemeinden haben auch in anderen Bundesländern in der Regel das Recht, über 
raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen des Landes und der Bundesbehörden 
informiert zu werden bzw. sind die Gemeinden verpflichtet, über kommunale Pla-
nungsaktivitäten an die Landesregierung sowie die Bundesbehörden zu berichten. 
Nach § 3 Slbg ROG können weitergehende Informationspflichten zwischen dem 
Bund und dem Land im Vereinbarungsweg aufgrund von Art. 15a B-VG festgelegt 
werden. Anderen Planungsträgern sind durch die Landes- und Gemeindebehörden 
nach § 3 Abs. 5 Slbg ROG die für deren raumbedeutsamen Planungen erforderlichen 
Auskünfte lediglich über abgeschlossene Planungen und Maßnahmen zu geben. 
Eine umfangreiche Informationspflicht bestimmt § 3 TROG, wonach nicht nur die Or-
gane des Landes und der Gemeinden sowie sonstige Körperschaften öffentlichen 
Rechts verpflichtet sind, der Landesregierung Auskunft über raumbedeutsame Pla-
nungen und Maßnahmen mitzuteilen, sondern auch sonstige öffentliche und private 
Planungsträger zur Auskunft verpflichtet sind. In gleicher Weise können Betriebsin-
haber zur Auskunft über Gefährdungspotentiale der Betriebe verpflichtet werden. 
Diese Informationspflichten nach den Raumordnungsgesetzen gelten grundsätzlich 
in den Fällen nicht, in denen (öffentliche) Geheimhaltungsvorschriften verletzt wür-
den. 
In welcher Form und in welchem Umfang der Auskunfts- und Informationspflicht 
nachgekommen wird, ist freilich in den Raumordnungsgesetzen nicht im Detail gere-
gelt.  

3.1.2 Überörtliche Raumpläne 

3.1.2.1. Rechtliche Grundlagen 
Rechtliche Grundlagen der überörtlichen Raumpläne sind die Raumordnungsgesetze 
bzw. Raumplanungsgesetze der Länder. 
Die Raumordnungsgesetze sehen auf überörtlicher Ebene verbindliche Pläne vor, 
deren Inhalte die nachgeordneten Pläne insbesondere auf Gemeindeebene binden. 
Überörtliche Raumordnungsprogramme werden als Verordnungen der Landesregie-
rungen erlassen. Die Instrumente für die überörtliche Raumordnung (Land) sind im 
Wesentlichen Landesentwicklungspläne bzw. –programme: 

• für das ganze Land, 
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• für Teile des Landes (Regionale Entwicklungsprogramme), 

• für Sachbereiche (Sektorale Entwicklungsprogramme). 
Neben überörtlichen Raumordnungsprogrammen in Verordnungsform haben einige 
Länder Konzepte für Fachbereiche ausgearbeitet, die nicht als Verordnungen erlas-
sen werden (z.B. Bodenschutzkonzept für Vorarlberg, Tiroler Golfplatzkonzept, 
Stadtentwicklungsplan oder Hochhauskonzept für Wien) und einen Orientierungs-
rahmen (für Sachprobleme) darstellen. 

Übersicht 7: Raumpläne auf überörtlicher Ebene 

Bundesland Überörtliche Raumpläne 
Burgenland Landesraumplan 

Entwicklungsprogramme 
Kärnten Überörtliche Entwicklungsprogramme 

Sachgebietsprogramme 
Niederösterreich Überörtliche Raumordnungsprogramme (für das gesamte Landesgebiet, für eine 

Region, für Sachbereiche) 
Überörtliche Raumordnungs- und Entwicklungskonzepte 

Oberösterreich Überörtliche Raumordnungsprogramme (für das gesamte Landesgebiet, für eine 
Region, für Sachbereiche) 

Salzburg Landesentwicklungsprogramm 
Sachprogramm 
Regionalprogramm 
Standortverordnungen für Handelsgroßbetriebe 

Steiermark Landesentwicklungsprogramm 
Regionale Entwicklungsprogramme 
Entwicklungsprogramme für Sachbereiche 

Tirol Raumordnungsprogramme (für das gesamte Land oder für Landesteile) 
Raumordnungsprogramme für EKZ 

Vorarlberg Landesraumpläne (für das gesamte Landesgebiet, für Landesteile, für Sachberei-
che) 

Wien -- 

3.1.2.2. Behörden 
Träger der überörtlichen Raumordnung ist das Land (Landesregierung).  

3.1.2.3. Planerische Festlegungen 
Überörtliche Raumordnungsprogramme oder Entwicklungskonzepte haben die ange-
strebten Ziele der Raumordnung und die erforderlichen Maßnahmen zu bezeichnen. 
Folgende Maßnahmen können unter anderem enthalten sein, wobei diese Aufzäh-
lung nur beispielhaft ist: 

• Überörtliche Funktionsbezeichnung, zentrale Orte; 

• Überörtliche Siedlungsgrenzen, regionale Grünzonen, Umweltschutzmaßnah-
men; 

• Standortvorsorge (Vorrangflächen) für öffentliche Einrichtungen von überörtlicher 
Bedeutung; 
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• Standortvorsorge für Gewerbe und Industrie, für touristische Infrastruktur-
einrichtungen sowie für die Rohstoffgewinnung; 

• Trassenfreihaltung für Verkehrswege von überörtlicher Bedeutung. 
Der Inhalt der überörtlichen Raumpläne variiert erheblich und ist abhängig von den 
jeweiligen raumordnungsrechtlichen Bestimmungen, räumlichen Problemen, Rege-
lungsabsichten und -zielen. Ohne an dieser Stelle auch nur ansatzweise auf die viel-
fältigen Inhalte überörtlicher Raumordnungsprogramme detailliert eingehen zu kön-
nen, die je nach Bundesland und Plantyp variieren, ist bezüglich Geodaten auf fol-
gende Differenzierungsmerkmale der Inhalte zu verweisen:  

• Darstellungsform   
Textlich oder/und planlich (parzellenscharf/nicht parzellenscharf)  
Während einzelne Inhalte überörtlicher Raumordnungsprogramme planlich dar-
gestellt werden, sind der überwiegende Anteil Textinhalte. 

• Typ: Grundlagen, Ziele, Maßnahmen  
Überörtliche Raumordnungsprogramme setzen sich in der Regel aus Zielen und 
Maßnahmen sowie Ergebnissen von Grundlagenforschungen und -analysen zu-
sammen, die jeweils aus Text- und Planteilen bestehen (können). 

• Rechtswirkung: Verbindlich, nicht verbindlich  
Die Inhalte überörtlicher Raumordnungsprogramme sind keineswegs einheitlich 
in ihrer Rechtwirkung. Bezüglich der Rechtswirkung ist zwischen verschiedenen 
Normadressaten zu unterscheiden: 

• Selbstbindung für die Länder  
Überörtliche Raumpläne binden die raumrelevanten Aktivitäten der Landesregie-
rung. Verordnungen und Bescheide auf Grund von Landesgesetzen dürfen nur 
im Einklang mit dem überörtlichen Raumordnungsprogramm ergehen. 

• Bindungswirkung für die örtliche Raumplanung  
Hoheitliche Maßnahmen der kommunalen Planungsbehörden müssen mit den 
überörtlichen Raumplänen übereinstimmen; Örtliche Raumpläne dürfen überört-
lichen Raumordnungsprogrammen nicht widersprechen. 

• Bindungswirkung für die Grundeigentümer  
Die Bindungswirkung für Grundeigentümer ist grundsätzlich gering; in die Rechte 
und Pflichten der Grundstückseigentümer wird durch planerische Festlegungen 
in überörtlichen Raumplänen nicht direkt eingegriffen (sondern erst durch den 
nachfolgenden Flächenwidmungsplan). 

3.1.2.4. Planungs- und Erstellungspflichten 
Die Länder sind durch die Raumordnungsgesetze verpflichtet, durch Verordnungen 
überörtliche Raumordnungsprogramme aufzustellen. Dieser Verpflichtung sind die 
Länder unterschiedlich und insgesamt nur teilweise nachgekommen.  
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Übersicht 8: Instrumente und rechtliche Grundlagen der örtlichen Raumpläne 

Bundesland Planungsinstrumente Gesetze Verordnungen 
Örtliches Entwicklungs-
konzept 

Landesentwicklungs-
programm 

-- 

Flächenwidmungsplan Raumplanungsgesetz Planzeichenverordnung  
Bebauungsplan Raumplanungsgesetz -- 

Burgenland 

Zusammenlegungsplan Raumplanungsgesetz -- 
Örtliches Entwicklungs-
konzept 

Gemeindeplanungsgesetz -- 

Flächenwidmungsplan Gemeindeplanungsgesetz Planzeichenverordnung für 
Flächenwidmungspläne 

Integrierter Flwp und Bbp Gemeindeplanungsgesetz Planzeichenverordnungen 

Kärnten 

Bebauungsplan Gemeindeplanungsgesetz Planzeichenverordnung für 
Teilbebauungspläne 

Örtl. Raumordnungspro-
gramm/Entwick-
lungskonzept 

NÖ Raumordnungsgesetz Planzeichenverordnung 

Flächenwidmungsplan NÖ Raumordnungsgesetz Planzeichenverordnung  

Niederösterreich 

Bebauungsplan NÖ Bauordnung Planzeichenverordnung für 
den Bebauungsplan 

Örtl. Entwicklungskonzept Oö Raumordnungsgesetz -- 
Flächenwidmungsplan Oö Raumordnungsgesetz Planzeichenverordnung für 

Flächenwidmungspläne 

Oberösterreich 

Bebauungsplan Oö Raumordnungsgesetz Planzeichenverordnung für 
den Bebauungsplan 

Räumliche Entwicklungs-
konzept 

Raumordnungsgesetz -- 

Flächenwidmungsplan Raumordnungsgesetz Darstellungsverordnung 
für Flächenwidmungspläne

Salzburg 

Bebauungsplan Raumordnungsgesetz Darstellungsverordnung 
für Bebauungspläne 

Örtl.Entwicklungskonzept Raumordnungsgesetz -- 
Flächenwidmungsplan Raumordnungsgesetz Planzeichenverordnung 
Bebauungsplan Raumordnungsgesetz -- 

Steiermark 

Umlegungsplan Raumordnungsgesetz  
Örtliches Raumordnungs-
konzept 

Raumordnungsgesetz Verordnung über das örtl. 
Raumordnungskonzeptes 

Flächenwidmungsplan Raumordnungsgesetz Planzeichenverordnung 
Bebauungsplan Raumordnungsgesetz Planzeichenverordnung 

Tirol 

Erschließungsplan Raumordnungsgesetz -- 
Räumliches Entwick-
lungskonzept 

Raumplanungsgesetz -- 

Flächenwidmungsplan Raumplanungsgesetz Planzeichenverordnung 
Bebauungsplan Raumplanungsgesetz Planzeichenverordnung 

Vorarlberg 

Umlegungsplan Raumplanungsgesetz  
Stadtentwicklungsplan -- -- 
Flächenwidmungsplan Wiener Bauordnung Zeichnerklärung zur WBO 
Bebauungsplan Wiener Bauordnung Zeichnerklärung zur WBO 

Wien 

Umlegungsplan Wiener Bauordnung -- 
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3.1.2.5. Darstellung und Kartengrundlagen 
Die Raumordnungsgesetze enthalten keine speziellen Bestimmungen für die Form 
und Darstellung von Inhalten überörtlicher Raumordnungsprogramme. 

3.1.3. Instrumente der örtlichen Raumplanung 
Die Gemeinden haben die örtliche Raumplanung gemäß Art 118 Abs. 3 Z 9 B-VG im 
eigenen Wirkungsbereich im Rahmen der Bundes- und Landesgesetze zu vollziehen. 
Planerische Entscheidungen bezüglich Nutzungs- oder Bebauungsmöglichkeiten 
sind den Gemeinden übertragen, die sich im Zuge ihres Planungsermessens im 
Rahmen der Vorgaben durch Bundes-, Landesgesetze und überörtliche (Fach-
)Planungen für die eine oder andere Variante entscheiden können.  
Durch die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen werden in der Regel die inhaltli-
chen und verfahrensrechtlichen Vorgaben für örtliche Entwicklungskonzepte, Flä-
chenwidmungsplan und Bebauungsplan geregelt. Ergänzend zu den gesetzlichen 
Grundlagen sind in den Ländern vielfach Planzeichenverordnungen – in der Regel 
für Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne – vorgesehen, durch welche Form, 
Inhalt und Ausführung der einzelnen Planungsinstrumente bestimmt wird. In den 
Bundesländern in denen für einzelne Raumpläne keine Planzeichenverordnungen 
erlassen wurden, können demzufolge die Plandokumente unterschiedliche Formen 
und Ausführungen aufweisen. Allerdings haben einige Bundesländer vor allem im 
Zusammenhang mit der Erstellung örtlicher Entwicklungskonzepte Leitlinien, Leitfä-
den oder Handbücher herausgegeben und damit zu einer Verringerung der inhaltli-
chen und formalen Unterschiede beigetragen. 
Prinzipiell ist nach den Raumordnungsgesetzen mit dem Örtlichen Entwicklungs-
konzept, Flächenwidmungs- und Bebauungsplan ein dreistufiges Instrumentarium für 
die Gemeindeplanung vorgesehen, wobei in einigen Bundesländern zusätzlich Pläne 
für die Baulandumlegung gesetzlich geregelt sind (Umlegungs- bzw. Zusammenle-
gungspläne). Das räumliche Raumordnungskonzept, das in den einzelnen Ländern 
unterschiedlich bezeichnet wird, hat ausgehend von den Ergebnissen der Grundla-
genforschung, die angestrebten Ziele der Gemeindeplanung und die erforderlichen 
Maßnahmen zu bezeichnen. Einzelne Raumordnungsgesetze sehen zusätzlich vor, 
dass eine Reihung der Maßnahmen und deren Finanzierung vorzunehmen ist sowie 
Maßnahmen der Gemeinden als Träger von Privatrechten zu bezeichnen sind. In der 
Regel besteht das örtliche Entwicklungskonzept aus einem Textteil sowie Plänen 
(z.B. Funktionsplan in Oö). 
Ausgehend von den Festlegungen in den Flächenwidmungsplänen sind von den 
Gemeinden durch Verordnungen Bebauungspläne zu erlassen, die eine zweckmäßi-
ge Bebauung des Baulandes gewährleisten sollen. Der Bebauungsplan, der in Nie-
derösterreich und Wien in der Bauordnung, in Kärnten im Gemeindeplanungsgesetz, 
sonst durch die Raumordnungsgesetze geregelt wird, legt Einzelheiten der Bebau-
ung für die im Flächenwidmungsplan als Bauland ausgewiesenen Flächen fest. Der 
Bebauungsplan bestimmt die bauliche Gestaltung und die Verkehrserschließung der 
im Flächenwidmungsplan festgelegten Bauflächen. Im Gegensatz zum Flächenwid-
mungsplan, der für das ganze Gemeindegebiet erstellt wird, werden Bebau-
ungspläne nur für Teilflächen ausgearbeitet. Wie beim Flächenwidmungsplan dürfen 
baurechtliche Bewilligungen nur erteilt werden, wenn sie den planerischen Festle-
gungen nicht widersprechen. 
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3.1.4. Flächenwidmungsplan 

3.1.4.1. Behörden 
Bei der Beschlussfassung über Flächenwidmungspläne sind in der Regel mehrere 
Behörden betroffen. Das Verfahren über die Erstellung des Flächenwidmungsplanes 
betrifft nicht nur die Gemeinde(-behörden) sondern in der Regel auch die Landesre-
gierung als Aufsichtsbehörde. Je nach Verfahrensabschnitt sind somit von den 
betreffenden Behörden unterschiedliche Daten zum Flächenwidmungsplan erforder-
lich. 

Übersicht 9: Behördenzuständigkeit beim Flächenwidmungsplan 

Bundesland Bürgermeister Gemeinderat / Ge-
meindevertretung 

Landesregierung Sonstige 

Burgenland Kundmachung der 
Aufstellungsabsicht 
Kundmachung des 
genehmigten Flwp 

Beschluss des Flwp Genehmigung des 
Flwp 
 

 

Kärnten Verständigung der 
Grundeigentümer 
über die Auflegung 
Vorlegung des 
beschlossenen 
Flwp bei der Lan-
desregierung 

Beschluss des Flwp Genehmigung des 
Flwp 
Unentgeltliche 
Beratung 
Kundmachung des 
Flwp 

Raumordnungsbeirat 
darf Anregungen 
beschließen 
Vereinfachtes Ver-
fahren 

Niederösterreich  Erlassung des örtl. 
Raumordnungs-
programms 

Genehmigung des 
örtl. Raumord-
nungsprogramms 

 

Oberösterreich Kundmachung der 
Aufstellungsabsicht 

Beschluss des Flwp Genehmigung des 
Flwp 

 

Salzburg Kundmachung der 
Aufstellungsabsicht 
Auflegung des 
Entwurfs 

Beschluss durch die 
Gemeindevertretung 

Genehmigung des 
Flwp 
Fachliche Be-
ratung  

 

Steiermark Vorlage des Ent-
wurfs beim Ge-
meinderat 
Kundmachung des 
genehmigten Flwp 

Kundmachung der 
Aufstellungsabsicht 
Beschluss des Flwp 

Genehmigung des 
Flwp 

 

Tirol Verständigung 
über die Aufstel-
lung 
Vorlage des Ent-
wurfs beim Ge-
meinderat 

Beschluss des Flwp Genehmigung des 
Flwp 

 

Vorarlberg  Beschluss des Ent-
wurfes durch die Ge-
meindevertretung 

Genehmigung des 
Flwp 

 

Wien  Beschluss des Flwp  Ausarbeitung des 
Entwurfs durch das 
Magistrat 

Nach § 18 Bgld RplG hat beispielsweise der Bürgermeister die Absicht der Aufstel-
lung eines Flächenwidmungsplanes kundzumachen. Der Flächenwidmungsplan ist 
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vom Gemeinderat zu beschließen und die Landesregierung entscheidet – nach An-
hörung des Raumordnungsbeirates – über die Genehmigung des Flächenwidmungs-
planes. 
Nach § 13 Ktn GplG hat der Bürgermeister die Eigentümer zugleich mit der Kundma-
chung der Auflage des Entwurfes schriftlich zu verständigen. Der Gemeinderat hat 
den Flwp zu beschließen und die Landesregierung – nachdem der beschlossene 
Flwp mit den Erläuterungen vom Bürgermeister der Landesregierung vorgelegt wur-
de – hat ihn zu genehmigen. Die Landesregierung hat die Genehmigung des Flwp 
(unterschiedlich zu andern Bundesländern) auch kundzumachen. § 16 Ktn GplG 
sieht darüber hinaus für bestimmte Umwidmungen von Grundflächen in Bauland ein 
vereinfachtes Verfahren vor, nach dem keine Genehmigung der Landesregierung 
erforderlich ist. 
Dem Gemeinderat obliegt nach § 21 NÖ ROG die Erlassung des Örtlichen Raumord-
nungsprogramms, das als wesentlichen Bestandteil den Flächenwidmungsplan bein-
haltet. Das örtliche Raumordnungsprogramm ist nach Beschlussfassung der Landes-
regierung vorzulegen, die in der Folge dieses – wenn keine Versagungsgründe vor-
liegen – genehmigen muss. Für die anderen Verfahrensschritte sind im NÖ ROG 
keine Zuständigkeiten festgelegt, doch ist in der Regel die Gemeinde verantwortlich. 
In der Steiermark erfordert ein Beschluss über einen Flächenwidmungsplan nach § 
29 Abs. 13 Stmk ROG eine Zweidrittelmehrheit des Gemeinderates, während in den 
anderen Bundesländern eine einfache Mehrheit zur Beschlussfassung reicht. 

3.1.4.2. Inhaltliche Bestimmungen 
Die Raumordnungsgesetze regeln unter anderem die – möglichen – Inhalte von Flä-
chenwidmungsplänen, wobei zwischen Widmungsarten und Kenntlichmachungen 
differenziert werden kann. Die Flächenwidmungspläne beinhalten somit eine Vielzahl 
von Informationen und Einschränkungen, die teilweise von den Gemeinden selbst 
oder von anderen Gebietskörperschaften und Planungsträgern erstellt oder festge-
legt werden. Widmungsarten werden durch die Gemeinden aufgrund der örtlichen 
und funktionalen Rahmenbedingungen als planerische Maßnahme festgelegt, wäh-
rend Kenntlichmachungen planerische Vorgaben anderer Gebietskörperschaften 
darstellen und von den kommunalen Planungsbehörden als verbindliche Einschrän-
kungen in den Flächenwidmungsplan übernommen werden. 
Widmungsarten und Kenntlichmachungen werden in der Regel parzellenscharf in die 
Plandokumente (Katastralmappe) eingetragen. Grundsätzlich hat der Flächenwid-
mungsplan für das gesamte Gemeindegebiet Widmungs- und Nutzungsarten festzu-
legen, wobei im Wesentlichen drei Widmungskategorien  

• Bauland (Bauflächen),  

• Grünland (Freiflächen), 

• Verkehrsflächen 
zu unterscheiden sind. Zusätzlich können im Flächenwidmungsplan Sonderwidmun-
gen für Zwecke des Gemeinbedarfs ausgewiesen werden. Sonderregelungen beste-
hen in einigen Ländern für die Einkaufszentren, Zweitwohnsitze und Bauten im Grün-
land. 
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Übersicht 10: Inhalte von Flächenwidmungsplänen 
Bundesland Widmungen Kenntlichmachung Befristete Inhalte Sonderinhalte
Burgenland Bauland 

Grünland 
Verkehrsflächen 

Rechtswirksame überörtliche Planungen 
Nutzungsbeschränkungen durch Bundes- oder Landes-
gesetze 

Vorbehaltsflächen 
Aufschließungszonen 
Befristete Bausperre 
Befristetes Bauland 

-- 

Kärnten  Bauland
Grünland 
Verkehrsfläche 
Sonderwidmungen 

Rechtswirksame überörtliche Planungen 
(mögliche) Nutzungsbeschränkungen durch Bundes- 
oder Landesgesetze 

Vorbehaltsflächen 
Aufschließungsgebiete
Befristete Bausperre 

Orts- und Stadtkerne 
Widmungen für verschiedene Ebe-
nen 

Niederösterreich Bauland 
Grünland 
Verkehrsflächen 
EKZ/Fachmarktzentren 

Rechtswirksame überörtliche Planungen  
Nutzungsbeschränkungen durch Bundes- oder Landes-
gesetze  

Vorbehaltsflächen  
Befristetes Bauland 
Aufschließungszonen 
Bausperre 

Wohndichteklassen 
Widmungen für übereinander liegen-
de Ebenen 

Oberösterreich Bauland 
Grünland 
Verkehrsfläche 
Sonderwidmungen 

Festgelegte Flächennutzungen 
Nutzungsbeschränkungen 

Vorbehaltsflächen 
Befristetes Wohnge-
biet 
Bausperre (Oö BO) 

Dichte der Bebauung 
Widmungen für mehrere Ebenen 
Widmungen der Nachbargemeinden 

Salzburg Bauland 
Grünland 
Verkehrsfläche 

Rechtswirksame überörtliche Planungen  
Nutzungsbeschränkungen durch Bundes- oder Landes-
gesetze 
Hochwasserabflussgebiete, Gefahrenzonen, Altlasten 

Vorbehaltsflächen 
Aufschließungsgebiete 
Befristete Bausperre 

Widmungen für übereinander liegen-
de Ebenen 

Steiermark  Bauland
Freiland 
Verkehrsflächen 

Rechtswirksame überörtliche Planungen  
Nutzungsbeschränkungen durch Bundes- oder Landes-
gesetze 
Gefährdungsbereiche 
Erhaltenswerte Orts- und Straßenbilder 

Vorbehaltsflächen 
Aufschließungsgebiet 
Bausperre 
Bebauungsfristen 

Fernwärmeanschlussbereiche 
Widmungen für übereinander liegen-
de Ebenen 
Bebauungsdichten 

Tirol  Bauland
Freiland 
Verlauf der Straßen 
Sonderflächen 

Überörtliche Anlagen 
Nutzungsbeschränkungen  
Gebiete mit sanierungsbedürftigen Baubestand 
Öffentliche Bauten  
Gefährdungsbereiche 
Erhaltenswerte Orts- und Straßenbildern 

Vorbehaltsflächen 
Aufschließungsgebiet 
Bausperre 

Sonderwidmungen in verschiedenen 
Ebenen 

Vorarlberg  Bauflächen
Bauerwartungsflächen 
Freiflächen 
Verkehrsflächen 

Für die Raumplanung bedeutsame Gegebenheiten Vorbehaltsflächen 
Bausperre 

-- 

Wien Bauland 
Grünland 
Verkehrsbänder 
Sondergebiete 

-- Bausperre Widmungen für übereinander liegen-
de Räume 
Schutzzonen 
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Darüber hinaus können Vorbehaltsflächen, Aufschließungszonen oder Bausperren 
festgelegt werden, die dadurch gekennzeichnet sind, dass ihre Rechtswirkung zeit-
lich befristet ist und nach einer bestimmten Frist bzw. nach Eintreten definierter Vor-
aussetzungen geändert wird. Diese Kriterien gelten auch für befristete Bauland-
widmungen, die allerdings nicht in allen Bundesländern möglich sind. Es können 
zwar auch alle Widmungen grundsätzlich geändert werden, jedoch sollten diese im 
Vergleich zu den befristeten Inhalten des Flächenwidmungsplanes ein höheres Maß 
an Beständigkeit aufweisen. Für die Verlängerung oder Löschung von Vorbehalten, 
befristeten Bausperren oder für die Freigabe von Aufschließungsgebieten können in 
den Raumordnungsgesetzen vereinfachte Verfahren normiert sein, die keine Ge-
nehmigung der Landesregierung erfordern. 
Beispielsweise werden im Anhang der Stmk Planzeichenverordnung 2003 im Zu-
sammenhang mit den digitalen Ebenen des Flächenwidmungsplanes (Punkt 4) zu-
nächst die verschiedenen Widmungen des Stmk ROG aufgelistet und in der Folge 
Zusatzwidmungen, wie Aufschließungsgebiete, Sanierungsgebiete, Immissions-
schutzgebiete, Gebiete mit Bebauungsfristen und übereinander liegende Nutzungen 
beschrieben. 

Kenntlich- und Ersichtlichmachungen 
Neben den Widmungskategorien sind im Flächenwidmungsplan jene Bereiche kennt-
lich zu machen, für welche der Gemeinde keine bzw. nur eine eingeschränkte Pla-
nungsbefugnis zukommt. Die örtliche Raumplanung fällt zwar in den eigenen Wir-
kungsbereich der Gemeinden, es können aber auch der Bund und die Länder ver-
bindliche Bodennutzungen festlegen, die im Flwp auszuweisen sind. Der Flwp liefert 
somit Informationen über bedeutende Nutzungsbeschränkungen überkommunaler 
Planungsträger. Insbesondere bei den Kenntlichmachungen sind besondere Anknüp-
fungspunkte zu Daten anderer Gebietskörperschaften und Planungsträger gegeben. 
Eine Nichtkenntlichmachung hat in allen Bundesländern die Versagung der auf-
sichtsbehördlichen Genehmigung des Flächenwidmungsplanes zur Folge. Umge-
kehrt sind den Gemeinden in der Regel die entsprechenden Informationen über die 
kenntlich zu machenden Bereiche zu übermitteln (siehe Auskunfts- und Informati-
onspflicht). 
Vereinfacht sind zwei Arten von Kenntlichmachungen zu unterscheiden: 

• rechtswirksame überörtliche Planungen (z.B. Eisenbahnen, Flugplätze, Bundes- 
und Landesstraßen), wobei diese Flächen grundsätzlich der Planungshoheit der 
Gemeinde entzogen sind; 

• Nutzungsbeschränkungen auf Grund von Bundes- oder Landesgesetzen (z.B. 
Natur- oder Landschaftsschutzgebiete, Wälder, Gefahrenzonen, Hoch-
wasserabflussgebiete), welche die Planungshoheit der Gemeinden einschrän-
ken. 

Während bei rechtswirksamen überörtlichen Planungen kein Planungsermessen für 
die Gemeinden besteht, ist bei Nutzungsbeschränkungen auf Grund von Bundes- 
und Landesgesetzen der Planungsspielraum der Gemeinden lediglich beschränkt. 
Beispielsweise sind nach § 16 Abs. 2 Slbg ROG im Flächenwidmungsplan besonders 
kenntlich zu machen: 

a) bestehende und durch überörtliche oder örtliche Planungen für besondere Zwecke vorge-
sehene Flächen wie Haupt- und Kleinseilbahnen, Standseilbahnen, Schlepplifte mit über 
300 m Länge, Straßenplanungsgebiete, Ver- und Entsorgungsanlagen mit überörtlicher 
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Bedeutung, insbesondere solche Abfallbehandlungsanlagen, Wald sowie der Gemeinde 
archäologisch, ökologisch oder wegen der Baugestaltung besonders wichtig erscheinende 
Flächen; 

b) Flächen, die aufgrund von Bundes- oder Landesgesetzen Nutzungsbeschränkungen un-
terliegen (Naturdenkmale, Naturschutz- und Landschaftsschutzgebiete udgl., Bauten und 
Gebiete unter Denkmal- bzw. Ortsbildschutz, wasserrechtlich besonders geschützte Ge-
biete, Schutzgebiete für Heilquellen, Kurbezirke, Bannwälder, Bergbaugebiete, Schutzzo-
nen für Straßen, Schutzbereiche für Versorgungseinrichtungen, Bauverbotsbereiche bei 
Eisenbahnen und Sicherheitszonen bei Flugplätzen, Sicherheitsstreifen bei Hochspan-
nungsleitungen, militärische Sperrgebiete, Gefährdungsbereich nach den schieß- und 
sprengmittelrechtlichen Vorschriften udgl.); 

c) Hochwasserabflussgebiete nach wasserrechtlichen Bestimmungen, Gefahrenzonen der 
forstlichen Raumplanung, Verdachtsflächen und Altlasten im Sinn des Altlastensanie-
rungsgesetzes. 

Das Slbg ROG zählt – wie auch die anderen Bundesländer – die im Flächenwid-
mungsplan ersichtlich zu machenden Bereiche demonstrativ auf, was in der Praxis 
zur Folge haben kann, dass neben den im Gesetz angeführten Bereichen weitere 
Nutzungen kenntlich zu machen sind. So enthalten in der Regel auch die Planzei-
chenverordnungen weitaus umfangreichere Beschreibungen von flächen-, linien- o-
der punktartigen Nutzungen, die im Flächenwidmungsplan ersichtlich zu machen 
sind. Deutlich wird bei den Erkenntlich- und Ersichtlichmachungen, dass der Flä-
chenwidmungsplan an eine Vielzahl von anderen Rechtsmaterien anknüpft und ver-
bindliche Festlegungen anderer Verwaltungsmaterien übernimmt.  

3.1.4.3. Darstellung und planerische Grundlagen 
Grundsätzlich bestimmen die Raumordnungsgesetze, dass die Form und die zeich-
nerische Darstellung sowie die Verwendung bestimmter Planzeichen durch Planzei-
chenverordnungen zu regeln sind. Nur in Ausnahmefällen werden in den Raumord-
nungsgesetzen Aussagen zur Form der Flächenwidmungspläne getroffen, sondern in 
der Regel in den entsprechenden Durchführungsverordnungen bestimmt.  

Digitale Erstellung der Flächenwidmungspläne 
Die Planzeichenverordnungen der Bundesländer differenzieren bei Erstellung von 
Flächenwidmungsplänen zwischen digitaler und analoger Form und Darstellung. Ins-
besondere die Planzeichenverordnungen der letzten Jahre verpflichten vielfach die 
Gemeinden, Flächenwidmungspläne digital zu erstellen. Allerdings können in eige-
nen Bundesländern (noch) analoge Flächenwidmungspläne erstellt und der Landes-
regierung zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung und schlussendlich zur Hinterle-
gung vorgelegt werden. 
Digitale Flächenwidmungspläne sind vor allem im Burgenland, in der Steiermark und 
in Tirol verpflichtend vorgeschrieben. So bestimmt beispielsweise die Bgld Planzei-
chenverordnung 2002, dass Flächenwidmungspläne grundsätzlich nur digital zu 
erstellen sind. Eine analoge Ausfertigung des Flächenwidmungsplanes wäre im 
Maßstab 1:5.000 auszuführen und hätte die Grundstücksgrenzen und Grundstücks-
nummern zu enthalten.  
Die Stmk Planzeichenverordnung 2003 bestimmt, dass die Erstellung der Flächen-
widmungspläne in digitaler Form zu erfolgen hat – ausgenommen sind lediglich be-
stimmte Änderungen des Flächenwidmungsplanes. Zwischenzeitliche Änderungsver-
fahren können auch analog durchgeführt werden. Soweit für die Gemeinden die digi-
tale Katastralmappe des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen flächende-
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ckend noch nicht vorliegt, können Flächenwidmungspläne ebenfalls in analoger Form 
erstellt werden. 
Flächenwidmungspläne sind nach § 1 Tiroler Planzeichenverordnung 2004 in digita-
ler Form auf der Grundlage der DKM zu erstellen.  
Übersicht 11: Digitale und analoge Erstellung der Flächenwidmungspläne 

Bundesland Digitale Form Analoge Form 
Burgenland Alle Flächenwidmungspläne  Flächenwidmungspläne mit Grundstückgrenzen 

und Grundstücksnummern 
Kärnten Keine besonderen Regelungen bzw. Einschränkungen 
Niederösterreich Wenn die amtliche DKM ange-

legt wurde 
Grundsätzlich bei allen Flwp möglich 

Oberösterreich Keine besonderen Regelungen bzw. Einschränkungen 
Salzburg Keine besonderen Regelungen bzw. Einschränkungen 
Steiermark Grundsätzlich alle Flwp in digi-

taler Form 
Bestimmte Änderungen 
wenn die DKM nicht flächendeckend verfügbar ist 

Tirol Alle Flächenwidmungspläne wenn die DKM nicht vorliegt 
Vorarlberg Vorlage des analogen Flächenwidmungsplanes bei der Landesregierung 
Wien -- -- 

In den anderen Bundesländern können neben digitalen Flächenwidmungsplänen 
auch (noch) analoge Flächenwidmungspläne erstellt werden. § 1 Abs. 5 Ktn GplG 
normiert zunächst, dass die zeichnerische Darstellung der im Flächenwidmungsplan 
festzulegenden und ersichtlich zu machenden Flächen sowie der Sonderwidmungen 
mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung zulässig ist. Bei einer zeichneri-
schen Darstellung des Flächenwidmungsplanes mittels automationsunterstützter Da-
tenverarbeitung dürfen nach der Ktn Planzeichenverordnung die Planzeichen von 
den in der Verordnung festgelegten Zeichen nur insoweit abweichen, als dies tech-
nisch unumgänglich ist.  
Die NÖ Planzeichenverordnung 2002 regelt Form und Ausführung des Flächenwid-
mungsplanes, wobei sowohl digitale als auch analoge örtliche Raumordnungspro-
gramme, die als wesentlichen Inhalt den Flächenwidmungsplan haben, den Bestim-
mungen der Planzeichenverordnung zu entsprechen haben. Flächenwidmungspläne 
können demnach sowohl digital als auch analog erstellt werden, wobei eine amtliche 
DKM jedenfalls als Plangrundlage zu verwenden ist, wenn eine solche angelegt wur-
de. 
Nach § 3 Oö Planzeichenverordnung findet sich bezüglich digitaler Flächenwid-
mungsplan lediglich der Hinweis, dass für die digitale Erstellung von Flächenwid-
mungsplänen, wenn keine Planzeichen in der entsprechenden Verordnung enthalten 
sind, Planzeichen sinngemäß entwickelt werden können. 
In Slbg ist die Erstellung von Flächenwidmungsplänen sowohl in analoger als auch 
digitaler Form möglich. Die Planzeichen in digitalen Flächenwidmungsplänen dürfen 
nur im technisch unumgänglichen Maß abweichen.  
Die Vlbg Planzeichenverordnung 1996 gilt grundsätzlich für Flächenwidmungspläne 
(und Bebauungspläne), die digitaler Form erstellt wurden, da laut den Übergangsbe-
stimmungen für analoge Flächenwidmungspläne die Planzeichenverordnung 1975 
weiter gilt. Nach der Vlbg Planzeichenverordnung 1996 sind allerdings die Flächen-
widmungspläne in analoger Form (in dreifacher Ausfertigung auf unterzeichneten 
Einzelblättern) der Landesregierung zu übermitteln.  
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Graphische Darstellung und Kartengrundlagen 
Als Grundlagen für den Flächenwidmungsplan ist nach allen Planzeichenverordnun-
gen die Katastralmappe anzuwenden, wobei in einigen Ländern Flächenwidmungs-
pläne ausdrücklich auf Grundlage der digitalen Katastralmappe (DKM) herzustellen 
sind. 

Übersicht 12: Grundlagen des Flächenwidmungsplanes 

Bundesland Kartengrundlage  Format bei Vorlage an die Landesregierung 
Burgenland DKM Digitaler Datensatz laut Technischem Handbuch 
Kärnten Katastralmappe Lichtpausen oder Plandrucke 

Digitaler Datensatz in einem bestimmten Format 
Niederösterreich Katastralmappe 

DKM (wenn verfügbar) 
Planblätter mit bestimmtem Format 
DKM-Daten in unveränderter digitaler Form 

Oberösterreich Katastralmappe Lichtpausen oder Plandrucke 
Salzburg Katastralmappe bzw. DKM Schwarz-Weiß-Ausdruck 

Digitaler Datensatz in einem bestimmten Format 
Steiermark DKM ArcInfo-Export-Format 
Tirol DKM DXF- oder ESRI-Format 
Vorarlberg Katastralmappe Einzelblätter im Ausmaß von 50 x 50 cm 
Wien -- -- 

Nach § 1 Bgld Planzeichenverordnung ist der Flächenwidmungsplan für das gesamte 
Gemeindegebiet ausschließlich auf Grundlage der DKM herzustellen. Für die graphi-
sche Darstellung sind nach der Bgld Planzeichenverordnung die in der Anlage und 
im „technischen Handbuch zur digitalen Planzeichenverordnung“ enthaltenen Plan-
zeichen zu verwenden. 
Wird ein Flächenwidmungsplan digital erstellt, so ist nach § 6 Abs. 2 Ktn Planzei-
chenverordnung neben einer zeichnerischen Ausfertigung ein vollständiger Daten-
satz des digitalen Flächenwidmungsplanes im Format der vom Amt der Ktn Landes-
regierung definierten Schnittstelle zu übermitteln.  
Bei der digitalen Erstellung des Flächenwidmungsplanes darf nach der Slbg Planzei-
chenverordnung ausschließlich die digitale Katastralmappe (DKM) verwendet wer-
den. Bei digitalen Flächenwidmungsplänen ist dem Amt der Slbg Landesregierung 
neben einer kopiefähigen Darstellung (Schwarz-Weiß-Ausdruck) ein vollständiger 
Datensatz an einer vom Amt der Slbg Landesregierung zu definierenden Schnittstelle 
auszufolgen. 
Bei einer digitalen Erstellung des Flächenwidmungsplanes darf nach § 6 Stmk Plan-
zeichenverordnung ausschließlich die amtliche DKM verwendet werden. Die Quelle 
für die DKM-Daten sowie der Stand der DKM sind auf der Planausfertigung und im 
Info-File des Datensatzes des Flächenwidmungsplanes anzugeben. Digital erstellte 
Pläne sind der Landesregierung nach § 8 Stmk Planzeichenverordnung auf einem 
Datenträger in ArcInfo-Export-Format vorzulegen. Dabei sind die in der Verordnung 
festgelegten technischen Definitionen zu verwenden, wobei der Datensatz neben 
den Ebenen gemäß Schnittstellendefinition auch ein Informationsfile zu enthalten 
hat. Die Verordnung enthält als Anlage eine umfangreiche Datenschnittstellenbe-
schreibung, die den problemlosen Austausch von Geodaten zwischen Planern, Ge-
meinden und dem Land ermöglichen soll. Die Stmk Planzeichenverordnung enthält 
zusätzlich technische Details für die digitale Erstellung von Flächenwidmungsplänen, 
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insbesondere für die Erfassung von flächenhaften, linienförmigen, punktförmigen und 
sonstigen Ausweisungen und Elementen. 
Die Planinhalte sind nach der Tiroler Planzeichenverordnung 2004 ausschließlich auf 
Grundlage der DKM zu erstellen und der Landesregierung in digitaler Form in DXF- 
oder ESRI-Format vorzulegen, wobei die in der Anlage festgelegten digitalen Daten-
strukturen anzuwenden sind. 
Als Plangrundlage sind nach § 1 Abs. 1 Vlbg Planzeichenverordnung für Flächenwid-
mungspläne Verkleinerungen der Katastermappe im Maßstab 1:5.000 zu verwenden.  

Übersicht 13: Möglichkeiten zur Einsichtnahme und Hinterlegung 

Bundesland Möglichkeiten zur Einsichtnahme Hinterlegung 
Burgenland Zur allgemeinen Einsicht (während der Amtsstunden) 

im Gemeindeamt (Magistrat) 
Amt der Landesregierung 
Bezirksverwaltungsbehörde 

Kärnten Zur allgemeinen Einsicht (während der Amtsstunden) 
beim Gemeindeamt (Magistrat) 

(Amt der) Landesregierung 
Bezirkshauptmannschaft 

Niederösterreich Zur allgemeinen Einsicht (während der Amtsstunden) 
beim Gemeindeamt (Magistrat) 

Amt der Landesregierung 
Bezirksverwaltungsbehörde 
Zuständiges Vermessungs-
amt 

Oberösterreich Zur Einsicht beim Gemeindeamt (Magistrat) 
Übersichtsplan samt Verzeichnis der Änderungen 

Amt der Landesregierung 

Salzburg Zur allgemeinen Einsichtnahme (während der Amts-
stunden) im Gemeindeamt (Magistrat) 

Landesregierung 
Bezirkshauptmannschaft 
Regionalverband 

Steiermark Zur allgemeinen Einsicht (während der Amtsstunden) 
beim Gemeindeamt (Magistrat) 

Landesregierung 

Tirol Zur allgemeinen Einsicht (während der Amtsstunden) 
im Gemeindeamt 

Landesregierung 

Vorarlberg Für jedermann zur Einsicht im Gemeindeamt (wäh-
rend der Amtsstunden)  

Landesregierung 

Wien -- Magistrat 

3.1.4.4. Möglichkeiten der Einsichtnahme und Hinterlegung 
In allen Bundesländern ist der rechtskräftige und aktuelle Flächenwidmungsplan 
beim Gemeindeamt bzw. beim Magistrat bei Städten mit eigenem Statut für die All-
gemeinheit zur Einsicht aufzulegen. 
Grundsätzlich gehen die Bestimmungen in den Raumordnungsgesetzen von einem 
analogen Plandokument aus, das während der Amtsstunden eingesehen werden 
kann. Eine computerunterstützte Übermittlung digitaler Flächenwidmungsplandaten 
an die Allgemeinheit ist im Raumordnungsrecht nicht geregelt. Teilweise sind den 
jeweiligen Behörden mehrere Ausfertigung des Flächenwidmungsplanes vorzulegen, 
was offensichtlich auf analoge Plandokumente schließen lässt. Nach § 18 Bgld RplG 
ist beispielsweise der rechtskräftige Flächenwidmungsplan im Gemeindeamt (Magist-
rat) zur allgemeinen Einsicht zugänglich zu halten. Je eine Ausfertigung ist beim Amt 
der Landesregierung und bei der Bezirksverwaltungsbehörde aufzubewahren, wobei 
bei diesen Behörden Möglichkeiten zur Einsichtnahme nicht ausdrücklich festgelegt 
sind. 
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Als Besonderheit hat nach § 20 Oö ROG ein Übersichtsplan samt einem Verzeichnis 
der Änderungen den jeweils letzten Stand des Flwp auszuweisen. 

3.1.4.5. Normadressaten  
Aufgrund der umfangreichen Inhalte und weit reichenden Rechtswirkungen des Flä-
chenwidmungsplanes ist der Adressaten-, Betroffenen- und Interessiertenkreis aus-
gesprochen groß. Auch wenn als eigentliche Normadressaten grundsätzlich die 
Grundeigentümer bestimmt sind, haben darüber hinaus weitere Institutionen und (na-
türliche und juristische) Personen Interesse an den Inhalten von Flächenwidmungs-
plänen. So ist beispielsweise allein über die Auflage des Flächenwidmungsplanes 
nach § 21 Vlbg RplG neben dem Amt der Vlbg Landesregierung, das Militärkom-
mando Vorarlberg, die Agrarbezirksbehörde, die zuständige Bergbehörde, die forst-
technische Abteilung für Wildbach- und Lawinenverbauung, das Landeswasserbau-
amt, alle angrenzenden Gemeinden und sonstigen öffentlichen Dienststellen, deren 
Belange durch den Flächenwidmungsplan wesentlich berührt werden, zu verständi-
gen. 

3.1.5. Bebauungsplan 
Der Bebauungsplan, der in Niederösterreich und Wien in der Bauordnung, in Kärnten 
im Gemeindeplanungsgesetz, sonst durch die Raumordnungsgesetze geregelt wird 
(sieh Übersicht ...), legt Einzelheiten der Bebauung für die im Flächenwidmungsplan 
als Bauland ausgewiesenen Flächen fest. Die Bebauungspläne sind in allen Ländern 
dem örtlichen Entwicklungskonzept und dem Flächenwidmungsplan hierarchisch 
nachgeordnet und dürfen diesen Plänen nicht widersprechen. Bebauungspläne wer-
den als Verordnungen erlassen und werden in den meisten Bundesländern auch als 
Teilbebauungspläne für ausgewählte Bereiche erstellt und sind in der Regel für die 
als Bauland gewidmeten Flächen vorgesehen. Im Gegensatz zum Flächenwid-
mungsplan, der für das ganze Gemeindegebiet erstellt wird, werden Bebauungs-
pläne somit in der Regel nur für Teilflächen (im Baugebiet) ausgearbeitet.  

3.1.5.1. Behörden 
Die zuständigen Behörden im Verfahren zur Erstellung eine Bebauungsplanes sind 
grundsätzlich die gleichen wie beim Flächenwidmungsplan, wobei der Gemeinderat 
bzw. die Gemeindevertretung den Bebauungsplan zu beschließen hat (vgl. § 23 Bgld 
RplG, § 26 Ktn GplG, § 72 NÖ BO, § 33 Oö ROG, § 38 Slbg ROG, § 27 Stmk ROG, 
§ 65 TROG, § 28 Vlbg RplG, § 1 WBO). 
Unterschiedlich zum Flächenwidmungsplan ist allerdings in einigen Ländern für den 
Bebauungsplan keine aufsichtsbehördliche Genehmigung durch die Landesregierung 
erforderlich bzw. nur dann, wenn durch die Festlegungen im Bebauungsplan überört-
liche Interessen berührt werden (vgl. OÖ, Stmk, Tirol). 
Nach § 26 Abs. 2 Ktn GplG bedarf der Bebauungsplan zu seiner Rechtswirksamkeit 
der Genehmigung der Bezirksverwaltungsbehörde.  

3.1.5.2. Planerische Festlegungen 
Bebauungspläne stellen das Hauptinstrument für die Regelung der baulichen Nut-
zung und Gestaltung eines Gebietes dar. Sie haben die Aufgabe, die zweckmäßige 
und geordnete Bebauung durch die Festlegung baulicher Gestaltungskriterien zu 
bewirken. Bei Berücksichtigung aller Ziel- und Aufgabendefinitionen der einzelnen 
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Länder ergeben sich insgesamt drei wesentliche Aufgaben für den Bebauungsplan, 
die jedoch unterschiedlich formuliert werden: 

• Nähere Erläuterung bzw. Detaillierung des Flächenwidmungsplanes  
Die allgemeinen Nutzungsfestlegungen des Flwp, die eine erhebliche Bandbreite 
von Bauführungen, insbesondere was die Größendimensionen betrifft, ermögli-
chen, werden durch die Bebauungspläne zusätzlich beschränkt. 

• Steuerung der räumlichen Gestaltung  
Der Bebauungsplan regelt unter anderem die konkrete Situierung eines Bauvor-
habens auf einer Liegenschaft, die zulässigen Größen- und Höhenentwicklungen 
(quantitative Aussagen der räumlichen Planung) sowie Kriterien zur Gestaltung. 

• Regelung der Erschließung  
Die näheren Bestimmungen für die verkehrliche Erschließung werden durch den 
Bebauungsplan bestimmt. 

Bezüglich der Inhalte des Bebauungsplanes ist zwischen verpflichtend vorgesehenen 
und möglichen Inhalten zu unterscheiden, wobei diesbezüglich die Regelungen in 
den Ländern erheblich variieren. Wesentliche Inhalte sind vor allem: 
• Bau(flucht)linien, 
• Straßenfluchtlinien,  
• Bebauungsweisen (offen, geschlossen, gekuppelt),  
• Bebauungsdichte, Geschossflächenzahlen,  
• Gebäudehöhe, 
• gestaltungsspezifische Bestimmungen (nähere Bestimmungen zur Gliederung und Gestaltung 

der Baulichkeiten). 

Als mögliche Inhalte listen die jeweiligen Landesgesetze umfangreiche Bestimmun-
gen auf, aus denen je nach räumlichen Gegebenheiten und Regelungsabsicht von 
der Planungsbehörde ausgewählt werden kann. So dürfen nach § 69 Abs. 2 NÖ BO 
neben den verpflicht vorgeschriebenen Inhalten folgende Regelungen im Bebau-
ungsplan vorgesehen werden: 
• Schutzzonen für einen baukünstlerisch oder historisch erhaltungswürdigen Baubestand, 
• sonstige erhaltungswürdige Altortgebiete, 
• die harmonische Gestaltung (§ 56) der Bauwerke in Ortsgebieten, 
• Baufluchtlinien, 
• Mindestmaße von Bauplätzen, 
• Bebauungsdichte oder höchstzulässige Geschoßflächenzahl, 
• Freiflächen und deren Ausgestaltung, 
• Anbaupflicht an Straßen- oder Baufluchtlinien sowie an Grundstücksgrenzen, 
• Straßenfluchtlinien, an denen Ein- und Ausfahrten aus Gründen der Sicherheit, Leichtigkeit und 

Flüssigkeit des Verkehrs nicht zugelassen oder an besondere Vorkehrungen gebunden werden, 
• die Lage und das Ausmaß von privaten Abstellanlagen sowie eine höhere als die nach § 63 Abs. 

1 festgelegte Anzahl von Stellplätzen, 
• das Verbot der Errichtung von Tankstellen und Abstellanlagen für Kraftfahrzeuge in Schutzzonen 

und erhaltungswürdigen Altortgebieten, sowie der regelmäßigen Verwendung von Grundstücken 
oder Grundstücksteilen als Stellplätze für Fahrzeuge und Anhänger, 

• die Anordnung und Ausgestaltung von Fußgängerzonen und dazugehörigen Abstellanlagen für 
Kraftfahrzeuge, 

• die Gestaltung der Einfriedung von Grundstücken gegen öffentliche Verkehrsflächen oder Parks, 
die Verpflichtung zum Bau solcher Einfriedungen oder deren Verbot, 
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• das Gebot der Herstellung von Arkaden für Durchgänge oder von Durchfahrten, wenn dies zur 
Ortsbildgestaltung erforderlich ist, 

• die Anordnung und Gestaltung oder das Verbot von Nebengebäuden und von Anlagen, deren 
Verwendung der von Gebäuden gleicht, 

• die Anordnung und Gestaltung oder das Verbot von Werbeanlagen, 
• das Gebot oder Verbot der Änderung der Höhenlage des Geländes, 
• ein erhöhter baulicher Schallschutz der Außenbauteile. 

Teilweise sind Festlegungen überörtlicher Raumpläne und des Flächenwidmungs-
planes sowie Grundstücksnummern- und -grenzen nach dem Stand der Katastral-
mappe im Bebauungsplan ersichtlich zu machen (z.B. NÖ).  
Die wesentliche Rechtswirkung entfaltet der Bebauungsplan im projektbezogenen 
Bauverfahren, da in der Regel die Zustimmung zu einem Antrag auf Bauplatzerklä-
rung bzw. Baubewilligung die Übereinstimmung mit dem Bebauungsplan voraussetzt. 
Die Bestimmungen des Bebauungsplanes werden von der Baubehörde im Bauver-
fahren geprüft. Unzulässig sind bewilligungspflichtige Bauführungen, die den Be-
stimmungen des Bebauungsplanes widersprechen. 

3.1.5.3. Planungs- und Erstellungspflicht 
Grundsätzlich bestimmen die meisten Bundesländer, dass für die als Bauland ge-
widmeten Flächen mit Verordnung Bebauungspläne zu erlassen sind. Die Gemein-
den sind allerdings vielfach dazu übergegangen, Bebauungspläne nicht mehr allge-
mein und „auf Vorrat“ zu erlassen, sondern erst aufgrund konkreter Projektabsichten 
und in Absprache mit den Projektwerbern planerisch tätig zu werden. Einige Gesetz-
geber haben auf die geringe Anwendungsbereitschaft der Gemeinden mit einer 
zweistufigen Bebauungsplanung reagiert, die den Gemeinden nunmehr eine diffe-
renzierte Vorgangsweise ermöglicht. Während allgemeine Vorgaben, wie Fluchtli-
nien, Bebauungsdichte oder Bebauungshöhe in einer Grundstufe festgelegt werden, 
der tatsächlich eine langfristige Orientierungsfunktion für einen größeren Teil des 
Gemeindegebietes zukommt, können in einem ergänzenden Bebauungsplan oder in 
einer Aufbaustufe detaillierte Regelungen vorgenommen werden (vgl. Slbg, Tirol).  
In einigen Bundesländern (Slbg, Tirol und Wien) ist die Erteilung einer Baubewilli-
gung nur möglich, wenn Bebauungspläne vorliegen. In diesen Ländern ist somit die 
Erstellung eines Bebauungsplanes Voraussetzung für die Erteilung einer Baubewilli-
gung. Einige Bundesländer schreiben für besonders sensible Bereiche bzw. Nutzun-
gen die Erlassung von Bebauungsplänen vor. Nach § 24 Abs. 3 Ktn GplG ist bei-
spielweise ein Teilbebauungsplan jedenfalls für unbebaute Teile des Baulandes oder 
für Aufschließungsgebiete mit mehr als 10.000 m² zu erlassen. In Baugebieten für 
Einkaufszentren sind nach § 27 Abs. 1a Stmk ROG jedenfalls Bebauungspläne auf-
zustellen. 

3.1.5.4. Darstellung und Grundlagen 
Die Erstellung der Bebauungspläne hat den formalen Anforderungen der jeweiligen 
Planzeichenverordnungen der Länder zu folgen, wobei einzelne Bundesländer eige-
ne Planzeichenverordnungen für Bebauungspläne erlassen haben, während andere 
Länder die Planzeichen für Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne in einer 
Planzeichenverordnung normieren (z.B. Tirol, Vlbg). Lediglich das Burgenland, die 
Steiermark und Wien bestimmen für Bebauungspläne keine Planzeichenverordnung. 
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Digitale Erstellung von Bebauungsplänen 
Planzeichenverordnungen differenzieren bei Erstellung von Bebauungsplänen in der 
Regel nicht detailliert zwischen digitaler und analoger Form und Darstellung. Einzel-
ne Planzeichenverordnungen unterscheiden überhaupt nicht zwischen analoger und 
digitaler Erstellung (z.B. NÖ, Oö), was zur Folge hat, dass insbesondere für die digi-
tale Erstellung keine besonderen Bestimmungen gelten und der Bebauungsplan je-
denfalls analog vorliegen muss. Vielfach können Bebauungspläne sowohl analog als 
auch digital erstellt werden, wobei einzelne Bundesländer bestimmen, dass die Plan-
zeichen bei digital erstellten Bebauungsplänen von den analogen Planzeichen nur 
unwesentlich abweichen dürfen.  
Eine Verpflichtung zur ausschließlich digitalen Erstellung von Bebauungsplänen be-
stimmt lediglich die Tiroler Planzeichenverordnungen 2004. Die Vlbg Planzeichen-
verordnung 1996 gilt ausschließlich für digitale Bebauungspläne (und Flächenwid-
mungspläne), wobei für nicht digitale Bebauungspläne die alte Planzeichenverord-
nung weiter Gültigkeit hat. 

Graphische Darstellung und Kartengrundlagen 
Die Planzeichenverorderungen bestimmen grundsätzlich einheitlich, dass Bebau-
ungspläne auf der Grundlage von Katastralmappenblättern zu erstellen sind. Bei digi-
taler Erstellung von Bebauungsplänen darf als Plangrundlage in der Regel aus-
schließlich die digitale Katastralmappe (DKM) verwendet werden. Die Quelle für die 
DKM-Daten ist auf der Plangrundlage in einzelnen Bundesländern anzugeben. 
Drüber hinaus bestimmt beispielsweise § 2 Abs. 2 Oö Planzeichenverordnung für 
den Bebauungsplan sowie § 1 Abs. 4 der Slbg Darstellungsverordnung für Be-
bauungspläne, dass die Plangrundlage für Gebiete mit stärkeren Geländeneigungen 
Höhenschichtlinien mit einer dem Planungsmaßstab entsprechenden Äquidistanz zu 
enthalten hat. 
Nach § 1 Ktn Planzeichenverordnung sind für Teilbebauungspläne als Plangrundla-
gen „lichtechte Reproduktionen der Katastermappe“ zu verwenden sind. § 2 Abs. 4 
Ktn Planzeichenverordnung für Teilbebauungspläne bestimmt, dass bei der zeichne-
rischen Darstellung der im Teilbebauungsplan festzulegenden Bebauungsbedingun-
gen mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung die Planzeichen von den in 
der Verordnung festgelegten nur insoweit abweichen dürfen, als dies technisch un-
umgänglich ist. 
Der Plandarstellung des Bebauungsplanes sind nach § 1 Abs. 1 der NÖ Verordnung 
über die Ausführung des Bebauungsplanes eine Kopie der Katastralmappe mit deut-
lich erkennbaren Grundstücksgrenzen und -nummern und die darauf zu übertragen-
den Festlegungen und Ersichtlichmachungen des Flächenwidmungsplanes zugrunde 
zu legen. 
Nach § 1 Abs. 1 Tiroler Planzeichenverordnung ist für die Erstellung der Bebauungs-
pläne die ergänzende Verwendung von vermessungstechnischen Naturstandsauf-
nahmen zulässig. 

3.1.5.5. Möglichkeiten der Einsichtnahme und Hinterlegung 
Für die Bebauungspläne gelten grundsätzlich die gleichen Bestimmungen für die 
Einsichtnahme und Hinterlegung wie für Flächenwidmungspläne. Jedenfalls sind Be-
bauungspläne im Gemeindeamt zur allgemeinen Einsicht zugänglich zu halten. 

 116



Rechtsvorschriften für Geodaten in Österreich 

3.1.6. Örtliches Entwicklungskonzept 
Das örtliche Entwicklungskonzept müsste planungssystematisch eigentlich vor dem 
Flächenwidmungsplan und Bebauungsplan dargestellt werden, da in nahezu allen 
Ländern dem Flächenwidmungsplan und Bebauungsplan das örtliche Entwicklungs-
konzept als strategisches Planungsinstrument vorangestellt wird. Allerdings hat das 
örtliche Entwicklungskonzept im Zusammenhang mit Geodaten in der Regel geringe-
re Relevanz als insbesondere der Flächenwidmungsplan, da durch das örtliche Ent-
wicklungskonzept vor allem Ziele sowie die entsprechenden Maßnahmen festgelegt 
werden, die nur teilweise unmittelbaren Raumbezug haben. 
Die rechtlichen Grundlagen des örtlichen Entwicklungskonzeptes sind die Raumord-
nung- bzw. Raumplanungsgesetz, das Ktn Gemeindeplanungsgesetz oder eigene 
Verordnungen (insb. Landesentwicklungsprogramm im Bgld). 
Die Gesetzgeber verwenden für dieses Instrument unterschiedliche Bezeichnungen: 
• Bgld, Ktn, Oö, Stmk: Örtliches Entwicklungskonzept 
• Slbg, Vlbg: Räumliches Entwicklungskonzept 
• Tirol: Örtliches Raumordnungskonzept 
• NÖ: Örtliches Raumordnungsprogramm (und Entwicklungskonzept) 
• Wien (nicht in der WBO verankert: Stadtentwicklungsplan, Strategieplan) 

Die Rechtsstellung des örtlichen Entwicklungskonzeptes, also das Verhältnis zu den 
anderen Planungsinstrumenten, ist in den Ländern unterschiedlich geregelt. 
• Bgld: Kein eigenständiges Instrument; 
• Niederösterreich: Das örtliche Raumordnungsprogramm enthält ein Entwicklungskonzept, in dem 

die langfristigen Ziele festgelegt werden, und als wesentliche Maßnahme den Flächenwidmungs-
plan; 

• Oberösterreich: Das örtliche Entwicklungskonzept ist Bestandteil des Flwp; 
• Wien: keine gesetzliche Grundlage; 
• Alle anderen Länder: Eigenständiges Instrument der örtlichen Raumplanung. 

Das örtliche Entwicklungskonzept wird vom Gemeinderat entweder als Verordnung 
(in Niederösterreich, Oberösterreich, Tirol) oder als Gemeinderatsbeschluss (in Kärn-
ten, Salzburg und der Steiermark) erlassen, wobei in der Stmk das örtliche Entwick-
lungskonzept mit Zweidrittelmehrheit zu beschließen ist.  

3.1.6.1. Inhalte 
Die Raumordnungsgesetze bestimmen die Inhalte des örtlichen Entwicklungs-
konzeptes im Verhältnis zum Flächenwidmungs- und Bebauungsplan kurz und all-
gemein. Dem örtlichen Entwicklungskonzept, das aus dem Wortlaut und den ergän-
zenden planlichen Darstellung besteht, kommt die Aufgabe zu, ein Orientierungs- 
und Handlungsrahmen mit einem längerfristigen Zeithorizont für die Ge-
meindeplanung zu sein. Als allgemeine Zielsetzung werden durch das räumliche 
Entwicklungskonzept insbesondere bestimmt: 
• Generelle Leitlinie für die räumliche Entwicklung einer Gemeinde  
• Orientierungs- und Handlungsrahmen  
• Schnittstelle zwischen überörtlicher und örtlicher Raumplanung 
• Bindeglied der Gemeinde zum Umland 
• Koordination aller planungsrelevanten Sachbereiche in einer Gemeinde 
• Zusammenfassung von Einzelplanungen (Siedlung, Verkehr, Landschaft, Wirtschaft). 
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Die Inhalte örtlicher Entwicklungskonzepte werden in den Raumordnungsgesetzen 
eher grundsätzlich beschrieben. Das räumliche Raumordnungskonzept hat ausge-
hend von den Ergebnissen der Grundlagenforschung die angestrebten Ziele der Ge-
meindeplanung und die erforderlichen Maßnahmen zu bezeichnen. Somit werden in 
der Praxis in Plänen lediglich Teilbereiche der planerischen Maßnahmen abgebildet, 
während andere Maßnahmen beispielsweise zur Wirtschaftsförderung, zur Bevölke-
rungsentwicklung, Siedlungsgestaltung oder zur sozialen Integration in Textform ab-
gefasst sind und für das gesamte Gemeindegebiet gelten. Durch die Raumord-
nungsgesetze wird in der Regel nicht bestimmt, welche Inhalte von örtlichen Entwick-
lungskonzepten jedenfalls planlich darzustellen sind. 
Eine wichtige Unterscheidung bei der Plandarstellung im Rahmen örtlicher Entwick-
lungskonzepte sind planliche Darstellungen von Grundlagen bzw. von Entwicklungs-
zielen und Maßnahmen. So wird auch in Slbg (Handbuch „Raumordnung Salzburg“) 
zwischen Strukturplänen, in denen die Ergebnisse der Strukturuntersuchung darge-
stellt werden (z.B. Strukturpläne für Freiraum, Siedlung, Verkehr, technische Infra-
struktur), und Leitbilder, die ergänzende planliche Darstellungen zu den Entwick-
lungszielen und Maßnahmen bilden (z.B. Freiraumleitbild, Siedlungsleitbild, Ver-
kehrsleitbild, technisches und soziales Infrastrukturleitbild), unterschieden. 
Grundsätzlich werden in Plänen vielfach folgende in den Gesetzen vorgeschriebene 
Inhalte dargestellt, die sich auf Grundlagenforschung, Ziel und Maßnahmen beziehen 
können: 
• Zu sichernde und erhaltende Freiräume, von einer Bebauung freizuhaltende Bereiche 
• Gliederung des Baulandes und zeitliche Abfolge der Widmung des Baulandes 
• Ausgestaltung des Verkehrswegenetzes 
• Erforderliche Gemeindebedarfseinrichtungen 

Freilich ist auch bei diesen Inhalten in der Praxis festzustellen, dass diesbezügliche 
Maßnahmen teilweise nur in Textform festgelegt werden (z.B. keine weitere Bau-
landausweisung nördlich der xy-Straße). Darüber hinaus sind keineswegs alle Plan-
inhalte planzellenscharf festgelegt mit einem eindeutig abgrenzbaren räumlichen Gel-
tungsbereich. Vielfach haben planerische Darstellungen in örtlichen Entwicklungs-
konzepten Hinweischarakter und eine Orientierungsfunktion und sind im Flächen-
widmungsplan zu konkretisieren. 
In einigen Bundesländern können ergänzend Sachbereichskonzepte erlassen wer-
den, die bei einem entsprechenden Regelungsbedarf spezielle Maßnahmen insbe-
sondere zum Verkehr, Freiraum, Umweltschutz usw. enthalten. Besondere Inhalte 
von örtlichen Entwicklungskonzepten, die ausdrücklich durch die einzelnen Raum-
ordnungsgesetze als zentrale Inhalte bestimmt werden können beispielsweise lufthy-
gienische Sanierungsgebiete (Stmk), Vorranggebiete für den Fremdenverkehr (Ktn) 
oder Neuaufforstungsgebiete (Oö) sein. 
Als Rechtswirkung ist vor allem die Selbstbindung der Gemeinde von Bedeutung. 
Das räumliche Entwicklungskonzept stellt eine Arbeitsvoraussetzung für die Erlas-
sung weiterer Raumpläne auf Gemeindeebene dar und bildet einen konkretisie-
rungsbedürftigen Rechtsakt, der erst durch die darauf aufbauende Flächenwid-
mungs- und Bebauungsplanung für Bürgerinnen und Bürger verbindlich wird. Je 
nach Regelungsintensität kann insbesondere die Privatwirtschaftsverwaltung der Ge-
meinde besondere Vorgaben durch das örtliche Entwicklungskonzept erhalten. Die 
rechtswirksamen Planungen des Bundes und der Länder sind bei der Erstellung örtli-
cher Entwicklungskonzepte jedenfalls zu berücksichtigen. 
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3.1.6.2. Planungs- und Erstellungspflicht 
Die meisten Raumordnungsgesetze verpflichten die Gemeinden örtliche Entwick-
lungskonzepte zu erstellen. Lediglich in Vlbg „sollen“ die Gemeinden räumliche Ent-
wicklungskonzepte erstellen. 

3.1.6.3. Darstellung und Grundlagen 
Grundsätze für die Darstellung von örtlichen Entwicklungskonzepten sind nur selten 
rechtlich normiert. Nach § 2 Abs. 2 Ktn GplG ist beispielsweise die zeichnerische 
Darstellung der im örtlichen Entwicklungskonzept getroffenen Aussagen mittels au-
tomationsunterstützter Datenverarbeitung zulässig. 
In Tirol enthält die Planzeichenverordnung 2004 Bestimmungen für die Erstellung 
und Darstellung der Pläne der örtlichen Raumordnungskonzepte, die grundsätzlich in 
digitaler Form auf Grundlage der DKM zu erstellen sind.  

3.2. Naturschutzrechtliche Bestimmungen 
Durch das Naturschutzrecht wird eine Vielzahl von raumrelevanten Bestimmungen 
getroffen, insbesondere bezüglich Grundlagenforschungen und Bestandsaufnahmen 
sowie flächenhaften Schutzbereichen. Jedoch sind die formalen Anforderungen, ins-
besondere ob die räumlichen Festlegungen in digitaler oder analoger Form erfolgen 
müssen, in den Naturschutzgesetzen der Bundesländer nicht geregelt. 

3.2.1. Rechtliche Grundlagen des Naturschutzes 
Die rechtlichen Grundlagen für natur- und landschaftsschutzfachliche Festlegungen 
sind die Naturschutzgesetze der Länder. Natur- und Landschaftsschutz fallen, da sie 
nicht in den Kompetenzartikel der Bundesverfassung enthalten sind, gemäß der Ge-
neralklausel des Art 15 Abs. 1 B-VG hinsichtlich Gesetzgebung und Vollziehung in 
die Kompetenz der Länder. 
Alle Länder haben Naturschutzgesetze erlassen, die sie freilich unterschiedlich be-
zeichnen. Darüber hinaus haben einzelne Länder Durchführungsverordnungen er-
lassen, durch welche die gesetzlichen Bestimmungen konkretisiert werden. Zusätz-
lich werden in einigen Bundesländern die Unterschutzstellung und die Dokumentati-
on von Höhlen in eigenen Höhlen(schutz)gesetzen geregelt.  
Die Bundesländer haben folgende Naturschutzgesetze erlassen: 
• Burgenländisches Naturschutz- und Landschaftspflegegesetz 1990   

LGBl. für Bgld. Nr. 1/94 idF. 32/2001 
• Kärntner Naturschutzgesetz 2002  

LGBl. für Ktn. Nr. 79/2002 
• NÖ Naturschutzgesetz 2000  

LGBl. für NÖ Nr. 5500-3 
• NÖ Höhlenschutzgesetz  

LGBl. für NÖ Nr. 5510-2 
• Oö Natur- und Landschaftsschutzgesetz 2001  

LGBl. für Oö Nr. 129/01 idF. 24/2004. 
• Salzburger Naturschutzgesetz 1999  

LGBl. für Slbg Nr. 73/99 idF. 109/2003 
• Salzburger Höhlengesetz  

LGBl. für Slbg Nr. 63/1985 idF. 46/2001 
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• Steiermärkisches Naturschutzgesetz 1976  
LGBl. für Stmk Nr. 65/76 idF. 38/2003 

• Tiroler Naturschutzgesetz  
LGBl. für Tirol Nr. 33/97 IdF. 89/2002 

• Vorarlberger Gesetz über Naturschutz und Landschaftsentwicklung  
LGBl. für Vlbg Nr. 22/97 idF. 38/2002 

• Wiener Naturschutzgesetz  
LGBl. für Wien Nr. 45/98 idF. 92/2001 

In einer Vielzahl von Verordnungen werden die näheren Bestimmungen insbesonde-
re für die Schutzbereiche festgelegt. 

3.2.2. Behörden 

Übersicht 15: Aufgaben der naturschutzrechtlichen Behörden 

Bundesland Bezirksverwaltungsbehörden Landesregierung Sonstige 
Burgenland Behörde 1. Instanz 

Festlegung von Naturdenkmalen 
Erlassung von 
Schutzgebieten 

Nationalpark durch 
Landesgesetz 

Kärnten Naturschutzrechtliche Behörde 1. 
Instanz 

Erlassung von 
Schutzgebieten 

Gemeinden können 
örtliche Natur-
denkmale erlassen 

Niederösterreich Naturschutzrechtliche Behörde 1. 
Instanz 

Erlassung von 
Schutzgebieten 

Nationalpark durch 
Landesgesetz 

Oberösterreich Naturschutzrechtliche Behörde 1. 
Instanz 

Erlassung von 
Schutzgebieten 

 

Salzburg Verordnung geschützter Landschafts-
teile 

Verordnung von 
Schutzgebieten 

Gemeinden können 
Naturgebilde festle-
gen 
Nationalpark durch 
Landesgesetz 

Steiermark Erklärung von Naturdenkmalen und 
geschützten Landschaftsteilen 

Erlassung von 
Schutzgebieten 

 

Tirol Behörde 1. Instanz 
Erlassung von geschützten Land-
schafteilen, Naturdenkmälern 

Erlassung von 
Schutzgebieten 

Nationalpark durch 
Landesgesetz 

Vorarlberg Behörde 1. Instanz 
Durchführung von Bewilli-
gungsverfahren 

Erlassung von 
Schutzgebieten 

Gemeinden können 
örtliche Schutzgebie-
te erlassen 

Wien 
 

 
 

Erlassung von 
Schutzgebieten 

Nationalpark durch 
Landesgesetz 

Für naturschutzrechtliche Festlegungen ist grundsätzlich in den meisten Bundeslän-
dern die Landesregierung die relevante Behörde, da diese in der Regel durch Ver-
ordnung die verschieden Typen von Schutzgebieten erlassen kann. In Ausnahmefäl-
len können auch die Bezirksverwaltungsbehörden oder Gemeinden naturschutz-
rechtliche Aufgaben im Zusammenhang mit der Festlegung von Schutzgebieten ü-
bernehmen. 

3.2.3. Bestandsaufnahmen und Erhebungspflicht 
Einzelne Naturschutzgesetze bestimmen zunächst Erhebungspflichten über den 
Stand und die Entwicklung der Natur und Landschaft, wobei die Ergebnisse in be-
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stimmten Dokumenten einzutragen sind. Ähnlich wie in den Raumordnungsgesetzen 
verpflichten einzelne Naturschutzgesetze die Landesregierung allgemein zur natur-
räumlichen Datenerhebung. So regelt beispielsweise § 4 Abs. 1 Bgld Naturschutzge-
setz, dass zur Erfassung der für den Natur- und Landschaftsschutz relevanten Berei-
che die Landesregierung eine Naturraumerhebung durchzuführen hat. Diese Erhe-
bung hat den jeweiligen Zustand eines bestimmten Gebietes und die Maßnahmen 
zur Erreichung der Naturschutzziele zu enthalten, wobei Naturhöhlen und speziell 
geschützte Bereiche besonders auszuweisen sind. 
In Niederösterreich hat nach § 3 Abs. 1 NÖ Naturschutzgesetz das Land ein Natur-
schutzkonzept zu erstellen, mit dem umfassende naturschutzfachliche Grundlagen 
und Positionen erarbeitet werden. 

Übersicht 16: Grundlagenerhebung in den Naturschutzgesetzen 

Bundesland Form der Datenerhe-
bung 

Umfang 

Burgenland Naturraumerhebung Natürliche Zustand eines bestimmten Landesteiles 
Ausweisung besonders geschützter Bereiche 

Kärnten -- -- 
Niederösterreich Naturschutzfachliche Grundlagen und Positionen im Rahmen des Naturschutzkon-

zeptes 
Oberösterreich Biotopkartierung Erfassung aller ökologisch wertvollen Lebensräume, 

Erhebung der für die Vielfalt, Schönheit, Eigenheit und den 
Erholungswert der Landschaft wesentlichen Strukturen 
Überwachung der in der FHH-Richtlinie genannten Pflan-
zen- und Tierarten und Lebensräume. 

Salzburg Dokumentation Allgemeine Naturschutzanliegen, einzelne Schutz- und 
Pflegevorhaben, Ergebnisse der Biotopkartierung 

Steiermark Bestandsaufnahmen für Landschaftsrahmenpläne 
Tirol Naturinventar Für den Schutzzweck eines Schutzgebietes bedeutsamen 

Gegebenheiten 
Vorarlberg Erfassung von Informa-

tionen 
wichtige verfügbare Informationen über den Zustand und 
die Entwicklung von Natur und Landschaft 

Wien Naturschutzbericht Darstellung der Aktivitäten der Naturschutzbehörde 

In Oö hat das Land nach § 1 Abs. 8 Naturschutzgesetz zur Erfassung aller ökolo-
gisch wertvollen Lebensräume, zur Erhebung der Vielfalt, Schönheit, Eigenheit und 
den Erholungswert der Landschaft wesentlichen Strukturen eine Biotopkartierung 
durchzuführen. Darüber hinaus sind nach § 1 Abs. 9 Oö Naturschutzgesetz der Er-
haltungszustand der in Art. 2 der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie genannten Pflanzen- 
und Tierarten und Lebensräume zu überwachen. Auch in Salzburg ist eine Biotopkar-
tierung im Naturschutzgesetz vorgeschrieben.  
§ 5 Vlbg Naturschutzgesetz bestimmt, dass vom Naturschutzrat alle drei Jahre ein 
Natur- und Landschaftsbericht der Landesregierung vorzulegen ist. Die Behörden 
und Dienststellen des Landes und der Gemeinden werden verpflichtet, die wichtigen 
verfügbaren Informationen über den Zustand und die Entwicklung von Natur und 
Landschaft zu erfassen. § 1 der Vlbg Naturschutzverordnung verpflichtet die fachlich 
zuständigen Landesdienststellen, den Erhaltungszustand der für den Naturschutz 
bedeutsamen Lebensräume und der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten wissen-
schaftlich zu erheben. 
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Der Wiener Magistrat hat jährlich einen Naturschutzbericht zu erstatten, in dem die 
Aktivitäten der Naturschutzbehörde dargelegt werden. 

3.2.4. Naturschutzberichte und Naturschutzbücher 
Im Zusammenhang mit Datensammlungen im Naturschutz bestimmen einige Natur-
schutzgesetze, dass von den Landesregierungen Naturschutzbücher bzw. Höhlen-
bücher zu führen sind. Es wird durch die Naturschutzgesetze allerdings nicht gere-
gelt, in welcher Form diese Bücher zu erstellen sind. 
In NÖ sind nach § 32 NÖ Naturschutzgesetz bei der Landesregierung und den Be-
zirksveraltungsbehörden je ein Naturschutzbuch zu führen, in dem alle naturschutz-
rechtlichen Verordnungen und Bescheide einzutragen sind. In Oberösterreich hat die 
Landesregierung nach § 47 Oö Naturschutzgesetz ein Landesnaturschutzbuch zu 
führen, das aus Einlageblättern, der Urkundensammlung und Übersichtskarten be-
steht. 
Zur Bestandsaufnahme aller für den Naturschutz maßgeblichen Umstände ist von 
der Salzburger Landesregierung nach § 36 Abs. 3 Naturschutzgesetz ein Land-
schaftsinventar zu erstellen und zu führen. Die Slbg Landesregierung wird dabei er-
mächtigt, die Daten der Biotopkartierung und des Landschaftsinventars automations-
unterstützt zu verarbeiten. Darüber hinaus hat nach § 37 Abs. 1 Slbg Naturschutzge-
setz die Landesregierung ein Naturschutzbuch samt Karten-, Lichtbilder- und Urkun-
densammlung zu führen, in dem jedenfalls alle Schutzgebiete aufgelistet werden. 
En Naturschutzbuch ist von der Landesregierung gemäß § 23 Stmk Naturschutzge-
setz zu führen, in dem alle naturschutzrechtlichen Verordnungen und Bescheide ein-
zutragen sind. Die Eintragungen und Löschungen sind, sofern kein Zugriff auf einen 
aktuellen digitalen Datenbestand besteht, den Bezirkverwaltungsbehörden und Ge-
meinden bekannt zu geben. 
Nach § 30 Tiroler Naturschutzgesetz hat die Landesregierung für Naturschutz- und 
Sondernaturschutzgebiete zur Sicherung der jeweiligen Schutzzweckes ein Naturin-
ventar zu erstellen, in denen alle bedeutsamen Gegebenheiten des betreffenden 
Schutzgebietes enthalten sein müssen. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat nach § 
31 Abs. 7 Tiroler Naturschutzgesetz im Naturdenkmalbuch ein Verzeichnis der im 
Bezirk gelegenen Naturdenkmäler zu führen. 
Neben einem Natur- und Landschaftsbericht, der insbesondere Aussagen über die 
Berücksichtigung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung zu 
enthalten hat, sind nach § 6 Vlbg Naturschutzgesetz von der Landesregierung Inven-
tare von Natur- und Landschaftsräumen zu erstellen. In den Inventaren ist die Art und 
Bedeutung der Natur- und Landschaftsräume sowie mögliche Gefährdungen und 
Abwehrmaßnahmen festzustellen. 
Nach § 32 Wiener Naturschutzgesetz hat die Naturschutzbehörde ein Naturschutz-
buch zu führen, in das sämtliche naturschutzrechtlich geschützten Objekte, Flächen 
und Gebiete einzutragen sind. Diese sind in einem Übersichtsplan (Naturschutzplan) 
ersichtlich zu machen. 
In einigen Bundesländern sind über Höhlen eigene Höhenbücher zu führen, die teil-
weise in eigenen Höhlen(schutz)gesetzen geregelt sind. Über besonders geschützte 
Höhlen und Höhlenteile ist nach § 7 NÖ Höhlenschutzgesetz sowohl bei der Landes-
regierung als auch bei den Bezirksverwaltungsbehörden für den örtlichen Wirkungs-
bereich im Rahmen des Naturschutzbuches ein öffentliches Höhlenbuch zu führen. 
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Für jede Höhle ist eine aus Bestandsblatt, Veränderungsblatt und Beilagen beste-
hende Einlage zu eröffnen.  
Die Slbg Landesregierung hat nach § 17 Slbg Höhlengesetz ein Höhlenregister, in 
dem alle Höhlen mit einer Kennzahl festzuhalten sind, sowie nach § 18 ein Höhlen-
buch zu führen, in dem alle Unterlagen über Maßnahmen in Evidenz zu halten sind. 
In de Stmk sind noch gemäß den Bestimmungen des (ehemaligen) Bundesgesetzes 
zum Schutz vor Naturhöhlen, BGBl. Nr. 169/1928, Höhlenbücher zu führen. 

Übersicht 17: Naturschutzrechtliche Verzeichnisse 

Bundesland Bücher, Berichte Inventare Kartierungen 
Burgenland  Naturraumerhebung  
Kärnten  Naturinventar  
Niederösterreich Naturschutzbuch 

Höhlenbuch 
  

Oberösterreich Landesnaturschutzbuch  Biotopkartierung 
Salzburg Naturschutzbuch 

Höhlenbuch 
Landschaftsinventar Biotopkartierung 

Steiermark Naturschutzbuch 
Höhlenbuch 

  

Tirol Naturdenkmalbuch Naturinventar  
Vorarlberg Natur- und Land-

schaftsbericht 
Inventare von Natur- 
und Landschaftsräumen

 

Wien 
 

Naturschutzbuch 
Naturschutzbericht 

 
 

 
 

3.2.5. Naturschutzrechtliche Instrumente und Maßnahmen 
Zur Umsetzung der Zielvorgaben sind im Naturschutzrecht verschiedene Instrumente 
vorgesehen, die in Schutz- und Pflegemaßnahmen unterteilt werden können. Bei 
Schutzmaßnahmen wird vor allem durch Verbote und Bewilligungspflichten die Erhal-
tung der Natur und Landschaft angestrebt. Eine neuere Entwicklung im Naturschutz-
recht sind Pflegemaßnahmen, die neben der Erhaltung auf die Gestaltung, Förde-
rung von Verbesserungsmaßnahmen und Sanierung von Schäden abzielen. 
Aus Sicht von Geodaten kommt vor allem den Schutzgebieten erhebliche Bedeutung 
zu, da diese in der Regel räumlich abgegrenzt werden und nur innerhalb eines defi-
nierten räumlichen Geltungsbereichs eine bestimmte Rechtswirkung entfalten. Bei 
Instrumenten und Maßnahmen des Naturschutzrechts kann zwischen besonderen 
Schutzgebieten, die durch eigene Verfahren unter Schutz gestellt werden, und gene-
rellen Schutzgebieten unterschieden werden, die durch Gesetz (ohne Verwaltungs-
verfahren) bestimmt werden.  

Genereller Gebietsschutz 
In Bereichen, die generell durch das Naturschutzgesetz geschützt sind, bestehen für 
die im Gesetz aufgezählten Maßnahmen besondere Bewilligungspflichten bzw. sind 
alle oder zumindest schwerwiegende Eingriffe grundsätzlich verboten, auch ohne 
dass die Gebiete als Natur- oder Landschaftsschutzgebiete durch Verordnung der 
Landesregierung geschützt werden. Entsprechende Informationen über die räumli-
che Abgrenzung der entsprechenden Bereiche sind besonders wichtig, zumal diese 
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Flächen keine Verordnungsverfahren (mit den entsprechenden Bestandsaufnahmen) 
durchlaufen und der räumliche Geltungsbereich der festgelegten Einschränkungen 
direkt per Gesetz normiert wird. 
So werden nach dem Vlbg Naturschutzgesetz beispielsweise Gletscher und Alpinre-
gionen, Bereiche von Seen und sonstigen stehenden Gewässern und eines daran 
anschließenden 50 m breiten Uferstreifens sowie Auwälder und Moore, Feuchtgebie-
te und Magerwiesen durch das Naturschutzgesetz geschützt. In Kärnten sind beson-
dere Schutzbestimmungen für Alpinregionen, Gletscher sowie Feuchtgebiete (Moor- 
und Sumpfflächen, Schilf- und Röhrichtbestände sowie Au- und Bruchwälder) be-
stimmt. Nach § 7 Tiroler Naturschutzgesetz bedürfen bestimmte Maßnahmen außer-
halb geschlossener Ortschaften in Bereich von fließenden natürlichen Gewässern 
und von stehenden Gewässern mit einer Wasserfläche von mehr als 2.000 m² sowie 
Auwälder nach § 8 und Feuchtgebiete nach § 9 einer naturschutzrechtlichen Bewilli-
gung. 

Besonderer Gebietsschutz 
Der Erlassung von naturschutzrechtlichen Verordnungen geht jeweils ein umfang-
reiches Verfahren voraus. In einem ersten Teil werden auf Grund von Erhebungen 
und Biotopkartierungen grundsätzliche Abgrenzungskriterien und die anzustrebende 
Schutzintensität festgelegt. Diese zeit- und arbeitsintensiven Erhebungsphasen sind 
erforderlich, da durch naturschutzrechtliche Gebietsfestlegungen langfristige Nut-
zungsbeschränkungen bestimmt werden, die durch die Daten der Bestandsaufnah-
me fachlich ausreichend begründbar sein müssen. Das Verfahren wird in der Regel 
von Amts wegen eingeleitet, kann aber auch auf Antrag von Naturschutzorganisatio-
nen oder Gemeinden erfolgen. Den Vorarbeiten folgt ein Begutachtungsverfahren, 
das den Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme bietet. 
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Übersicht 18: Naturschutzrechtliche Instrumente 

Bundesland Genereller Gebietsschutz Schutzgebiete Sonstiges 
Burgenland Feuchtgebiete Nationalpark 

Naturschutzgebiete 
Europaschutzgebiete 
Landschaftsschutzgebiete
Gesch. Landschaftsteile 
Naturpark, Naturdenkmal 

Geschützte Lebensräume 
Sonderbestimmungen für 
den Neusiedler See 
Schutz von Naturhöhlen 

Kärnten Alpinregionen 
Gletscher 
Feuchtgebiete 
 

Europaschutzgebiete 
Naturschutzgebiete 
Landschaftsschutzgebiete
Naturparke 
(Örtl.) Naturdenkmale 

Höhlenschutz 
Schutzgebietsbezogene 
Sachprogramme 

Niederösterreich  Nationalpark 
Europaschutzgebiet 
Naturschutzgebiet 
Landschaftsschutzgebiet 
Naturdenkmal  
Naturparke 

Naturschutzkonzept 
Höhlenschutz 

Oberösterreich Seen und übrige Gewässer Europaschutzgebiete 
Naturschutzgebiete 
Landschaftsschutzgebiete
Gesch. Landschaftsteile 
Naturdenkmale 

Naturschutzrahmenpläne 
Landschaftspflegepläne 
Bojenpläne 
Höhlenschutz 

Salzburg Feuchtgebiete 
Oberirdisch fließende Ge-
wässer 
Hochwasserabflussbereiche 
Stehende Gewässer 
Alpines Ödland 
Gletscher 

Nationalparke 
Europaschutzgebiete 
Landschaftsschutzgebiete
Naturschutzgebiete 
Naturparke 
Naturdenkmal 
Gesch. Landschaftsteile 

Geschützte Naturgebilde 
von örtlicher Bedeutung 
Baumschutz in der Stadt 
Salzburg 
Landschaftspflegepläne 

Steiermark Stehende und fließende Ge-
wässer sowie Uferschutz 

Nationalparke 
Europaschutzgebiete 
Naturschutzgebiete 
Landschaftsschutzgebiete
Gesch. Landschaftsteile 
Naturdenkmale 

 

Tirol Gewässer 
Auwälder 
Feuchtgebiete 

Nationalpark 
Naturschutzgebiete 
Landschaftsschutzgebiete
Ruhegebiete 
Naturpark 
Gesch. Landschaftsteile 
Naturdenkmäler 

Sonderschutzgebiete 
Naturpflegepläne 

Vorarlberg Gletscher und Alpinregionen 
Seen- und Uferschutz 
Auwälder und Moore, Feucht-
gebiete und Magerwiesen 

Europaschutzgebiete 
Naturschutzgebiete 
Landschaftsschutzgebiete
Ruhezonen 
Naturdenkmale 

Biosphärenparks 
Pflanzenschutzgebiete 
Entwicklungskonzepte 
Höhlen 
Örtliche Schutzgebiete 

Wien  Nationalpark 
Europaschutzgebiete 
Naturschutzgebiete 
Landschaftsschutzgebiete
Gesch. Landschaftsteile 
Naturdenkmäler 

Schutz von Biotopen 
Ökologische Entwick-
lungsflächen 
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Die Naturschutzgesetze der Bundesländer bestimmen eine Vielzahl von Schutzge-
bieten, die je nach Schutzziel Beschränkungen vorsehen und unterschiedliche 
Rechtsformen haben können. So ist beispielweise für Nationalparks in der Regel ein 
eigenes Sondergesetz zum Naturschutzgesetz erforderlich, während die anderen 
Schutzgebiete überwiegend als Verordnungen erlassen werden. Lediglich Natur-
denkmale werden bescheidmäßig festgelegt. 
Darüber hinaus bestimmen einzelne Länder zusätzliche Schutzgebietskategorien, die 
besonderen Schutzbedürfnissen entsprechen, wobei geschützte Landschaftsteile 
und Naturparke in den meisten Ländern als Schutzkategorien vorgesehen sind.  
Nicht behandelt werden die umfangreichen Bestimmungen zum Tier- und Pflanzen-
schutz sowie Mineralien und Fossilien, da diesbezüglich in der Regel keine räumli-
chen Abgrenzungen oder Nutzungsbeschränkungen für definierte Bereiche festge-
legt werden. 

3.2.6. Darstellung und Grundlagen 
In den Naturschutzgesetzen wird nicht näher geregelt, ob die Inhalte naturschutz-
rechtlichen Verordnungen oder Bescheide in analoger oder digitaler Form zu erstel-
len sind. Auch enthalten die Naturschutzgesetze nicht immer Aussagen über die zu 
verwendenden Kartengrundlagen. Nach § 20 Abs. 1 Stmk Naturschutzgesetz sind 
freilich Ansuchen um bestimmte naturschutzrechtliche Bewilligungen unter anderem 
ein Auszug aus der Katastralmappe des Vermessungsamtes, der dem letzten Stand 
entspricht und auch die Nachbargrundstücke ausweist, beizuschließen. 

3.2.7. Möglichkeiten der Einsichtnahme 
Einige Bundesländer bestimmten in den Naturschutzgesetzen ausdrücklich, dass 
naturschutzrechtliche Festlegungen und Planungen bei den zuständigen Behörden 
zur allgemeinen Einsicht aufzulegen sind. 
In Oberösterreich ist demnach jedermann berechtigt nach § 47 Abs. 4 Oö Natur-
schutzgesetz in das Landesnaturschutzbuch und in die Abschriften bei den Bezirks-
verwaltungsbehörden und Gemeinden Einsicht zu nehmen und Abschriften daraus 
herzustellen. In Salzburg steht es nach § 37 Abs. 5 Slbg Naturschutzgesetz und in 
NÖ nach § 32 Abs. 2 NÖ Naturschutzgesetz ebenfalls jedermann frei, in das Natur-
schutzbuch Einsicht zu nehmen und aus ihm Abschriften herzustellen. 
Nach § 30 Abs. 2 Tiroler Naturschutzgesetz hat jedermann das Recht, in das Natur-
inventar, in dem die bedeutsamen Gegebenheiten von Naturschutz- und Sonder-
schutzgebieten enthalten sein müssen, während der Amtsstunden Einsicht zu neh-
men. 
Jedermann steht es nach § 23 Abs. 2 Stmk Naturschutzgesetz frei, in das Natur-
schutzbuch und in die bei den Bezirksverwaltungsbehörden und den Gemeinden 
verwahrten Unterlagen während der Amtsstunden Einsicht zu nehmen und gegen 
Kostenersatz Kopien zu erhalten. 
In Vorarlberg liegen die zeichnerischen Darstellungen der Europaschutzgebiete im 
Amt der Landesregierung, in den Bezirkshauptmannschaften sowie in den betroffe-
nen Gemeinden während der Amtsstunden zur allgemeinen Ansicht auf. 
Die Einsichtnahme in das Naturschutzbuch sowie das Recht, daraus Abschriften her-
zustellen, stehen nach § 32 Abs. 3 Wiener Naturschutzgesetz jedermann zu. 
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Darüber hinaus wird in den Naturschutzgesetzen zum Teil eine Informationspflicht 
verankert, wonach sich beispielsweise das Land und die Gemeinden durch Aus-
tausch der verfügbaren Informationen über die Entwicklung von Natur und Land-
schaft unterstützen (vgl. § 5 Vlbg Naturschutzgesetz). In Kärnten ist jedermann ver-
pflichtet, den Naturschutzorganen Auskünfte im Rahmen der amtlichen Erhebungen 
zu erteilen. 

3.3. Fischereiwesen 
Die umfangreichen Fischereigesetze der Länder, durch welche die Ausübung der 
Fischerei geregelt wird, enthalten vereinzelt relevante Bestimmungen im Zusammen-
hang mit Geodaten. Insbesondere die Regelungen über Fischereireviere und Fische-
reikataster haben raumrelevante Daten als Grundlage. 

3.3.1. Gesetzliche Grundlagen der Fischerei 
• Burgenländisches Fischereigesetz  

LGBl. für das Bgld Nr. 1/1949 idF. 94/2002 
• Kärntner Fischereigesetz  

LGBl. für Ktn Nr. 62/2000 
• Niederösterreichisches Fischereigesetz 2001  

LGBl. für NÖ Nr. 6550-0 
• Oberösterreichisches Fischereigesetz  

LGBl. für OÖ Nr. 60/1983 idF. 24/2004 
• Salzburger Fischereigesetz 2002  

LGBl. für Slbg Nr. 81/2002 
• Steiermärkisches Fischereigesetz  

LGBl für die Stmk 85/1999 
• Tiroler Fischereigesetz 2002  

LGBl. für Tirol Nr. 54/2002 
• Vlbg Gesetz über die Fischerei in Binnengewässern  

LGBl. für Vlbg Nr. 47/2000 
• Vlbg Bodenseefischereigesetz  

LGBl. für Vlbg Nr. 1/2002 idF. 36/2004 
• Wiener Fischereigesetz  

LGBl. für Wien Nr. 1/1948 idF. 33/2001 

Neben den angeführten Gesetzen bestehen in den Bundesländer einige Durchfüh-
rungsverordnungen, durch welche die Inhalte der Fischereigesetze konkretisiert wer-
den. 

3.3.2. Behörden 
Behörden nach den Fischereirechten sind in der Regel die Bezirksverwaltungsbehör-
den und in Ausnahmefällen die Landesregierung. 

3.3.3. Fischereikataster und Fischereibücher 
In fast allen Bundesländern (Ausnahme: Burgenland) haben die zuständigen Behör-
den einen Fischereikataster zu führen, der eine Beschreibung der Fischwässer oder 
Fischereireviere zu enthalten hat. Andere Bundesländer schreiben Fischereibücher 
vor, in denen die Fischereirechte einzutragen sind. 
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Umfangreiche Regelungen für den Fischereikataster bestimmt § 28 NÖ Fischereige-
setz, der den Fischereikataster in einen öffentlichen und einen nichtöffentlichen Teil 
gliedert. Im öffentlichen Teil sind unter anderem die Reviereinteilung, die Fischereire-
viere und Fischereirechte einzutragen, während im nichtöffentlichen Teil des Fische-
reikatasters die revierspezifischen Daten, wie z.B. Einheitswert, Pachtwert, Revier-
beitrag usw. zu vermerken sind. § 22 Stmk Fischereigesetz bestimmt, dass die Be-
hörde ein Verzeichnis der in ihrem Sprengel gelegenen Fischwässer zu führen hat, 
wobei bestehende Fischereikataster zu aktualisieren sind. 
Grundsätzlich ist nach § 11 Abs. 4 Ktn Fischereigesetz die Führung des Fischereika-
tasters mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung zulässig. 
Nach § 10 Abs. 1 T Fischereigesetz hat die Behörde für in ihrem Sprengel liegende 
Fischreviere einen Fischereikataster zu führen, der unter anderem eine Beschrei-
bung der Fischereireviere, einschließlich allfälliger Fischwässer sowie den Namen 
und die Adresse der Fischereiberechtigten zu führen hat. Die Landesregierung hat in 
Tirol auf der Grundlage der Fischereikataster der Bezirksverwaltungsbehörde einen 
Fischereikataster für das gesamte Land zu führen. 
Ein Fischkataster ist auch nach § 8 Abs. 1 W Fischereigesetz zu führen, der als 
Grundlage für eine zusammenfassende, planmäßige fischereiwirtschaftliche Nutzung 
aller Fischwässer zu dienen hat. Bei der Anlage und Führung des Fischereikatasters 
ist grundsätzlich für jedes Fischwasser auch die Güte (Bonität) und der Ertragswert (-
Klasse) je Hektar und Jahr zu ermitteln und festzulegen. 
Nach § 7 Oö Fischereigesetz hat die Behörde ein Fischereibuch zu führen, in dem 
die Fischwässer, die Fischereiberechtigten, die Pächter und Verwalter einzutragen 
sind. In Oö besteht das Fischereibuch aus dem Hauptbuch, der Urkundensammlung 
und dem Verzeichnis der Fischereiberechtigten. Im A-Blatt des Hauptbuches sind 
das Fischwasser unter Angabe der Grundstücksnummern anzugeben.  
Die Fischereirechte sind nach § 42 Abs. 1 Slbg Fischereigesetz in einem Fischerei-
buch zu verzeichnen, das aus den einzelnen Fischereibuchenlagen und aus der Ur-
kundensammlung besteht. Jede Fischereibucheinlage hat aus A-, B-, C- und D-
Blättern zu bestehen. 

Übersicht 19: Fischereirechtliche Kataster und Bücher 

Bundesland Übersichten Inhalt 
Burgenland -- -- 
Kärnten Fischereikataster Fischereireviere, Fischereiberechtigte 
Niederösterreich Fischereikataster Reviereinteilung, Fischreviere, Fischereirechte 
Oberösterreich Fischereibuch Fischwässer, Fischereiberechtigte, Pächter und Verwalter 
Salzburg Fischereibuch Fischereirechte 
Steiermark Fischereikataster Verzeichnis der Fischwässer 
Tirol Fischereikataster Beschreibung der Fischereireviere, zugewiesene Fischwässer, 

Fischereiberechtigte 
Vorarlberg Fischereikataster Beschreibung der Fischereireviere, zugewiesene Fischwässer, 

Fischereiberechtigte 
Wien Fischereikataster Fischwässer 

 128



Rechtsvorschriften für Geodaten in Österreich 

3.3.4. Fischereireviere und Fischwässer 
In einigen Bundesländern darf die Fischerei nur in bestimmten Gewässern (Fisch-
wässer) ausgeübt werden, die ein Fischrevier bilden oder einem Fischrevier zuge-
wiesen sin. Einzelne Bundesländer (z.B. Slbg und Stmk) unterscheiden dabei zwi-
schen natürlichen und künstlichen Fischwässern. 
Mit Bescheid der zuständigen Behörde (z.B. Bezirksverwaltungsbehörde in Tirol oder 
der Magistrat in Wien bzw. die Landesregierung im Bgld, in Vlbg oder Ktn) sind die 
Fischgewässer in einigen Bundesländern in Fischereireviere einzuteilen, wobei 
Fischreviere aus überwiegend ununterbrochenen Wasserstrecken oder zusammen-
hängenden Wasserflächen bestehen müssen. Nach § 4 Abs. 4 T Fischereigesetz 
sind dem Antrag auf Feststellung eines Fischereireviers unter anderem anzuschlie-
ßen: 
• ein Grundbuchsauszug zum Nachweis des Fischereirechtes (der Fischereirechte), der im Zeit-

punkt der Einbringung des Antrages nicht älter als drei Monate sein darf; 
• die Bezeichnung und eine Grenzbeschreibung des Fischwassers (der Fischwässer) und allfälli-

ger Gewässer im Sinne des Abs. 3, die das Fischereirevier mit umfassen soll; 
• ein Lageplan in dreifacher Ausfertigung; der Maßstab des Lageplanes darf nicht kleiner sein als 

jener der digitalen Katastralmappe. 

Nach § 19 NÖ Fischereigesetz hat der NÖ Fischereiverband die Fischwässer mit 
Bescheid in Fischereireviere einzuteilen, wobei zwischen Eigen- und Pachtrevieren 
zu unterscheiden ist. Als Fischereireviere dürfen teilweise nur Fischgewässer festge-
legt werden, die eine ununterbrochene Wasserstrecke oder eine zusammenhängen-
de Wasserfläche mit ständiger Wasserführung umfassen (vgl. § 5 Abs. 2 Ktn Fische-
reigesetz). 

3.3.5. Auskunfts- und Informationspflicht 
In der Regel hat ein weitreichender Personenkreis das Recht, in den Fischereikatas-
ter Einsicht zu nehmen und Kopien herstellen zu lassen. So hat nach § 11 Abs. 6 
Ktn, § 10 Abs. 3 T Fischereigesetz und nach § 11 Abs. 2 Vlbg Fischereigesetz je-
dermann das Recht, in den Fischereikataster während der für den Parteienverkehr 
bestimmten Amtsstunden Einsicht zu nehmen, Abschriften anfertigen und auf seine 
Kosten Kopien herstellen zu lassen. Auch das Fischereibuch ist nach § 7 Abs. 6 Oö 
und § 42 Slbg Fischereigesetz öffentlich, und jede Person ist berechtigt, Einsicht zu 
nehmen, Abschriften anzufertigen und auf ihre Kosten Kopien herstellen zu lassen. 

3.4. Jagdwesen 
Im Zusammenhang mit Geodaten sind in den Jagdgesetzen der Länder vor allem die 
Bestimmungen hinsichtlich der Jagdkataster – die freilich nicht in allen Bundeslän-
dern vorgeschrieben sind – sowie Bereichsfestlegungen mit allfälligen Nutzungsbe-
schränkungen von Bedeutung. 

3.4.1. Gesetzliche Grundlagen 
• Burgenländisches Jagdgesetz  

LGBl. für das Bgld Nr. 11/1989 idF. 94/2002 
• Kärntner Jagdgesetz   

LGBl. für Ktn Nr. 72/2001 idF. 18/2004 
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• NÖ Jagdgesetz 1974  
LGBl. für NÖ Nr. 6500-17 

• Oö Jagdgesetz  
LGBl. für Oö Nr. 32/1964 idF. 24/2004 

• Slbg Jagdgesetz  
LGBl. für Slbg Nr. 100/1993 idF. 2/1996 

• Stmk Jagdgesetz 1986  
LGBl. für die Stmk Nr. 23/1986 idF. 58/2000 

• Tiroler Jagdgesetz  
LGBl. für Tirol Nr. 41/2004 

• Vorarlberger Jagdgesetz  
LGBl. für Vlbg Nr. 32/1988 idF. 35/2004 

• Wiener Jagdgesetz  
LGBl für Wien Nr. 6/1948 idF. 34/2001 

Ebenso bzw. in noch stärkerem Umfang wie in den Fischereigesetzen wurden neben 
den angeführten Gesetzen in den Länder Durchführungsverordnungen zu den Jagd-
gesetzen erlassen, durch welche einzelne Bestimmungen der Jagdgesetze konkreti-
siert werden. 

3.4.2. Behörden 
Behörden nach den Fischereirechten sind in der Regel die Bezirksverwaltungsbehör-
den und in Ausnahmefällen die Landesregierung. 

3.4.3. Jagdkataster 
In fast allen Bundesländer (Ausnahme Tirol) hat die zuständige Behörde (in der Re-
gel die Bezirksveraltungsbehörde) einen Jagdkataster zu führen, in dem die jagdli-
chen Verhältnisse des Veraltungsbezirkes darzustellen sind, insbesondere die Eigen-
jagd- und Gemeinschaftsjagdgebiete. In einigen Bundesländern wird die Erstellung 
und Führung der Jagdkataster durch Verordnungen näher geregelt. 

Übersicht 20: Jagdrechtliche Kataster 

Bundesland Übersichten Inhalt 
Burgenland Jagdkataster Eigen- und Genossenschaftsjagdgebiete 
Kärnten Jagdkataster Eigen- und Gemeindejagdgebiete 
Niederösterreich Jagdkataster Eigen- und Gemeindejagden 
Oberösterreich Jagdkataster Eigen- und Gemeindejagden 
Salzburg Jagdkataster Jagdgebiete, Wildräume, Wildregionen, Wildbehandlungszonen, Fut-

terplätze, Habitatschutzgebiete, Biotopschutzgebiete und sonstige 
Sperrgebiete 

Steiermark Jagdkataster Eigen- und Gemeindejagden 
Tirol -- -- 
Vorarlberg Jagdkataster Beschreibung und planliche Darstellung des Jagdgebietes 

Grenzen der Rotwildräume und der Wildregionen sowie der Wildbe-
handlungszonen 

Wien Jagdkataster Eigen- und Gemeindejagdgebiete 

In Salzburg hat nach § 153 Abs. 1 Jagdgesetz allerdings die Salzburger Jägerschaft 
einen automationsunterstützten Jagdkataster zu führen, in dem die jagdlichen Ver-
hältnisse im Land getrennt nach Verwaltungsbezirken darzustellen sind. Jedenfalls 
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sind Jagdgebiete, Wildräume, Wildregionen, Wildbehandlungszonen, Futterplätze, 
Habitatschutzgebiete, Biotopschutzgebiete und sonstige Sperrgebiete aufzunehmen. 
Die Landesregierung hat der Salzburger Jägerschaft die dazu notwendigen planli-
chen Unterlagen und Daten kostenlos zur Verfügung zu stellen.  
In Ktn hat wiederum der Landesjägermeister hat einen Jagdkataster mit kartografi-
scher Darstellung der Eigenjagdgebiete und Gemeindejagdgebiete zu führen und 
laufend jagdstatistische Daten zusammenzustellen. 
Im Bgld ist nach § 190, in der Stmk nach § 75 Abs. 2, in NÖ nach § 133, in Oö nach 
§ 92 und in Wien nach § 123 Jagdgesetz bei der Bezirksverwaltungsbehörde ein 
Jagdkataster zu führen, der unter anderem sämtliche Eigen- und Gemeindejagden 
enthält. Durch eine Verordnung der Stmk Landesregierung wird näher geregelt, wie 
der Jagdkataster zu führen ist. In NÖ kann der Jagdkataster ausdrücklich in elektro-
nischer Form geführt werden.  
Im Bgld hat der Jagdkataster gemäß § 123 Jagdverordnung jedenfalls den Feststel-
lungsbescheid des Jagdgebietes sowie das Flächenausmaß (getrennt nach Jagdflä-
chen) und sonstige Flächen zu enthalten. 
Der Jagdkataster gemäß § 67 Abs. 2 Vlbg Jagdgesetz hat eine planliche Darstellung 
des Verwaltungsbezirks zu enthalten, in der die Grenzen der Rotwildräume und der 
Wildregionen sowie der Wildbehandlungszonen ausgewiesen sind. Darüber hinaus 
hat der Jagdkataster hinsichtlich der Jagdgebiete zu enthalten: 
• eine Beschreibung und planliche Darstellung des Jagdgebietes, 
• Namen und Anschriften des Jagdverfügungsberechtigten, 
• Name und Anschrift des Jagdpächters, 
• Name und Anschrift des Jagdverwalters, 
• Namen und Anschriften der Jagdschutzorgane. 

3.4.4. Jagdrechtliche Festlegungen 
Die Jagdgesetze der Länder enthalten umfangreiche Regelungen über (mögliche) 
bereichsbezogene Festlegungen, die bestimmte Nutzungsbeschränkungen bewirken 
können. So sind neben Jagdgebieten, wobei die Jagd nur in solchen Gebieten erfol-
gen darf (Eigenjagden oder Genossenschaftsjagden), jagdliche Sperrgebiete, Sperr-
flächen oder andere Schutzzonen vorgesehen. 
So können beispielsweise nach § 35 Vlbg Jagdgesetz neben den Grenzen der Rot-
wildräume und der Wildregionen insbesondere Wildbehandlungszonen festgelegt 
werden, die ihrerseits wieder in Kernzonen, Randzonen (Rotwild nur in geringer An-
zahl) und Freizonen (jedes Stück Rotwild ist sofort zu erlegen) gegliedert werden. Als 
Teil der wildökologischen Raumplanung können gemäß § 57 Slbg Jagdgesetz Wild-
räume für Rot-, Gams- und Steinwild durch die Landesregierung festgelegt werden, 
die nach Bedarf weiter in Wildregionen unterteilt werden können. Darüber hinaus 
können auch nach § 58 Slbg Jagdgesetz Wildbehandlungszonen bestimmt werden, 
die durch Verordnung in Kernzonen, Randzonen und Freizonen gegliedert werden. 
Zum Schutz des Rotwildes vor Beunruhigung kann gemäß § 56a Oö Jagdgesetz die 
Bezirksverwaltungsbehörde auf Antrag des Jagdausübungsberechtigten das Betre-
ten von Grundflächen in einem Umkreis bis zu höchstens 300 Meter von solchen Fut-
terplätzen, die zur Vermeidung waldgefährdender Wildschäden notwendig sind, wäh-
rend der Notzeit, die zeitlich zu befristen ist, verbieten (Ruhezone). 
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Schongebiete sind nach § 15 Bgld Jagdgesetz zusammenhängende Teile der Eigen- 
oder Genossenschaftsjagdgebiete, auf denen Hasen, Fasane und Rebhühner in den 
letzten beiden Jagdjahren der jeweiligen Jagdperiode nicht bejagt werden dürfen. 
Darüber hinaus können nach § 102 Bgld Jagdgesetz Wildschutzgebiete festgelegt 
werden. 
Nach § 51 Stmk sowie § 94a NÖ Jagdgesetz können die Bezirksverwaltungs-
behörden Wildschutzgebiete festlegen, in denen beschränkte Sperren von Grundflä-
chen verfügt werden (können), wenn dies zum Schutz der Lebensgrundlagen des 
Wildes unerlässlich ist. 
In Tirol können nach § 45 Jagdgesetz Sperrflächen in der Umgebung von Futterplät-
zen durch die Landesregierung festgelegt werden. 
In Ktn hat nach § 55a Jagdgesetz der Landesvorstand der Kärntner Jägerschaft ei-
nen wildökologischen Raumplan für das gesamte Landesgebiet zu erlassen, in dem 
insbesondere Wildräume und Wildregionen festgelegt werden. 

Übersicht 21: Jagdrechtliche Festlegungen 

Bundesland Schutzbereiche 
Burgenland Schongebiete, Wildschutzgebiete 
Kärnten Wildökologischer Raumplan mit Wildräumen und Wildregionen  
Niederösterreich Wildschutzgebiete 
Oberösterreich Ruhezonen 
Salzburg Wildräume, Wildregionen, Wildbehandlungszonen 
Steiermark Wildschutzgebiete 
Tirol Sperrflächen 
Vorarlberg Jagdliche Sperrgebiete, Rotwildräume, Wildregionen, Wildbehandlungszonen
Wien Schonvorschriften 

3.4.5. Auskunfts- und Informationspflicht 
In den Jagdkataster kann nach § 153 Abs. 4 Slbg Jagdgesetz allgemein während der 
Amtsstunden Einsicht genommen werden. Nach § 67 Abs. 5 Vlbg Jagdgesetz ist der 
Jagdkataster ist bei der Behörde während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht-
nahme aufzulegen. 
In NÖ dürfen gemäß § 133 Jagdgesetz lediglich Grundeigentümer sowie Jagdaus-
übungsberechtigte in den Jagdkataster einsehen und daraus Abschriften herstellen. 
In Ktn hat gemäß § 95 Abs. 2 Jagdgesetz der Landesjägermeister lediglich der Lan-
desregierung und den Bezirksverwaltungsbehörden auf deren Wunsch alle Daten 
aus dem Jagdkataster bekannt zu geben.  

3.5. Weinbau 
Einzelne Bundesländer sehen Verzeichnisse über alle Weinbaubetriebe und Wein-
gärten vor und regeln in diesem Zusammenhang – teilweise – auch die Übermittlung 
von Daten. 
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3.5.1. Gesetzliche Grundlagen 
• Bgld Weinbaugesetz  

LGBl. für Bgld Nr. 61/2002 
• NÖ Weinbaugesetz  

LGBl. für NÖ 6150-0 (2000) 
• Steiermärkische Landesweinbaugesetz 2004  

LGBl für Stmk. Nr. 22/2004 
• Wiener Weinbaugesetz  

LGBl. für Wien Nr. 63/1995 idF. 18/2003 

3.5.2. Behörden 
Die zuständige Behörde zur Führung von Weinbaukatastern ist in der Regel die Be-
zirksverwaltungsbehörde bzw. der Magistrat in Wien. 

3.5.3. Weinbaukataster und Verzeichnisse 
Einzelne Bundesländer bestimmen in ihren Weinbaugesetzen die Führung eines 
Weinbaukatasters, der alle Weinbaubetriebe, Weingärten und Sonderanlagen bein-
haltet. So normiert etwa § 11 Bgld sowie § 12 Abs. 1 NÖ Weinbaugesetz, dass durch 
die Bezirksverwaltungsbehörden Bezirksweinbaukataster zu führen sind.  
Nach § 11 Abs. 4 Bgld Weinbaugesetz hat sich bei der Führung des Weinbaukatas-
ters die Behörde der automationsunterstützten Datenverarbeitung zu bedienen. Der 
Weinbaukataster ist auch nach § 12 Abs. 3 NÖ Weinbaugesetz automationsunter-
stützt zu führen. Die Verwendung der Daten erfolgt in NÖ in einem Informationsver-
bundsystem, das von der Landesregierung betrieben wird. 
In der Steiermark hat nach § 4 Abs. 1 die Landwirtschaftskammer den Landeswein-
baukataster zu führen, in dem die Weingärten und Angaben über die Hangneigung 
enthalten sind. 
In Wien hat der Magistrat nach § 6 Abs. 1 Weinbaugesetz ein Verzeichnis über alle 
im Bereich des Landes Wien liegenden Weinbaubetriebe und Weingartengrundstü-
cke zu führen (Rebflächenverzeichnis). 

Übersicht 22: Weinbaukataster und Verzeichnisse 

Bundesland Kataster, Verzeichnis Inhalt 
Burgenland Weinbaukataster Weinbaubetriebe, Weingärten, 

Sonderanlagen 
Niederösterreich Weinbaukataster Weinbaubetriebe, Weingärten, 

Sonderanlagen 
Steiermark Landesweinbaukataster Weingärten, Angaben über die 

Hangneigung 
Wien Rebflächenverzeichnis Weinbaubetriebe, Weingarten-

grundstücke 

3.5.4. Weinbaufluren und Sonderflächen 
In einigen Bundesländern können Weinbaufluren verordnet werden, wobei grund-
sätzlich nur in den Weinbaufluren Weingärten ausgepflanzt werden dürfen. Weinbau-
fluren sind nach § 1 Abs. 1 Wiener Weinbaugesetz Grundflächen, die nach Lage und 
Beschaffenheit geeignet sind, hochwertige Kelter- oder Tafeltrauben hervorzubrin-
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gen. Im Bgld kann nach § 4 Bgld Weinbaugesetz und in NÖ nach § 4 NÖ Weinbau-
gesetz die Bezirksverwaltungsbehörde durch Verordnung Weinbaufluren festlegen. 
In Wien hat der Magistrat hat durch Verordnung eine Abgrenzung der Weinbaufluren 
vorzunehmen. 
Darüber hinaus können in Wien nach § 3 Abs. 1 Weinbaugesetz Bergweinbauflächen 
durch Verordnung festgelegt werden, wobei Bergweinbauflächen Weingärten sind, 
die in einer Weinbauflur liegen und infolge ihrer Hangneigung nur eine erschwerte 
Bewirtschaftung zur Folge haben. 

3.5.5. Darstellung und planerische Grundlagen 
Auch wenn in den Weinbaugesetzen diesbezüglich keine speziellen Regelungen 
normiert sind, dient als Grundlage der Weinbaukataster wohl die (digitale) Katastral-
mappe, zumal zum Teil für jedes Weingartengrundstück unter anderem die Ka-
tastralgemeinde, die Grundstücknummer und das Flächenausmaß sowie Name und 
Anschrift des Grundstückseigentümers anzuführen sind. 

3.5.6. Auskunfts- und Informationspflicht 
Die Einsicht in den Weinbaukataster ist nicht grundsätzlich für jedermann möglich. 
So können Daten des Bezirksweinbaukatasters nach § 12 Bgld, nach § 14 Abs. 1 NÖ 
Weinbaugesetz sowie nach § 6 Stmk Landesweinbaugesetz an die für den Vollzug 
des Weingesetzes zuständige Bezirksverwaltungsbehörde beziehungsweise Bun-
deskellereiinspektion sowie an andere Dienststellen, soweit dies zur Erfüllung der 
ihnen übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bildet, übermittelt 
werden. Darüber hinaus hat die Bezirksverwaltungsbehörde hat auf Antrag dem zu-
ständigen Vermessungsamt Auskunft über jede Änderung der Benützungsart der 
Grundstücke des Bezirksweinbaukatasters zu erteilen. Nach § 12 Abs. 4 Bgld Wein-
baugesetz kann die Gesamtauswertungen amtlich veröffentlicht werden. 
Nach § 7 W Weinbaugesetz dürfen Angaben und Erhebungen dürfen nur für die in 
diesem Gesetz und im Weingesetz 1999, vorgesehenen Zwecke verwendet werden. 
Die bei der Anlage und Führung des Rebflächenverzeichnisses und bei der statisti-
schen Auswertung mitwirkenden Organe sind verpflichtet, die Angaben der einzelnen 
Weinbautreibenden und Bewirtschafter geheim zu halten.  

3.6. Ortsbildschutz 
Das Ortbild kann in allen Bundesländern besonders geschützt werden. Diese räum-
lich beachtlichen Festlegungen, da in den Schutzzonen erbliche Beschränkungen 
normiert werden können, werden in der Regel in Plänen dokumentiert. Während ein-
zelne Bundesländer die Bestimmungen des Ortsbildes über den Bebauungsplan 
(und damit über das Raumordnungsrecht) regeln (Bgld, NÖ), bestimmen andere 
Bundesländer eigene Ortsbildschutzgesetze. 

3.6.1. Rechtliche Grundlage 
• Kärntner Ortsbildschutzgesetz  

LGBl. für Ktn Nr. 32/1990 
• NÖ Bauordnung   

LGBl für NÖ Nr. 8200-8 
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• Salzburger Ortsbildschutzgesetz  
LGBl. für Slbg Nr. 74/1999 idF. 65/2004 

• Salzburger Altstadterhaltungsgesetz  
LGBl. für Slbg Nr. 50/1980 idF. 65/2004 

• Steiermärkisches Ortsbildgesetz  
LGBl. für die Stmk Nr. 54/1977 idF. 71/2001 

• Grazer Altstadterhaltungsgesetz  
LGBl. für die Stmk Nr. 17/1980 idF. 71/2001 

• Tiroler Stadtkern- und Ortsbildschutzgesetz 2003  
LGBl. für Tirol Nr. 83/2003 

• Wiener Stadtentwicklungs-, Stadtplanungs- und Baugesetzbuch (Bauordnung)  
LGBl. für Wien Nr.11/30 idF. 33/04 

3.6.2. Behörden 
Für die Vollziehung der Ortsbildschutzgesetze sind teilweise die Baubehörden zu-
ständig. In einzelnen Bundesländern sind hingegen die Landesregierungen verant-
wortlich. 

3.6.3. Ortsbildschutzzonen 
Wenn es zum Schutz des Ortsbildes oder im Interesse der Schaffung eines erhal-
tenswerten Ortsbildes erforderlich ist, kann in der Regel der Gemeinderat mit Ver-
ordnung Schutzzonen festlegen, in denen eine Vielzahl von Maßnahmen anzeige-, 
bewilligungspflichtig oder verboten sind.  

Übersicht 23: Ortsbildschutzzonen 

Bundesland Rechtliche Grundlage Räumliche Festlegungen 
Burgenland -- -- 
Kärnten Ktn Ortsbildschutzgesetz Ortsbildschutzverordnung 
Niederösterreich NÖ Bauordnung Schutzzonen für einen erhaltungswürdigen 

Baubestand 
Sonstige erhaltungswürdige Altortgebiete 

Oberösterreich -- -- 
Slbg Ortsbildschutzgesetz Ortsbildschutzgebiet 

Ensembleschutzgebiet in slbg Altstadt 
Salzburg 

Slbg Altstadterhaltungsgesetz Schutzzone I und II 
Ensembleschutzgebiet 

Stmk Ortbildgesetz Schutzgebiete Steiermark 
Stmk Altstadterhaltungsgesetz Schutzgebiet Zone I, II, ... 

Tirol Tiroler Stadtkern- und Ortsbild-
schutzgesetz 

Schutzzonen 
Umgebungszonen 
Sichtzonen 

Vorarlberg -- -- 
Wien Wiener Bauordnung Schutzzonen 

So kann nach § 5 Abs. 1 Ktn Ortsbildschutzgesetz der Gemeinderat in Ortsbild-
schutzverordnungen für umfangreiche Maßnahmen Anzeigepflichten bestimmen. In 
NÖ können nach § 69 Abs. 2 NÖ Bauordnung im Bebauungsplan 
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• Schutzzonen für einen baukünstlerisch oder historisch erhaltungswürdigen Bau-
bestand 

• Sonstige erhaltungswürdige Altortgebiete 
als Schutzzonen bestimmt werden, was bestimmte Beschränkungen und Erhaltungs-
pflichten zur Folge hat. 
Ortsbildschutz wird für das Land Salzburg im Ortsbildschutzgesetz und für die Alt-
stadt Salzburg im Salzburger Altstadterhaltungsgesetz geregelt, wobei sich das Alt-
stadterhaltungsgesetz auf die Schutzzone I und II bezieht. Nach § 11 Abs. 2 Slbg 
Ortsbildschutzgesetz kann die Landesregierung – nach Anhörung des Bundesdenk-
malamtes und der betroffenen Gemeinde – Ortsbildschutzgebiete durch Verordnung 
festlegen, für die bestimmte Beschränkungen und Erhaltungspflichten gelten. Außer-
halb des Schutzgebietes nach dem Slbg Altstadterhaltungsgesetz kann der Gemein-
derat gemäß § 29 Slbg Ortsbildschutzgesetz in der Stadt Salzburg zur Bewahrung 
eines charakteristischen Gepräges eines Orts- oder Stadtbildes durch Verordnung 
Ensembleschutzgebiete festlegen. 
Die Rechtsnormen zum Ortsbildschutz teilen sich in der Stmk in das Stmk Ortsbild-
gesetz und das Grazer Altstadterhaltungsgesetz als Spezialnorm. Nach § 2 Stmk 
Ortsbildgesetz sind von der Landesregierung Schutzgebiete durch Verordnung fest-
zulegen. In den erforderlichen Ortsbildkonzepten können Sichtzonen festgelegt wer-
den, die im Interesse der Erhaltung der bildhaften Wirkung des Schutzgebietes nur in 
einer bestimmten Weise oder überhaupt nicht verbaut werden sollen. Der örtliche 
Anwendungsbereich des Grazer Altstadterhaltungsgesetzes erstreckt sich nach § 2 
auf jene Stadtteile von Graz, die in ihrer landschaftlichen und baulichen Charakteris-
tik das Stadtbild prägen. Diese Stadteile werden in die Schutzgebiete Zone I und II 
gegliedert, die durch Verordnung der Landesregierung erweitert werden können und 
als Zonen III, IV usw. bezeichnet werden. 
Nach § 8 Abs. 1 T Stadtkern- und Ortsbildschutzgesetz können die Gemeinden 
Stadtteile, Ortsteile und Gebäudegruppen, die wegen ihres eigenartigen, für das 
Stadt- oder Ortsbild  charakteristischen Gepräges als Gesamtensemble erhaltens-
wert sind, durch Verordnung als Schutzzonen definieren. Zusätzlich kann die Ge-
meinde Grundflächen im Nahbereich von charakteristischen Gebäuden und Denkma-
len durch Verordnung als Umgebungszonen bestimmen. Weiters kann die Landesre-
gierung gemäß § 9 auf Antrag einer Gemeinde Gebiete, in denen durch die Ausfüh-
rung von Bauvorhaben eine charakteristische Ansicht oder eine charakteristische 
Stadt- oder Ortsilhouette beeinträchtigt werden könnte, durch Verordnung als Sicht-
zonen festlegen. 
Nach § 5 Abs. 4 und § 7 Abs. 1 W Bauordnung können Schutzzonen im Flächen-
widmungs- und Bebauungsplan festgelegt werden, die wegen ihres örtlichen Stadt-
bildes in ihrem äußeren Erscheinungsbild ein erhaltungswürdiges Gebiet darstellen. 
§ 85 Abs. 5 W Bauordnung legt detaillierte Bestimmungen für Vorhaben in Schutzzo-
nen fest. 

3.6.4. Planerische Grundlagen 
Nur selten werden in den Ortsbildschutzgesetzen die planerischen Grundlagen näher 
definiert. Ausnahmen sind beispielsweise die Schutzzonen nach § 8 Tiroler Stadt-
kern- und Ortsbildschutzgesetz, die auf einem Katasterplan im Maßstab von mindes-
tens 1:2.500 darzustellen sind. 

 136

http://www.ris.bka.gv.at/taweb-cgi/


Rechtsvorschriften für Geodaten in Österreich 

3.6.5. Auskunfts- und Informationspflicht 
Informationspflichten der Behörden werden in den Ortsbildschutzgesetzen nicht nä-
her bestimmt. 

B.4. Geodaten in Bundes- und Landesmaterien 

4.1. Grenzen von Gebietskörperschaften 
Die Grenzen der Gebietskörperschaften stellen zentrale Geodaten mit normativen 
Wirkungen dar, da durch diese Festlegungen die jeweils räumlichen Geltungsberei-
che der unterschiedlichen Gebietskörperschaften abgebildet werden. Zusätzlich gel-
ten für die Grenzflächen entlang der Staatsgrenze besondere Einschränkungen. 

4.1.1. Rechtliche Grundlagen 
Je nach dem, ob es sich um Staats-, Landes- Bezirks- oder Gemeindegrenzen han-
delt, sind unterschiedliche Rechtsmaterien anzuwenden.  

Bundesebene (neben anderen Gesetzen): 
• Staatsvertrag von St. Germain  

StGBl. 303/1920 
• Art. 3 Bundes-Verfassungsgesetz 
• Staatsgrenzgesetz  

BGBl. Nr. 9/1974 idF. BGBl. I Nr. 98/2001 
• Übergangsgesetz 1920  

BGBl. Nr. 368/1925 idF. BGBl. I Nr. 194/1999 
• Verträge der Republik Österreich mit den Nachbarstaten über den jeweiligen Grenzverlauf 

Landesebene 
• Verfassungsgesetze der Bundesländer über den Verlauf der Landes- bzw. Staatsgrenzen mit 

Nachbarstaaten 
• Staatsverträge zwischen den Bundesländern über den Verlauf von Landesgrenzen 
• Gemeindeordnungen der Bundesländer 
• Landesgesetze über die Änderungen von Gemeindegrenzen 
• Bezirkseinteilungsgesetz in Wien 

Die Vermarkung (Kenntlichmachung der gegebenen Grenzen) der Bundesgrenzen 
gehört gemäß Art. 10 Abs. 1 Z 2 B-VG in die Kompetenz des Bundes, die Vermar-
kung der Landesgrenzen in die Kompetenz der Länder. 

4.1.2. Behörden 
Die Behördenstruktur und Vollziehungszuständigkeit sind bezüglich Grenzen ausge-
sprochen vielfältig und kann je nach Grenze und Vollziehungsaufgabe differieren. So 
kann die Bundesregierung mit Angelegenheiten von Staats- und die Landesregierun-
gen bezüglich Landesgrenzen befasst sein. Mit der Vollziehung des Staatsgrenzge-
setzes sind unterschiedliche Bundsminister betraut. Die Vermarkung der Bundes-
grenzen obliegt wiederum dem Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen. 
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4.1.3. Staatsgrenzen 
Die grundsätzliche Festelegung des Verlaufs der Staatsgrenze Österreichs wurde mit 
dem Staatsvertrag von St, Germain 1919 festgelegt und in Laufe der Zeit durch 
Staatsverträge mit den jeweiligen Nachbarstaaten teilweise geändert. Eine Änderung 
des Bundesgebietes, die zugleich auch Änderung eines Landesgebietes ist, kann 
nach Art. 3 Abs. 2 B-VG nur durch übereinstimmende Verfassungsgesetze des Bun-
des und jenes Landes erfolgen, dessen Gebiet geändert wird.  
Die Vermarkung und Vermessung der Staatsgrenzen sind nach § 1 Abs. 10 Vermes-
sungsgesetz Aufgaben der Landesvermessung und obliegen dem Bundesamt für 
Eich- und Vermessungswesen. 
Nach § 1 Z 2 Staatsgrenzgesetz sind Grenzflächen die inländischen Grundstücke 
und Grundstücksteile, die innerhalb eines Streifens von 1 m Breite entlang der 
Staatsgrenze liegen, sowie die inländischen Grundstücksteile, die innerhalb eines 
Kreises mit dem Radius von 1 m um die neben der Grenzlinie angebrachten Staats-
grenzzeichen liegen. 
Baulichkeiten, die nach dem Inkrafttreten eines Staatsvertrages entgegen dessen 
Bestimmungen an oder in unmittelbarer Nähe der Staatsgrenze errichtet worden 
sind, müssen nach § 6 Abs. 1 Staatsgrenzgesetz von den Eigentümern auf eigene 
Kosten beseitigt werden. Nach den Bestimmungen einzelner Staatsverträge kann 
festgelegt werden, dass die Grenzflächen von Bäumen, Sträuchern und anderen die 
Sichtbarkeit der Staatsgrenzzeichen und des Verlaufes der Staatsgrenze beeinträch-
tigenden Pflanzen freizuhalten sind. 

4.1.4. Landesgrenzen 
Art. 3 Abs. 1 B-VG („Das Bundesgebiet umfasst die Gebiete der Bundesländer.“) legt 
nicht nur das Gebiet des Bundes, sondern auch jenes der Länder verfassungsge-
setzlich fest.  
Eine Änderung der Landesgrenzen ist nach Art 3 Abs. 2 B-VG nur durch Verfas-
sungsbestimmungen zulässig, wobei in mehreren Fällen zwischen einzelnen Bun-
desländern aufgrund solch spezieller Bundesverfassungsgesetze Landesgrenzen 
geändert wurden.  

Bezirksgrenzen 
Durch den Begriff „Bezirkshauptmannschaft“ in § 8 Abs. 5 lit b Übergangsgesetz 
1920 (BGBl. Nr. 368/1925 idF. 194/1999) sind diese Behörden bundesverfassungs-
gesetzlich vorgesehene Behörden der allgemeinen staatlichen Verwaltung. Änderun-
gen der Sprengel der Bezirkshauptmannschaften (Bezirksgrenzen) sind nach § 8 
Abs. 5 lit d Übergangsgesetz durch Verordnung der jeweiligen Landesregierung, die 
der Zustimmung der Bundesregierung bedarf, zu verfügen. Die Rechtslage und Zu-
ständigkeit gilt auch für die Neuerrichtung und für die Auflassung von Bezirkshaupt-
mannschaften.  

4.1.6. Gemeindegrenzen 
Die Bundesländer gliedern sich nach § 116 Abs. 1 B-VG in Gemeinden, wobei jedes 
Grundstück zu einer Gemeinde gehören muss. Die Gemeinde ist grundsätzlich Ge-
bietskörperschaft mit dem Recht auf Selbstverwaltung und zugleich Verwaltungs-
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sprengel. In der Regel muss eine Gemeinde eine zusammenhängende Fläche sowie 
ein geschlossenes Gemeindegebiet bilden. 
Die Gemeindegrenzen werden in den Bundesländern durch unterschiedliche 
Rechtsakte geändert. Während einerseits die Gemeindeordnungen die Gemeinde-
grenzen regeln und Änderungen durch entsprechende Verordnungen erfolgen kön-
nen, sind andererseits eigene Gesetze für Gemeindegrenzen und deren Änderungen 
vorgesehen. So erfolgt nach § 9 Slbg Gemeindeordnung die Änderung von Gemein-
degrenzen durch ein Landesgesetz bzw. hat Wien ein Bezirkseinteilungsgesetz. Als 
Grundsatz kann gelten: Sind sich die Gemeinden über eine Grenzänderung einig, 
erfolgt dies durch Verordnung oder Genehmigung der Landesregierung; zwangswei-
se Grenzänderungen erfordern vielfach ein Landesgesetz. 
Durch die Gemeindeordnungen wird in der Regel näher bestimmt, unter welchen 
Voraussetzungen Gemeindegrenzen geändert werden können. Als Gebietsänderun-
gen kommen im Wesentlichen in Betracht: Grenzänderungen, die Vereinigung oder 
Trennung von Gemeinden, die Aufteilung und Neubildung von Gemeinden. 
Veränderungen von Gemeindegrenzen, durch welche die Grenzen von Bezirksge-
richten berührt werden, bedürfen in der Regel der Zustimmung der Bundesregierung. 
Darüber hinaus dürfen Gemeindegrenzen die Grenzen von Katastralgemeinden nicht 
schneiden. 

4.1.7. Grenzen von Katastralgemeinden 
Gemäß § 7 Abs. 1 VermG sind Katastralgemeinden diejenigen Teile der Erdoberflä-
che, die im Grenzkataster oder im Grundsteuerkataster als solche namentlich be-
zeichnet sind. Die Änderung oder Auflassung von Katastralgemeinden ist nach § 7 
Abs. 2 VermG vom Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen nach Anhörung der 
Gemeinde im Einvernehmen mit dem Präsidenten des zuständigen Oberlandesge-
richtes unter bestimmten Voraussetzungen anzuordnen (als Verordnungen). Nach 
Inkrafttreten der Verordnung sind nach § 7 Abs. 6 VermG das Grundbuch und der 
Grenzkataster von Amts wegen zu berichtigen. Nähere Vorschriften über die Ände-
rung von Katastralgemeinden enthält das Handbuch Grenzkataster. 

4.1.8. Auskunfts- und Informationspflicht 
Die Änderungen von Grenzen von Gebietskörperschaften sind grundsätzlich im Bun-
desgesetzblatt bzw. in den Landesgesetzblättern zu verlautbaren. 
Nach einzelnen Gemeindeordnungen sind bei Änderungen von Gemeindegrenzen 
ausdrücklich auch die betroffene Bevölkerung zu hören (vgl. § 10 Slbg Gemeinde-
ordnung). 

4.2. Umweltinformationen 
Welche Information der Öffentlichkeit über die Umwelt veröffentlicht werden müssen 
und insbesondere der Zugang, die Weitegabe und die Darstellung von Umweltdaten, 
werden umfangreich geregelt. 

4.2.1. Gesetzliche Grundalgen 
Umweltinformationsgesetze gibt es auf Bundesebene sowie in den Bundesländern. 
Die Gesetze, die inhaltlich weitgehend gleichlautend sind, werden allerdings in den 
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Ländern unterschiedlich bezeichnet. Einzelne Bundesländer (z.B. Ktn und NÖ) ha-
ben spezielle Auskunftsgesetze, die in eigenen Paragraphen die Auskunft über Um-
weltdaten regeln. 

Bundesgesetz: 
• Umweltinformationsgesetz des Bundes  

BGBl. I Nr. 495/1993 idF. 76/2003222 
 

Landesgesetze: 
• Burgenländisches Umweltinformationsgesetz 2001  

LGBl. für das Bgld Nr. 30/2001 
• Kärntner Auskunftspflichtgesetz  

LGBl für Ktn Nr. 29/1988 
• NÖ Auskunftsgesetz  

LGBl für NÖ Nr. 0020-1 
• Slbg Gesetz über die Auskunftspflicht und den Datenschutz  

LGBl. für Slbg Nr. 73/1988 idF. 65/2001 
• Oö Umweltschutzgesetz  

LGBl. für Oö Nr. 84/1996 idF. 152/2002 
• Stmk Gesetz über Einrichtungen zum Schutz der Umwelt  

LGBl. für die Stmk Nr. 78/1988 idF. 24/2002 
• Tiroler Umweltinformationsgesetz  

LGBl. für Tirol Nr. 35/2000 
• Vorarlberger Landes-Umweltinformationsgesetz  

LGBl. für Vlbg Nr. 55/1994 idF. 44/1999 
• Wiener Umweltinformationsgesetz  

LGBl. für Wien Nr. 15/2001 

4.2.2. Behörden 
Das Umweltinformationsgesetz des Bundes bestimmt nach § 3 als Organe der Ver-
waltung Verwaltungsbehörden, die bundesgesetzlich übertragene Aufgaben im Be-
reich des Umweltschutzes wahrnehmen, und sonstige Organe der Verwaltung, die 
solche Aufgaben unter der sachlichen Aufsicht einer Verwaltungsbehörde erfüllen. 
Somit können je nach Vollziehungstyp der jeweils sachlich zuständige Bundesminis-
ter, die Landesregierung oder die Gemeinden mit der Vollziehung des Bundesgeset-
zes betraut sein. 
Der Entwurf der UIG-Novelle 2004 sieht eine umfassende Neutextierung des § 3 UIG 
vor und definiert anstatt der „Organe der Verwaltung“ nunmehr „informationspflichtige 
Stellen“, wobei insbesondere neben Stellen der öffentlichen Verwaltung auch alle 
sonstigen Dienststellen bzw. Ämter ohne Befehlsgewalt, ausgegliederte Rechtsträ-
ger, Beliehene sowie in Dienst genommene Private informationspflichtige Stellen 
sind. 

                                            
222 Die UIG-Novelle 2004, durch die insbesondere die Umweltinformationsrichtlinie (2003/3/EG) und 
das Übereinkommen der UN-Wirtschaftskommission für Europa über den freien Zugang zu Informati-
onen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und der Zugang zu Gerichten in Um-
weltangelegenheiten („Übereinkommen von Aarhus“) umgesetzt werden sollen, ist bislang (Anfang 
November 2004) vom Nationalrat noch nicht beschlossen bzw. noch nicht in den Bundesgesetzblät-
tern kundgemacht. 
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Nach den Umweltinformationsgesetzen der Länder (Bgld, Tirol und Vlbg) sind die 
Organe der Verwaltung im Sinne dieser Gesetze die Verwaltungsbehörden des je-
weiligen Landes. 

4.2.3. Umweltdaten 
Das Umweltinformationsgesetz des Bundes versteht gemäß § 2 unter Umweltdaten 
unter anderem den Zustand der Gewässer, der Luft, des Bodens, der Tier- und 
Pflanzenwelt und der natürlichen Lebensräume sowie seine Veränderungen oder die 
Lärmbelastung. 
Ähnliche oder gleiche Bestimmungen enthalten die Umweltinformationsgesetze der 
Länder. 
Der Entwurf der UIG-Novelle 2004 definiert den Begriff „Umweltinformationen“ deut-
lich weiter. Umweltinformationen sind demnach etwa Informationen über Luft, und 
Atmosphäre, Wasser, Boden, Land, Landschaft und natürliche Lebensräume ein-
schließlich Berggebiete oder Feuchtgebiete, die Artenvielfalt und ihre Bestandteile; 
weiters fallen unter den Begriff Faktoren wie Stoffe, Energie, Lärm, Strahlung, Abfall, 
Emissionen usw., welche sich auf die vorher genannten Umweltbestandteile auswir-
ken. Umweltinformationen sind nach dem Entwurf der UIG-Novelle 2004 auch „Maß-
nahmen (einschließlich Verwaltungsmaßnahmen), wie z.B. Politiken, Gesetze, Pläne 
und Programme, Verwaltungsakte, Umweltvereinbarungen und Tätigkeiten“, die sich 
auf die Umwelt auswirken sowie Berichte über die Umsetzung des Umweltrechts o-
der Kosten/Nutzen-Analysen. 

4.2.4. Umweltkatalog und Verzeichnisse 
Nach § 10 Umweltinformationsgesetz des Bundes hat der zuständige Bundesminister 
zum Zweck der Information der Öffentlichkeit über das Vorhandensein, die Arten und 
den Umfang von Umweltdaten einen Umweltdatenkatalog einzurichten. Daten, die 
einer Geheimhaltungspflicht unterliegen, dürfen nicht in den Umweltdatenkatalog 
aufgenommen werden. 
Der in § 10 UIG vorgesehene Umweltdatenkatalog (UDK) als Metainformationssys-
tem über das Vorhandensein, die Arten und den Umfang von Umweltdaten soll nach 
dem Entwurf der UIG-Novelle 2004 nicht weitergeführt werden. Damit die informati-
onspflichtigen Stellen ihrer Informationspflicht nachkommen können, hat das Um-
weltbundesamt laut § 10 Entwurf der UIG-Novelle 2004 eine Koordinierungsstelle 
einzurichten. Aufgabe der Koordinierungsstelle ist es dabei, die dezentral durch die 
informationspflichtigen Stellen verpflichtend angebotene Information so prozess- und 
schnittstellenorientiert zu koordinieren, dass durch bereits gängige Suchmaschinen 
des Internets der einzelne Bürger bzw. Antragsteller so einfach und rasch wie mög-
lich gemäß den Zielen des E-Government-Gesetzes (E-GovG), BGBl. I Nr. 10/2004, 
Zugang zu Umweltinformationen erhält. 

Übersicht 24: Umweltkataloge und Verzeichnisse 

Bund/Länder Gesetzliche Grundlage Verzeichnis 
Bund Umweltinformationsgesetz (Umweltdatenkatalog)223

                                            
223 Der Umweltdatenkatalog wird laut Entwurf der UIG-Novelle 2004 nicht weitergeführt. 
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Burgenland Umweltinformationsgesetz Fundstellenverzeichnis für Umwelt-
daten 

Kärnten Auskunftspflichtgesetz -- 
Niederösterreich Auskunftsgesetz -- 
Oberösterreich Umweltschutzgesetz Fundstellenverzeichnis für Umwelt-

daten 
Salzburg Gesetz über Auskunftspflicht und Daten-

schutz 
Umweltdatenverzeichnis 

Steiermark Gesetz über Einrichtungen zum Schutz der 
Umwelt 

Umweltdatenverzeichnis 

Tirol Umweltinformationsgesetz Umweltdatenverzeichnis 
Vorarlberg Umweltinformationsgesetz Fundstellenverzeichnis für Umwelt-

daten 
Wien Umweltinformationsgesetz Umweltinformationssystem 

Fundstellenverzeichnis für Umwelt-
daten 

Nach § 10 Bgld und § 10 Vlbg Umweltinformationsgesetz sowie § 21 Oö Umwelt-
schutzgesetz sind jeweils ein Fundstellenverzeichnis für Umweltdaten und nach § 10 
T Umweltinformationsgesetz ein Umweltdatenverzeichnis einzurichten, die in regel-
mäßigen Abständen zu aktualisieren sind. 
In Wien ist neben dem Fundstellenverzeichnis für Umweltdaten gemäß § 12 Umwelt-
informationsgesetz zusätzlich nach § 10 das Wiener Umweltinformationssystem ein-
zurichten, in dem Daten über Größe, Lage, Anschrift, Beschaffenheit, Baubestand, 
Nutzung, Widmung und Nutzungsbeschränkungen einer Liegenschaft übermittelt 
werden dürfen. 
§ 16 Slbg Gesetz über Auskunftspflicht und Datenschutz normiert ein Umweltdaten-
verzeichnis, das von der Landesregierung zu erstellen ist. Das Verzeichnis hat An-
gaben über die Art und den räumlichen und zeitlichen Bezug der Umweltdaten und 
die Stellen, bei denen diese Daten vorhanden sind, zu enthalten. 
Nach § 13 Stmk Gesetz über Einrichtungen zum Schutz der Umwelt hat die Landes-
regierung einen automationsunterstützten Umweltdatenkatalog einzurichten, wobei 
eine Vernetzung mit anderen Daten anzustreben ist. 
Im Kärntner Auskunftspflichtgesetz und im NÖ Auskunftsgesetz, die unter anderem 
den freien Zugang zu Umweltinformationen regelt, sind keine Verzeichnisse über 
Umweltdaten geregelt. 

4.2.5. Auskunfts- und Informationspflichten 
Die Auskunfts- und Informationspflicht wird durch den Bund und die Länder weitge-
hend ähnlich und insgesamt umfassend geregelt. So wird grundsätzlich in § 4 Um-
weltinformationsgesetz des Bundes das Recht auf freien Zugang zu Umweltdaten für 
jedermann verankert. Nach § 5 Abs. 4 haben Mitteilungen grundsätzlich unentgeltlich 
zu erfolgen. Kaufpreise oder Schutzgebühren für Publikationen bleiben davon unbe-
rührt. 
Die Mitteilungspflicht für Umweltdaten ist allerdings durch die §§ 6 und 7 Umweltin-
formationsgesetz des Bundes beschränkt, insbesondere wenn Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse berührt sind. Die Organe der Verwaltung können nach § 9 Um-
weltinformationsgesetz des Bundes Umweltdaten, über die sie im Bereich des Um-
weltschutzes verfügen und an denen die Öffentlichkeit ein Informationsinteresse hat, 
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in geeigneter Weise veröffentlichen, soweit Geheimhaltungspflichten nicht entgegen-
stehen. 
Den Intentionen der neuen Richtlinie entsprechend wird der freie Zugang zu Umwelt-
informationen nach § 4 des Entwurfes der UIG-Novelle 2004 erweitert. 

4.3. Abfallwirtschaft 
Ziel des Abfallwirtschaftsrechtes ist es, durch eine entsprechende Abfallbewirtschaf-
tung schädliche Einwirkungen auf Menschen, Tiere, Pflanzen und die natürliche Um-
welt so gering wie möglich zu halten. Das Abfallwirtschaftsgesetz des Bundes sowie 
die Abfallwirtschaftsgesetze der Länder enthalten unter anderem Bestimmungen ü-
ber Abfallwirtschaftspläne sowie über die Erhebung abfallwirtschaftsrelevanter Daten. 

4.3.1. Rechtliche Grundlagen 

Bundesgesetz 
• Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002)  

BGBl. I Nr. 102/2002 

Landesgesetze 
Die Abfallwirtschaftsgesetze behandeln im wesentlichen die Behandlung der nicht 
gefährlichen Abfälle, soweit der Bund seine Bedarfskompetenz nicht in Anspruch ge-
nommen hat. 
• Burgenländisches Abfallwirtschaftsgesetz  

LGBl. für das Bgld Nr. 10/1994 idF. 43/2001 
• Kärntner Abfallwirtschaftsordnung (AWO 2004)  

LGBl. für Ktn Nr. 17/2004 
• NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992  

LGBl. für NÖ Nr. 8240 
• Oö Abfallwirtschaftsgesetz  

LGBl. für Oö Nr. 86/1997 idF. 90/2001 
• Salzburger Abfallwirtschaftsgesetz  

LGBl. für Slbg Nr. 35/1999 idF. 53/2002 
• Steiermärkisches Abfallwirtschaftsgesetz  

LGBl. für die Stmk Nr. 5/1991 idF. 3/2003 
• Tiroler Abfallwirtschaftsgesetz  

LGBl. für Tirol Nr. 50/1990 idF. 44/2003 
• Vorarlberger Abfallgesetz  

LGBl. für Vlbg Nr. 58/1998 idF. 58/2001 
• Wiener Abfallwirtschaftsgesetz  

LGBl. für Wien Nr. 13/1994 idF. 49/2001 

4.3.2. Behörden 
Die Vollziehung des AWG 2002 erfolgt nach § 90 grundsätzlich durch die Bezirks-
verwaltungsbehörde und den Landeshauptmann. Soweit im AWG 2002 keine abwei-
chende Regelung getroffen wird, ist in erster Instanz die Bezirksverwaltungsbehörde 
und in zweiter Instanz der Landeshauptmann zuständig (mittelbare Bundesverwal-
tung). 
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Zur Vollziehung der Abfallwirtschaftsgesetze der Länder sind, soweit nichts Abwei-
chendes geregelt wird, in 1. Instanz die Bezirksverwaltungsbehörden und in 2. In-
stanz die Landesregierung berufen. Die Aufgrund der Abfallwirtschaftsgesetze den 
Gemeinden übertragenen Aufgaben sind solche des eigenen Wirkungsbereiches. 

4.3.3. Bestandserhebungen 
Nach § 8 Abs. 2 Z 1 AWG 2002 sind im Rahmen des Bundes-Abfallwirtschaftsplanes 
Bestandsaufnahmen der Situation der Abfallwirtschaft durchzuführen, deren Ergeb-
nisse in elektronischen Registern zu führen sind. Auch nach den Landes-
Abfallwirtschaftsgesetzen sind entsprechende Bestandsaufnahmen im Rahmen der 
Landes-Abfallwirtschaftspläne gesetzlich verankert. 
Auch die Landes-Abfallwirtschaftgesetze bestimmen überwiegend eine Erhebungs-
pflicht (im Rahmen der Erstellung von Abfallwirtschaftsplänen oder -konzepten). So 
hat beispielsweise die Bestandsaufnahme für das Abfallwirtschaftskonzept nach § 5 
Tiroler AWG insbesondere zu enthalten: die Arten und die Mengen der in Tirol anfal-
lenden Abfälle, die voraussehbare Entwicklung des Anfalls von Abfällen, die beste-
henden Möglichkeiten, Abfälle einer Verwertung zuzuführen, und die bestehenden 
Behandlungsanlagen und Deponien und deren Einzugsbereiche. 
Die Ktn AWO 2004 bestimmt in § 33 zusätzlich, dass die Landesregierung zur Schaf-
fung der Grundlagen für die Beurteilung des durch Schadstoffeintrag, Bodenabtrag 
und Verdichtung gegebenen Belastungsgrades und der möglichen Belastbarkeit 
landwirtschaftlicher Böden mit Schadstoffen im gesamten Landesgebiet Zustandsun-
tersuchungen von Böden zu veranlassen (Bodenzustandsinventur) sind. Die Ergeb-
nisse dieser Untersuchungen sind in einem Kärntner Bodenzustandskataster zu-
sammenzufassen, in den jedermann Einsicht nehmen darf. Zusätzlich ist nach § 34 
Ktn AWO 2004 durch die Landesregierung ein – ein für jedermann einsehbares – 
Klärschlammregister zu führen. 

4.3.4. Elektronisches Register 
Der Bundesminister für LFUW hat nach § 22 Abs. 1 AWG 2002 ein elektronisches 
Register für die abfallwirtschaftlichen Stammdaten der Abfallersterzeuger und der 
Abfallsammler und -behandler sowie der Behandlungsanlagen einzurichten und zu 
führen. Zusätzlich ist ein elektronisches Register der an die zuständige Behörde zu 
übermittelnden Daten einzurichten.  

4.3.5. Abfallwirtschaftspläne und -konzepte 
Zur Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des AWG 2002 hat gemäß § 8 Abs. 1 
AWG 2002 der Bundesminister für LFUW einen Bundes-Abfallwirtschaftsplan auf der 
Internetseite des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft zu veröffentlichen. Dieser Plan ist längstens alle fünf Jahre nach 
Anhörung derselben Einrichtungen fortzuschreiben. 
Der Bundes-Abfallwirtschaftsplan hat nach § 8 Abs. 2 AWG 2002 unter anderem eine 
Bestandsaufnahme der Situation der Abfallwirtschaft, die regionale Verteilung der 
Anlagen zur Beseitigung von Abfällen und die zur Erreichung der Vorgaben geplan-
ten Maßnahmen des Bundes zu umfassen. 
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Zur Umsetzung der Landes-Abfallwirtschaftsgesetze sehen die einzelnen Bundes-
länder einerseits die Erlassung von Landes-Abfallwirtschaftsplänen vor. Anderseits 
sind Abfallwirtschaftskonzepte zu erstellen. 
Die Landes-Abfallwirtschaftspläne werden in der Regel (zumindest bestimmte Teile) 
als Verordnungen der Landesregierung erlassen. Die Landes-Abfallwirtschaftspläne 
bestimmen ebenfalls Bestandsaufnahmen sowie planerische Festlegungen. So sind 
beispielsweise nach § 7 Bgld Abfallwirtschaftsgesetz Abfallbeseitigungsbereiche 
durch Festsetzung derjenigen Gemeinden einzurichten, für die jeweils ein gemein-
sames Abfallsammlungs- und Abfallbehandlungssystem zu erstellen ist. Die Fläche 
der Abfallumladestationen muss in Lageplänen parzellenscharf bezeichnet werden. 
Die Ktn Landesregierung hat gemäß § 4 Ktn AWO 2004 für das Land Kärnten ein 
Abfallwirtschaftskonzept zu erstellen und auf der Internetseite des Landes Kärnten 
zu veröffentlichen. Zusätzlich hat die Landesregierung gemäß § 36 Ktn AWO 2004 
als überörtliche Planungen mit Verordnung die Entsorgungsbereiche, die Art und die 
Anzahl der öffentlichen Behandlungsanlagen und die Art der in diesen Anlagen zu 
behandelnden Abfälle zu bestimmen. Auch nach § 4 NÖ, § 4 Stmk, § 5 Tiroler und § 
2 Wiener Abfallwirtschaftsgesetz sind Abfallwirtschaftskonzepte zu erstellen und fort-
zuschreiben. 
§ 4 Slbg AWG sieht wiederum die Erstellung von Abfallwirtschaftsplänen durch die 
Landesregierung vor, die – soweit dies zur Verwirklichung der Ziele und Grundsätze 
erforderlich ist – von der Landesregierung durch Verordnung für verbindlich zu erklä-
ren sind. 
Nach § 41 Oö AWG hat die Landesregierung durch Verordnung einen Abfallwirt-
schaftsplan zu erlassen. Die Bezirksabfallverbände und Städte mit eigenem Statut 
haben zusätzlich nach § 42 Oö AWG durch Verordnung regionale Abfallwirtschafts-
konzepte zu erlassen. 
Die Landesregierung hat in Vlbg nach § 14 Vlbg Abfallgesetz die Abfallbehandlung 
durch Verordnung (Abfallwirtschaftspläne) insoweit zu regeln, als dies erforderlich ist, 
um für das ganze Land eine geordnete Abfallbehandlung sicherzustellen. Die Pläne 
können für die verschiedenen Arten von Abfällen Festlegungen enthalten. 

Übersicht 25: Abfallwirtschaftliche Pläne 

Bund/Länder Gesetzliche Grundlage Abfallwirtschaftsplan 
Bund § 8 AWG 2002 Bundes-Abfallwirtschaftsplan 
Burgenland Abfallwirtschaftsgesetz Landes-Abfallwirtschaftsplan 
Kärnten Abfallwirtschaftsordnung Abfallwirtschaftskonzept 

Entsorgungsbereiche 
Bodenzustandsinventur 
Klärschlammregister 

Niederösterreich Abfallwirtschaftsgesetz Abfallwirtschaftskonzept 
Oberösterreich Abfallwirtschaftsgesetz Abfallwirtschaftsplan 

Regionale Abfallwirtschaftskonzepte 
Salzburg Abfallwirtschaftsgesetz Abfallwirtschaftspläne 
Steiermark Abfallwirtschaftsgesetz Abfallwirtschaftskonzept 
Tirol Abfallwirtschaftsgesetz Abfallwirtschaftskonzept 
Vorarlberg Abfallgesetz Abfallwirtschaftspläne 
Wien Abfallwirtschaftsgesetz Abfallwirtschaftskonzept 
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4.3.6. Auskunfts- und Informationspflichten  
Nach § 22 Abs. 4 AWG 2002 ist der Zugriff auf Name und Sitz der Abfallbesitzer und 
Adressen der Standorte und auf den Umfang der Berechtigung der Abfallsammler 
und -behandler jedermann einzuräumen. Grundsätzlich ist die Datenübermittlung in § 
87 AWG 2002 geregelt. 
Nach den Bestimmungen einiger Landes-Abfallwirtschaftsgesetze haben die Behör-
den die Öffentlichkeit über die erforderlichen Maßnahmen, die der Erreichung der 
Ziele und Grundsätze der Abfallwirtschaft dienen, laufend zu informieren und zu be-
raten. Darüber hinaus enthalten die Landes-AWG teilweise Sonderbestimmungen 
hinsichtlich Informationsverpflichtungen. So sind nach § 65 Ktn AWO 2004 die Lan-
desregierung, die Abfallwirtschaftsverbände und die Gemeinden berechtigt, Daten zu 
ermitteln und automationsunterstützt zu verarbeiten sowie sich wechselseitig zu ü-
bermitteln. Im Übrigen ist in Ktn die Übermittlung von Daten zulässig, wenn bundes- 
oder landesgesetzliche Vorschriften dies vorsehen. 
In Slbg hat nach § 9 Slbg AWG die Landesregierung Daten, die ihr auf Grund des 
AWG gemeldet werden oder sonst zur Verfügung stehen, automationsunterstützt zu 
erfassen und zu verarbeiten. Die erfassten Daten dürfen ausschließlich für Zwecke 
der abfallwirtschaftlichen Planung, der Erfüllung von Berichtspflichten sowie im Rah-
men von behördlichen Verfahren und Maßnahmen verwendet oder verarbeitet wer-
den. 

4.4. Bodenreform und Flurverfassung 
Zu Verbesserung der Agrarstruktur und um eine sinnvolle Nutzung der landwirt-
schaftlichen Bodens zu ermöglichen, kann eine Zusammenlegung bzw. Neuordnung 
der landwirtschaftlichen Grundstücke vorgeschrieben werden. Als planerische Maß-
nahmen sind vor allem eine Vielzahl von Plänen rechtlich normiert, durch welche die 
relevanten Grundstücke und die entsprechenden Nutzungsrechte erfasst und in der 
Folge verändert werden. Einzelne Länder bestimmen zusätzlich für Almen Vorschrif-
ten. 

4.4.1. Rechtliche Grundlagen 
Die Bodenreform ist nach Art 12 Abs. 1 Z 3 B-VG Bundessache hinsichtlich der Ge-
setzgebung über die Grundsätze und Landessache, was die Erlassung der Ausfüh-
rungsgesetze und die Vollziehung betrifft. 

Bundesgesetz 
• Flurverfassungs-Grundsatzgesetz (FvGG)  

BGBl. Nr. 103/1951 idF. BGBl. I Nr. 39/2000 
• Agrarverfahrensgesetz  

BGBl. Nr. 173/1950 idF. BGBl. I Nr. 57/2002 

Landesgesetze 
Die Länder haben den Flurverfassungs-Landesgesetzen zusätzliche Gesetze und 
Verordnungen erlassen, die im Zusammenhang mit der Bodenreform stehen. 
• Bgld Flurverfassungs-Landesgesetz  

LGBl. für das Bgld Nr. 40/1970 idF. 61/2003 
• Ktn Almschutzgesetz (FLG)  

LGBl. für Ktn Nr. 63/1923 
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• Ktn Flurverfassungs-Landesgesetz (FLG)  
LGBl. für Ktn Nr. 64/1979 idF. 10/2003 

• NÖ Flurverfassungs-Landesgesetz (FLG)  
LGBl. für NÖ Nr. 6650-5 

• Oö Gesetz über das landwirtschaftliche Siedlungswesen  
LGBl. für Oö Nr. 29/1970 idF. 29/1995 

• Oö Alm- und Kulturflächenschutzgesetz  
LGBl. für Oö Nr. 79/1999 idF. 29/1995 

• Oö Flurverfassungs-Landesgesetz (FLG)  
LGBl. für Oö Nr. 73/1979 idF. 86/2001 

• Slbg Flurverfassungs-Landesgesetz (FLG)  
LGBl. für Slbg Nr. 1/1973 idF. 58/2003 

• Stmk Zusammenlegungsgesetz  
LGBl. für die Stmk Nr. 82/1982 idF. 78/2001 

• Tiroler Almschutzgesetz  
LGBl. für Tirol Nr. 49/1987 idF. 48/1998 

• Tiroler Flurverfassungslandesgesetz (FLG)  
LGBl. für Tirol Nr. 77/1998 idF. 55/2001 

• Vlbg Flurverfassungsgesetz  
LGBl. für Vlbg 2/1979 idF. 29/2002 

4.4.2. Behörden 
Behörden in Angelegenheiten der Bodenreform sind nach § 1 Abs. 1 Agrarverfah-
rensgesetz insbesondere Agrarbezirksbehörden, Ämter der Landesregierungen und 
Agrarsenate. Im Bgld wurde von der Einrichtung von Agrarbezirksbehörden abgese-
hen. 

4.4.3. Agrargemeinschaftliche Grundstücke 
Durch die Flurverfassungsgesetze wird unter anderem eine Legaldefinition bezüglich 
agrargemeinschaftlichen Grundstücken gegeben. Demzufolge sind agrargemein-
schaftliche Grundstücke im Sinne des FvGG jene, 
• bezüglich deren zwischen bestandenen Obrigkeiten und Gemeinden (Ortschaften) oder ehemali-

gen Untertanen sowie zwischen zwei oder mehreren Gemeinden (Ortschaften) gemeinschaftliche 
Besitz- und Benutzungsrechte bestehen oder 

• welche von allen oder von gewissen Mitgliedern einer Gemeinde (Ortschaft), einer oder mehrerer 
Gemeindeabteilungen (Ortsteile), Nachbarschaften oder ähnlicher agrarischer Gemeinschaften 
kraft ihrer persönlichen oder mit einem Besitz verbundenen Mitgliedschaft oder von den Mitbe-
rechtigten an Wechsel- oder Wandelgründen gemeinschaftlich oder wechselweise benutzt wer-
den. 

Die Agrarbehörden haben gemäß § 17 Abs. 1 FvGG festzustellen, welche Liegen-
schaften agrargemeinschaftliche Liegenschaften sind. Diese Liegenschaften sind auf 
Ersuchen der Agrarbehörde in den öffentlichen Büchern als solche zu bezeichnen. 
Ist die Mitgliedschaft an das Eigentum bestimmter Liegenschaften (Stammsitzliegen-
schaften) gebunden, ist dieser Umstand bei den Stammsitzliegenschaften ersichtlich 
zu machen. 

4.4.4. Almen 
Teilweise werden in den Landesgesetzen Almen besonders definiert (und geschützt). 
So sind nach § 3 Ktn Almschutzgesetz als Almen sind jene Höhenflächen anzuse-
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hen, welche sich nach ihrer Lage und allgemeinen Beschaffenheit zur Almwirtschaft 
eignen, ohne Unterschied, ob sie im Grundsteuerkataster als Almen eingetragen sind 
oder nicht. 
Nach § 2 Oö Alm- und Kulturflächenschutzgesetz sind Almen die in den alpinen Re-
gionen der Bezirke Gmunden, Kirchdorf an der Krems, Steyr-Land und Vöcklabruck 
gelegenen Grundflächen, die sich wegen ihrer Entfernung zum Heimgut und zur 
Siedlungszone und wegen ihrer Höhenlage und der dadurch verkürzten Vegetations-
periode zur weidewirtschaftlichen Nutzung eignen. 
Die Agrarbehörde hat nach § 6 Oö Alm- und Kulturflächenschutzgesetz ein Ver-
zeichnis der Almen (Almbuch) zuführen. Nach § 1 Slbg Almbuch-Verordnung ist das 
Almbuch ist beim Amt der Landesregierung einzurichten und zu führen. Es dient der 
Übersicht des Bestandes und der Bewirtschaftung der Almen in Salzburg. Nach § 6 T 
Almschutzgesetz hat die Behörde (Amt der Landesregierung) hat ein Verzeichnis der 
Almen (Almbuch) zuführen. 
Nach § 3 T Almschutzgesetz hat die Behörde mit Bescheid festzustellen, ob eine Alm 
vorliegt oder ob eine Grundfläche, ein Gebäude oder eine andere Anlage Bestandteil 
einer Alm ist, wenn eine solche Feststellung im Interesse des Antragstellers oder im 
öffentlichen Interesse gelegen ist. 

4.4.5. Zusammenlegungsgebiet und -plan 
Um die Ziele des FvGG bzw. der FLG zu erreichen, sind Zusammenlegungsgebiete 
nach § 2 FvGG abzugrenzen, in dem alle im Zusammenlegungsgebiet liegenden 
Grundstücke enthalten sind. Nach § 10 FvGG ist das Verfahren von Amts wegen mit 
Verordnung einzuleiten, wobei in der Verordnung das Zusammenlegungsgebiet fest-
zulegen ist. 
Über das Ergebnis der Zusammenlegung ist nach § 10 Abs. 4 FvGG sowie nach den 
entsprechenden Landesgesetzen ein Bescheid (Zusammenlegungsplan) zu erlas-
sen. Darin können zur Sicherung des Zusammenlegungserfolges in Ansehung der 
Grundabfindungen, Veräußerungs- und Belastungsverbote, Vorkaufs-, Wiederkaufs- 
und Rückverkaufsrechte begründet werden.  
Die Bewertung der Grundstücke hat beispielsweise nach § 12 Bgld oder § 19 Ktn 
FLG auf Grund übereinstimmender, den tatsächlichen Verhältnissen entsprechender 
Erklärungen der Parteien oder im Wege der Ermittlung durch die Agrarbehörde zu 
erfolgen. Über die Ergebnisse der Bewertung ist ein Bescheid (Bewertungsplan) zu 
erlassen. Dieser besteht aus: 
• einer planlichen Darstellung (Bewertungsmappe) 
• einer Zusammenstellung der Bewertungsgrundlagen 
• einer nach Eigentümern geordneten Zusammenstellung der der Zusammenlegung unterzogenen 

Grundstücke. 

Treten beispielsweise nach § 15 Bgld FLG Wertänderungen durch Elementarereig-
nisse nach der Bewertung, jedoch vor Übernahme der Abfindung ein, so ist für die 
betreffenden Grundstücke von Amts wegen eine Neubewertung durchzuführen. Das 
Ergebnis der Neubewertung ist nach § 20 Stmk Zusammenlegungsgesetz in einem 
den Bewertungsplan abändernden Bescheid (Neubewertungsplan) zusammenzufas-
sen. 
Darüber hinaus ist nach § 85 Bgld oder § 85 Oö FLG ein Regelungsplan zu erlassen, 
der insbesondere zu enthalten hat: 
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• die Beschreibung der zum Regelungsgebiet gehörenden Grundstücke unter Anführung der 
Grundstücksnummern, der Benützungsart, der Zahlen der Grundbuchseinlagen und der Katas-
terausmaße; 

• das Verzeichnis der Parteien und der Anteilsrechte; 
• die Feststellung der nachhaltigen Ertragsfähigkeit  
• Wirtschaftspläne  

Auch nach § 88 Ktn FLG ist ein Regelungsplan zu verfassen. Dieser besteht aus der 
Haupturkunde, dem Wirtschaftsplan (der Wirtschaftseinteilung), einer planlichen Dar-
stellung des Gebietes und gegebenenfalls den Verwaltungssatzungen. 
Nach Absteckung der neuen Flureinteilung in der Natur ist nach § 51 Bgld oder § 61 
Oö Flurverfassungs-Landesgesetz über das Ergebnis der Teilung ein Bescheid (Tei-
lungsplan) zu erlassen. Auf Grundlage der Abfindungsberechnung und des Abfin-
dungsausweises ist gemäß § 81 Ktn Flurverfassungs-Landesgesetz die neue Flurein-
teilung in einem den Einzelteilungsplan enthaltenden Bescheid festzulegen, in der 
Natur abzustecken und vorläufig zu vermarken. 
Spezielle Bestimmungen enthalten (einige) Landesgesetze für die Zusammenlegung 
von Waldgrundstücken, Weide- Almgrundstücken oder Weinbaufluren. Bei Regelun-
gen, die Waldgründe betreffen, ist nach § 85 Bgld, § 90 Ktn, § 83 Oö Flurverfas-
sungs-Landesgesetz oder § 74 Vlbg Flurverfassungsgesetz von der Agrarbehörde 
ein Wirtschaftsplan für den betreffenden Wald aufzustellen (Waldwirtschaftsplan). 
Dieser besteht In Vlbg aus dem Einrichtungsplan und der Waldordnung samt den 
erforderlichen Karten. Der Einrichtungsplan besteht nach § 74 Vlbg Flurverfassungs-
gesetz wiederum aus 
• der allgemeinen Gebietsbeschreibung,  
• der Bestandsbeschreibung mit der Altersklassentabelle und  
• dem Hiebsplan,  
• dem Aufforstungsplan und 
• dem Nebennutzungsplan. 

Bei Regelungen, die Weidegemeinschaften betreffen, bei denen ein gemeinsamer 
Viehauftrieb erfolgt, ist nach § 86 ein Weidewirtschaftsplan zu erlassen. Bei Regulie-
rungen, die agrargemeinschaftliche Almen und Weiden betreffen, ist nach § 84 Oö 
LFG ebenfalls ein Wirtschaftsplan aufzustellen. 
Bei Regulierungen von gemeinschaftlichen Alpen oder Weiden (Gemeindegutsalpen 
oder -weiden) in Tirol besteht gemäß § 67 Tiroler FLG oder § 75 Vlbg Flurverfas-
sungsgesetz der Wirtschaftsplan aus dem Weideeinrichtungsplan und der Weideord-
nung samt dem erforderlichen Lageplan. 
Auf eine Weingärtenzusammenlegung finden die Bestimmungen des Stmk Zusam-
menlegungsgesetzes Anwendung, wobei unter Weingarten eine Grundfläche ver-
standen wird im Ausmaß von über 100 m2, die zur Erzeugung von Kelter und Tafel-
trauben (Ertragsweingarten) oder zur Erzeugung von Unterlagsreben (Schnittwein-
garten) mit mindestens einer Weinrebe pro 6 m2 bepflanzt ist. 
An Stelle eines Zusammenlegungsverfahrens kann nach § 49 FvGG ein Flurbereini-
gungsverfahren durchgeführt werden, wenn dadurch  
• die Besitz-, Benützungs- oder Bewirtschaftungsverhältnisse in einem kleineren Gebiet oder bei 

einer kleineren Anzahl land- oder forstwirtschaftlicher Betriebe oder lediglich durch einzelne 
Maßnahmen verbessert oder neu gestaltet werden oder 
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• eine zweckmäßige Zwischenlösung bis zur späteren Durchführung eines Zusammenlegungsver-
fahrens erreicht wird. 

Über das Ergebnis der Flurbereinigung ist gemäß § 50 FvGG ein Bescheid (Flurbe-
reinigungsplan) zu erlassen. 
Nach § 15a Slbg FLG hat bei der Neuordnung des Zusammenlegungsgebietes die 
Agrarbehörde unter Einbeziehung der mit den Angelegenheiten des Naturschutzes 
betrauten Abteilung des Amtes der Landesregierung für das Zusammenlegungsge-
biet einen landschaftspflegerischen Begleitplan zu erstellen. 

4.4.6. Siedlungsgemeinschaften 
Mehrere Personen können nach § 6 Oö Gesetz über das landwirtschaftliche Sied-
lungswesen mit Bescheid zu einer Siedlungsgemeinschaft zusammengefasst wer-
den, wenn zur erfolgreichen Durchführung eines Siedlungsverfahrens di Vereinigung 
der persönlichen und wirtschaftlichen Kräfte der einzelnen Siedler erforderlich ist. 
Soweit dies zur Sicherung des durch ein Siedlungsverfahren herbeigeführten Erfol-
ges notwendig ist, hat die Behörde bescheidmäßig Veräußerungs- und Belastungs-
verbote oder Wiederkaufs- oder Vorkaufsrechte zugunsten von Siedlungsträgern zu 
verfügen. Solche Verfügungen sind für längstens fünfzehn Jahre, gerechnet vom 
Zeitpunkt der Rechtskraft festzusetzen und im Grundbuch einzutragen. 

4.4.7. Informations- und Auskunftspflicht 
Die Informations- und Auskunftspflichten sind lediglich teilweise geregelt. Der Eintritt 
der Rechtskraft der Bescheide über die Einleitung und den Abschluss von Flurberei-
nigungs-, Teilungs- und Regelungsverfahren sowie über die nachträgliche Einbezie-
hung oder Ausscheidung von Grundstücken ist nach § 101 Bgld Flurverfassungs-
Landesgesetz im Landesamtsblatt zu veröffentlichen und an der Amtstafel der Agrar-
behörde und in jenen Gemeinden, in denen die Grundstücke liegen, auf die sich das 
Verfahren bezieht, durch zwei Wochen öffentlich bekannt zumachen. 
Die Agrarbehörde hat nach § Oö 101 LFG rechtskräftige Entscheidungen in Angele-
genheiten, in denen sie gemäß § 102 Abs. 1 zuständig ist und die sonst in den Wir-
kungsbereich einer anderen Verwaltungsbehörde gehören, dieser Verwaltungsbe-
hörde bekannt zugeben. 
In das Oö Almbuch können gemäß § 7 Oö Alm- und Kulturflächenschutzgesetz alle 
Personen Einsicht nehmen. Sie können sich davon an Ort und Stelle Abschriften 
selbst anfertigen oder nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten 
auf ihre Kosten Kopien anfertigen lassen. 

4.4.8. Adressaten 
Die Bestimmungen in den einzelnen LFG richten sich vor allem auch an die Gerichte 
und die Grundbücher. Dementsprechend sind die Einleitung und der Abschluss eines 
Zusammenlegungs-, Flurbereinigungs-, Teilungs- oder Regulierungsverfahrens so-
wie die Einstellung eines Zusammenlegungsverfahrens den zuständigen Grund-
buchsgerichten, Bezirksverwaltungsbehörden, Vermessungsämtern und dem Bun-
desamt für Eich- und Vermessungswesen, Katasterdienststelle für agrarische Opera-
tionen in Linz, mitzuteilen. 
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4.5. Bundes- und Landesstraßen 
Die Planung, der Bau und die Erhaltung von Straßen sind zentrale raumprägende 
Faktoren, die nach ihrer funktionellen Unterscheidung bezüglich ihrer Bedeutung (für 
den Durchzugsverkehr) unterschiedliche Geodaten darstellen. Wesentliche planeri-
sche Festlegungen sind die jeweiligen Kategorien von Bundes- und Landesstraßen 
sowie allfällige Schutzbereiche und besondere Planungsgebiete (mit der Rechtswir-
kung einer Bausperre). In der Regel sind darüber hinaus Verzeichnisse der Straßen 
gesetzlich vorgeschrieben. 

4.5.1. Rechtliche Grundlagen 

Bundesebene 
• Bundestrassengesetz  

BGBl. Nr. 286/1971 idF. BGBl. I Nr. 95/204 
• Bundesstraßen-Übernahmegesetz 

Landesebene 
• Burgenländisches Straßenverwaltungsgesetz  

LGBl. für Bgld Nr. 43/1927 
• Kärntner Straßengesetz  

LGBl. für Ktn Nr. 72/1991 idF. 10/2004 
• NÖ Straßengesetz  

LGBl. für NÖ Nr. 8500-1 
• Oö Straßengesetz  

LGBl. für Oö Nr. 84/1991 idF. 44/2002 
• Salzburger Landesstraßengesetz  

LGBl. für Slbg Nr. 119/1972 idF. 88/2002 
• Steiermärkisches Lands-Straßenverwaltungsgesetz  

LGBl. für die Stmk. Nr. 154/1964 idF. 89/2002 
• Tiroler Straßengesetz  

LGBl. für Tirol Nr. 13/1989 idF. 3/2004 
• Vlbg Gesetz über Bau und Erhaltung öffentlicher Straßen sowie über die Wegefreiheit  

LGBl. für Vlbg Nr. 8/1969 idF. 3/2003 
• Wiener Stadtentwicklungs-, Stadtplanungs- und Baugesetzbuch (Bauordnung für Wien)  

LGBl. für Wien Nr.11/30, 12/30 idF. 33/04 
• Verordnung über die Feststellung der Haupt- und Nebenstraßen  

LGBl. für Wien Nr. 22/2002 

4.5.2. Behörden 
Bei Bunds-, Landes- oder Gemeindestraßen ist jeweils zwischen privatwirtschaftli-
chen Maßnahmen der Gebietskörperschaften, wie der Bau und die Erhaltung von 
Straßen, sowie hoheitlichen Aufgaben (z.B. die Planung von Straßen und die ver-
bindliche Festlegung von Straßentrassen) zu unterscheiden. Insgesamt erfolgt die 
Rechtsverwirklichung im Straßenwesen durch ein Zusammenwirken von hoheitlichen 
Akten der Straßenrechtsbehörde mit Maßnahmen der Privatwirtschaftsverwaltung. 
Das BStG unterscheidet zwischen der „Behörde“ (Träger von Hoheitsrechten) und 
der „Bundestrassenverwaltung“, die Trägerin von Privatrechten ist. Die straßenbe-
hördliche Vollziehung der Bundesstraßen ist in mittelbarer Bundesverwaltung zu be-
sorgen. Die Straßenverwaltung erfolgt am gesamten hochrangigen Straßennetz 
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durch die ASFINAG, welche mit der operativen Ausführung von Bau und Erhaltung 
entweder ihre Tochtergesellschaften oder die Bundesländer betraut hat. 
Auch für alle übrigen Straßen, Landesstraßen im Sinne des Art. 15 B-VG, erfolgt die 
Rechtsverwirklichung ebenfalls durch ein Zusammenspiel von Hoheits- und Privat-
wirtschaftsverwaltung. Die hoheitliche Vollziehung erfolgt in unmittelbarer Landes-
verwaltung. „Straßenverwaltung“ ist entweder das Land oder die Gemeinde. 
Angelegenheiten der Gemeindestraßen sind vielfach solche des eigenen Wirkungs-
bereichs der Gemeinden. 

4.5.3. Bundestrassen 
Bundesstraßen werden nach § 2 BStG in Bundesautobahnen (Bundestrassen A) und 
Bundesschnellstraßen (Bundestrassen S) eingeteilt. Die ehemaligen Bundesstraßen 
B sind nunmehr durch das Bundesstraßen-Übernahmegesetz 2002 in der Kompe-
tenz der Länder.  
Die Erklärung zu Bundesstraßen erfolgt durch ein Straßenverzeichnis, in dem be-
stimmte Relationen fixiert sind. Der Bundesminister für VIT hat nach § 1 Abs. 1 BStG 
die nähere Beschreibung der Strecke der in den Verzeichnissen enthaltenen Bun-
desstraßen durch Verordnung festzulegen. Diese Verordnung hat den Hinweis auf 
Planunterlagen zu enthalten, welche beim Bundesministerium für VIT und beim Amt 
der Landesregierung des jeweiligen Landes zur Einsicht aufliegen. 
Nach Aufnahme einer Bundesstraße in die Verzeichnisse des BStG hat der Bundes-
minister für VIT den Verlauf mit Verordnung zu bestimmen. Vor dem Bau einer neuen 
Bundesstraße und vor der Umlegung von Teilen einer bestehenden Bundesstraße 
hat der Bundesminister für VIT gemäß § 4 BStG die jeweilige Straßenachse durch 
Verordnung zu bestimmen. Nach der Bestimmung des Straßenverlaufes dürfen nach 
§ 15 Abs. 1 BStG auf den von der künftigen Straßentrasse betroffenen Grund-
stücksteilen (Bundesstraßenbaugebiet) Neu-, Zu- und Umbauten nicht vorgenommen 
und Anlagen jeder Art weder errichtet noch geändert werden. 
Der Bundesminister für VIT hat die Straßenachse in erster Linie unter Bedachnahme 
auf technische Erfordernisse, die Wirtschaftlichkeit des Bauvorhabens und die Um-
weltverträglichkeit festzulegen. Durch die Umsetzung der UVP-Richtlinie wurden die 
bei der Verordnungserlassung zu berücksichtigenden Kriterien erheblich zugunsten 
des Umweltschutzes verdichtet. Darüber hinaus wurde der Kreis der im Verord-
nungsverfahren anzuhörenden Personen erweitert und das Verfahren stärker ver-
rechtlicht. 

Bundesstraßenplanungsgebiet 
Zur Sicherung des Baues einer in den Verzeichnissen aufgenommenen Bundesstra-
ße kann gemäß § 14 Abs. 1 BStG der Bundesminister für VIT - auch vor Bestimmung 
des Straßenverlaufes - das in einem Lageplan bezeichnete Gelände, das für die spä-
tere Führung der Bundesstraße in Betracht kommt, durch Verordnung zum Bundes-
straßenplanungsgebiet erklären. Die Verordnung bewirkt eine Bausperre von fünf 
Jahren. 

Schutzzonen an Bundesstraßen 
In einer Entfernung bis 40 m beiderseits der Bundesautobahnen dürfen nach § 21 
Abs. 1 BStG Neu-, Zu- und Umbauten nicht vorgenommen sowie Einfriedungen nicht 
angelegt werden. Der Bund kann auf Antrag Ausnahmen zustimmen. 
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Auf Bundesschnellstraßen sowie Zu- und Abfahrtsstraßen der Bundesautobahnen 
und Bundesschnellstraßen gilt eine Entfernung von 25 m. 
Die Breite der Schutzzonen ist vom äußeren Rand des Straßengrabens bzw. von der 
äußeren Begrenzungslinie der Straßenbankette zu messen. Der Bundesminister für 
VIT wird ermächtigt, die Entfernungen bei Bundesstraßenabschnitten im dicht besie-
delten Gebiet oder im Gebirge auf ein den örtlichen Verhältnissen entsprechendes 
Ausmaß zu verringern. 
Akustische Werbungen und Vorrichtungen zur Abgabe akustischer Ankündigungen 
dürfen nach § 25 Abs. 1 BStG in einer Entfernung von 100 m entlang der Bundes-
straßen nicht errichtet werden. 

4.5.4. Landesstraßen 
Landesstraßen werden in den einzelnen Landesgesetzen unterschiedlich unterglie-
dert. Gemeinsame Straßentypen sind in der Regel: 
• Landesstraßen 
• Gemeindestraßen, 
• öffentliche Interessentenstraßen 

Lediglich Wien sieht mit der Dreiteilung Hauptstraßen A und B sowie Nebenstraßen 
eine andere Gliederung vor. Darüber hinaus sehen die einzelnen Landesgesetze zu-
sätzliche bzw. ergänzende Straßentypen vor. In Slbg sind ausdrücklich unter der Be-
zeichnung "Straßen" jeweils auch Wege mitverstanden (vgl. § 1 Abs. 2 Slbg Stra-
ßengesetz). Nach § 7 Abs. 2 Stmk Land-Straßenverwaltungsgesetz bilden besonders 
angelegte Radfahrwege, sofern sie neben einer Straße laufen, in der Regel einen 
Bestandteil der betreffenden Straße. 
Die Landesstraßen werden beispielweise nach § 17 Slbg Landesstraßengesetz in 
Landesstraßen I. und II. Ordnung eingeteilt. Landesstraßen I. Ordnung sind Straßen, 
die für den Verkehr oder die Wirtschaft des Landes oder größere Teile desselben von 
besonderer Bedeutung sind. Alle übrigen Landesstraßen und -wege sind Landes-
straßen II. Ordnung. Der Bau neuer Landesstraßen, die Übernahme von Straßen als 
Landesstraßen sowie die Umwandlungen einer Landesstraße I. Ordnung in eine sol-
che II. Ordnung und umgekehrt erfolgt in Slbg durch Landesgesetz. Nach § 8 Oö 
Straßengesetz sind Landesstraßen solche Straßen, die durch Verordnung der Lan-
desregierung gewidmet sind. Landesstraßen werden nach § 12 Abs. 1 Ktn Straßen-
gesetz durch Verordnung der Landesregierung kategorisiert und sind in der Anlage 
dargestellt. 
Die Erklärung einer Straße zur Gemeindestraße erfolgt in der Regel durch Verord-
nung der Gemeinde. 
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Übersicht 26: Bundes- und Landesstraßen 

Bund/Länder Gesetzliche Grundlage Straßen 
Bund Bundesstraßengesetz Bundesautobahnen 

Bundesschnellstraßen 
Burgenland Straßenverwaltungsgesetz Landesstraßen 

Bezirksstraßen 
Eisenbahnzufahrtsstraßen 
Gemeindestraßen und -wege 
öffentliche Interessentenwege (Ort-
schafts- und Einschichtswege). 

Kärnten Straßengesetz Landesstraßen 
Bezirksstraßen 
Eisenbahnzufahrtsstraßen 
Gemeindestraßen 
Ortschaftswege 
Verbindungswege 

Niederösterreich Straßengesetz Landesstraßen 
Gemeindestraßen 
Naturstraßen 
Privatstraßen mit Öffentlichkeitscha-
rakter 

Oberösterreich Straßengesetz Landesstraßen 
Gemeindestraßen 
Güterwege 
Radwege 

Salzburg Landesstraßengesetz Landesstraßen 
Gemeindestraßen, 
öffentliche Interessentenstraßen und 
dem öffentlichen Verkehr dienende 
Privatstraßen 

Steiermark Landes-Straßenverwaltungsgesetz Landesstraßen 
Eisenbahn-Zufahrtsstraßen 
Konkurrenzstraßen 
Gemeindestraßen 
Öffentliche Interessentenwege 

Tirol Straßengesetz Landesstraßen 
Gemeindestraßen 
öffentliche Interessentenstraßen 
öffentliche Privatstraßen 

Vorarlberg Gesetz über Bau und Erhaltung öffentlicher 
Straßen sowie über die Wegefreiheit 

Landesstraßen 
Gemeindestraßen 
Genossenschaftsstraßen 
öffentliche Privatstraßen 

Wien Verordnung über die Feststellung der 
Haupt- und Nebenstraßen 

Hauptstraßen A 
Hauptstraßen B 
Nebenstraßen 
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Straßenverzeichnis 
Der jeweilige Stand der Landesstraßen wird in einigen Bundesländern (vgl. § 18 Slbg 
Landesstraßengesetz) in einem Verzeichnis zusammengefasst, das von der Landes-
regierung im Landesgesetzblatt kundzumachen ist. In der Stmk haben die Straßen-
verwaltungen über die in ihrer Verwaltung stehenden Straßen Verzeichnisse zu füh-
ren. Die Erklärung einer Straße zur Landesstraße erfolgt nach § 8 Abs. 1 Tiroler 
Straßengesetz durch ihre Aufnahme in das Landesstraßenverzeichnis. In Oö hat das 
Land hat ein Verzeichnis der Verkehrsflächen des Landes und jede Gemeinde ein 
Verzeichnis ihrer Verkehrsflächen zu führen. 

Straßenplanungsgebiete und Bausperren 
Die Straßengesetze einzelner Bundesländer enthalten die Möglichkeit zur Festle-
gung von Straßenplanungsgebieten. So kann in Slbg zur Sicherung des Baues oder 
der Umlegung einer Landesstraße die Landesregierung in Gemeinden, in denen kein 
Flächenwidmungsplan aufgestellt ist, das Gebiet, das für die spätere Führung der 
Landesstraße in Betracht kommt, durch Verordnung zum Landesstraßenplanungs-
gebiet erklären. Zur Sicherung des Neubaues, der Umlegung und des Umbaues von 
Verkehrsflächen des Landes kann auch die Stmk Landesregierung bestimmte Grund-
flächen, die für den Straßenbau in Betracht kommen, durch Verordnung zum Stra-
ßenplanungsgebiet erklären. 
^^Zur Sicherung des Baues einer Landesstraße darf die NÖ Landesregierung nach § 
5a NÖ Straßengesetz das in einem Lageplan dargestellte Gebiet, das für die spätere 
Führung der Landesstraße in Betracht kommt, durch Verordnung zum Landesstra-
ßenplanungsgebiet erklären. 
Um die Freihaltung der für die Herstellung einer Landesstraße auf Grund des von der 
Landesregierung genehmigten Vorentwurfes notwendigen Grundflächen zu sichern, 
kann die Landesregierung nach § 41 Ktn Straßengesetz durch Verordnung bestim-
men, dass für einen Zeitraum von fünf Jahren Neu-, Zu-, Auf-, Um- und Einbauten 
ohne Zustimmung der Landesregierung nicht errichtet werden dürfen. Die fünfjährige 
Frist kann bei Vorliegen eines Detailprojektes um höchstens fünf Jahre verlängert 
werden. 
Zur Sicherung eines geplanten Neu- oder Ausbaues einer Straße hat die Behörde 
nach § 60 Tiroler Straßengesetz sowie nach § 42 Vlbg Straßengesetz für die vom 
Bauvorhaben betroffenen Grundflächen durch Verordnung eine Bausperre zu erlas-
sen. 

Schutzzonen an Landesstraßen 
Einzelne Straßengesetze der Länder sehen besondere Schutzbereiche entlang von 
Landesstraßen vor. So müssen nach § 49 Abs. 2 Tiroler Straßengesetz oberirdische 
bauliche Anlagen von Landesstraßen B auf den als Freilandstraßen geltenden Stre-
cken mindestens 10 m entfernt sein. Nach § 18 Abs. 1 Oö Straßengesetz dürfen – 
soweit der Bebauungsplan nichts anderes festlegt – Bauten und sonstige Anlagen an 
öffentlichen Straßen innerhalb eines Bereichs von acht Metern neben dem Straßen-
rand nur mit Zustimmung der Straßenverwaltung errichtet werden. 
Soweit im Verbauungsplan (Teilregulierung) nichts anderes bestimmt ist und soweit 
nicht geschlossene Bauweise besteht, dürfen an Landesstraßen in Vlbg innerhalb 
einer Entfernung von 6 m und an den übrigen öffentlichen Straßen innerhalb einer 
Entfernung von 4 m keine Bauwerke oder sonstigen Anlagen errichtet werden. 
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4.5.6. Informations- und Auskunftspflicht 
§ 4 BStG bestimmt, dass vor Erlassung der Trassenverordnung einerseits die berühr-
ten Länder und Gemeinden zu hören sind und andererseits ausreichende Planunter-
lagen über sechs Wochen in den berührten Gemeinden zur öffentlichen Einsicht auf-
zulegen sind. 
Der Straßenerhalter hat in Vlbg hat vor Baubeginn einer öffentlichen Straße im Ge-
meindeamt einen Lageplan über die beabsichtigte Führung der Straße im Maßstab 
von 1:500 oder 1:1000 mindestens einen Monat lang zur allgemeinen Einsicht aufzu-
legen.  
Der (geänderte) Verlauf von Landesstraßen ist in der Regel in den Landesgesetzblät-
tern zu verlautbaren. 
Nach § 9 Abs. 2 Oö Straßengesetz sind die Straßenverzeichnisse öffentlich. Es steht 
jedermann frei, in die Verzeichnisse einzusehen, davon an Ort und Stelle Abschriften 
selbst anzufertigen oder nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten 
auf seine Kosten Kopien anfertigen zu lassen. 
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